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Einleitung. 



Die Erforschung der (putschen Geschichte schreitet in neuerer 
Zeit an der Hand einer immer grossartiger sich gestaltenden 
Quellenkritik der Staufischen Periode zu. Die Herausgeher der 
Monumenta hahen das Ende der Salischen Periode mit der Publi- 
cation der Scriptores zum Theil erreicht, zum Theil (iberschritten, 
die Arbeiten des Archivs haben einige der wichtigsten Historiker 
der folgenden Zeit schon kritisch behandelt, und neben diesen 
Leistungen Perlz's und seiner Mitarbeiter hat Böhmer durch 
die neue Ausgabe der Regesten und die beiden letzten Bände 
der Fontes rerum Germanicarum von einer anderen Seile her 
schon unmittelbar in der betrefTenden Periode selbst Hand 
ans Werk gelegt. Ich brauche Jalf^'s Papstregesten, seine Mo- 
nographien über Lothar und Konrad, sowie AbeFs über Philipp 
und Otto nm* zu erwähnen, um das Bild jener mannigfaltigen 
Thätigkeit zu vervollständigen, die hier rastlos und unermüdlich 
weiter schreitet. Die Ordnung und die Glaubwürdigkeit der Facta, 
die Stellung und die Wirksamkeit einzelner Persönlichkeiten wird 
immer mehr der Gegenstand eingehender und zum Theil ent- 
scheidender Specialuntersuchungen. 

Auf der anderen Seite dringt, kann man sagen, die Rechts- 
geschichte auf diesen Boden von jenseits vor. Während die Kri- 
tik der Schriftsteller und Urkunden und jene mit ihr zusammen- 
hangenden Untersuchungen vom Uten in das 12te Jahrhundert 
vorgehen, wendet sich die Rechtsgeschichte von den Rechtsbüchern 
und Statuten aus dem ]3teu und 12ten Jahrhundert zur Erklärung 
der früheren Zeiten. Denn so wird man die Richtung jener Un- 
tersuchungen bezeichnen können, die auf dem (iebiet des canoni- 
^ sehen, des Lehn- und des Landrechts wie der Stadtrechte den Cha- 
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rakter der ursprünglichen Quellen und den Gang der Ueberlieferung 
darlegen. 

Schon durch diese Betrachtung werden wir auf den eigen- 
thümlichen C4iarakter des 12ten Jahrhunderts hingeleitet. 

Die Reihe grosser Geschichtschreiber, denen wir wesent- 
lich die Darstellung deif 9ten, lOlen und Uten Jahrhunderts 
verdanken, schliefst In der Mitte des 12ten mit Otto von Frei- 
singen und seinem Fortsetzer ab. Dagegen treten eine Fülle 
rechtlicher Aufzeichnungen zu Tage, zum Theil Sammlungen , zum 
Theil Originalarbeiten, von verschieden^ Umfang und Werth, aber 
alle zusammen Kennzeichen einer neuen literarischen Richtung. 
Die Geschichtschreiber waren alle geistlichen Standes, die Rechts-, 
aufzeichnungeu sind ohne Zweifel zum grossen Theil aus Laien- 
händen hervorgegangen. Wer die Schlussbetrachtung Lambert's 
von Hersfeld , die Gesammtanschauung Otto^s von Freisingen oder 
die leidenschaftliche Auffassung Burkhard's von ürsperg erwägt, 
wird nicht verkennen, dass die kirchliche Bildung durch ihre 
eigenen inneren Kämpfe die frühere Sicherheit historischer Be- 
trachtung verlor: die Laienbildung, wie sie in den grosseji 
Rechtsbüchern des 1 3ten Jahrhunderts namenthch hervortritt, zeigt 
in Sicilien wie in Sachsen und Dänemark, im Lehenrecht wie in 
den Stadtrechten eine innere Besonnenheit, Ruhe und Energie, 
die nur das Resultat einer alten und unerschülterten Cultur und 
wahrhaft grosser Charaktere sein konnte. 

Dieser Gegensatz ist für die Betrachtung unserer Geschichte 
von der grössten Wichtigkeit. Man hat neuerdings das Bild joner 
Zeiten geradezu umzukehren gesucht und „dem barbarischen 
Wesen der weltUchen Herrschaft" gegenüber bei der Kirche fast 
allein „Charakterfestigkeit, Ueberblick, Ordnung" gesehen. [Böh- 
mer Reg. 1198 — 1254. p. V.] Und diese Aeusserung fasst nur 
scharf und energisch zusammen, was eigentlich seit Eichhorn in 
anderen Wendungen immer von Neuem gegen die Politik der 
späteren Salier und namentlich der Staufen vorgebracht worden 
ist. Die neuere Geschichtschreibung folgt hier der älteren, 
gleichzeitigen in ihrer Stimmung : auch sie fühlt sich, wenn si(^ zu 
den Ereignissen des 12ten Jahrhunderts kommt, in ihren Er- 
wartungen getäuscht und vermisst den vernünftigen Zusanunen- 



hang zwischen den gegebenen Mitteln und den gestellten Auf- 
gaben. 

Die Italienische Politik der Slaufen ist von unseren Histori- 
kern als ein furchtbarer und unentschuldbarer Fehlgriff anerkannt. 
Von ihr wird die Vergeudung der nationalen Kraft, die falsche 
Richtung ihrer deutschen Verwaltung, Ihre verkehrte Stellung zu 
Fiirsten und Städten hergeleitet, unter dieser Gesammlanschau- 
ung arbeitet zum Theil die neuere Kritik weiter, sie bestimmt die 
Auffassung der einzelnen Thatsachen auch den Quellen* gegenüber. 

In einer Periode, wo die Aufzeichnungen der Zeitgenossen 
immer unzusammenhängender werden, streicht sie die Spuren 
eines grösseren Zusammenhanges, der dennoch zu Tage tritt, 
oder glaubt ihnen nicht weiter Bedeutung lassen zu dürfen, als 
eben die vereinzelte Angabe reicht. 

Ich spreche hier nicht von jener Richtung, die kirchlicher 
als die Kirche in einer Zeit ihrer innersten Verstimmung nur 
grossartige und energische Ueberzeugung findet, sondern jene 
positiven und negativen Behauptungen gehören der ernst und 
streng gezogenen historischen Kritik, die nach einer Arbeit von 
Jahrzehnten, über einer Fülle sicherer Resultate, diese und die 
erprobte Methode zur Geltung bringt. Die oben angedeuteten 
Debatten bewegten sich allein auf diesem Felde. Ficker und Abel's 
Entdeckungen über die grösseren Combinationen der Staufischen 
Politik wurden aus den Quellen belegt und aus den Quellen be- 
stritten. 

Halten wir diese Thatsache der historischen Forschung mit 
jener Richtung der rechtshistorischen Untersuchungen zusammen. 
Bei den letzteren erscheinen in derselben Zeit die Erkenntniss 
grosser, practischer Aufgaben, die Fähigkeit sie geistig zu be- 
wältigen, die allgemeine Empfänghchkeit für solche bewunderns- 
werthe Werke als die Grundzüge der damahgen Bildung. Dieses 
Bild wird gewonnen aus der eingehenden Betrachtung umfang- 
reicher und unbezweifelt echter Denkmäler. Die historische 
Kritik dagegen negirt in den Gesichtskreisen, deren Betrachtung 
sie zunächst zugewandt ist, für eben dieselbe Zeit das Dasein 
jenes schöpferischen, besonnenen und empfänglichen Geistes, in- 
dem sie und obwol sie zugestehen muss, dass die Geistlichkeit, 
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die sonst allein zeugte, jenen neuen Laienzeugen gegenüber 
von ihrer früheren Sicherheit und Klarheit kaum eine Spur be- 
wahrt hat. 

In diesem Gegensatz bewegt sich nothwendig die heutige 
Forschung über die Staufische Periode. Zunächst mag er ein 
äusserer erscheinen, abof bei einer näheren Betrachtung führt 
er doch nothwendig auf tiefer hegende Thatsachen. Man erledigt 
die Fragen, die sich hier aufdrängen, nicht einfach dadurch , dass 
man die kaiserHche Dynastie eines poHlischen IrrÜiums und die 
Fürsten des Egoismus anklagt. Das Verhältniss zwischen der 
Entwickelung der äusseren Macht und der der inneren Cultur hegt, 
wie es mir scheint, bei uns zum Theil wesentlich anders als bei 
allen übrigen Völkern der damahgen Periode. 

Schon bei der / Wahl Lothars IlL zum deutschen König 
sprach man in Frankreich mit patriotischem Stolz von der Erb- 
hchkeit der einheimischen Königsgewalt. Schon damals sehen 
wir Ludwig VL an der Spitze eines wirkhchen Landesaufgebots, 
unter dem Banner des heiligen Dionysius im Triumph aus einem 
deutschen Kriege heimgekehrt. Die Fürsten des ersten Kreuz- 
zugs verglichen die Reichlhümer des Byzantinischen Kaisers nicht 
mit denen des Deutschen, sondern mit denen des Königs von 
England. Und mit welchem Enthusiasmus bewundert Suger von 
St. Denys den Normannen Heinrich L als den grössten und glück- 
lichsten Administrator seiner Zeit. 

Das Waldemarische Dänemark steht endhch am Schluss des 
Jahrhunderts in seiner Vereinigung königlicher Gewalt und demo- 
kratischer Gemeinfreiheit, mit einem wolorganisirten und sieg- 
reichen Volksheer, einer Bauernflotle ohne Gleichen, einer glück- 
lich entwiciielten Steuer- und Gerichtsverfassung wie ein benei- 
denswerthes Vorbild Deutschland gegenüber. Hier liegt kein Jahr- 
hundert zwischen dem historischen Meisterwerke des Saxo Gram- 
maticus und den legislatorischen V^aldemar's H. , wie bei uns 
zwischen Ekkehard und Eike von Repgow. 

Wenn aber auch im Anfang dieses Jahrhunderts Heinrich V. 
vor Frankreich und am Ende desselben Otto IV. vor Dänemark 
zurückwich, so ist ipi Laufe desselben die deutsche Colonisalion 
schon weit über die Elbe gedrungen. Hier sind die Flandrischen 



Golonisten nicht wie in England, wohin sie Heinrich 1. rief, an 
der firänze von Wales, stehen geblieben, sondern mit und neben 
ihnen sind Sachsen, Franken und Friesen unaufhaltsam gegen 
Osten vorgeschritten. Mochte der Slave die Wirthschaft nach 
.^deutschem Recht" als die Unterdrückung seiner Nationalität ver- 
fluchen, in Brabant war die Verwaltung „more teulonico" das 

^^L;Ideal einer bäuerlichen Bevölkerung. 

^? Diese Thatsachen sprechen für sich. Sie bieten die ersten, 

: grössten und einfachsten Züge einer eigenthümlichen Cultur. Wir 
erkennen noch nicht den Zusammenhang aller dieser kleinen 
Kreise eines besonderen Rechts mit den grossen Intentionen einer - 
allgemeinen Pohtik. Im Westen fühlt man die Wolthat ihrer 
Cultur im Gegensatz zu den Verhältnissen der westhchen Nach- 
barn, im Osten dringen sie unaufhaltsam, productiv und neuge- 
staltend vor. 

Allerdings können wir diess Bild aus späteren Quellen ver- 
vollständigen. Ich meine nicht Schmeicheleien, die Aeneas Syl- 
viu/ etwa seinen deutschen Zeitgenossen über den Reichthum und 
die Blüthe ihrer Communen sagen zu müssen glaubte. In der 
Fülle bäuerhcher Weisthümer des 14ten und löten Jahrhunderts 
leuchtet immer noch ein, wenn auch später Abglanz jenes „mos 
teutonicus", jener humanen und verständigen Art früherer Zeiten. 

k Der „krachende leilach", auf den das Mal des Gerichtsherren 

W gestellt, wird, das Fischgericht oder das Huhn, das von des 
Herren Recht der Wöchnerin gelassen wird, der Kuchen am 
Weihnacht, der auch dem saumseligen Zinser bleibt, der Pfauen- 
pfeil und das Seidenkleid des Ritters im Forst sind noch Züge 
jenes gegenseitigen Wolbehagens und Wolergehens , die in 
Nithart's Liedern, anders zwar gefasst, uns lebendiger entgegen- 
treten. Denn, was dieser nicht sehen wollte und was er nicht 
Verspotten konnte, das ist das Gefühl des eigenen Rechts, die 
Nüchternheit eines engbegränzten , aber wolgeordneten Selfgo- 
vernments. Diese Scheu vor der allgemeinen Verpflichtung, die 
Zähigkeit und Genügsamkeit in einem engen, aber festbegränzten 
Kreis, im 14ten Jahrhundert und später eine eingerostete Schwäche, 
erscheint anders neben dem kaltblütigen Tact, mit dem der 
deutsche Bauer des 12ten und t3ten Jahrhunderts sich in der 
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Fremde so überraschend schnell eben so eng und sicher wie da- 
heim etabhrte. In diesem Licht wird jene Bornirtheit Ifaier 
später verkommenen Cullur zur selbstbewusslen Energie einer 
heilsamen Selbstbeschränkung. 

Auf diesen Grundzug des deutschen Geistes rechneten die 
Fürsten, die zuerst Ansiedler über die Elbe riefen, und die beiden 
grossen geistlichen Orden , von Cisterz und dem deutschen Hause^ 
die sie bis über die Weichsel führten. 

Dieser Trieb und Sinn der Selbstregiermg hat in unzähügen 
kleinen Kreisen das Recht seinen Bedürfnissen gemäss entwickelt 
•und festgestellt, er hat dann zum Theil diese üechtsbildungen 
zum Halt- und Bindemittel grösserer Verhältnisse gemacht, aber 
er hat auch neben den Weisthümern der Bauernschaft und den 
Rechtsbüchern der städtischen Oberhöfe Denkmäler geschaffen, 
in denen der Rechtsstand ganzer Stämme und Stände durch die 
sichere Hand eines Einzelnen festgestellt und auseinander gelegt 
wurde. 

So entschieden der Sachsenspiegel den Sonderbildungen Vier 
Hofrechte entgegentritt und so sehr er bemüht ist das Land- 
recht gegen sie in seinem grossen Zusammenhang zu sichern, so 
sind doch alle diese mannigfaltigen und entgegengesetzten Er- 
scheinungen nur Producte einer und derselben Gultur. Eben dass 
sie gerade so neben- und gegeneinander bestehen und wirken 
konnten , ist ihr eigenlhümhcher Charakterzug. Sie erklären und 
bedingen sich gegenseitig. 

Die Arbeiten Eike's von Repgow zeugen von der grossen Be- 
gabung des Verfassers, aber eben so sehr von dem Geiste des 
Jahrhunderts, das reich an Thaten eines practisch wirksamen 
Rechtslebens ihm voraus gegangen. 

So erscheint neben den grossen centrahsirenden und genera- 
lisirenden Gewalten Frankreichs, Englands und Dänemarks und 
zwischen ihren regierten und controllirten Communen eine eigen- 
thündich deutsche Welt mannigfaltiger, selbständiger, in sich ge- 
ordneter Genossenschaften. Und über ihnen — das ist das Räth- 
selhafte der ganzen Erscheinung — eine Dynastie, reich an 
Mitteln und genialen Kräften, so dass beide Factoren, der Geist 
der Nation und der der Dynastie, neben einander gleichzeitig 



^jjproductiv wirksam sind. Die Staufen verfügen weder mit der 
Au9rltät eines Normannischen Eroberefs über ein bezwungenes 
Volk, noch mil der^|^olutionären Machtvollkommenheit der Kape- 
tinger über schutzbmrftige Communen, noch mit der Popularität 
eines rettenden upjl ordnenden Waldemar über eine lange zer- 
rissene und geängstigte Nation, zu all diesen Titeln einer monar- 
chisches^;^ Gewalt fehltei\ in Deutschland die Prämissen, aber eben 
dass sie"^ fehlien..\jjj^ das Glück und der Ruhm der Nation, und 
die Dynastie lähe diese Prämissen ihre Stellung behauptete 
d verwerthete, das hauptsächhch hat ihre Geschichte zu be- 
antworten. 




Ich habe in dem Vorstehenden kurz zu bezeichnen gesucht, 
worin ich die Eigenthündichkeit gerade dieser Periode ünde, für 
die Untersuchung wie für die Darstellung, für die Quellen wie für 
die allgemeinen Gesichtspuucfit^ Eins namentUch scheint mir dabei 
klar vorzuliegen , dass hier mehr als irgendwo sonst die innere 
und die äussere Geschichte der Nation, die ihrer Verfassung und 
die ihrer grossen Geschäfte, sich wesenthch einander , bedingen, 
aber auch neben einander bestehen. 

Bei andere^^jijj^lk^ern und bei uns zu anderen Zeiten ist die 
Thätigkeit der herrschenden Gewalt wenn nicht der einzige, so 
doch 4& wichtigste Factor I Man hat auch die Staufische Periode 
mit diesem Maasse gemessen, aber mit Unrecht. Jenseits der 
Linie, bis zu der die positive Wirksamkeit der Könige reicht, 
hört keineswegs auch die productive Thätigkeit des nationalen Le- 
bens auf. Die königliche Gewalt sieht sich an jener Gränze 
nicht gehemmt durch eine wüste Masse egoistischer Interessen, 
auf deren Bändigung sie nothgedrungen verzichtet, sondern hier 
¥ beginnt eine andere, in sich ebenso berechtigte Ordnung, und 
beide wirken gleich stark und schöpferisch neben einander. 

Die Darstellung der deutschen Geschichte geht neuerdings 
ganz entschieden zwei gesonderte Wege, sie beschäftigt sich ent- 
weder nur mit der Entwickelung der Verfassung aus den Rechts- 
denkmälern, Urkunden wie Rechtsbüchern, oder sie giebt, nach 
den Historikern hauptsächhch, den Verlauf unserer grossen Ge- 
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schälte. Die Resultate der letzteren Richtung sind neuerdings in^ 
Giesebrecht's Geschichte der deutschen Kaiserzeit zu eineiflfbe- "^ 
deutenden Gesammtbild verarbeitet worden ,^^s jetzt bis zur Mitte 
des 1 1 ten Jahrhunderts. Hier haben wir die' deutsche Geschichte, 
wie sie aus den Händen der geisthchen Gesqjjjchtschreibung, in 
der Zeit ihrer ungebrochen^en RItithe , uns überliefert ist , voll von 
den Vorstellungen und den Erfahrungen eines hochgebildeten , tief- 
erregten und mächtigen Clerus. Aber in diej|^ kirchUchen Welt 
fehlt die eingehende Darstellung der Verfassung: desshalb komu^t^ 
auch jene mächtige Laiencultur in ihr für uns nicht zu Wort;' 
ausser durch ihre kirchhchen Dollmetscher. Und doch reifte sie 
in jenen Jahrhunderten in allen Ständen zu der selbständigen 
Rildung des 12 ten und 13 ten Jahrhunderts heran. Liegt hierin 
schon für die Darstellung jener früheren Periode ein unleugbarer 
Mangel, so muss jede ähnhche Rearbeitung der Staufischen Periode 
noch viel ferner von dem Eindruck des vollen Lebens bleiben. 
Denn hier drängt diese LaiencultuJfcder immer dürftigeren kirch- 
lichen Geschichtschreibung gegenüber zu mächtig von den unteren 
bis zu den höchsten Kreisen zu Tage, mitten in die Politik der 
grossen Pwleien, bis an das Herz der kirchlichen und der kaiser- 
lichen Gewalt tritt der Einfluss jener selbständigen Rechtsbildun- 
gen, die Jahrhunderte hindurch aus dem RodÄgiMier alten Ueber- 
lieferung im Gegensatz zu der kirchhchen und gelehrten Rildung 
langsam aber sicher sich umgestaltet hatten. Wenn , wie i^h oben 
erwähnte, die historische Ki*itik selbst einzelne Angaben der 
Historiker in Frage stellt, die plötzhch mitten in der Masse dürf- 
tiger und sporadischer Ueberlieferungen einen grossen und unge- 
ahnten Zusammenhang oder die ungeheure Tragweite eines poh- 
tischen Entwurfs zeigen, so muss die Debatte hier immer nur 
allzufern von einem Resultat bleihen, solange jene andere Seite 
der Geschichte ganz oder fast ganz zur Seite liegen bleibt. ;: 

Ich bin weit entfernt, durch diesß Remerkung das grosse 
und unleugbare Verdienst solcher Arbeiten, wie die Abel's und 
Jaft'^'s, irgendwie, in Schatten stellen zu wollen. Ja ich erkenne 
sehr wol, dass eine Geschichte eines solchen Zeitalters in diesem 
Sinne entworfen . und ausgeführt „in hellen und grossen Um- 
rissen, frei von störender Mannigfaltigkeit, mit lebendiger Wahr- 
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heit" mir das Werk eines vollendeten Meisters sein wtirde. Denn 
e^äme darauf an, mitten in die Ereignisse hinein die Gewalt 
und den Einfluss der Verhältnisse wirkend zu zeigen und jenen 
grossen Zusammenhang zwischen den Absichten des staatsmänni- 
schen Genies ui^ der langsamen Entwickeiung der allgemeinen 
Interessen und der steigenden Cullur. 

Für eine solche Darstellung aber Vorarbeiten zu geben , durch 
eine Reihe eii^BvlJntersuchungen zum Theil die Entwickeiung 
der Institute r^HHHfeil die politische Richtung einzelner Persi^n- 
lichkeiten oder endlich den Zusanmienhang zwischen den Plänen 
des Einzelnen und den allgemeinen Verhältnissen darzulegen, dazu 
habe ich die folgenden Hefte bestimmt. 

Bekannthch hat Räumer in seiner Geschichte der Hohen- 
staufen der Darstellung der Alterthtlmer einen bedeutenden Raum 
gewidmet. Diese Arbeit steht ganz selbständig neben und vor den 
Leistungen der neueren Methode. Böhmer's ürtheil darüber [Reg. 
1198 — 1254. p. LXXXl.], noch so spät und mitten aus jenen 
neuere^|. Arbeiten heraus, ist ein seltener und, tob ich glaube, 
wQlveff^ieial^ Act wissenschafthcher AnerkennuÄW I^ Gedanke, 
in döT dort Versuchten Weise die Staats- und kircnnllen Alter- 
thümer einer Periode darzustellen, entspricht der historischen 
Umsicht und dflHßesIreben nach lebendiger Wahrheit, die trolz 
aller Mäng^ das" Buch durchdringen. Wir können hier unser 
Urib|||yiber die Ausführung dieses Gedankens im Einzelnen zu- 
rückhalfen jedenfalls ist eine solche Darstellung der mittelalter- 

hchen Altenhümer, doch Ueber in den engeren Gränzen eines 

I" ■,' 

Volkslebens, eine wigh tigfe"* Aufgabe , die auch jetzt noch nicht 
irgendwie sonst lij^H^ritf genommen ist. Was die RechtScilter-* 
thUmer und Rechtsgeschichten bieten, ist immer nur ein Theil, 
züi^al da der Zusammenhang zwischen Haus und Gemeinde, zwi- 
Wirthschaft und Recht im Mittelalter enger denn irgendwo 
• Sf^nst ist und da die Kirche nicht nur als Rehgions-, sondern^ 
auch als Venvaltungsinstitut in die allgemeinen Verhältnisse ein- 
greift. Wir hier^ an unserem Theil haben vor allem hervorzu- 
heben, dass eben bei der Trennung der Allerthümer von der 
Geschichte gerade jene Aufgabe unerfüllt bleibt, die wir in dem 
Vorhergehenden für uns zu formuliren versucht haben. Für den 
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Historiker sind die allgemeinen Verhältnisse nicht denkbar ohne 
die beständige Einwirkung individueller Zwecke und Maassre^n, 
und diese wieder nie zu betrachten, ohne dass er sich den he- 
wussten oder unhewu&sten Einfluss jener vergegenwärtigt. 



■ Die erste Abhandlung, mit der ich meine. Arbeit einführe, 
betriirt einen Gegenstand von allgemeiner tmlj, Eingehender Be- 
deutung für das betreifende Zeitalter, wie diM^q^^fäie Geschichte 
überhaupt. Sie hat mich zu Resultaten geßthrt, die manchen 
unerwartet sein werden und jedenfalls mit den Anschauungen be- 
deutender Forscher im entschiedenen Widerspruch stehen. Es 
hätte im Anfang einer solchen Arbeit vielleicht richtiger scheinen 
können, sich zunächst auf Gegenstände zu wenden, bei denen 
ein solcher Widerspruch vermieden werden konnte. Und aller- 
dings haben mich andere Fragen lange Zeit beschäftigt. Der Ver- 
fasser betritt zudem zuerst jetzt mit einer grösseren Arbeit ein Feld, 
auf dem seine frUlieren Untersuchungen ihn nicht zünftig inachen 
konnten, i^nj^jii dieser vorHegenden selbst, wie sie flieh einmal 
stellte, kdwte nach manchen Seiten hin der leitende Faden nicht 
bis zu Ende verfolgt werden. 

Nichtsdestoweniger glaube ich doch in^teresse meiner 
Aufgabe zu handeln, wenn ich gerade mit der Betochtung der 
älteren städtischen Verfassung beginne. Eben weil wg^ hier 
meine Resultate mit den bisherigen Ansichten und^jgerade den 
neusten in vielfachem Widerspruch zu stehen schienen, und weil 
dennoch diese Resultate mir so unzweifel taHt und unabweislich 
^ich aufdrängten, musste ich wünschen, flBtinime der Kritik 
darüber zu vernehmen. Denn die hier einschlagenden Fragen, 
in ihrem Zusammenhang, sind für die weitere Auffassung der 
Periode von der grössten Wichtigkeit. 

Und so möge denn die folgende Untersuchung für die Arbeit . 
kommender Jahre an ihrem Theil Bahn und Licht schaffen und 
den Verfasser selbst in jenen befruchtenden Verkehr wissenschaft- 
licher Ansichten einführen, ohne den kein rüstiger Fortschritt 
möglich ist. 
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Einleitung. 

Die Untdj&^^pg über die ältere Geschichte der deutschen 
StädtA^lQift seit £ichhorn's Abhandlung über den Ursprung der 
städtischen Verfassung in Deutschland eine Reihe bedeutender For- 
scher beschäftigt. Die Resultate, zu welchen sie gelangten, sind 
keineswegs tibereinstimmend, aber die Methode der Forschung selbst 
scheint mir im Ganzen bei allen ungefähr dieselbe gewesen zu sein. 
Die ersten deutlichen Spuren städtischer Verfassung sind, wie das 
ganz natürlich , ifi einer Reihe von Urkunden und Statuten erhal- 
ten, die, verfas^unter den Gesichtspuncten localer Zwecke und 
Int$Fqjj3i|, durch"'eine Reihe eigen thumlicher Ausdrücke oder An- 
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ordnan^n einen weiteren Zusammenhang nur erratto lassen. 
Zum Ilieil erkennen wir wol, dass einige sich schon ^PJh^h ihren 
ursprünglichen Zweck von anderen unterscheiden, jjas Freiburger 
Statut z. B. koijHkpchon als die erfl|| Urkunde einer neuzugrün- 
denden Commun^mcht mit Aufzeichnungen übereinstimmen, die 
wie Z|^. dre Gölner Urkunde von 1 1 69 einige streitige Fragen 
innertiaro eines uralten Gemeinwesens zur Entscheidung bringen. 
Der GharalcR anderer scheint endUch so eigenthümlich und mit 
allen übrigen so wenig übereinstimmend , dass die rechtsgeschicht- 
liche Erklärung ühtr. ihre Entstehungszeit, wie z. B. bei dem 
Strassburger älteren Stadtrecht, oder über ihren Zweck immer noch 
unsicher geblieben ist. 
-^v Nirgends ist jedoch, soweit ich wenigstens sehe, diese Un- 
jddierheit der Erklärung grösser als bei den Sätzen der Gölner 
Urkunde von 1169, ja man möchte sagen, dass die Unsicherheit 
eben hier der ganzen übrigen Untersuchung den schwankenden 
Charakter gegeben hat, der ihr bis jetzt eigen gebheben ist. In 
der grössten und mächtigsten Stadt des damaligen Deutschland 
treffen wir hier plötzlich eine Reihe von Instituten, die als uralt 
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bezeichnet werden , die schwer zu erklärenden Namen , die schwer 
zu entwirrenden Begriffe zeigen sich nirgends anderswo oder, wo 
sie noch einzeln erscheinen, fehlt eben der lebendige und eigen- ^^ 
y. . flfaümliche Zusammenhang, in dem sie hier auftreten. So war es 
die Cölnische Verfassung, und die merkwürdige (Korporation der. ^^■ 
Richerzecheit, die Eichhorn und Gaupp zur Annahme führten, dass 
sich in Deutschland die alte Römische Stadtverfassung zum Theil 
erhalten habe , Wilda dagegen sah darin ein tjiggndcrs interessau- ^ 
tes Beispiel der germanischen Gilde, und Aiffuidt^d Hegel stim- 'J4 
men jedenfalls darin überein , dass die Cölner Verfassung bervor- ^ 
gegangen sei aus einer „altfreien Gemeinde^', aber über die Ent- 
wicklung dieser altfreien Gemeinde befinden sie sich wieder im 
stärksten Widerspruch. 

So wie man über die Bedeutung dieses ältesten und interes- 
santesten Denkmals städtischer Verfassung sich nicht vereinigen 
konnte, war dadurch der Betrachtung und Beurtheilung der übri- 
gen ein bedeutender Halt genommen. 

Das Strassburger ältere Stadtrecht lässt über deujibfrecht- 
lichen Charakter seiner meisten Institute keinen Zweifel 'aufkom- 
men, alipywährend man sich über die Bedeutung der bestimmt 
datirten Cölner Einrichtungen nicht vereinigen konnte, schwankte 
die Datirung des Strassbur]^ Statuts vom Eu^feies lOten bis zum 
Ende des 12ten Jahrhunderts, ja man bat seine ^Rctische Bedeutung 
wol überhaupt geleugnet , weil es der einmal über die Inid tisc he Ent- 
wicklung gefassten Meinung überhaupt widersprach. Die^unver- 
kennbaren und von allen anerkannten hofrech tlicheif "Züge desje- 
nigen städtischen Statuts, das zugleich eines der ältesten und aus> 
führlichsten ist, hat Walter, der das Statut selbst sonst durchaus 
gelten lässt, dadurch wegzuerkläi^en gesucht [Hechtsg. 1. § 237 
A. 1], dass er sie von der Zinspllichtigkeit der freien Alemannen 
fierleitet; aber soll diess auch von dem „operari numero dierum - 
in dominico opere" gelten? [Gengier Stadtrechte p. 480 § 93]. 

Man sieht leicht, dass diese Differenz über eine so wichtige 
Seite unserer Geschichte zum Theil daher stammt, dass man für 
die Erscheinungen der späteren Jahrhunderte die Erklärung in den 
früheren suchte, ohne sich zunächst über die Bedeutung zu ver- 
ständigen, welche die betreffenden Institute in der Zeit hatten, 
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wo sie zuerst deutlich voi* uns treten. Man hat mit Recht die 
Römische Hypothese Eichhorn's verworfen, aber was man an ihre 
Stelle setzte, war auch eine oder die andere Hypothese, die zur 
Beleuchtung dieser Verhältnisse mehr von aussen herangebracht 
ward, als aus ihnen selbst entwickelt wurde. 

Der nachfolgende Versuch wird den umgekehrten Weg eiti- 
schlagen. Er scheidet zunächst Denkmäler wie das Freiburger 
Stadtrecht, Producta einer willkührlichen und absichtlichen Gesetz- 
gebung, aus. ]Jm^Uimittelbaren Erscheinungen des städtischen 
Lebens, wie naroaithch die Cölner Verfassung des 12ten Jahr- 
'^ hunderts sie bietet, sucht er zunächst jjj^ fixiren und zu erklären 
.^zwar aus den gleichzeitigen Urkunden und Statuten, soweit 
len einen mOghchst nahen Anspruch haben , (hzu benutzt zu 
werden. 

Erst von den so gewonnenen Haltpuncten aus wendet sich 
die Untersuchung rückwärts zu den früheren Zeiten und sucht 
hier alhnälig so\vgjt^orzudringen , wie die Spuren der fraglichen 
Einrichtungen* si^^erhaupt nachweisen lassen mögen. Wenn 
die Resaltate, zu denen der Verfasser dabei gelangte, denen aller 
früherec Forschungen gar sehr widersprechen, so darj^jp* dessen- 
ungeachtet auf eine eingehende ßeurtheilung hoffen, da ja, wie 
schon erwähnt^ttder auf diesem Felde fast jede neue Unter- 
suchung eigentnfflniche und neue Anschauungen zu Tage geför- 
dert hat. 



Erstes Capitel. 
Die Cölner officiales de Rigirzegheide im Jahre 1 1 69. 



In dem Weisthum über die Rechte des Burggrafen und des 
' . Vogts von Göln vom .lahre 1 1 69 erscheinen bekanntlich die ma- 
gtetri civium, die scabini und die officiales de Higirzegheide als 
diejenigen, welche über die jura civitatis Coloniensis befragt wer- 
den und deren privilegia die eigentlichen Urkunden der Cülner 
Verfassung sind. Es kann also kein Zweifel sein, dass dieses 
Weisthum [Lacomblet Urkundenbuch f. d. Gesch. des Niederrheins 
I p. 302 [f.] die officiales de Rigirzegheide neben den Schoflen 
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und Bürgermeistern als die bedeutendste Attctorität der Stadt hin- 
stellt. Und in der That treten sie 100 Jalir später in dem Schied- 
spruch von 1258 [ebd. II p. 244]' so entschieden an der Spitze 
der Bürgerschaft auf, dass über ihre grosse Bedeutung für die 
ganze Verfassungsgeschichte kein Zweifel sein kann. v 

Ist man. nun aber auch darüber einig, dass der Ausdruck rigir^ 
zegheide oder richerzecheit eine Genossenschaft der Reichen be- 
zeichnet [Hegel Gesch. der Städteverf. v. Itahen 11 p. 397] , so ist 
doch die Bedeutung des Wortes officialis vieljheh streitig. Gaupp, - 
Wilda und zuletzt noch Hegel [Allgem. Monatschrift 1854 p. 184] 
sehen darip^ Gilde- oder Injjungsgenossen, Arnold [Verfassungsgescb. 
der deutsche^ Freist. I p. 407] Räthe oder Beamtete, Bajgüi^ 
[Gesch. dgr^i^eut. Städte II p. 240] scheint zweifelhaft, ob er^.wSt 
die letztere Bedeutung vorziehen müsse. 

Sehen wir nun zunächst von dem Schiedspruch von J258 
ab, da er von unserer Urkunde durch einen Zeitraum getrennt ist, 
der offenbar gerade auf diesem Gebiete man^eqn Institut und auch 
manchem Namen eine ganz neue Bedeutung g^ , suchen wir da- 
gegen nacli älteren Cölner Urkunden, die uns über diesen Aus- 
druck m^cher Weise eine Aufklärung geben könnten. Wurde 
nun das Weisthum von 1169 am Hofe und in der Pfalz des Erz ■ 
bischofs, unter Anwesenheit seiner bedeuten^|||& geistlichen und 



weltlichen Würdenirägör, über die Verfassung'SSner Metropole in 
feierlichster Form aofgenommen, so wissen wir keine andere frü- 
here Cölner Urkunde aufzuführen, die* sich dieser an otficieller 
Wichtigkeit sä* vergleichen liesse, wie das Lateinische Cölner Dienst- 
recht, das KindHnger aus einer Handschrift des zwölften Jahr- 
hunderts [Münster Beitr. I p. 68] mitgetheilt und Fürth [Minist, 
p. 511 ff.] wieder abgedruckt hat. Da die dort § 6 angeführten 
Höfe Elvervelde und Heelden schon 1176 und Burche 1193 ver- 
äussert wurden [Lacomblet I Urk. 455 u. 538], so müssen wir 
es jedenfalls vor die letzte Hälfte des I2ten Jahrhunderts setzen; 
da andrerseits aber der ebenfalls genannte Hof Blatzheim von 1057 
bis 1063 als lebenslängliche Precarie der Königin Richeza von Po- 
len verheben war [Lacomblet I Urk. 192. Röpell Gesch. Po- 
lens I p. 664], so müssen wir das Statut vor 1057 oder nach 1063 
setzen. Wenn nun auch Eichhorn [Deut. Staats- u. Rechtsg. II § 
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223 A. c] zu der erstisfl^n Annahme hinneigt, so ist seine dabei 
genommene DMhung der sogenannten constitutio de expeditione 
Romana unsicher [Döuniges d. deut. Staatsrecht I p. 567 A. 3]. 
Jedenfalls muss e^ bedenklich erscheinen namentlich den Unter- . 
4b^hied zwischen dem Dieoit der grösseren und dem der kleineren 
beneficia in 3ie erste Hälfte des 1 1 ten Jahrhundeils hinaufzurücken, 
wo weder im Bamberger Dienstrecht [Fürth a. 0. p. 509], noch 
in der bekannten Weissenburger Urkunde von 1037 [Dönniges 
a. 0. p. 562 A. 1] eine Spur ein(i|i||tsolchen Unterschiedes vor- 
kommt. 

Namentlich aber spricht für die spätere Datirung des Dienst- 
rechts der Umstand, dass § 9 die archidiaconi als kirchliche Be- 
hörden der Diöcese Cölu ausdrückhch ei'wähnt werden, da diese 
Würde in der ersten Hälfte des 1 1 ten Jahrhunderts innerhalb der . 
provincia Coloniensis überhaupt nicht in Gebrauch war und man 
damals es für einen besonderen Ruhm der Cölner Verwaltung hielt, 
dass sie keine Archidiaconen kenne [Binterim Denkwürdigkeiten 1 
Bd. Lp. 4J5. Erzdiöcese Cöln I p. 30]. 

- Setzen wir also, das Cölner Dienstrecht zwischen lfl63 und 
1176, so fällt es gerade in die Periode, wo die ofticiales de Ri- 
girzegheide ihren Titel entweder annahmen oder jedenfalls in 
seiner, ältesten und ursprünglichsten Bedeutung führten. In die- 
sem Cölner Dienstrecht nun ist der Gebrauch und die Bedeutung 
des Wortes ofticialis folgender: 

Alle ministeriales sind ad certa ofticia curiae nati et deputati. 
„Officia" fährt das Dienstrecht § 10 fort „quinque sunt; in bis 
offlciis servire solummodo debent ministeriales beati Petri et 
specialiter illi, qui inter eos' seniores inveniuntur. Hü antem 
servient hoc modo". Es folgt hierauf die Anordnung , dass jeder 
6 Wochen in suo officio zu dienen habe, dass dagegen, >venn 
der Herr ihn durchaus behalten wolle , er ihn „ in curia sua ho- 
nesta, in quocunque servitio sibi placuerit, retinebit, non tamen 
ei deserviet in aliqua horum quinque ofticiorum, donec iterum 
terminus 6 septimanarum per ordinem euni contingit". Diese 
5 Dienstieute, welche augenblicklich den umgehenden Dienst der 
5 ofiicia besorgen' „illi quinque ofticiales , qui tunc temporis per 
septimanas suas serÄunt" § 1 1 heissen offenbar § 4 die ofticiales 

NiUsch, Gesch. d. Stauf. Per. 1. 2 
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curiae, wenn auch in ihnen diejenigen UMtbegrifTen sein mögen, 
die der Herr in der obenangeführl^ Weise zurildiielt. An ihrer 
Spitze stehen die summi oificiales curiae, die § 3 zu den nobiles 
terrae gerechnet werden. .^ 

Nach dieser Analogie würden nun-'die üfficiales de Rigirzeg-» 
heide nicht eigenthche niinisteriales bezeichnen, denn* diese kön- 
nen nur als ofliciales curiae in den 5 Aemtern erscheinen, wol 
aber Avürden ihre officia oder ihr officium unter denjenigen he- 
gen, von denen die quinqti|||^. officia für die ministeriales S. Petri 
allein ausgesondert waren. Sie wären flso jedenfalls hofrechtliche 
Amtleute. 

Alle Neueren seit Eichhorn haben sich nun jedoch so ent- 
schieden gegen eine solche Auffassung erklärt , dass es durchaus 
nothwendig sein wird, dieselbe durch weitere Beweise aufrecht zu 
erhalten. Zunächst darf ich da eine Essener Urkunde von 1 1 64 
[Lacomblet I Urk. 408] anführen, wo die Zeugenreihe schliesst 
mit curie nostre ofliciales, Eremfridus dapifer, Bertoldus came- 
rarius, Godefridus pincerna, .Gevehardus mareschalcus , Cunradus 
pabularius , de officio custodis, Gerhardus pistor, Hildebrandus 
pelhfex , 'fleinricus ruscho, Sigefridus pelhfex, Heribertis Wezelini 
filius. Hier stehen also die dienstmännischeu ofliciales curiae so 
dicht neben anderen entschieden hofrechtlichen ofliciales , dass wir 
kaum zu unterscheiden vermögen, ob der pabularius allein zu dem 
oflicium custodis gehört, oder ob , was jedenfalls wahrscheinlicher, 
er nicht, wol aber alle folgenden dazu gehören. 

Suchen wir jedoch den ofliciales de Rigirzegheide unmittelbar 
in Cöln näher zu kommen. 

Die älteste Cölner Urkunde, die uns die Häupter der Stadt, 
die viri illustres et totius civitatis probatissimi in einer ausführ- 
lichen Namenreihe aufführt, ist der Stiftungsbrief der Bettziechen- 
weber von 1149 [Lacomblet I Urk. 366]. Es kann kein Zweifel 
sein, dass nach der Stellung, welche die ofliciales de Rigirz. 1 169 
einnehmen, auch die viri probatissimi hier zu ihnen gehörten. 
Hierüber stimmen Arnold und Hegel [a. 0. p. 184] überein. Es 
kommt also zunächst darauf an, die 31 Namen, welche ausser 
Vogt und Burggraf unter jener Urkunde stehen, in anderen Ur- 
kunden aufzusuchen. Es sind in jenem Zei%enverzeichniss den 
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Personennamen die Beinamen von einer kleineren Hand iibergc- 
schrieben, eja Umslaäi!, der sich leicht dadurch erklärt, dass 
damals an den Colnischen Urkunden der Gehrauch der Beinamen 
für die niederen Zeugenreihen noch keineswegs feststand. So fin- 
den wir die MiiÄsterialen von S. Kunibert [Lacomblet a. 0. I 
Urk. 302. 322] und übeniaupt die Ministenalen in den Urkunden 
dieses Stifts ohne Beinamen, ebenso die von S. Ursula [ebd. Urk. 
321], dagegen dass die von S. Pantaleon noch keineswegs durcli- 
stehend, aber häufiger solche führen[ebd. Urk. 344. 352], und das 
Erzstift schon neben ganz unbenannS ganz benannte oder zum Theil 
benannte Ministerialenreihen viel früher führt [Urk. 291 f. 300 f.]. 
Waren die Zeugennamen nun nach der alten Mode ohne Beinamen 
und näliere Bezeichnung eingetragen, so mochte dieselbe Hand, 
die [Lacomblet a. 0. I p. 251. A.] den Ausdruck textorici operis 
im Zunftbrief dnrch die Ueberschrift scihcet culcitrarum pulvida- 
rium glossirte, auch den einfachen Personennamen zu grosserer 
Sicherheit nach der aufkommenden neuen Mode die Beinamen zu- 
filgen. 

Einige von diesen Namen begegnen uns nun zum Theil erst 
in späteren Urkunden als entscliieden SchOlTen und Ratl^iigeschlech- 
tern gehörig, so die de sanctoAlbano in einer Urkunde von 1180 
[a. 0. Urk. 474], Siödere, die wie die beiden am Schluss Tide- 
rich und Hupertos ohne Ueberschrift geblieben, sind dadurch ganz 
unsicher. Diejenigen , die uns zunächst und am deuthchsten wie- 
der erscheinen, sind folgende : Ilermannus, filius Razzonis , Vogelo 
fihus Hermanni, Gerardus niger, Ilermannus de domo bellica. Sie 
finden sich, offenbar dieselben Leute bezeichnend, in folgender 
Ordnung Urk. 373 : Gerb, niger, Heriraannus fihus Razz., Vogel f. 
Herim., Herimannus de Wighus. Die Urkunde ist nur drei Jahr 
höchstens jünger und es kann demnach kein Zweifel sein, dass 
wir es hier mit denselben Leuten zu thun haben. Die Namen 
stehen unter den Laienzeugen, in der Urkunde bestätigt der Erz- 
bischof eine Anordnung des Abts von S. Pantaleon. Wie nun aber 
hier auf den Herimannus de Wighus die Worte et frater ejus Ar- 
noldus folgen, so stehen dieselben beiden Namen in derselben 
Verbindung Urk. 378 an der Spitze der ministeriales abbatis un- 
ter einer Urkunde ^ in der ebenfalls der Erzbjschof 1153, also ein 

2* 



Jahr später, eine Anordnung des Abts von S. Panlaleon bestätigt, 
und ebenso als Dienstmannen S. Pantaleons llrk, ,395 und 425 
von 1158 und 1166, und es bleibt somit kaum ein Zweifel übrig, 
dass der Herim. de Wighus, der schon 1141 Urk. 344 als Dienst- 
A mann S. Pantaleons erscheint, eben derselbe mit dem bisher ge- 
nannten ist. 

Eine andere Gruppe jener Zeugenriamen von 1149 begegnet 
uns Urk. 380 im 3ahre 1154. Es sind folgende: Herim. fdius 
^ - Razzonis Daniel toUenarius Brimo frater ejus Godefridus fdius Wolf- 
wendis der Urkunde von 114^^ stehen hier als Danihel et Bruno 
" frater ejus Godefridus filius Folswindis, Herim. fdius Razzonis, in 
der Urk. 399 von 1 1 59 kommen sie alle ausdrücklich als senato- 
res vor. Denselben Herimannus Razzonis fdius, den wir aber schon 
neben dem Ministerialen H. de Wighus auch ausserhalb des Briefs 
von 1149 fanden, treffen wir 1155 Urk. 385 in folgender Reihe: 
Herim. advocatus Vogelo telonarius Herim. f. Razz. Gerard. niger 
Gerard. albus Herimannus camerarius. Gerardus niger , schon un- 
ter dem Brief von 1 1 49 und Senator Urk. 399 , erscheint offenbar 
auch als solcher Urk. 418 im Jahr 1 1 66. Gerardus albus da- 
gegen stehl|415 als Ger. albus de Colonia unter den minisleriales 
Scti. Petri und Urk. 474, 14 Jahr später, am Ende derjenigen 
Reihe, jedenfalls von Ministerialen, auf welche die scabini civitatis 
folgen. Eben in dieser letzteren Urkunde dagegen steht unter die- 
sen scabini ein Richolfus judex Aquensis, der Urk. 459 im Jahr 
1 1 76 als Ricolfus aquensis villicus zwischen den minisleriales, dage- 
gen 1 1 78 Urk. 464 als scoltetus de aquis unter den senatores steht. 

So treffen wir also hier eine Reihe von Zeugennamen, die 
gleichsam indifferent zwischen den Ministerialen und den bürger- 
lichen Schöffen stehen; die einen kommen in Ministerialenreihen 
und daneben in solchen vor, die als die viri probatissimi civita- 
tis ausdrücklich oder stillschweigend erscheinen , allmälig aber tre- 
ten sie nur ausschliesslich und mit dieser bestimmten Bezeich- 
nung unter den scabini, cives oder senatores auf. 

So Herim. de Wighus, Herim. Razzonis filius, Richolfus judex 
Aquensis, andere dagegen wie Gerhardus albus sind zuerst noch 
in jenen indifferenten Reihen zwischen den viri probatissimi zu 
finden, treten dann aber später nur als ministeriales auf. 
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Diese Sondörung der Namen erfolgt aber zugleich mit der 
Sonderung der Stände, mit der besonderen Scheidung in nobiles, 
ministeriales und cives Urk. 392 oder burgenses llrk. 455 und 
mit dem bestimmteren Hervortreten der Beinamen. 

Indem nun so sich in den Zeugenverzeichnissen aus einer föi 
indifferenten Masse allmälig die Reihen der ministeriales und cives 
aussondern, treffen wir in den Statuten zweierlei officiales, die 
der curia und die der lügirzegheide , und zwar bildet sich der 
Stand der ministeriales dadurch aus, dass seine Mitgheder eben 
nur und ausschliesshch zu den officiales curiae genommen wer- 
den. Diese Aussonderung der oflüciales curiae und Ministerialen 
erfolgt vor 1176 und die officiales de Rigirz. erscheinen als ein 
gesonderter Stand 1 1 69. Die Scheidung der Zeugenreihen in 
ministeriales und cives vollführt sich also etwas früher oder in 
derselben Zeit, wo in den Statuten die Scheidung der officiales 
curiae und derer de Rigirz. bemerklich wird. 

Hält man diese Thatsachen nebeneinander fest, so führen sie 
vorläufig auf die Vermuthung, dass die officiales de Rigirzegheide 
eine Classe Amtleute sind, die den Titel officiales von hofrecht- 
lichen officiis führen, wol zu unterscheiden von denjenigen of- 
ficiis curiae, die allein den ministeriales y.az ii^oiriv vorbehalten 
bleiben. 



Zweites Capitel. 

Die ältere nachkarolingische Ministerialität. 



Wir haben so eben bei der Retrachtung der älteren Cölner 
U|;kunden gefunden, dass dieselben auf die Annahme hinleiten, 
das ältere Rürgerthum sei dort nicht aus einer freien Gemeinde, 
sondern aus der Ministerialität hervorgegangen. Ris jetzt galt 
aber gerade die Cölner Verfassung als das wichtigste Reispiel einer 
ihrem Ursprung nach freien städtischen Verfassung. Mit Rtlck- 
sichl auf sie wurden die hofrechtüchen Statute Strassburgs und 
Raseis für Ausnahmen erklärt und im Ganzen angenommen , dass 
das deutsche Rürgerthum aus freien Gemeinden hervorgegan- 
gen sei. 
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Ehe wir nun aber die Untersuchung in der Richtung, auf 
welche jene eben geftindenen Thatsachen uns hinlenken, verfol- 
gen, wird es nothwendig sein, den Begriff der älteren .nachkaro- 
lingischen Ministerialitiit genauer ins Auge zn fassen. Fürth in 
^^ seiner gelehrten und . scharfsinnigen Arbeit über die Ministerialen 
hat mehr die spätere Entwicklung derselben ins Auge gefassl, 
aber diese tritt erst in den älteren Dienstrechten zu eben der Zeit 
hervor, wo auch die ältesten Tliatsachen für eine selbständige 
Bürgerschaft in den Städten erscheinen. Es liegt auf der Hand, 
dass für uns nicht dieses Entwicklungstadium der Ministerialität, 
sondern die unmittelbar vorhergehenden zunächst j^on Bedeutung 
sind. Ist nemhch die Vermuthiing, auf welche jene Cölner Ur- 
kunden uns hinlenken, wirklich begründet, so ging sowohl das 
ältere Bürgerthum als die spätere Ministerialität aus jener früheren 
hervor. 

Wir gehen bei der Betrachtung derselben von den Thatsachen 
der Karolingischen Verfassung aus und suchen hier zunächst die 
Keime der späteren Ministerialität. 

Es wird hierbei am zweckmässigsten sein, die Spuren des 
Instituts an der Hand einer Reihe von Denkmälern zurückzuver- 
folgen, in welchen man, wie z. B. Gu^rard in seinem Commentar 
zu dem Polyptychon von S. Germain, viele KaroHngische Institute 
vom 9ten bis ins 12te Jahrhundert hinab nachgewiesen hat, ich 
meine die Urbare und Register der älteren Fränkischen Abteien. 
Nur ist dabei von vorn herein zu bemerken, dass in diesen Quellen 
der ursprüngliche BegrilF der Karolingischen Institute sich in vie- 
len Fällen verdunkelt hatte, und dass erst die rückwärts verfolgte 
Geschichte derselben uns allmähg auf den Punct führt, wo wir 
den ursprünglichen Zusammenhang deutlich erkennen. 



a. Die scararii, scaremanni oder caballarii. 

Die Zahl älterer und bestimmt datirter Hofrechte aus dem 
12ten oder Uten Jahrhundert ist nicht gross. Wir sahen, dass 
z. B. das Cölner Dienstrecht in seiner älteren Fassung nur ziem- 
lich unbestimmt in die letzte Hälfte des 1 1 ten oder die erste des 
I2ten Jahrhunderts gesetzt werden konnte. Schon Böhmer hat 
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daher mit Recht die merkwtlrdigen Urkunden der Abldpk Maxi- 
min vor Trier hervorgehoben, durch welche die hofrechlHche 
Verfassung derselben geordnet wuide. [Regesta a Conrado I. — 
Henr. VII. No. 1687.] Die UrkAide von 1056, auf die er be- 
sonders aufmerksam g^acht , steht aber im unmittelbaren Zusam- 
menhang mit .denen von 1065, 11J2, lllfi und 1135 [Hont- 
heim Hist. Trev. I'p. 399 ff., 408 fF., 4^rff., 501 (f., 527 11.] 
und rückwärts mit denen von ie|^, 1026, 1023, 1005, 990 und 
970 [ebd. p. 396 flF., 358 fF-, 350 f., 327 f., 306 f.], so dass 
wir hier die hofrechtliche Entwicklung vom l2ten bis an die 
Mitte des 1 len Jahrhunderts in einer solchen Coötinuität urkund- 
Hch verfolgen können, wie es uns sonst selten verstattet ist. 
Wir werden auf diese werth vollen Urkunden später wieder zurück- 
kommen, hier ist es zunächst nur Eine Thatsache, auf die es 
uns bei ihrer Betrachtung ankommt, dass nämlich in ihnen die 
späteren ministeriales früher als scaremanni oder scararii er- 
scheinen. 

Die Urkunde von 1135 zeigt uns das Gericht des Vogts am 
Tage nach S. Maximin, gehalten judicio minist^rialium et scavio- 
num und zwar super praedia et mancipia 'eorum, qui ministri vel 
scaremanni dicuntur [a. 0. p. 527]. In diesem Weisthum wird 
das sefvitium für Vogt und ministeriales durch einen Vergleich 
zwischen den Ministerialen des Vogts und des Abts gefunden. Die 
Urkunde von 1116 verfügt „ut servientes ecclesiae, qui scare- 
manni dicuntur, nulli advocato praeter imperatorem vel abbatem 
violenter cogantur servire" [ebd. p. 502]. In der Urkunde von 
1112 werden die „servientes, qui scaremanni dicuntur" [ebd. p. 
495] eben so von jeder anderen Vogtei eximirt und zugleich das 
Vogtgericht am Tage nach S. Maximin für die „praedia et man- 
cipia ministrorum" anerkannt. Im Jahre 1065 heissen dieselben 
praedia et mancipia eorum , qui ministri vel scaremanni dicuntur" 
[ebd. p. 409], und ebendort werden die judices et ministri, qui 
scaremanhi dicuntur als Mitgheder des Gerichts in ipso principali 
loco Treviris erwähnt. Die Urkunde von 1056, die die praedia 
ebenso bezeichnet, fügt zu den , judices et ministri, qui sc. die." 
noch hinzu „et qui meliores sunt ecclesiae" [ebd. p. 400], da- 
gegen werden die praedia zwei Jahre früher nur „eorum, qui 
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^ # 
scareoplnii dicunUir^^ genannt [ebd. p. 397]. In den Jahren 

1023 und 1026 werden nur die officiales aut mansionarii aut 

ministri genannt [obd. p. 360 und 368], aber in der Urkunde 

von 990 erscheinen die homiiiet „ilKus loci, qui vocantur sca- 

rarii" wieder als di^ gesetzhchen Beisitzer und Schöffen des 

A Vogtgerichts [ebd. fc^.328]. 

Aus diesen Anpmen erhellt, dassman vom 12ten ins 10 te 
Jahrhundert rückwärts den scaAius und scareniannus zu S. Ma- 
ximin als den älteren Namen oef späteren minister und ministe- 
rialis erkennt. Hier kann es nicht zweifelhaft sein, dass die 
scararii oder scaremanni keineswegs, wie Fürth [Ministerialen p. 
217] allgemein behauptet, nur eine niedere Classe der Ministeria- 
len, sondern wenigstens alle, wenn nicht gar die ausgezeichnet- 
sten ministri bezeichneten. Und so sagt denn auch Cäsarius 
ia^ seinem Commentar zum Urbar von Prüm [ebd. p. 664] „sca- 
rarii id. est ministeriales'^ und setzt sie den mansionarii und hai- 
staldi als Eine Classe entgegen, ja er wiederholt p. 666 seine 
Erklärung eben so allgemein mit den Worten „scararios modo 
ministeriales* appellamus" und fügt hinzu „scaram facere est do- 
mino abbati, quando ipse jusserit, servire et nuntium seu literas 
ad locum sibi determinatum deierre". Wir werden mit letzteren 
Worten zur Erklärung des Wortes scararius hinübergeführt. 

Ehe wir dieselbe weiter antreten, müssen wir zunächst die 
Bemerkung Fürth's zurückweisen, wornach „eine durch scararii 
bearbeitete Stelle, besonders eine gerodete Stelle im Walde — 
den Namen scara" erhalten haben soll [Ministerialen p. 223]. Das 
Wort Schar in Verbindung mit Wald- und Weidegerechtigkeiten 
bezeichnet eben das Becht der Schur oder des Abschrotens, Ab- 
weidens, Abholzens im Gegensatz gegen den Boden selbst, wie 
_ nach eben dort angeführten Stellen Boden und Schar , forestum et 
jus nemoris , quod schara vocatur sich entgegengesetzt werden. 

In diesen und ähnlichen Verbindungen gebraucht hat also 
das Wort Schar eine Bedeutung, von der wir in der Erklärung 
des Cäsarius gar keine Spur finden, und Füilh hat vollkommen 

^ fehlgegriffen, wenn er nach einer kurzen Bemerkung Grimmas 

[Bechtsalterth. p. 317 f.] einen besonderen Zusammenhang der 
Scaremannen mit Wald- und Weidediensten suchte und sie zu 
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Markbeamten machte, welche Ansicht Walter [Rechtsgf;Y§ 300 
^A. 8] ebenfalls angenommen hat. 

' Beachtenswert her ist die ZujMunmenstellung Gu^rard's [Polypt. 
d'Irminon I § 423]. Indem, er auch auf die Erklärung des Ca- 
sarius Rücksicht nimmt, nimmt er die scara füi^ die Verpflichtung 
„ä porter des messages, des paquets, dei^jftffdeaux , ä conduire 
des denr^es, escorter un couvok^ accompagner quelqu'un, faire 
les corvees, enfin executcr sii^j^-rhamp les ordres, qui leur 
etaient donnes". Nach dieser Definition, die sicli hauptsächlich 
auf die Angaben des Urbars von Prüm gründet, theilt er diesen 
Dienst, je nachdem er zu Fuss, zu Schiff oder zu Pferd geleistet 
wird, in die scara pedestris, scara in navi und scara equestris, und 
allerdings gebraucht das Urbar z. B. §§ 68 und 70 den Aus- 
druck scara pedestris , so dass in dieser Verbindung die Bedeutung 
Dienst, wie si6 sich noch in dem späteren „Scharwerk" findet, 
nicht geleugnet werden kann. 

Es entsteht nur die Frage, woher scara in jener früheren 
Zeit nur für den ausgezeichneten Dienst derjenigen gebraucht 
wurde, die gleichsam die Ordonnanzreiter oder Adjutanten der 
herrschaftlichen Geschäftsführung waren. Gehen wir, um hierauf 
eine Antwort zu finden, auf die früheren Perioden zurück, so 
treffen wir in der Karolingischen Zeit solche unbeschränkte Boten- 
und Ordonnanzdienste hauptsächlich bei berittenen Dienstleuten. 
Sie finden sich [Gu^rard a. 0. § 432] im Urbar von Augsburg 
[Pertz Leg. I p. 177], das „equitat, quocumque illi praecipitur" 
stimmte offenbar genau mit den Worten des Cäsarius „nuntium 
seu literas ad locum sibi determinatum deferre" oder„domino ab- 
bati, quando ipse jusserit servire", wenn man sich eben diesen Dienst 
nur zu Pferde denkt. Solche Reiterdienste finden sich weiten* in 
den Urbaren von St. Germain, St. Bertin und Corbey. Guerard 
hat die caballarii des Urbars von St. Bertin mit Recht eben für 
die erklärt, welche diese Reiterdienste thun oder, wie es dort 
heisst, „cabalhcant". Eben dieser Name aber führt uns nun auf 
die caballarii, welche in dem bekannten Aufgebotsbrief Karl's d. 
Gr. [Pertz a. 0. p. 146 f.] ebenfalls als berittene Diener eines 
Abts erscheinen. Man wird zugestehen, dass es die einfachste 
und natürlichste Erklärung ist, denselben Namen, der an der 



einen Stelle im Kriege, an der anderen im Frieden, aber in dem- 
selben Zeitraum die berittenen Leute eines Abts bezeiebnet, eben 
auf dieselben Leute zu beziehea und die caballarii jenes Urbars 
und dieses Aufgebotbriefs für dieselbe Sache zu erklären. Gu6- 
'lg|& rard erklärt sich indess, wenn auch ohne weitere Ausführung, so 
entschieden gegen e|{|b solche Combination, dass wir es nicht 
umgehen dürfen, dieselbe weiter zu motiviren. 

Was zunächst jene jcabaÜOT des Urbars betrifft, so dürfen 
wir füghch den Satz „equitant, quocumque jubetur" auch auf sie 
anwenden und es erhellt schon daraus, dass zunächst ihr Reiter- 
dienst im Felde, wenn der Abt es befahl, nicht ausserhalb ihrer 
Verpflichtung lag. Aber Guerard will diese Möglichkeit dadurch 
abschneiden, dass er die caballarii des Aufgebotbriefs für „hom- 
mes de guerre servant k cheval" erklärt. In der Urkunde ^selbst 
werden sie entschieden von den homines unterschieden, „homines" 
heisst es „cum carris et caballariis suis vadant". Allerdings wird 
für den caballarius eine kriegerische Ausrüstung gefordert und 
zwar Schild und Lanze, Degen und Dolch, Bogen und Pfeil. Eben 
diese Waifenstticke aber Schild , Lanze , Bogen und Köcher fordert 
das capitulare de vilhs für jeden Wagen [Pertz a. 0. p. 186], sie 
gehört also eben so gut zum Wagen wie zum caballarius, wie 
dieser, im Gegensatz zu den homines, als untrennbar von dem 
carrum betrachtet wird. Die Waagen mit den dreimonatlichen 
Vorräthen, mit Ochsen bespannt und vvolverdeckt , bildeten be- 
kanntlich einen Hauptbestandtheil der Armeen Karl's d. Gr. [Gue- 
rard a. 0. p. 360]. Vergegenwärtigt man sich die Grösse und zu- 
gleich die Schwerfälligkeit dieser Traiücolonnen , so leuchtet ein, 
dass sie sehr oft hinter den Bewegungen der eigentUchen Streit- 
haufen zurückbleiben mussten und dass doch die Sicherheit der- 
selben ein sehr wichtiges Moment für den allgemeinen Gang der 
Operationen bildete. Die Aufgabe, sie gegen fcindHche Angriffe 
•zu decken, erforderte daher 'allerdings zuverlässige militärische 
Kräfte , und doch lag es im Interesse der Kriegführung , möglichst 
wenig eigenthche Combattanten zu solchen Zwecken zu detachiren. 
Unter diesem Gesichtspunct trifft die Aufgabe des caballarius, der 
im Felde den Gepäckwagen deckt, ziemlich nahe mit der desjenigen 
zusammen, der zu Hause T^:ansporte geleitet, Lieferungen ein- 



_J! 

♦* -.■ • 

bringt u. dgl. Nun wird man auch hierher die Worte des Augs- 
burgV Urbars ziehen können [Pertz a. 0. p. 177] „Quando in 
hostem non pergunt , equitat , quocumque etc." Ist nur der mög- 
liche Zusammenhang zwischen dem caballarius im Felde und da- 
heim nachgewiesen, so bildet er für diese Stelle die einfachste ^v 
Erklärung. 

Eine solche berittene Bedeckungsmannschaft unterscheidet 
sich sehr bestimmt trotz ihrer Waffen von dem berittenen eigent- 
lichen homme de guerre. Sie ist dem letzteren entschieden un- 
tergeordnet und entgegengesetzt. Das zeigte sich in dem Aufge- 
botsbrief, wie im Urbar von St. Bertin [Guerard a. 0. II p. 397], 
wo mihtes und caballarii neben einander gestellt werden, aber an- 
derer Seits bildet sie doch einen so bedeutenden Bestandtheil des 
Heeres und muss der Heerdienst ihr selbst eine so bedeutende 
Stellung daheim geben, dass es uns nicht verwundern darf , wenn 
sie von dieser militärischen Thätigkeit trotz ihrer zahlreichen Frie- 
densgeschäfte genannt worden wäre. Und allerdings ist der Aus- 
druck- scara z. B. in den annales Laurissenses , jener merkwürdi- 
gen Quelle Einhard's, so sehr die stehende Bezeichnung für das 
Karolingische Heer, dass man damals wenigstens unter dem sca- 
rarius und scaremannus nur zu natürlich sich einen Heermann 
oder Kriegsmann denken mochte. 

Sqi sind wir denn an dem Leitfaden einer Beihe von Urkun- 
den von dem minister und ministeriahs des 12ten zu dem sca- 
rarius und scaremannus des Uten und lOten und von diesem 
zum caballarius des 9ten Jahrhunderts gelangt.. Bei der Ent- 
wicklung der späteren Ministerialität kommt es aber doch auch 
in Betracht , dass eben der Name ministeriahs als Bezeichnung des 
scararius ausdrücklich zu Prüm und St. Maximin hervorgehoben 
wird. Der Name war nicht ursprünglich gleichbedeuteud mit der 
Sache. Bekanntlich bezeichnete der Karohngische Ausdruck mi- 
nisteriahs zum Theil etwas ganz Anderes. Die vollständige Ge- 
schichte der^ späteren Ministeriahtät muss also einmal nach- 
weisen, wie der scararius zu jenem Namen kam, dann aber 
auch, wie der Begriff des Karolingischen ministeriahs sich all- 
mälig so verschob, dass er eben jene Leute bezeichnen konnte. 

Wir behandeln hier zuerst also die Geschichte des scararius 
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und caballarius, wie er zum ininisterialis in der späteren Bedeu- 
tung ward, und darnach werden wir darzustellen versuchen,* was 
mit dem ministerialis der Karolingischen Verfassung für Verände- 
rungen vorgegangen sind. Ehe .wir jedoch die Entwicklung des 
scararius zum ministeriahs verfolgen, ist es durchaus nothwendig, 
ihn in seiner Karolingischen Umgebung noch etwas genauer ins 
Auge zu fassen. 

Guerard, dem wir schon einmal widersprechen mussten, ur- 
girt a. 0. § 432 ganz besonders, dass das scaram facere wesent- 
lich verschieden gewesen sei von der Stellung der paraferedi. Es 
liegt auf der Hand, dass die Stellung eines Botenpferdes an sich 
ein anderes ist als die eigene Leistung des berittenen Botendien- 
stes. Dieser Unterschied tritt in der von ihm angeführten Stelle 
Lex Bajovar. I, 14, 4 „paraferedoS donent aut ipsi vadant, ubi 
eis injunctum fuerit" deutlich zu Tage, aber eben mit Bezug schon 
auf diese Stelle müssen wir uns gegen die Annahme erklären , als 
sei immer auch der scararius vom paraferedarius verschieden ge- 
wesen, d. h. als hätte derselbe Mann nicht bisweilen nur sein 
Pferd, bisweilen sich selbst zu Pferde zum Dienst stellen können. 
Diess zeigt einmal das schon öfter erwähnte Augsburger Ur- 
bar, wo es von ein und demselben heisst „scaram facit, para- 
fredum donat", sondern wir fmden in dem Hofrecht von Maur- 
münster noch im 12ten Jahrhundert [Schöpilin Als. dinj. I p. 
227] milites casati, die „cum caballis serviunt, vel ipsi cum ab- 
bate — equitando, vel sibi — praestando". 

Darnach gestaltet sich der Dienst der KaroUngischen cabal- 
larii oder scararii sehr mannigfaltig, sie dienen zu Felde und zu 
Hause und zwar überall in Sachen, die eine bedeutende Zuver- 
lässigkeit verlangen; allerdings ist die Unterhaltung eines Beit- 
pferds und die eigene Sicherheit im Satfel äusserlich das Haupt- 
erfordemiss ihrer Stellung, aber, genauer besehen, bedarf es zu- 
gleich, um sie genügend auszufüllen, militärischer Bravour, ge- 
schäfthcher Umsicht, eben so grosser Verschwiegenheit wie Be- 
sonnenheit. 

Schon diese Betrachtung lässt uns vermuthen, dass Leute 
dieses Schlags sich einer verhältnissmässig bevorzugten Stellung 
erfreuen mochten. So bestimmt sie von den eigentlichen homines 
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geschieden werden, so waren sie ihnen doch insofern gleichge- 
stellt, als auch sie beneßcia hatten. Ehen das Urhar von St. 
Berthi a. 0. erklärt, dass es die villae „quae militibus et cahal- 
lariis erant heneficiatae" nicht mit aufzuführen gedenke. 

Die Bedeutung der heneficia ist in der Karolingischen Zeit 
immerhin noch unbestimmt und schwankend [Waitz Vasaliität p. 
34 ff.] , und doch, glaube ich, muss namentlich bei den caballariis 
oder scaremannis eine eigenthtlmliche Seite des ganzen Instituts 
zu Tage treten. 

Es liegt nämhch auf der Hand, dass der Dienst des Mannes 
„qui equitat, quocumque jubetur" nur dann für den Herrn wirk- 
lich Bedeutung hatte, wenn derselbe unmittelbar auf dem, Grund 
und Boden der Herrschaft, im Bereich ihrer Wirthschaft ange- 
sessen war. Der eigentliche Kriegsmann brauchte diess keineswegs 
und eben so wenig zunächst der Vasall im weiteren Sinne; er 
könnte entboten werden, wenn man für militärische oder andere 
Zwecke seiner Anwesenheit benüthigt war. tin caballarius aber, 
auf den man erst warten musste, dessen Dienst nicht möghchst 
sicher und präsent war, war eben nicht das, was er sein sollte. 
Nach dieser Bemerkung wird man zugeben, dass, wenn [Waitz a. 
0. p. 36] die vasalli nobiles und inferioris conditionis und diese den 
homines terram ejus incolentes gleichgestellt werden , diese letztere 
Kategorie wol die caballarii jedenfalls mit umfassen musste. Ob, 
wie Waitz meint, die Ausdrücke homines, qui beneficia habere 
sive super ejus terras commanere videntur oder auch vassi vel 
casati homines [Waitz a. 0.] einen ähnlichen Gegensatz enthalten, 
kann kaum zweifelhaft sein , wenn wir eben im Urbar von St. Ber- 
tin die milites et caballarii als die hauptsächlichen Inhaber der 
beneficia erwähnt und gerade so wie jene Ausdrücke neben ein- 
ander gestellt sehen. In der Ansässigkeit des Vasallen lag für 
den Herrn eine grosse Annehmlichkeit und Sicherheit, die eben 
einem solchen einen eigenthtimlichen Vorzug vor dem gab, der die 
Einkünfte seines Lehens auf seinem eigenen Alod oder auf einem 
anderen Lehen verzehrte. Durch eine solche Ansässigkeit gerieth 
der Vasall gewissermassen in eine Kategorie mit dem Bauer, der 
als Precarist oder Beneficiar seine Hufe bestellte, aber anderer 
Seits war der vasallus casalus eben als solcher doch ein ganz 
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besonders wiclitiges Element, das einflussieich zwischen den va- 
salli nobiies und den einfachen terram incolentes stand. Nicht 
alle vasalh casati brauchten caballarii zu sein, aber jedenfalls wa- 
ren alle caballarii casati. Zu Maurinilnster heissen die caballarii 
[s. oben p. 28] einfach milites casati. Ja wir dürfen noch weiter 
gehen. Nicht allein die Ansässigkeit war wichtig für den cabal- 
larius, sondern es kam auch darauf an, dass er von anderen' 
Diensten möglichst frei lind dass er dem Jlerrn möglichst zur 
Hand sass. Und hier nun konnte sein Verhalt niss allerdings sehr 
mannigfaltig sich gestalten. Wir finden mansi serviles, von de- 
nen bemerkt wird: scaram facit, paraferedum donat [Pertz Leg. I 
p. 177], aber schon die einfache Leistung des parafercdus findet 
sich zu St. Germain, Prüm und Lorsch nur bei mansi ingenuiles 
[Gu^rard a. 0. § 433], Diese mansi sind, im Gegensatz zu den 
serviles, zu St. Germain frei von einet Reihe von Diensten, da- 
gegen pflichtig das hostilitium zu zahlen oder, wofür diess nur 
ein Ersatz, die Wa^n und die Bespannung der Traincolonnen zu 
stellen [ebd. §§ 318, 360]. Hier liegt also die Hersteftmg der 
Traincolonne und die Stellung der Botenpferde auf denselben Hu- 
fen , zu Maurmünster haben die mihtes casati , die mit den mansi 
ingenui belehnt sind [Schöpllin a. 0. p. 227], nur das equitando 
servire und- die Stellung der paraferedi, aber als ministeriales be- 
schaffen sie, auf die Mahnung des Abts, die Stellung des Trains 
von den mansi proprii [ebd. p. 226]. Man sieht, wie Tiier der 
c(iballarius , mit seinem beneficium unabhängiger gestellt, auch 
in der Verwaltung eine bedeutendere Stellung einnimmt. Der 
freieren Stellung der scararii zu Maurmünster entspricht es, dass 
wir zu Prüm sogar eine Reihe von mansi serviles finden, welche 
nur scaram faciunt und dabei aller übrigen Dienste ledig sind oder 
ledig geworden sind [Hontheim I p. 665 ff. §§ 2 f., 5 f., 8], 
aber freihch finden sich daneben auch andere scararii, deren Hu- 
fen nicht besser als die mansi ingenuiles zu St. Germain stehen. 
Dass das scaram facere die Hufe von allen übrigen Diensten exi- 
miren konnte, war natüdich, wo dieser wichtige Dienst häufig 
gefordert und für die Herrschaft das nächste und überwiegende 
Bedürfniss war. Der scararius, der so sein beneficium von allen 
übrigen Leistungen befreite, trat dadurch schon von selbst mehrere 
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Stufen hober, namentlich zu einer Zeit, wo die Trennung der 
Stände noch keineswegs vollzogen wait 

Ganz besonders aber musste seine Wichtigkeit wachsen , wenn 
er, wie wir es wiederholt zu St. Bertin flnden, auf einer casa 
indominicata , einem herrschafthchen Haupthof angesessen war 
[Guerard a, 0. II p. 400 f.]. Bei dem ersten Fall dieser Art ge- 
htJren zu der casa vier mansi und es heisst „resident in eis in- 
genui , qui nihil aliud facit per totum annum nisi 2 dies in ebdo- 
mada. Dat unusquisque eorum pullum 1 , ova 5. Isti arant unus- 
quisque bunarium 1 et colhgunt 1 et caballicat . Was hier eben 
namentlich von dem Begister vermisst wird, ist offenbar das ho- 
stilitium. 

Diese Wohnung in einer casa indominicata Iheilen die ca- 
ballarii von St. Bertln mit den majores, und schon hierin tritt 
ihre Wichtigkeit deutlich zu Tage. Man begreift, dass die cabal- 
larii für den ganzen Zusammenhang der Wirthschafl von der 
grössten Bedeutung, in der casa indominicata, des Herrn Ab- 
steigequartier, wenn es nicht eben sein Wohnsitz war [Wailz 
^Qie p. 47], ganz besonders an ihrem Platze waren. Es ist 
fiberhaupt nicht allem der äussere Staatsbotetidienst , sondern auch 
der innere sichere Verkehr des wirthschaftlichen Complexes, für 
welchen diese BoteDorganisation von Wichtigkeit ist. Von diesem 
Gesichte"^^^ ^"^ hätte Guerard vielleicht sich weniger über die 
Plätze gewundert, wo die paraferedarii von St. Germain sich fln- 
den , aber er denkt sie sich nur bestimmt „pour pouyoir servir 
ä up systöme de relais ä travers les terres de Tabbaye" [a. 0. l 
p. 321], Je näher der Herrschaft oder den Mittelpuncten ihrer 
Verwaltung, desto wichtiger war der caballarius für den Dienst 
derselben, desto öfter musste sein Dienst und seine Zuverlässigkeit 
beansprucht werden. Wir begreifen daher sehr wol, wie es im 
Interesse der Herrschaft lag, nach Bestreitung der Trainbedeckung 
eine möglichst grosse Anzahl der vasalli casati zu Hause zu lassen 
und im Felde nur solche homines zu verwenden, die wol bene- 
ficia hatten oder vassRi waren, aber nicht als sesshafte so viel für 
den Gang der heimischen Administration bedeuteten. Solchen 
hominibus casatis vertraute der Edle seine Frau und seine mini- 
steria an, wenn er selbst ins Feld musste, und Karl, als er die 
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Zahl der desshalb dienstfreien Leute beschränkte [Pertz Leg. I 
p. 119, 173], erkannte ddfch an, dass eben die homines casati 
auf diese ehrenhafte Befreiung allein Anspruch hätten, ja er ver- 
bot denjenigen königlichen vasaHi, die sich nicht auf ihren bene- 
ficirs, sondern im palatium aufliielten, solche casati bei sich und 
also, über jene gesetzlich zugelassene Zahl, vom Dienst zurück- 
zubehalten. 

Man wird uns hier einwenden können, dass der caballarius 
eben nur zu Reiterdiensten als Geleitsmann, Bote, militärische 
Bedeckung verpflichtet war und dass die vasalli casati, nach un- 
serer eigenen Behauptung, keineswegs nur aus den caballariis be- 
standen, spndern diese nur unter diese allgemeinere Kategorie 
mitzählte!). 

Dagegen erwidern wir Folgendes. Wir 'trafen zu St. Bertin 
die milites et caballarii dicht nebeneinander und zu Maurmünster 
die miütes casati entschieden als caballarii, endlich zu St. Maxi- 
min und zu Prüm die mit den caballarii gleichbedeutenden scare- 
manni als ministeriales. Wenn wir nun neben dieser Kette von 
Thatsachen in den Capitularien die homines oder vasalli casati zuff^ ^ 
Verwaltung der ministeria frei vom Kriegsdienst fmden, ist dann 
nicht der Schluss erlaubt, dass eben unter ihnen auch die cabal- 
larii oder scaremanni für die ministeria verwandt wurden? 

Wir berühren hiermit einen für unsere ganze DaMpllung 
überaus wichtigen Punct. Wenn wir nach den Thatsachen, die 
uns zu Gebote stehen, als die älteste Form, die eigentliche Ur- 
form der späteren ministeriales die scaremanni oder caballariL|er- 
kannten, wenn wir diese entschieden in der Karolingischen Zeit 
nachweisen können, so wird es für die spätere Entwickelung von 
Wichtigkeit, zu wissen, wie jener ältere Namen mit dem späteren 
sich vertauschte, und dazu wieder fragt es sich, wie sich die 
K^rolingi sehen ministeria und ministeriales zu den Karolingischen 
caballarii verhielten. 

b. Die unteren ministeriales der KarolinP^chen Verwaltung. 

Cäsarius in seinem Commentar sprach einfach die Identität 
der scaremanni und ministeriales aus und erklärte das scaram 
facere , von dem^r den Namen herleitete , für unbeschränkten Bo- 
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tendieDst. Darnach waren also in der Zeit, wo das Urbar von 
Prüm verfasst wurde, jene Botendienste eine alIgemei|B Verpflieb- 
toni|^ der ministeriales und sie wurden von diesen Diensten eben 
gleichzeitig scararii oder scaremanni genannt. Die Urkunden von 
St. Maximin, 4J|e diese Identität bis ins lOte Jahrhundert zurück 
nachweisen, zeigten zugleich, dass nicht etwa die unteren, son- 
dern gerade die meliores servientes unter beiden Namen verstan- 
den wurden. Nach diesen beiden Zeugnissen war also bei dem 
damaligen ministerialis die scara, d. h. der unbeschrcinkte Boten- 
dienst, der allgemeine und hervorstechende Charakterzug, und da- 
durch unterscheidet sich der Begriff der damaligen Ministerialität 
wesentlich von dem der späteren , nach dem bekanntUch das eigent- 
lich bezeichnende Moment für diese die höheren Hausdienste wa- 
ren. Wie jedoch die spätere Ministerialität neben dem Hausdienst 
den Kriegsdienst gleich allgemein übte, so muss auch die frühei^ 
neben dem scaram facere ministeria verwaltet haben, weil sie 
eben sonst diesen zweiten Namen neben dem der scararii nicht 
erhalten liaben würde. 

Vor diesen beiden Perioden der Ministerialität liegt die Karo- 
^che. In ihr finden wir den Namen der scara , der caballarii 
und der homines casati, und daneben auch den der ministeriales, 
aber zunächst fehlt jede ausdrückliche Combination der caballarii 
oder scararii mit den ministeriales. 

DJMI das Wort ministerium uml ministerialis in der Karo- 
Ungischen Zeit die verschiedensten Stufen der Amtshierarchie be- 
zeichnete, dürfen wir als bekannt voraussetzen. Ein Longobar- 
disdllls Capitulare von 786 [Pertz a. 0. p. 51] stellt bei Verord- 
nung des allgemeinen sacramentum den fiscalini und coloni ge- 
genüber die „servi, qui honorati beneficia et ministeria tenenl vel 
in bassallatico honorati sunt cum domiui sui et caballos, arma, et 
scuto et lancea, spata et senespasio habere possunt". Die Be- 
waffnung, welche hier als Zeichen der honorati in Beneficien und 
Ministerien erscheint, ist ein Theil derjenigen Ausrüstung, die wir 
auch bei den caballarii und der Bedeckung der Gepäckwagen fan- 
den. Wir sehen aus dieser Stelle, dass eben auch servi in Folge 
verliehener ministeria und beneficia zu Pferd, Schild, Lanze und 
Schwert berechtigt sein konnten. 

Nitzsch, Gesch. d. Stauf. Per. I. 3 
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Nim finden wir aber weiter in dem capilnlare de villis § 10 
[ebd. p. 1||^] Polierendes: Ut majores noslri et foreslarii et pole- 
drarii et ccllerarii , decani, lelonarii vel celeri ministeriales ♦ega 
faciant et sojj;ales donent de mansis eorum: pro manuopera vero 
eorum ministeria bene praevideant. Et quabscnn^^e major babue- 
rit beueücium, suum vicarium mittere faciat, qualiter et manuo- 
pera et ceterum servitiiim pro eo adimplere debeat. Hier bat der 
major jedenfalls als ministerialis ein beneficiura, von dem er zu- 
^deicb Handdiensle, Ackerfrobnde [rega] und Scbweinebefenmg 
[sogales] leisten muss. Da aueb poledrarii, wenn aueb liberi, 
beneficia batten, § 50 [ebd. p. 185], so kann es aueb von den 
(Übrigen ministeriales nicbt zweifelbaft sein, dass sie beneficia 
baben konnten, und in diesem Sinne werden iiberbaupt den servis 
die liberi und ministeriales im Capitnlare j^qnisgranense von 817 
Entgegengesetzt [ebd. p. 213], so zwar, dass letztere durcb Ver- 
lust ibres bonor oder beneficiiim, die servi durcb kürperlicbe 
Zücbtigung gestraft werden. 

Diese ministeriales, welcbe beneficia baben, bonorati und von 
korperlicben Zücbligungen frei, und die servi bonorati mit 
neficiis und der PewafTnung der caballarii sind offenbar diesell 
Leute. 

Eben diese Beamtenreiben, falconarii, venalores, telonearii, 
praeposili, decani kommen als ministeriales wiederbolt fiU' die 
Heerbannordnung in UetraclU ; „quod episcopi" beisst es mh. p. 1-68 
„et abbates sive comites diinittunt eorum* liberos homines ad ca- 
sam in nomine ministerialium^S Also die Stellung des ministeria- 
Hs wurde benutzt, um den betreffenden vom Aufgebot zu IRause 
zu bebalteu, wogegen die Heerbannordnung für jedes miiiisteriiim 
und U\v das Gefolge der Frau des Grafen nur je zwei Ministeria- 
len vom Dienst befreite [ebd. p. 119]. Es waren also jedenfalls 
die ministeriales als Inbaber der beneficia verpflicblet und be- 
fäbigt, mit ibren Herren Kriegsdienste zu leisten. 

Ausser der Verwaltung der ministeria und dem Kriegsdienste 
linden wir aber norb eine Reibe eigentbiUnlicber Leistungen. A. 
0. p. IGS scbliesst die Reibe der einzelnen Ministerfeien mit den 
Worten: et alii, qui missos recipiunt et eorum sequentes. Die 
Verpllicbtnng, die missi in Folge einer kaiserlichen tractoria zu 
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empfangen und zu verpflegen, lag den honiines liberi, wie den 
ministeriales der Grafen gleiclnnässig ob [ebd. p. 21^. 

Eine zweite Verwendung der ministeriales war die zum Bo- 
tendienst. Sie traten in ihrem eigenen ministerium zunüchst oft 
mehr als die Boten des missus oder comes , denn als selbständige 
Beamte auf. Wie die ministeriales des Kaisers in seiner eigenen 
Hofhaltung oft nur eine Aufnahme und Meldung des Thatbestan- 
des für seine eigene Entschliessung zu machen hatten [ebd. p. 
158 f.,' 181], so schickte auch der missus oder eomes wieder in 
maxien Fällen nur seinen missus, um seine geschältüche An- 
sicht an der ^iiöheren Stelle niederzulegen [ebd. p. 162] oder 
seine Befehle nach unten auszurichten. Auf diesem Beamlenbo- 
tendienst beruhte wesentüch mit die ganze Energie der Karohngi- 
schen Verwaltung. So verfügt, das capitulare de instructione mis- 
sorum § 2: „ut quicquid de ejus jussione cuiübet praecipere et 
commendare debent^ potestative annuntient atque praecipiant. Et 
noQ sibi faciant socios inferioris ordinis honiines, qui semper 
inde retro res qualescunque tractare volunt; sed illos sibi socient, 
aui ad etfectum unamquamque rem deduci cupiunt". Aber freilich 
, wfaeint die Gefalu* unberechtigter Uebergrifle Seitens dieser unte- 
ren missi im Ganzen doch viel grosser gewesen zu sein, hn Jahre 
,828 wurde den missi auch darüber Bericht auferlegt „quales mi- 
nistros habeat [comes] ad populum regendum vel missos, utrum 
juste m ipsis minisleiiis agant, aiit^consentiente vel neglegente 
comite a veritate et justitia declinent" [ebd. p. 329]. Nach die- 
ser Stelle erscheint nun der minister allerdings zunächst nur in 
seiitleim ministerium zugleich als missus. Anderer Seils aber (re- 
ten doch auch die ministeriales, allgemein als solche, als Bolen 
des Grafen auf. 

In der könighchen HofhaUung wird ausdrücklich erwähnt, 
dass alle übrigen ministeriales und auch vorzüglich die venatores 
et falcouarii nicht nur die Briefe und Aufträge des Königs und 
der Königin zu besorgen haben , sondern auch xlie des siniscal- 
cus et buticularius „quando — de nostro verbo eis aliquid fa- 
cere praec^rint" [Capil. de villis § 47, ebd. p. 184]. Für diese 
beiden Oberbeamten konnten aber Falkner und Jäger zunächst 
nicht in ihrem eigenen ministerium, sondern nur als missi über- 
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haupt Botschaft zu tragen haben. So werden allgemein die mi- 
nidteriales Mit domini beschuldigt, gegen Bestechung Freiheit vom 
Dienst zu ertheilen [ebd. p. 110], und ein Italienisches Capitular 
von 807 [ebd. p. 150] erwähnt die paraferedi und mansionatici, 
welche auch von den falconarii et venatores und anderen Ministe- 
rialen gefordert werden. 

Nach diesen Angaben wird sich das Bild dieses eigentliüm- 
hchen unteren ßeamtenstandes ziemhch deutlich herausstellen: er 
iiat sein einzelnes ministerium gegen ein beneficium zu verwalten, 
von dem er aber auch noch bestimmte Ackerfrohnden und Aga- 
ben leistet, daneben aber ist er zum KriegsdieiHt pflichtig mit 
einer bestimmten Bewaffnung als caballarius und zugleich der all- 
gemeine Geschäftsträger der Grafschafts- und königlichen Verwal- 
tung, bei dem zugleich, wenigstens häufig, das gesetzliche Ab- 
steigequartier des missus ist. 

Endhch aber ist es wtinschenswerth , diesen unteren Beam- 
ten mit seinem beneficium wo möglich in seinem Verwaltungs- 
district zu fixiren, und zwar aus zwei Gründen: erstens gewinnt 
er dadurch an Auctorität und Zuverlässigkeit för den AmtsbezirSj: 
selbst, wie z. B. das cap. Pistense § 14 [ebd. p. 491] für seine 
Münzcommission mit Allod oder Beneficium in der Grafschaft an- 
sässige Leute fordert; dann aber ist dadurch die Möghchkeit ge- 
geben, dass der Ministerial sich von seinem beneficium unter- 
hält, wie das capit. de villis § 50 diess namentlich für dcin pole- 
drarius verlangt; im entgegengesetzten Fall ist er von dem Her- 
renhof oder durch andere Leistungen zu erhalten. 

Diese Beamtenclasse nun fällt offenbar ihrer äusseren Er- 
scheinung und ihrer Stellung nach mit den caballariis und sca- 
rapis, wie wir sie oben kennen gelernt haben, wesentlich zu- 
sammen, sie sind in dem grossen Znsammenhang der KaroKngi- 
schen Verwaltung genau das, was in den späteren, beschränkten 
Kreisender Dienstrechte die scararii des Uten und 12ten Jahr- 
hunderts. 
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c. Der Karoling^sche nntere ijainisterialis oder gcar|fins in den 
nachkarolingischen Heeren. 

Es wird jetzt darauf ankommen die allmaligen Veränderungen 
nachzuweisen, "durch welche ihre Slelhing sich verschob. Der 
Zusammenhang, in dem sie unter KarKs Regierung gestanden, ver- 
rückte sich jedoch auf verschiedenen Seiten , und wir werden das 
Kriegswesen und die eigentliche CivilverwaUung ins Auge zu fassen 
habte, um uns eine vollständig klare Vorstellung davon zu ver- 
schaffen. 

Die grosse Veränderung im Kriogswesen lässt sich einfach so 
bezeichnen, dass die grossen Vrrpflegungsanstalten für die Armee 
immer mehr reducirt und diese seihst ausschliesslich aus Cavallerie 
gebildet wurde. In der westfränkischen Heereseinrichtung bleiben 
die Traincolonnen viel länger bestelven. Noch 1147 unterschied 
sich das Französische Kreuzheer von dem Deutschen durch die 
Sitte, den Proviant auf Wagei^ und Lastthieren mit sich zu führen 
[Gesta Ludov. VJl bei Duchesne Scriptores IV p. 398]. Der 
Franzose Albero Erzbischof von Trier war es, der 1139 sich un- 
ter allen deutschen Fürsten durch die reichlichen Mundvorräthe 
seiner Truppen auszeichnete und durch die kluge Ueberlegung 
«plus conferr«^ ad victoriam et ad accendendos animos virorum 
vini copiam et aliorum victualium quam multa millia famehcorum*^ 
[Balderic. Gesta Alberonis c. 83 und JafTe Konrad Hf. p. 27 A. 44]. 

Dagegen finden wir in der Marschordnung Friedrich's I. bei 
seinem Aufbruch gegen Mailand wol die servi, mulis aliisque ju- 
mentis militum sarcinas advehentes [Radevic. de gestis Frider. I. 
c. 32], aber dfess sind offenbar nur die servientes mjt den Pack- 
pferden der einzelnen Ritter, dagegen die Proviantwagen ers4it 
werden duri^h die pistores et alii negotiatores, qui portaverunt 
exercitui necessaria [Sir Raoul b. Muratori Script. VI p. 1174]. 

Die Veränderung in der Organisation der Armee macht sich 
auch bei der Angabe der Leistungen bemerklich, auf welche sie 
gegründet war. ..Les chevaux"'sagt Guerard [Polypti d'Irm. I p. 
664] „renij^cerent successivement les boeufs dans les presta- 
tions de guerre". Beim Kloster Weissenburg bleiben die boves 
in hostem und die parafredi der Fränkischen Verfassung neben 



den ntMieren caballis in hosteni bestehen fZeiiss Tradiliones \Vi- 
zenl). p. 21^ i\\,' in MaurniilDster eben so [SchüpOin Als. dipl. I 
p. 22§r.J, aber zuPriUn war ans jenem krie<,^eriscben Fnbrdiensi, 
dem boslHiIhnn, das beibehalten war, die natselde geworden, d.h. 
die Beförderung des Abts in seinem eigenen Gebiete von Ilof 
zu Hof, wie Cäsarius [Ilonthcini a. 0. p. 663] es ausdrücklich 
erklärt. 

Da hegt es nun auf->der Hand, dass mit j^m grossen Train, 
auf dem die Kriegfühnmg der Kandinger wesentlicli beruUirlfeUe, 
das Bedilrfniss seihar mihtärischen Bedeckung ebenfalls ver- 
schwand. 

Das erste bedeutende Karohngische Heer, was ohne einen 
Train im Felde- deutlich erscheint , ist das Karl's des Kahlen im 
Jahre 841:' „nam neque ipse" sagt Nilhard fl, 8 „neque qnihbet 
in suo comitatu quicquam absque quod corpore gerebant et abs- 
que armis et equis habebant". Und offenbar trugen zunächst die 
Bruderkriege der Srdme Ludwig's dazu bei, dass die berittenen 
Aufgebote des Adels allein die militärischen Entscheidungen, an* 
sich rissen. Die Ausdauer der Pferde ist bei allen Bewegungen, 
die der Schlacht von Fontanelum vorhergingen, ein überaus 
wichtiges Moment [Nithard IJ, 6, 9 f.], die Erzählung, dass Ar- 
nuIPs Truppen die Mauern von Bom auf ihren aufgehäuften Sät- 
teln erstiegen [Liudpr. Anlap. I, 27], zeigt uns auch hier, dass 
man sich das Heer wesenlhch als beriden dachte, was ja von den 
Siegern an der Dyle historisch fesli^lehl [Dümmler de Arnnifo p. 
55]. Bei dieser Umbildung des Heeres mussle nun aber auch 
die Stellung der caballarii eine wesentlich andere werden. Schon 
Karl der GroSse hatte auf die Brünne als die Walle des voraehr 
mm und berittenen Kriegers ein grosses Gewicht gelegt. Es ist 
bekannt, dass er namentlich ihren Verkauf in die Fremde ver- 
bot [Pertz Leg. 1 p. 3S, 115, 133], dass er darauf bestand, 
dass alle vorhandenen Brünnen wirklich im Felde gebraucht win- 
den [ebd. p. 133, 173]. Der caballarius führte keine Brünne. 
Seine Walfcui waren (djerliau|)t mit denen des höb|||^n Vasallen 
nicht zu vergleichen. Der Aufgebolsbrief von 806 [erTd. p. 145], 
der für ihn Schild , Lanze , Schwert und Dolch verlangt , fügt noch 
eine Anzahl Geräthschaften hinzu, die auf dem Wagen geführt, 
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(loch wesentlich von ihm gehranrhf werden sollen, wie sp'iler 
der Schildträger des 12ten Jahrhunderts Sichel und Axt zum 
Founigiren führte [Pertz Scr. X p. 265. Otto Fris. Gesta-Frid. 
II, 18]. Es unterschied sich ehen der höhere Vasall von (Jem 
cahallarius >vie der eigenthche Feldsoldat, auf dem das Gewicht 
der Entscheidung beruhte, von. der leichten Truppe, nm* dass hier 
der Dienet die letztere wesentlich heim Gepäck- und Lagerdionst 
ferngehalten hatte .von dem eigentlichen Gefecht. Vergegenwär- 
tigt äiaa sich nun jene berittenen, edlen Schlacht häufen, die wir 
schon nach der Schlacht bei Fonlauetum [Nifhard IJI, 6] ihre 
nirstlichen Reiterspiele halten sehen, so wird Niemand glauben, 
dass der cahallarius zwischen ihnen als ein gleich Hthiges und mi- 
litärisch gleichgebildetes Glied habe eintreten können. 

Was wurde nun aus diesem Bestandtheil des Karolingischen 
Heeres? 

Wir haben oben zunächst nachgewiesen , dass der spätere 
scaremannus und ministerialis eine wahrscheinliche Fortsetzung 
des Karolingischen war. Die gewöhnliche Annahme ist freihch, 
dass die ministeriales , unfreie Hausdiener, erst allmälig das Recht 
Waffen zu tragen erlangt hätten [Fürth Minist, p. 45. Dönniges 
das deutsche Staatsrecht I p. 546], aber schon jener eigenthüm- 
liche Zusammenhang führt uns auf die Vermuthung, dass der Ka- 
rolingische cahallarius auf seinen späteren Nachfolger, den mi- 
nisterialis des Uten Jahrhunderts, das Recht, wenigstens seine 
eigenlhümlichen Waffen zu tragen, vererbt habe. Wenn nun aber 
983 der Bischof von Constanz bei einer Schenkung an Peters- 
hausen erklärt „mihtes, quos monasterio tradidi, eqnitando ser- 
vianl" [Neugart Cod. Alem. I p. 634], so sind diess otfenbar 
nicht mililes, die zu Pferd d. h. ritterlich dienen sollen, sonderd(| 
sind Krieger, die durch, den Botendienst zu Pferde [s. oben p. 25], 
zu dem sie geschenkt werden, schon sich als niedere von d€fh 
höheren Vasallen unterscheiden, eben so wie zu Maurmünster die 
niilites casati „caballis serviunt vel ipsi cum abbale — equitando, 
vel sibi —^^estando", mit Einem Worte es sind cab^llarii oder 
scaremann^^ie ausdrücklich schon milites genannt werden, zu 
einer Zeit wo die Urkunden von S. Maximiu diesen Ausdruck 
noch nicht gebrauchen. Hiermit stimmt es nun sehr wol, dass 



^ 



40 

die St. Galler MOnche von ihren majores und cellerarii nur das 
henorlieben, dass ^quidam ex ipsis more uubilium gladium ein- 
gebanir [Perlz Scr. 11 p. 161]. Wie jener scuüfer, den König 
Friedrich vor Torlonä mit dem UiUei^rtel bekleiden wollte, je- 
denfalls schon vorher neben seiner Axt ein Schwert trug * [Otto 
Fris. a. 0.], SU müssen \vir uns auch die Ministerialen des 9ten 
und 1 ten Jahrhunderts bewaffnet wol , aber nitht more nobilium, 
denken. 

Die miUtes armati IThietmar. VI, 33. Otto Gesta Frider. 
11, 14], denen Widokind 1, 3S eine ganze legio Tharingorum 
cum raro mihte armato entgegengesetzt wird, sind oHeobar nicht 
die Bewaffneten, im Gegensatz zu den Unbewaffneten, was a. 0. 
gar keinen vemOnftigen Sinn gäbe, sondern die ritterlich Bewaff- 
neten gegenüber den Leichtbewaffneten. [Waitz Heinrich 1. p." 
111 A. 1.] 

Nicht der ritterliche Gürtel allein «unterschied den so Bewaff- 
neten von anderen AVaffentragenden , sondern es kam noch ande- 
res hmzu. Wenn der Biograph' des heihgen Otto bemerkt, dass 
in Pommern bei der Grosse und Stärke der dortigen Pferde ^unus- 
quisque militum sine scutifero mihtat, manticam pro se gestans 
et clypeum- [S. Ottonis vita Seifr. § 85. Pertz Scr. Xll p. 767], 
so w ar am Anfang des 1 2 ten Jahrhunderts jedenfalls der Deutsche 
ritteriiche miles nicht ohne einen scutifer denkbar, der auf einem 
Beipferd seinen Mantelsack und Schild fiihrte. Hebt nun Ortlieb 
von Zwifalten [drs. X p. 78] von den dortigen Ministerialen her- 
vor ^non adhuc tam cervicosum — possidet ecclesia , qui vel mi- 
htaribus armJs permittatur equitare vel manticam cujusdam mo- 
nachi — in suo jumento dedigneiur portaro-, so sehen wir iMch 
Mft die .'Art der Waffen, aber auch die Bepackung des Pferdes' als 
Unterschied der Ministerialen vom Ritter henoi^ehoben. Im Ge- 
gensatz gegen den letzteren erscheint der miiiisterialis keineswegs 
als gar nicht, sondern nur andei^ bewaffnet und beritten. Zu 
Pferd mit Schild und Speer treffen wir einen solchen als Reisege- 
fährten des berühmten Tutilo [drs. 11 p. 9S]. 

Dass auch diese Leute im Gegensatz zu den üMgen Genos- 
sen einer familia miUtes genannt werden konnten, liegt auf der 
Hand; dass sie zu Maurmünster und Pelershausen oder Cönstanz 



so genannt wurden, kann nach dem ObenangefQbrten nicht zwei- 
felhaft sein. Andererseits aber werden auch wieder die milites 
[z. B. Perlz a. 0. p. 104] so bestimmt der familia gegenijberge- 
stellt und die arma militariavden ministeriales abgesproclien , dass 
sie an solchen Stellen nicht zu jenen gezählt werden dürfen. Bei 
diesem Schwanken des ofßciellen Namens kommen wir eben näher 
an die Frage, vbu der wir ausgingen, ob und wie sie sich bei 
dem eigenJIlchen Heerdienst betheiligten. 

Das deutsche Heer , noch am Anfang des 1 1 teu Jahrhunderts, 
bestand t^neswegs nur aus gepanzerten Streitern. Das apocryphe 
decretum ipe expeditione Bomana [Pertz Leg. H Capil. spur. p. 3] 
Vq^laopl^f die etnif^lne Halsberge zwei , auf die einzelne Brünne 
einen scutarius, aber früher war die Zahl der scutarii im Ver- 
hältniss zu der der milites noch grösser. Wir finden auf einen 
miles in einem einzelnen Fall für die üstlichen Auszüge fünf scu- 
tarii gefordert [Wenck Hess. Landesg. UI p. 35]. 

Noch später, am Anfang des 12ten Jahrhunderts, erkannten 
verständige Militärs sehr wol, Mäe die schweren Kettenhemden 
die Bewegung von Boss und Mann vielfach hemhUen, und legten 
sie m einzelnen Fällen ab, um der Verfolgung desto mehr Beweg- 
lichkeit und Schnelhgkeit zu geben. [Passio Caroli c. 115. Pertz 
Scr. Xn p. 615 f.] Man war also keineswegs blind gegen die 
Vorzüge der leichteren Bewaffnung, die den scutarius unterschied, 
und wenn auch die Trosscolonnen verschwanden und das eigent- 
liche Reiterheer der edeln Vasallen dadurch an Beweglichkeit zu- 
nahm, so war jedenfalls jene leichtbewaffnete Bedeckungsmann- 
schaft ein so werthvolles militärisches Element, dass man es auch 
l^alten mochte, seitdem die frühere Hauptaufgabe derselben von 
\m geringerem Umfang geworden. Die leichtbewaffnete R^|kei 
Heinrich's I. eröfftiete die Ungarnschlacht von Biäde durch emen 
maskirten Angriff [Widukind 1, 38, s. oben p. 40] , und soll die viel- 
besprochene Stelle , Widukind HI c. 2 , von den zahllosen Stroh- 
hüten, die Qtto I. sich nach Frankreich zu führen rühmte, eineii 
Sinn habm^, so kann es nur der sein, dass diese Armee wesent- 
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lieh und "sichtlich ohne Helme, d. h. leichtbewaffnet naph Art 
(]er scutarii ins Feld rückte, um durch die Beweglichkeit grosser 
Reitermassen zu entscheiden. Im entschiedenen Gegensatz zu 
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die«^ni IIimt steht die auserlesene Ileerschaar, über die wir aus 
d^r (irsrliirhte des Jahres 900 hei Tliielmar IV, 9 das interessante 
I rlheil eines Hcdnnischen Kundschafters besitzen. ..Exercitus hie" 
berichtete er Ihdishuis „quantitate pairvus, quahtate sua optimus 
et onniis est ferreus. l*ugnare cum eo tibi potis es, sed si tiJ)! 
hodie \icloria evenil , sie prosterneris , ut fugiendo Miseconem — 
\ix aut neqna<|uam evadas et Saxones tibi hostem in perpetuum 
acquiras. Si aiUem viclus fueris, fuiis est etc." Hier also haben 
wir es mit einem ungewOhnhch kleinen, aber ebenso ungßwöhn- 
hell gut und vollgerrtstetc^ii Heere zu thun, einer Kerntriippe gans^ 
in Eisen, deren Widerstand selbst für einen an ^ahl^eit tlber-.- 
legeuen Feind keinen sichern Erfolg erwarten lässt JN^^dlttJ 
sfdche Erscheinung war ollenbar auch für die Böhmen neu und 
ungewohnt, so dass wir also für gewöhnlich die legiones inermes 
[Widuk. I, 38], die pilci ex cuhnis contexti [ebd. III, 1], kurz 
den leichtbewallneten miles oder c^ballarius damals noch als ein 
sehr wesentliches und überwiegendes Element denken müssen. 

^0 lange nun aber der vcSSk armis mihtaribus armatus kei- 
neswegs den einzigen Bestandtheil der Heere bildete, war auch 
zunächst keine Veranlassung, den Karohngischen caballarius von 
denselben auszuschliessen. Im gewissen Sinne war er der. Vor- 
ganger des späteren scutifer; wie dieser für des einzelnen Ritters 
Saumpferd und Waffen sorgle, so hatte er früher füi' den Pack- 
wagen sorgen müssen. ' Aber dieser scutifer selbst wieder in sei- 
ner älteren Gestalt war nicht der Knappe des 13ten und 14ten 
Jahrhunderts, ein Ritterb ürtiger ohne Rittergürtel, sondern sehr 
oft wie jener Held vor Tortona [Otto Gesta Frid. II, 18] ein 
nieht ritterlich geborner, der gar nicht über seinen Stand hinsgjj^ 
d^K. Der Ausdruck Knecht, der noch heute im correcten Nie- 
dersächsisch nur einen Diener bei und mit Pferden bezeichnet, 
umfasste offenbar jenen älteren caballarius und den späteren scu- 
tifer in ihrer Uebergangstufe und bezeichnet so z. B. in den 
echten Nibelungen nicht etwa den Diener eines einzelnen Ritters, 
sondern ^ine bestimmte Wätfengattung, die an ZaliL^die Ritter 
eb^nftD Überwiegt, wie sie ihnen an Bedeutung nachsteht. [Nibel. 
Not ed. Lachmann Str. 76, 1447, 1513 u. a.] 

Sie werden dem Adel entgegengesetzt. „Do wurden'' sagt 
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die Kaiserchronik [ed. Diemer p. 33 exlr.] „di chnehte, di von 
adele uiit von relite reweite vorsten sollen sin". Aber eben sie 
nimmt das Wort überhaupt l'ür den streitbaren Mann [ebd. p. 10 
Z. 27, 44 Z. 2 f. i04, ü IT.] und die „edel knehte", das 
„edel ingesinde" der Nibelungen [Str. 1744, 1867] sind bekannt 
genug. 

Nach allen dtesen Thatsachen kann es nun kein Zweifel sein, 
dass es mitites ohne rittöfliche Waffen in den familiis, den Dienst- 
niaimschaflen der nachkarohngischen^ Zeit gab und dass eben- 
solche mäUes in den damaUgen Heeren geschätzt und gebraucht 
'wurden. Wenn^^m der caballarius, ohne HWm und Panzer, un- 
tfer dö||-lKirolingern''%eerpflichtig war und wenn der ministerialis 
des 1 1 ten Jahrhunderts, der sonst so viele Züge mit ihm ge- 
mein hat, es auch ist, so ist wahrHch nicht abzusehen, wie 
in der Zwischenzeit die Heerverfassung der späteren Karolinger und 
Ottonen für ihre leichte Reiterei ein anderes Material hatten haben 
sollen,. als eben diese caballarii ö#r scaremanni. 

Für die weitere Er()rterung''^(fcser Frage schein^ es ein sehr 
bezeichnender Umstand , dass die späteren ministeriales haupt- 
sächlich zu zwei Diensten verpfliclilet sind, zum heerschilt und 
zum servitium regis [Cod. Lauresh. 1 p. 240]. Es sind das die 
beiden Hauptdienste für den König, wie die Mönche von Corvey 
sich rühmten ..servitium regis tarn in expcditione quam in curia 
adeunda et in hospitiis procurandis exuberare" [Martene colleclio 
ampl. H p. 307]. Auch bei den Karolingischen caballariis bildete 
der Kriegsdienst und die Beherbergung der königlichen Beamten 
und dei* Gesandtschaften Hauptbestandtheüe ihrer Leistungen. 
Ijbd sollte es zufällig sein, dass während später die kriegerische 
stärke und Leistung nach Helmen , Gleven oder „grossen Roflv^ 
gemessen wurde, der heerschilt [LangBeg. I p. 201 , Böhmer Reg. 
a. 0. no. 2296] als die früheste Bezeichnung für den Heerdienst 
erscheint ? In einer Zeit , wo der Schild und dör scutarius geg^n 
die Brünne und^ den miles militaribus armis im Heer noch weit 
überwog, kp^nte nur dieser Ausdruck für die allgemeine Heer- 
ptticht gebraucht werden. Dass er aber gebraucht wurde, |^e!gt 
eben das Alter und die Allgemeinheit des Heerdienstes des ca- 
ballarius. 
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Wir haben schon oben eine Stelle aus Dietmar angeführt, 
wo uns zuerst ein ganz gepanzertes Ritterheer begegnete , und auf 
den Eindruck hingedeutet, den eine solche netie Erscheinung ini 
Felde machte. Dass die Ucberlegenh^j^ dieser gepanzerten Schlacht- 
haufen rasch allgemeine Anerkennung gewann, ist eine «o be- 
kannte Thatsache, dass es kaum der Huhe lohnt, aufstellen auf- 
merksam zu machen, wo diese Anerkennung deutlich zu Tage 
tritt. So sagt Kö^ig Otnit [ed. Ettmilller I Str. 43 — 47] „Ih 
enwil deheinen fttftren, er enhabe sturmgewant, er en si ouch ein 
riter oder riters genoz" und es werden ihm darauf versprochen 
fünftausend Ritt^ ,^«4^alsam ein sn^ in lihten stalringen nien- 
der man si blecken siht". Hervorzuheben ist dabei nur', dass also 
der Dichter selbst Ritter und Ritters Genoss ohne Sturmgewand 
kannte und dass er ein entschiedenes Gewicht auf die glänzend 
lichten Stahlhemden legt [vergl. ebd. II, 39 ff., 103 ff., 114 ff.]. 
So tadelte der Herzog von Kärnthen die Dienstleute von Gurk als 
„milites pannosi — cum ruMginosis gladiis" [Vita Chuonradi I 
c. 16 bei Pertz Scr. XI p. 73] und Vincentius Prag, ad a. 1142 
erzäldt von den Röhmischen Kundschaftern , die J)ei Pilsen im An- 
marsch das deutsche Heer erblicken: „tantam multitudinem — , 
quod sole super >clypeos eorum deauratos et super loricas eorum 
et galeas refulgente omnia montana resplendere videbantur". Die 
Redeutung der äusseren imponirenden Erscheinung neben der der 
gesteigerten Wehrhaftigkeil tritt hier an den ganz gepanzerten 
Streitmassen deutlich zu Tage. 

Dieser Entwicklung der deutschen Kriegs Verfassung konnte 
nun aber der leichtbewaffnete caballarius nicht so leicht folgen. 
Die Reschaffung einer solchen Rüstung war zu kostbar. Karl ^ 
(jgtee verfügte, dass die überzähligen Rninnen in den klösfel^- 
licnen Waffenhäusern nur den höheren Vasallen käuflich über- 
lassen werden sollten [Pertz Leg. I p. 173], jedenfalls, weil der 
c^allarius sie gar nicht brauchen konnte. Die mihtärische Nei- 
g#g zu einer glänzenden Waffe mag auch schon damals sich be- 
merlfich gemacht haben, die St. Galler Mönche klagen, am An- 
fanges lOten Jahrhunderts, nicht überhaupt darüber, dass die 
majores locorum Waffen zu tragen anfingen , sondern dass sie 
scuta et arma polita zu führen wünschen [Pertz Scr. H p. 103]. 
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Nachdem aber die Bedeutung einer glänzenden und vollständigen 
Rüstung immer allgemeiner anerkannt und das Uebergewicht des 
Panzerreiters gegenüber den anderen Waffengattungen immer un- 
zweifelhafter ward, musste daf Streben (TEr ministeriales sich höher 
richten and statt des glänzenden Schildes und Schwertes musste 
die ßrünne selbst oder gar^ie Halsberge schon desshalb das Ziel 
ihres Ehrgeizes» ^♦wden , weil sie in vielen Fällen wenigstens die 
Bedingung ihrer militärishen Verwendung» wurde. Man konnte 
jetzt in der Armee selbst nicht mehr sa .viele Lelchtberittene wie 
früher gebrauchen, und wenn auchderai, die inoch als solche 
fortdienten, die Brünne wie früher nicht "^iMtCHlr, so musste sie 
anderen bewilligt werden, um aus ihnen wirkliche miütes milila- 
ribus armis zu machen. 

Das en^ähnte decretum de expeditione Romana fordert für 
den Römerzug von den Lehnsleuten auf je 10/ mansi eine Brünne 
oder halsberge und zwei scutarii , von den Ministerialen von je 5 
mansi eine Brtlnne und einen scutarius. Wir ersehen daraus, 
dass seit KarFs des Grossen Zeit, der erst von 12 mansi eine 
Brünne verlangte [Pertz Leg. I p^ 133], die kostbare Waffe viel 
allgemeiner geworden ist, ^ber sie ist aucli offenbar schon wieder 
durch die Halsberge in Schatten gestellt. Dem Vasallen wird auf 
die Halsberge 8 Mark vergütet „quot decem mansos in beneficio 
possideant, tot brunias cum duobus scutariis ducant, ita tamen ut 
pro halsperga Ires marcas et pro singulis scutariis singulas marcas 
accipiant" [Pertz Leg. H 2 p. 3]; d^n Ministerialen dagegen wird 
sie nur als eine ausserordenthche Gnade zugestanden „quicunque 
5 mansos in beneficio possideant, domino suo* — bruniam cum 
u^ scutario ducant. Et hoc in arbitrio dominorum pendeat, 
qdös ducant, a quibus stipendia accipiant, quibus etiam hals|ll|fc- 
gas concedant". [ebd.]. In den Augen und nach der 'Erfahrung 
des Verfassers war also die Halsberge . gerade an die Stelle ge- 
treten, die die Brünne zu KarFs des Grossen Zeiten eingenon/tmeg^ 
als ein besonders kostbares Waffenstück, das die Herren ^fe 
ihren Vorräthen nur einzelnen Dienstleuten zugestanden. Die 
Halsberge verdrängte die Brünne im Verlauf des 12ten und litten 
Jahrhunderts [v. Sacken Die Ambraser Sammlung I p. 57 fl'.], 
obgleich in Malereien und Dichtungen des 12 ten Jahrhunderts die 
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Ilalsberge schon als ilic allgoineine rilterliclie Bekleidung vor- 
kommt [Kugler Kl. Schriften I p. 42 f. Diemer Deut. Gedichte 
p. 174 f.]. 

Bei der schwereren Bilslung wv* aber zugleich ein stärkeres 
Pferd und eine Veränderung der Bepackung nolhwendig [s. oben 
p. 41] und es stimmt mit unserer l#her gegebenen Darstellung 
durchaus , wenn in dem decretum de expeditione Homana der Herr 
für den Ministerial^^^ag er in Brün» oder Halsbcrge dienen, 
ein Bennpferd nnd ein Reitpferd stellen muss: „Ipsis ad itineris 
praeparationem 5 libratf suafe monetae Stipendium tribuantur et* 
duo equi, unus%smM aller ambulans, addantur et duobus sociis 
soumarkis viclilibus bene oneratus committatur". Diese Anord- 
nung war noth wendig, weil eben der caballarius nach seiner her- 
gebrachten Bewaffnung solche Pferde nicht fuhrte. In dem merk- 
würdigen Vertrag Konrad's II. vom Jahre 1029 [Eccard Script 
II p. 110 f.] über die Ministerialen von Weissenburg fehlt der 
ecjuus cui^rens und ambulans, nur das Saumpferd und zwei für 
die beiden servientes bei demselben finden sich. Das Bamberger 
Dienstrecht [Fürth Minist, p. ^W] ^^gt ^^i expeditio in Italia est, 
dominus per singulas Ibricas unum equum det et 3 Ubras^'. 

Im Cölner Dienstrecht [ebd. p. 512] wird auch weder der 
Büstung, des Unterschieds der Brünne und Ilalsberge, noch jener 
beiden Pferde erwähnt, der ministeriaüs ist hier schon vollkom- 
men zum ritteriichen Mann geworden, nur das Saumpferd für je 
zwei milites mit seiner ßepa0kung wird vom Herren gestellt. 

Diese verschiedenen Thatsachen zeigen uns jedenfalls einen 
Fortschritt des ministerialis: er tritt immer selbständiger in seiner 
kriegerischen Büstung auf und es bedarf bei dem Beginn des ^- 
zdnen Kriegszugs immer weniger der Unterstützung des Herren. 
Wir dürfffin darnach vielleicht für das Alter des ilecretum [Dön- 
niges Beichsverf. I p. 5G7 A. 3] darauf hindeuten, dass es in 
^ü Anfang dieser Entwicklung vor oder spätestens in dieselbe 
• Ät init Konrad*s II. Weissenburger Dienstrecht gehört, wohin 
aiicn Eichhorn es schon selzle. 
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d. Der^ scararius als Bote und Geschäftsträger. 

Die hier gesoÄlderteu Veiäiuleningen der deqtschen Heerhau- 
'fen setzten also an die Stelle des leichten Reiters und des Fiiss- 
soldaten den schweren Reiter, und 'n)ancl>e ministeriales wurden 
auf die»äJi Wege aus caballariis zu rnilites armis militaribus. 
Schon die Kastbarkeit dieser Ausrüstung musste aber verhindern, 
dass alle dazu gelangen konnten. Fordert|pNidie Capitularien erst 
von dem Eigenthümer oder Besitzer von^l HuföB eine Brünne, so 
musste, wenn diese auch nicht so 4Los!Mr Wieb, docb die ganze 
Ausrüstung eines schweren Reiters, abgCTlMftlPvon der Verpfle- 
gung, ein Bedeutendes Einkommen voraussetzen. Kleinere bene- 
ßcia gentigten dazu natüdich nicht, namentlich nicht, wenn, wie 
in den späteren Dienstrechten, der Reiter immer mehr auf seine 
eigene Rüstung angewiesen wurde. Einige DJÄistrechte beschrän- 
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bestimmter GPOsse, die kleineren bleiben dabei natürlich für ge- 
wöhnliche Heerzüge diesseits der Alpen doch pflichtig, aber auch 
hier muss noch ein Unterschiei^tattgefunden haben. „Vortme" 
heisst es in einem späteren Trierer JDienstrecht [Grimm Wsth. II 
p. 83] „so solen dye dynstlude sente Petirs dyenen unsme heren 
von Tneren und syme stifte bit deme lyve und sich gewaypint 
und gerieden haldin, dama sy it vermoigen, in des Stiftes kost. 
Dy dinstlude aver, dye der moigen nit inhaint, dye sok*n unsme 
lieren dyenen uf des stifles l(tfftH,uf synen vestenin, so it dem 
"stifte noit doit". Der Dienst korinte also nach der Leistungsfähig - 
keit des einzelnen sehr verschieden an Ausdehnung sein. 

Fiu* den caballarius oder scararius war dabei nun jedenfalls 
^e Pflicht der Botenritte von besonderer Bedeutung. 

Diese zweite Seile seiner ursprünglichen Thätigkeit kam of- 
fenbar bei der Ausbildung oder Veränderung der ersten wesenlhch 
in Betracht. , " « 

Wir haben schon oben einzelne Züge dieses BotendienUfes 
[p. 35] zusammengestellt. Es kommt hier darauf an, sie zu ver- 
vollständigen. 

Der Bot« war zunäclist der einfacbe Ueberbringer eines schrift- 
lichen oder mündliclien Auftrags. Allerdings kommt es vor, dass 
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ein Bote ohne Beglaubigungsschreiben nicht acceplirt wird [Olnit 
eil. BllniilUer III p. 71], aber anderer Seils dient der Bote, der 
ein Geschäft vermittelte , zur Verstärkung des Beweises , der in der 
schriftlichen Urkunde vorliegt [Pertz Scr. X p. 148]. Dort sagt 
der Beschickte „Ih wil dir niht gelouben du solt mir brieve ge- 
ben", hier heisst es bei einer angefochtenen kaiserlichen Entschei- 
dung „Fehci quodam eventu — contigit, ut abbas W. eas — 

litteras haber^t, gua^ ipse [imperator] — miserat ^ et lato- 

rem, qui eas ab impcralgre acceperat". Der Bote ging natürlich 
sehr oft, ohne*den Inha^dei^ Briefes zu kennen, was das Gene- 
ralcapitel der (lhl«fClCTiser den Ordensmilgliedern ausdrücklich 
verbot [Martene et Durand Ihes. IV p. 1 257] , aber eben so oft war 
er gerade der' mündliche Ueberbringer der eigentlichen Botscliafl 
[z. B. Suger ep. bist. 31. Duchesne Scr. IV p. 502] und im Gan- 
zen gehörte eben leides zusammen ; die Nibel\jngen a. 0. St. 1 092 
bezeichnen die Expedition mit den Worten „brieve unde bolschafl 
was in nu gegeben". Die Briefe selbst konnten Zugleich offene 
und geschlossene sein [Meichelbeck Histl Fris. 1 , 2 p. 558]. Im 
Allgemeinen stand fest, dass eiijj^fGcieller Bote nicht gehen durfte, 
ehe ihn der Adressat wieder entliess. So decretirte der Decan von 
S. Gallen offenbar nach feststehender Usance „Nequaquam — lit- 
teris nobis regiis missum abire patimur, sed el sub custodia, quo- 
niam fugam minatur, volo servetur" [Pertz Scr. II p. 143]. 

Aber ganz abgesehen von diesem Botendienst zwischen zum 

. Theil gleichberechtigten Correspöndenten wurde ganz natürlich 
eine Beihe von Geschäften durch Boten als Stellvertreter der Par- 
teien vollzogen. Namentlich in den Freisinger Urkunden wird die- 
ser missi sehr häqfig erwähnt. Der König ernennt für einen eio- 
zelnen Fall neben den öffentlichen missi der Provinz besondere 
missi , d. h. er giebt dortigen Beamten dafür ein besonderes Man- 
dat [Meichelbeck a. 0. p. 119], eben so macht es der Bischof, 
auf ausdrückliches Ersuchen der Partei, mit der er abschhessen 
>vlll [ebd. p. 161], die missi werden bei den einzelnen Geschäf- 
ten ausdrückhch erwähnt „pro hac causa — ut hoc fidelitier trans- 
egissent" [ebd. p. 222]. Seitens des Bischofs ist es meistens 
ein (Geistlicher oder der advocatus [ebd. p. 246, 258], seitens 

der. Privaten ein missus legitimus [ebd. p. 194] oder legitime sive 



49 

raiionabili potestate missus [ebd. p. 2 13]. Es liegt auf der Hand, 
dass di£ Stellung dieeer missi rechtlich eine andere war, als- die 
jener oben erwähmlen Botengänger und Briefträger. Offenbar 
konnte ein .solcher missus nicht festgesetzt werden. 

Jener St Galler Fall [Pertz a. 0.] ist hierfür besonders inter- 
essant. In Folge einer Hofcabale wird der Capellan Sandrat mit 
einem Briefe an diie Mönche geschickt , der die Ankunft des Kö- 
nigs melden und zugleich ihn autorisiren soll, die KlosterQrdnung 
zu inspiciren. Da die Mönche diese Inspection aAs eigenem Be- 
scbluss einige Tage aufschieben wollen, will der missus ad insti- 
tuendam regulam sofort erbittert abreisen, aber der Decan giebt 
die obige Eij^ärung, dass er, als Ueberbringer kaiserlicher Briefe 
nicht so abreisen dürfe, und setzt ihn, um diess zu verhindern, 
fest. Wie hier ein Mandatar des Kaisers als Bote in eine schiefe 
Stellung kam , so musste doch anderer Seit^rfRUch ein Bote da- 
durch gehoben werden , dass man, statt einen Beamten zu wäh- 
len, ihn zuna missus legitimus der Herrschaft machte. .^ 

Ein servus konnte Namens der Herrschaft die Ersitzung „sos- "y€\^ 
sionem more Bajoariorum" ausführen [Meichelbeck a. 0. p. 324] 
und für einen caballarius ßnden wir zunächst die Verpflichtung 
„caballum suum habeat ad servitium S. Mariae, ubicunque ei a 
senioribus suis seu magistris imperatum fuerit, devote obediat im- 
perantis imperio", dann aber wird auch hinzugefügt „et (hlehter 
impleat servitium sibi injunctum" [ebd. p. 326] , wie es beim mis- 
sus hiess „ut hoc tidehter Iransegissent". Eine Beihe von Ge- 
schäften namenthch musste dem Boten besonders nahe liegen. 
„Episopi" heisst es bei Begino Lil). synod. 1 § 230 „presbyteri 
et- diaconi de locis suis negotiandi causa non discedant, ne cir- 
cumeuntes provincias nundinas secteniur. Sane ad victum sibi 
conquirendum aut, ühum aut libertum aut mercenarium aut ami- 
cum mittant et si voluerint negotiari intra provinciam, negotien- ^k 
lur". Hier trat der servus als der nächste und schicklichste ne- 
gotiator von selbst ein, sowie es natürhch war, dass der Ueber- 
fluss der Einkünfte durch dieselben Hände verkauft und zu Gelde 
gemacht Wurde. So schliesst das Prümer Begister eine Reihe von 
Angaben, unter denen auch die Leistungen von scararii „vinum et 
sal omnes vendunt^' und Cäsarius fügt hinzu „antiquitus tanta copia 

Nilzsch, Gesch. d. Stauf. Per. I. ^ ■ 
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vini et salis proveniebat occlesiac de curtibus nosiris, qiiod opor- 
tebat quasi de nccessilale superllua venundare. — Sic etiam ob- 
servatur hodie, quod homiiies nostri in curiis nostris viniim no- 
slruin , si vohimus cum baniio debeaiit vendere" [Hontheim a. 0. 
p. 66G]. Wir erseben aber aus einer anderen Stelle, dass das 
Stift frClber ein Salzlager zu Metz und anderwärts hatte [ebd. p. 
676], und es liegt auf der Hand, dass, solange diese Lager und 
der Salzverkauf in Gang waren , dieser Umsatz dort auch am ein- 
fachsten durch die servieutes beschafft wurde, die zu Prilm 
ebenso wie z. B. zu Kempeu die Salztransporte' beschafften [Mei- 
chelb. a. 0. p. 402]. 

Für die Geistlichkeit wie für die weltlichen Harren konnten 
solche „homines, illorum necessaria servilia providentes raerci- 
monia quaehbet in — ci vi täte negotiantes vel nummularios quae- 
rentes" [Gesch. &Äbtei Zürich. Zürich 1851 Urk. p. 34], ihre 
eigentlichen GeschJtfLsführer für Waaren- und Geldgeschäfte kaum 
andere sein als ihre gewöhnhchen Geschäftsreisenden. 

Wie Tutilo von St. Gallen „quum erat homo itinerarius late- 
que terrarum et urbium gnarus , missus est — pro communi causa 
Mogunliam utique pro pannis laneis emendis" [f*ertz Scr. H p. 
97], so waren die scararii „qui ilinera vicissim agunt" [Meichel- 
beck a. 0. p. 255] die natürlichen Kaufleute ihrer Herrschaft. 

Diese verschiedene Anwendimg des beriltenen Boten zeigt 
aber deutiich zunächst, dass ein solcher Dienst ebenso viel Zeit 
kosten konnte, wie er Geschick und Zuverlässigkeit voraussetzte. 
ErHess das capitulare de villis dem ministerialis in Anrechnung 
seines ministerium die Frohnden und Tagewerke seiner Hufe gu- 
ten Theils [s. oben p. 34] , so musste bei dem scararius eins von 
beidem im Verlauf der Zeit eintreten, entweder nemUch musste 
man ihm bei der steigenden Last seiner itinera immer mehr von 
den übrigen Leistungen seines mansus oder beneficium erlassen, 
oder aber, beschränkte er den Reise- und Botendienst, so musste 
dagegen die Herrschaft einen Ersatz in anderen Diensten suchen. 
Auf diesem Wege sind olfenbar die verschiedenen Verhältnisse der 
scararii im Prümer Register zu erklären. Als allgemeinen Dienst 
derselben, ausser dem scaram facere, dürfen wir annelmien, dass 
sie Wein und Salz verkaufen müssen, wenn es ihnen geboten 
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wird, bei des Königs Ankunft einen Frischling und einen modius 
Mehl liefern und als Theilhaber an Wahl und Weide die hesüinm- 
ten Pilugfrohnden leisten [Ilonlh. a. 0. p. 669 u. 664], 

Wir lassen dahingestellt , ' ob wirkhch alle scararii der Abtei 
diese Dienste factisch zugestanden , aber wir finden eine Reihe von 
Leuten, die zum Theil mit grösseren belastet sind: so leisten 
einige von Mai bis August das Prümer bostihtium [s. oben p. 38] 
mit Wagen und Ochsengespann, schneiden, trotknen und fahren 
das Heu ein , ihre Frauen nähen Hosen [ebd. p. 666] , andere 
leisten von ihren Hufen Alles was von den.mansi serviles geleistet 
wird, nur dass sie nicht backen und brauen [ebd. p. 666 f. 669]. 

Bei einigt, die sonst auch in diese Kategorie gehören wür- 
den, aber keine Hühny, Eier und Ferkel liefern, auch keinen 
Wacbtdienst thun, wird ausdrückUch im Gegens^ zu jenen hin- 
zugefügt „sed scaram pleniter faciunt" [ebd. p.W70]. Es erhellt 
daraus, dass also jene andern nicht pleniter als scararii dienten. 
Eine solche beschriUikte scara finden wir nun in sehr verschiede- 
ner Weise. Dahin rechne ich einmal die scara cum pedibus [ebd. 
p. 685 f. 691] oder cum nave [ebd. p. 686] oder eine Beschrän- 
kung des Dienstes zu Pferde auf bestimmte Ritte z. B. nur nach 
Prüm [ebd. p. 695 f.] oder ad pro3umum mansionaticum senioris 
[ebd. p. 696]. Ein solcher Dienst kann noch detaillirter werden, 
dadurch, dass er nur für bestimmte Fälle z. ß. zum Transport 
bestimmter Leistungen gefordert wird, wie „scaram facit cum suo 
caballo ad Prüm et portal aut 6 sarciles aut 8 camsiles aut 6 
salmones^^ Hier zeigt sich , dass auch das cum suo caballo sca- 
ram facere noch dem auf fremdem Pferd entgegen stand. Aber 
auch der Dienst zu Fuss oder Schiff wird begränzt, so p. 695 
„scaram debent facere in nave ad Cobelentz vel 4 dies ambulare" 
oder „Bis cum nave" [p. 686]. 

Alle diese zuletzt zur Erklärung des pleniter facere ange- 
führten Stellen nennen die betrefTenden Leute auch gar nicht 
scaraiii und die mansi serviles und lediles, von denen liier die 
scara geleistet wird, sind natürlich mit einer Menge anderer Dien- 
ste überlastet. 

Hier übersieht man also sehr deutlich, wie der volle Dienst 
zu Pferde den Mann und die Hufe in anderer Beziehung zu eiaer 

. 4* 
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immer freieren Stellung hob. So finden wir unter den feodis rai- 
nisterialihus zu Walmerslieim mehrere halbe Hufen, iron denen 
nur die scara geleistet wird, eine ganze, die noch sehr bedeutende 
Frohnden leistet , aber dann auch' zwei andere ganze , die wol 
almliche leisten sollten , aber nicht mehr leisten [ebd. p. 666]. 

Von welchen Sätzen und von welchem rechtlichen Verhält- 
nisse aus der scararius auch seine Laufbahn beginnen niochte, 
Jena eigenthümüche Verbindung von Boten- und Geschäftsträger- 
dienst musste, je häufiger er beansprucht wurde, desto mehr sein 
Anrecht auf grössere Befreiung steigern und zugleich seiner For- 
derung mehr Nachdruck verleihen. 

Zunächst haben wir nur diess zu beachten, dass eben die 
Zunahme dieses Dienstes den scaremanniis und ministeriahs des 
Prümer Dienstrq^its zu dem machte, als was er erscheint. 



e. Der seararius in den nachkarolingischen Staatsver- 
handlongen. 

Sahen wir aber oben, dass der caballarius aus der nachka- 
rolingischen Armee verschwand, so fragt es sich hier, ob und 
wie seine Thätigkeit im Boten- und Reisedienst dagegen zunahm. 
In der Karolingischen Verfassung haben wir seine Bedeutung oben 
bezeichnet, dort treten sie als die missi comitum namentlich in 
dem Geschäftskreis der weltlichen Beamten, wir können sagen, 
als das untere Verwaltungspersonal hervor. Eine zusammenhän- 
gende Administration von grossen Mittelpuncten aus nach einer 
weiten Peripherie hin hält auch sie in beständiger Thätigkeit. 

In der Karolingischen Verfassung, wie sie uns namentlich 
Hinkmar's epistola de ordine sacri palatii schildert, gingen ha upt- 
sächhch zwei wichtige Veränderungen unter den folgenden Dy- 
nastien vor. Der kaiserliche Haushalt nahm an Ausdehnung je- 
denfalls ab. Die KaroHngische Hofhaltung hatte zum Zweck durch 
eine grosse Liberalität sich wkkhch zum Mittelpunct des ganzen 
Reichs zu machen, „ut" lieisst es bei Hiukmar § 26 „omni tem- 
pore et multitudine congrua — semper esset ornatum palatiuno cl 
consihariis condignis nunquam destitutum fuisset, et, ut qualis- 
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cunque legatio — veniret, omnes quidem honeste suscipi potuis- 
sent — et, ut ex quacunque parte totius regni quicunque desola- 
tus, orbatus, alieno aere oppressus — uniiiscujusque secunduin 
suam indigentiain vel qualitalem dominorura — misericordiam et 
pietatem semper ad manus tiaberet, per quem singuli ad pias 
aures principis perferre potuissent". Für diesen Zweck „ut illa 
multitudo, quae in palatio semper esse debet, indeiicienter per- 
sistere posset" gab es drei ordines, die absque ministeriis expe- 
diti miiites, dann die per singula ministeria — magistro suo sin- 
guli adhaerentes, und drittens die pueri et vasalli „quos unus- 
quisque prout gubernare et sustentare — poterat, studiose habere 
procurabat" [ebd. § 27 f.]. Auf dieser Frequenz beruhte die 
Würde der Pfalz imd ihr stätiger Zusammenhang mit allen Gegen- 
den des Reichs. Allgameine Versammlungen fanden nur zweimal 
im Jahre Statt und nichts desto weniger war der König immer 
von Leuten aus allen Theilen^ seines weiten Gebi^ umgeben. Mög- 
hch war das nur bei den damahgen Culturverbältnissen durch eine 
so reichlich und ordentlich entwickelte Naturalwirthschafl , wie das 
capitulare de villis sie uns kennen lehrt. 

Dieses splendide System Karl's des Grossen verfiel. „Amabat" 
sagt Einhard [Vita Gar. 21] schon von ihm „peregrinos, et in eis 
suseipiendis magnam habebat' curam, adeo ut plerumque eorum 
multitudo non solum palatio, verum etiam regno non mediocriter 
videretur onerosa. Ipse tamen prae magnitudine animi hujusmodi 
pondere minime gravabatur, cum etiam ingentia commoda laude 
liberaHtatis ac bonae famae mercede compensaret". Zum Theil 
wird das auch von jener Menge von miiites, ministeriales , pueri 
und vasalli gelten können, mit der nach Hinkmar die einzelnen 
ministeria und dadurch mittelbar die Pfalz überladen war. v| 

Die grosse Naturalwirthschafl, die eine solche Menge unterer 
Beamten erforderte und ermögUchte, zerfiel durch die Bruderkriege 
seiner Nachkommen, aber in Deutschland blieb dessen ungeachtet 
die Naluralverpfilegung, die am Itahenischen und Westfränkischen 
Hofe ganz oder fast ganz der Geldwirthschaft wich. FreiUch war 
sie knapper zugeschnitten als zii Karl's Zeit. Der Annalista Saxo 
[Pertz Scr. VI p. 622] macht seine wenn auch apocryphen An- 
gaben über das täghche servitium Otto's L mit der Verwunde- 
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rung über eine verschwundene goldene Zeit. Und doch wird es 
von ihm als eine besondere Gnade gerühmt, wenn er einer Sl. 
Galler Gesandtschaft eine Anweisung auf den kaiserlichen Tisch 
gab [Pertz Scr. 11* p. 141]. Der Aufenthalt am königlichen Hofe 
machte den Parteien im löten, Uten und 12ten Jahrhundert 
schwere Kosten [ebd. X p. 254. Cod. Udalrici ep. 228. Eccard 
Scr. II p. 232]. 

Allerdings liegt offenbar der Vertheilung der grossen Hoföni- 
ter an die neuerstandenen Ilerzogthümer der Karolingische Ge- 
danke zu Grunde, den Hinkmar ausspricht a. 0. § 18 „ut — sic- 
ut hoc regnum deo auctore ex pluribus regionibus constat, ex 
diversis etiam regionibus aut in primo aut in secundo aut etiam 
in quolibet loco — ministn qligerentur, qualiter familiarius quae- 
que regiones palatium adire possent, dum suae genealogiae vel 
regionis consortes in palatio locum teuere cognoscerent^. Indem 
die • Hauptämter der könighchen Hofhaltung an die Herzoge der ' 
einzelnen Stämme vertheilt wurden, konnte auf diesem Wege es 
wenigstens erreicht werden , dass an allen grossen Festen wenig- 
stens jeder Stamm sich in der nächsten Nähe des Königs ver- 
treten sah. 

Und doch gerade eine solche Fixirung dieses Gedankens ging 
offenbar von der Besorgniss ^us, dass die gewöhnliche Höflialtung 
nicht mehr nach altem Schnitt für Genossen aller Stämme reich- 
lich Raum hätte. 

Die grosse Menge der unteren Pfalzdiener schwand daher je- 
denfalls zusammen und zwar in derselben Zeit, wo [s. oben p. 44 f.] 
der caballarius -im Heere dem miles armis militaribus weichen 
musste. 

Dagegen aber hätten unter solchen Umständen die zwei gros- 
sen Reich versanunlungen auch nicht mehr genügt, und das Ein- 
fachste war, dass das deutsche Königthuni, beweglicher wurde und 
rastlos durch die Gebiete wanderte, deren Interessen an seiner 
Hofhaltung, an seinem Tisch und seinem Gefolge zu vereinigen, 
seine Speicher nicht ausreichten. So geschah es bekanntlich auch. 
Man hat diese spätere Form unserer grossen Geschäfte sehr häufig 
tadelnd mit der Würde und Consistenz der beiden jährlichen Ka- 
rohngischen Reichstage verglichen. Zum Theil mit Recht, wenn 
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man nicht übersieht, dass die Karolingischen Staatsmänner selbst, 
wie Hinkmar^ ein gleich grosses Gewicht auf die stehende Frequenz 
des kstiserlichen Hofes legen. Die Geschäfte wurden unberechen- 
barer,' schwerer zu übersehen und das Königthum trat aus den 
schützenden • Schranken jener behutsamen Pfalzordnung hinaus in 
die wechselnden Interessen kleinerer und häufigerer Tagfahrten. 

Die Karolingische Hofordnung hielt den König von den Be- 
rathungen der beiden grossen Reichstage fern „ita tarnen, ut 
quotiescunque segregatorum voluntas esset, ad eos veniret, simi- 
Hter quoque, quanto spatio voluissent, cum eis consisteret et cum 
omni famiharitate , qualiter singula reperta habuissent, referebant 
quantaque mutua hinc et inde altercatione vel disputatione seu 
amica contentione decertassent, aperte recitabant" [Hinkmar a. 0. 
§ 35]. Der König trat also nie in die Debatte ein, ohne vorher 
von dem Punct auf dem sie stand, unterrichtet zu sein, immer auf 
den ausdrücklichen Wunsch der Versammelten. 

Auf diese Weise koqnte er nie unmittelbar in dieselbe ver- 
wickelt und fortgerissen werden. Dieselbe Fürsorge für die Würde 
der königlichen Person spricht aus Hinkmar's Schilderung des ge- 
wöhnlichen Geschäftsganges, den er schon als einen vergessenen 
darstellt, § 19j „non tamen omnes [ministri] aequaliler — regem 
adibant sed mensura sua quisque contentus erat — capellanus — 
et comes ^lalii — de omnibus — causis suscipiendi curam in- 
stanter habebant, ut nee ecclesiasitici , nee saeculares prius domi- 
num regem absque eorum consultu inquietare necesse haberent". 
Eben so aber wie der König vor der persönlichen Belästigung ge- 
sichert wurde, Wurden die berathenden seniores in gesonderten 
Räumen \o^ der Masse der übrigen majores ferngelialten [§ 35 
cf. 29]. 

Mit der Stätigkeit der beiden grossen Versammlungen und der 
alten Opulenz des Hofes hatte oiTenbar schon zu Hinkmar's Zeit 
diese Ordnung sich verloren. Die seniores kamen nicht mehr von 
langer Hand vorbereitet zu den Versammlungen und die Versamm- 
lungen sowie die ganze Form des höfischen Verkehrs wurde tu- 
multuarischer. 

Nach Hinkmar's Angabe wurde über die einzelnen Gegen- 
stände oder capitula ein , zwei , drei , auch mehr Tage auf den alten 
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Reichstagen verhandelt. Ekkehard heht es bei den unendlich 
wichtigen Verhandlungen , die dem Wormser Concordat vorhergin- 
gen [Perlz Scr. VI p. 257 und 259] , als etwas ausserordentliches 
hervor, ddss die hetreffenden Besprechungen per continuam sep- 
timanam oder gar unam vel amplius ebdomadam gedauert hätten. 
Man sieht, dass im Ganzen die Dauer dieser Verhandlungen im- 
mer kürzer geworden waren. Den Hauptgrund dieser Erscheinung 
werden wir in der Schwierigkeit suchen müssen, für eine so 
grosse Versammlung für längere Zeit die leibliche Verpflegung zu 
beschaffen. So rauss Papst CaUxt II. auf dem Concil zu Rheims 
die versammelten Prälaten dringend ermahnen , nicht sofort wieder 
auseinander zu gehen [Perlz Scr. XII p. 425] , und in der Kaiser- 
chronik [ed. Diemer p. 309 Z. 19 f.] lässt die Kaiserin Helena 
nach langen Debatten einer grossen Versammlung „über al daz 
her sagen, daz volh nemohte sih niht erneren, man muse der 
rede ain ende geben". 

Schon die Coblenlzer Verhandlungen zwischen den Söhnen 
Ludwig's des Frommen im November 842 wurden vertagt „hinc 
inopia hinc hieme instante" [Nithard IV, 6]. Die bekannte Ur- 
kunde Friedrich's I. über die Einziehung der Cölner Lehen er- 
klärt ihre Vergabung für unzweckmässig, weil „cunctis uü)enefi- 
ciatis in placitis et curiis archiepiscopi , in curiis quoque'^ exer- 
citibus regum — statuta singuhs stipendia debentur" ^acomblet 
-Urk. I p. 258]. Von dieser Thatsache des 12ten Jahrhunderts 
kann man aber auf die vorhergehenden Jal^rhunderte zurückschlies- 
sen, dass die fortschreitende Verleihur^g von Beneficien den Be- 
trag der Einkünfte schmälerte, ohne welche länger dauernde und 
zahlreicher besuchte Fürstentage nicht zu denken waren. 

Je kürzer aber die Verhandlungen wurden und je mehr sich 
das Interesse derselben zusammendrängte, desto mehr nahm gleich- 
zeitig die schriftliche Reichsverwaltung ab und gewann die münd- 
liche an Bedeutung. Auf den Karolingischen Reichstagen der äl- 
teren Periode hatte sich die Gesetzgebung und Verwaltung schrift- 
Hch in den Capitularien^ in den Raportformularen für die missi, 
in den Aufgebotsbriefen u. s. w. fixirt; die nachkarolingische Geist- 
lichkeit empfand bitter die grosse Veränderung, die darin lag, dass 
die Laien gegen Karl's Absicht illiterati blieben und statt der 



57 

schriftlichen die mündliche Verwaltung und Rechtsbildung, man 
darf sagen, wieder einführten. Wippo fordert seinen König drin- 
gend auf, hier Abhülfe zu schaffen [Pertz Scr. XI p. 250 f.]. 
„Erant" sagt der Biograph Karfs des Guten [ebd. XII p. 562] 
bei einer besonderen Gelegenheit von den Flandrischen Gerichten 
„muUi illiterati, quibus* natura ipsa eloquentiae modos et rationa- 
blies praestiterat conjectandi et argumentandi vias, quibus nulla- 
tenus Uli, qui disciplinati erant et docti, artera rhetoricam obviare . 
vel avertere poterant". Dieser Gegensatz zwischen der juristischen 
Bildung des Laien und des Geistlichen, das Uebergewicht des 
ersteren in der Technik des gerichtlichen Verfahrens tritt ja in so 
unzähUgen nachkarolingischen Urkunden hervor, und gerade die 
höheren Stände erscheinen als Vögte, Grafen und Schöffen so 
gewandt in diesen tückischen Künsten, dass wir schon daraus 
auch auf den Charakter der Verhandlungen schliessen dürfen, die 
zum Theil plötzlich zusammentraten, und daher eine rasche und 
verwegene Intrigue, das hohe Spiel der diplomatisch -juristischen 
Form gleichsam natürlich hervorriefen. 

Wie verschieden von dem Bilde KarPs des Grossen , der „adeo 
facundus erat, ut etiam didascalus appareret" [Einhard c. 25] ist 
das Heinrich's IV., der „intendebat aliorum verbis, ipsemet pauca 
loquMatur, nee prius ad sententiam erumpebat, sed aliorum ex- 
spectabat. 'In cujus vultum aciem oculorum suorum fixisset, ejus 
animi motus perspiciebat, videbatque tanquam lynceis ocuhs, sive 
advorsum se cor odii, seu gereret amoris. Nee illud laude vacal, 
quod in turba procerum caeteris eminentior et major se ipso vi- 
debatur et quod in vultu terribile quoddam decus praeferebat, 
unde intuitus aspicientium tanquam fulmine reverberaret, cum inter 
domesticos suos et raram turbam vultu placidus et statura aequa- 
lis videretur" [Pertz Scr. XII p. 271]. Dieser Unterschied der 
Männer, ist offenbar auch der der Geschäfte , ' für die behagliche/ 
Bede des grossen Karl war kein Baum in den hochgespannten und 
kurzgefassten Debatten, in denen Heinrich IV. sich gegen eine Welt 
von Intriguen als der Meister aHer behaupten sollte. 

Diese kurzen Andeutungen, mögen genügen, um eine Verän- 
derung der Geschäftsformen zu verdeutlichen, die für die alten 
Boten, die scararii und caballarii, überaus wichtig ward. 
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Sowie die öfTentlichen Versainmlungen den eben geschilderten 
Charakter annahmen, musste es den) einzelnen Mitglied erwünscht 
sein , von einem Bcirath intimer und wolinstruirter Vertrauter um- 
geben zu sein. 

Schon den einzelnen Boten sehen wir in der früheren Zeit 
bei wichtigen Aufträgen entweder geheim [Pertz Scr. II p. 8J f.] 
oder in Begleitung bewaifneter caballarii reisen [ebd. p. 98]. Die 
Begleitung des Abis oder Herrn überhaupt war, wie wir oben 
sahen [p. 28] , für sie ein häufiger und natüi'licher Dienst. , Die 
Erfahrung dieser homines itinerarii [s. oben p. 50] war für den 
vornehmen Beisenden ein sehr erwünschter Beistand auf ihren 
langen Tagfahrten. Schon die grossen Summen, die auf weitere 
Beisen verwandt wurden [z. B. S. Bern. ep. ed. MabiUon ep. 307. 
Cod. Udalr. ep. 283. Meichelbeck a. 0. I, 2 p. 510], zeigen die 
Wichtigkeit wege- und gelegenheitkundiger Männer. Wein und 
Brod führte man wol mit, aber unmöglich Getreide und Futter 
[Goffred. Vindon. ep. IV, 7. Sirmondi opp. 111 p. 522]. Ja 
überhaupt war eine Beise ohne Gefolge oder bedeutendes Gefolge 
für den einzelnen Geistlichen immer eine gefährliche, mindestens 
beschwerhche Ausnahme [Richer. IV, 50. Pertz Scr. X p. 265]. 
Für eine bedeutendere Person war es unentbehrliches Bedüi^iss: 
„Meis hominibus" klagt Budolf von St. Tron über einen ^dlen 
[ebd. p. 329] „precepit, ut, si vocatus ad colloquium vel ad 
capitulum ire voluero — , me non sequantur. — Ita captivus 
teneor". 

Dieser Beisedienst war es, der offenbar den caballariis oder 
scarariis ein neues Gewicht gab, als sie aus der Armee vor den 
Schwergepanzerten weichen mussten.. Je mehr die Einkünfte in 
Lehen , wie wir oben sahen , vergeben und je knapper dadurch die 
Mittel für die Bestreitung der immer häufigeren Tagfahrlen wiu*- 
den, desto mehr kam es darauf an, sich mit einem möglichst be- 
schränkten und möghchst zuverlässigen Gefolge zu umgeben. Das 
Einfachste war den stehenden Dienst der Tafel gerade mit jenen 
- Beise- und Botendienern zu besetzen, so dass man in seinem 
Hausgefolge auch das erfahrene Beisepersonal hatte. In der zwei- 
ten Hälfte des lOten Jahrhunderts, wo die milites des Bischofs 
von Constanz equilando serviunt [s. oben p. 39], hatte der Abt 
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von St. Gallen „milites, quaiido sibi absque fratribus vacabat, 
intus et foris mensae suae pincernas et propositores hebdomada* 
rios" [Pertz Scr. II p. 142]. Hier also wurden nicht, wie man 
es gewöhnlich darstellt, die Hausbcaraten zu uiiUtes, sondern die 
mihtes zu Ilausbeamten. Dass diese roilites aber darin, wie der 
Verfasser versichert, eine liberale Anordnung sahen, zeigt, dass 
wir es hier nicht mit einer Degradation, sondern mit einer Er- 
höhung durch den Hausdienst zu thun haben. Es sind diess also 
jedenfalls mjlites, qui equitando serviunt oder casati milites [s. 
oben p. 39], eben caballarii. 

Aus den anderen milites militaribus armis oder liberi würde 
wol der magister pincernarum, der eigentliche Truchsess, nicht aber 
die pincernae hebdomadarii genommen worden sein. 

Anderer Seits aber konnte man allerdings auch die Hausdie- 
ner zu ßeisedienern gebrai^hen. 

Die Darstellung Hinkmar's [a. 0. § 23] hat für die Reisen 
des kaiserlichen Hofes hauptsächhch den comes stabuH für die 
Pferde und den raansionarius für die Quartiere. Der letztere hatte 
aber bei der Anordnung der Reiseroute zugleich die Quartiergeber 
hinreichend früh zu benachrichtigen „ut opportun© tempore prar- 
scire potuissent , ne — propter alllictionem familiae importuno 
ten^R'e, aul propter non dignam acceptionem — offensionem in- 
currerent-'. Er hatte also auch die servitia d. h. die Naturaler- 
pflegung des Hofes mit zu veranschlagen, die mit dem Quartier 
zu leisten war. 

Die Ausbildung der späteren Ministerialität wird durch eine 
genauere Betrachtung dieser Leistungen deutlicher werden. Die 
niansio war wesenilich pernoctalio [Neugart Cod. dipl. I p. 177]. 
So war auch das volle servitium die Besorgung der Abendtafel im 
Gegensatz zu der der Frühtafel, der matutinahs coraestio, quae 
puerorum tantum esse solet [Mencken Scr. II p. 193], sie wer- 
den sich entgegengesetzt als servitium integrum und serv. dinii- 
dium [Honth§im bist. Trev. I p. 481 cf. p. 493]. Durch diesen 
Zusammenhang hiess zu Prüm der Ochsenspanndienst, das alte 
hostilitium, natselde, weil die Ochsen des Abends für das servitium 
des Abts geschlachtet wurden [ebtl. p.#663]. Zu einem solchen 
Vollen servitium gehörten daher aber auch Lichter [Pertz Scr. X 



6i> 

p, 7Z%\ ftAKT ein tM^tiounles Quantum Waclis ^Böhmer Font 111 
p. 'VjI L kindlinger MünsL Bdtr. II p. 149] auscser den ver- 
Mrfaiedenen Vornitben an Speise und Trank. Der eben ciürte Auf- 
Miz, den B<>linier abgedruckt bat [Quix Ge^b. d. Stadt Aachen 
II p. 33~, so lütbselhaft er erscheint , zeigt docb, dass der Be- 
griff des senitium regale in den einzebien IVo%inzen auf den kö- 
niglichen Höfen oder Pfalzen ein bestimmt bemessener war, von 
anderem Betrag in Baiem, als in Franken oder Sachsen. Und 
liierauf bezieht sich offenbar § 7 des capitulare de villi^ : ^Ut unus- 
quisque judex suum servitium pleniter perficiat, sicut ei fuerit 
denuntiatum. Et si necessitas erenerit, quod plus senrire debeat, 
tunc confMitare faciat , si serrilium debeat multipUcare vel noctes^. 
l>ah senitium stand pleniter fest, aber es konnte erhöht werden, 

• nur war dem Beamten die Wahl gelassen, ob er öfter Nacht- 

quartier zu dem alten Satz, oder die alte Zahl von Nachtquartieren 
mit reicherer Verpflegung leisten wollte. 

Ein solches senitium konnte der König aber auch von den 
Klöst4*m und Stiftern verlangen. König Guido von Italien war er- 
staunt über die Naturalverpflegung , die ihm der Bischof von Metz 
secunduni Francorum consuetudinem leistete [Liudprand Antap. I, . 
1 6]. Der St. Galler Biograph Karl's des Grossen erzählt uns von 
einem Bischof, dessen „episcopium itineranti Carolo [Magno^rat 
nimis obvium vel magis inevitabile^ und der sich um dem Kaiser 
zu gefallen, durch seine Bewirlbung ganz ruinirte [Pertz Scr. I 
p. 736]. Es war noch im 12len Jahrhundert das höchste Selbst- 
lob der Corveier: „Servitium regis tarn in expedilione quam in 
curia adeunda et in hospitiis procurandis exuherare" [Marlene Coli. 
II p. 307]. Dasselbe rühmt St. Bernhard von St. Denys [Ep. ed. 
Mabillon no. 78]. 

Manchmal konnte ein solches servitium lange imverzehrt blei- 
heu und die Vorräthe sich ansammeln , wie Markgraf Rüdiger sich 
gegen die Burgunden erklärt: ja gib ich iuch die spise ze 14 la- 
gen — mir hat der künic Etzel noh vil wenic iht genomen [Nibel. 
Not. 8t. 1628]. Während dagegen in anderen Fällen, wie bei 
jenem Bischof zur Zeit Karl's d. Gr. [Perlz Scr. I a. 0.], die 
häuflge Beherbergung alle^absorbiren konnte. Eine solche Ueber- 

^^^ppannung für des Königs Verpflegung war aber um so leichtef 



61 

möglich , da man gewiss oft dadurch die Beweise königHcher Er- 
kenntlichkeit in reichen Begabungen zu gewinnen hofüLe, wie der 
Annalista Saxo in der Sage von der Gründung Goslar's [Pertz 
Scr. VI p. 660] in einem einzelnen Fall sehr lebendig schildert. 
Neben der Herberge auf den Höfen des betreffenden konnte 
aber der König auch ihre servitia an seine Pfalzen ziehen. 

Stablo gewann nach langen Streitigkeiten das Recht nur nach 
Aachen an die Pfalz sein servitium im Betrag von 20 Mark zu 
bezahlen; zu Hause geleistet betrug es 30 Mark, durfte aber nur 
einmal nach jeder Ernte vom König gefordert werden [Marlene a. 
0. p. 111 f.]. 

Der Glanz der königlichen Hofhaltung, ja der Gang und die 
Richtung der königUchen Geschälte hing zum Theil von diesen ser- 
vitiis ab. So kehrte Otto 1. 953 nach Sachsen zurück, statt Ostern 
zu Aachen zu feiern „quia nihil sibi dignum ibi paratum esset" 
[Widukind HI, 14]. Als Markgraf Ekkehard um die Krone sich 
bemühte , war natürlich der mehr oder minder glänzende Empfang 
ein Wahrzeichen von der politischen Haltung seiner Wirthe [Thiet- 
mar V, 3], aber zu einem solchen königlichen Empfang gehörte 
auch nicht allein ein königlicKer Sitz , sondern eben so wol eine 
b^^pimte Anzahl von Lichtern [ebd. H, 18]. Thietmar spricht 
offenbar von dem Glanz der Rheinischen Pfalzen und ihrer ser- 
vitia VH, 39 und VIH, 9 mit einer besonderen Anerkennung, 
wenn auch König Heinrich, hach seiner Erzählung VI, 8 offenbar 
mit Bezug auf die wolgeordneten servitia Sachsen securitatis et 
totius ubertatis quasi florigeram paradisi aulam nannte. Damit 
stimmt die- Nachricht des oben angeführten Verzeichnisses der 
königlichen Einkünfte, wornach die der Sächsischen Königshöfe 
für das ganze Jahr ausreichten. 

Wir brauchen nur kurz hinzuzufügen, dass wie die Karolin- 
gische Verfassung jedem Bischof und Grafen auf ihren Amtreisen 
ihre servitia normirte [Pertz Leg. I p. 218 f. 378. 432] , wie des 
Königs Gesandte in einzelnen Fällen speciell oder im Allgemeinen 
auf die servitia der Stifter und Klöster angewiesen waren [Pertz 
Scr. U p. 128. Guden Syll. p. 392], so auch später noch die 
servitia, welche z. B. an die Vögte zu leisten waren, ja einen 
immer wiederkehrenden Gegenstand der Weisthümer bilden. Tact- . 
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volle Bischöfe scheuten sich wol, ein dürftiges, aber bereitwilliges 
Kloster mit einem zu grossen Gefolge zu bdasten [Thictmar VI, 
44]. Ausseronlenüiche servitia der Klöster für die Bischöfe, z. B. 
eine Schinkenhcferung an die Pfalz zu Aachen, wurden besonders 
hoch aufgenommen [Pertz Scr. X p. 316]. Ueber die servitia der - 
Bischöfe auf ihren geistlichen Amtreisen gab das canonische Recht 
Bestimmungen an die Hand [Kindhnger Münster. Beitr. If p. 67]. 
Wie aber die einzelnen Hofrechte mit Erfolg die servitia ihrer 
Herrschaften und Vögte zu beschränken suchten, so hatten sich 
viele Abteien von allen oder fast allen servitiis regahbus losge- 
kauft [Lacomblet a. 0. I p. 326. Neugart Cod. dipl. I p. 338], 
andere, wie Lorsch [Cod. Lauresb. I p. lll und 245] und Stablo 
hatten sie auf Geld, gesetzt. Wenn das Wahlcircular zur Wahl- 
versammlung 1125 die Aufgeforderten ermahnt, nach Art der alten 
Fürsten bei dieser Reise ihre Bedürfnisse zu bezahlen und nicht 
mit Gewalt zu nehmen, so sieht man daraus, dass in einer vor- 
hergehenden Periode schon die freien Nachtquartiere zu einer Sel- 
tenheit geworden waren [Pertz Leg. H, 79. bei Jaffe Kaiser Lo- 
thar p. 27], Die oben angeführte Klage Friedrich'« L, dass für 
die curiae die Einkünfte nicht ausreichten, zeigt uns, in Ueber- 
einstimmung mit jenem Schreiben, dass das alte Reisebudget der 
ganzen deutschen Aristokratie in naturahbus und dann in Geld 
fortwährend zusammenschwand. 

Mit diesem Gang der Dinge stimmt es nun zunäclist sehr 
wol, dass der Karolingii^che mansionarius am könighchen Hof ver- 
schwindet und an seine Stelle der Marschall [Martene fkil H 
p. 101. Mon. Boica XXIX, l p. 410] oder gar der Kämmerer 
des Königs tritt [VVirtemb. Urk. I p. 326 f.]. Denn wenn man 
auch jetzt auf den Reisen den Quartiermacher brauchte, so war 
der Kämmerer als Schatzmeister viel nothwendiger geworden, seit- 
dem man die servitia, über die der mansionarius verfügt hatte, 
zu Gelde gemacht oder ganz vergeben hatte, und er oder der 
ebenso tinentbehrHche Marschall übernahmen den Dienst [s. d. a. 
St.],. die leeren Herbergen anzuweisen. 

Anderer Seits aber war die Begleitung des Truchsess und . 
Schenken desto nothwendiger, wenn alle Bedürfnisse der Tafel 
aus der eigenen Kasse oder den eigenen Vorräthen bestritten wer- 
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sondern auch die Tafelbedürfnisse herbeizuschalTen [Fürth Minist, 
p. 211]. 

Dass die Hausdienerschaft auf die eben geschilderte Weise 
zur Reisedienerschaft sich ausbildete, scheint zum Theil schon 
durch das Uebergewicht angedeutet, das der Marschall und Käm- 
merer eriüelten [ebd. a. 0. p. 201 IT.], namentlich aber dadurch, 
dass gleichzeitig der mansionarius vollständig aus den deutschen 
Dienstrechten verschwindet. 

Dass die ministeriales als Ilausbeamte schon unter Karl dem 
Grossen Botendienste thaten [s. oben p. 35], macht diese \vv- 
änderung um so natürlicher. Wurde nun aber der cabaliarius 
oder miles, qui equitando servit, zum Hmisbeamten oder der 
Hausbeamte als Reisegefolge zum cabaliarius, so war ein solches 
Gefolge der natürliche Beirath der Grossen auf den Fürsten- und 
Reichstagen der nachkarolingischen Zeit. 

Gerade in derjenigen Periode , in der der scararius aus der 
Armee zunächst verschwindet, erhielt er als Reise- und Hausdiener 
eine steigende Bedeutung. 

In eben dieser Zeit fmden wir noch die grösste Ausdehnung 
der fürstlichen und kirchhchcn Gütercomplexe. Unter den Ottonen 
und Sahern nahmen sie beständig ?u und noch war jene massen- 
hafte Vergabung zu Lehen nicht eingetreten , die dann später ihre 
Bedeutung zum Theil ganz illusorisch machte. 

Unter Heinrich IV. erst trat eine vollständige Entwickelung 
des Lehenswesens ein. Der Biograph Heinrich's IV. schildert die- 
selbe folgendermassen in ihrer Vollendung und ihren unmittelbaren 
Folgen: „Qui in milites bona sua distraxerant , ut multo milite 
stipati procederent, et ahis armorum copia longe praestarent, hi, 
dum sibi hcentia rapinarum erepta est, egestate laborabant, cel- 
laria eorum penuria et fames possidebat. Qui nuper spumeo fere- 
batur equo, contentus esse coepit vel rustico jumento. Qui nuper 
non aliam vestem quaerebat, nisi que rubeo murice tincta arderet, 
bene secum actum ajebat, si nunc vestem, quam natura suo co- 
lore tinxisset , haberet. Gaudebat aurum non se jam in luto cgl- 
cari , dum ferreis calcaribus inopia cogeret uti. Denique quicquid 
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vanilatis — corrupl4 mores iiituierant, lotiim penuria magistra re- 
secahat etc." [I*ertz Scr. XII p. 277], Diese Uebertreibung der 
inilitäriscben Scblagfertigkeit in der kriegerischen Zeit lleinrich's IV. 
hatte also durch die massenhafte Vergabung von Lehen die Millel 
selbst für den gesteigerten Glanz der Hofhaltungen in Friedens- 
zeiten aufgezehrt. 

Es ist das dieselbe Veränderung, durch welche Friedrich I. 
die Einkünfte des Cölner Erzbischpfs so verkümmert fand [s. oben 
p. 50]. Die einzelnen Klöster sahen in der folgenden Zeil mit 
Kummer auf die reichen Einkünfte jener früheren Periode zurück 
[Pertz Scr. X p. 150, 230, 233. Honth. a. 0. p. G66. Cod. 
Lauresh. I p. 230], ja die fabelhaften Vorstellungen über die 
frühere Ausdehnung ihrer Besitzungen [Böhmer Font. 3 p. 171 ff.] 
zeigen doch eine deutüche, wenn auch übertriebene Erinnerung 
glücklicherer Verhältnisse. 

Vor dieser Zeit also war die Aufgabe der unmittelbaren Admini- 
stration grosser Einkünfte eine viel bedeutendere. Es kam darauf 
an den Ueberlluss zu verkaufen [Hontheim a. 0. p. 666] oder die 
Einkünfte so zu ordnen, dass überall Geld und Naturalleistungen 
sich das Gleichgewicht hielten „ut illa vel illa curia non demem- 
braretur de censu sive,annona sua sed quo scrvire deberet, tota 
integra servirel, ut, si quando carum tempus accideret, ofßcialus 
de annona se plenius juvaret et si annona vile venderetur census 
esset, qui ei succurrere posset" [Pertz a. 0. p. 293]. Mit der 
Masse dieser Einkünfte war freilich auch die Gefahr grösser „ge- *i 
neralis grandinis vel expeditionis" [Böhmer Cod. Moenofr. I p. ^3 
1 89] , und bedrohlicher der „eventus ignis vel aquae — infortu- 
nium sterihtatis vel guerre" [Quix Cod. Aq. I p. 23]. Die fem- 
gelegenen Höfe waren im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
herrschaftlichen Kammer schwerer zu behaupten [Wigand Dienste 
p. 32]. Schon hiernach tritt die Bedeutung hervor, welche bei 
einer solchen Verwaltung der scaremannus als homo itinerarius da- 
mals haben musste. 

Er war es, der den Zusammenhang der -sich erweiternden 
Verwaltung als Bote aufrecht erhielt. Er musste eben als Bote 
die meiste Localkenntniss über die verschiedenen Höfe besitzen. 
Er aber auch war der Kaufmann , der die Ueberschüsse des reichen 
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Einkommens am besten umsetzte. So wuchs nothwendig seine 
Bedeutung filr den inneren Betrieb der Wirthschaft, wie sie an- 
derer Seits in dem veränderten Gang der, grossen Geschäfte aucli 
nach aussen zunahm. Dass beide Seiten dieser Entwicklung sich 
nothwendig ergänzten, hegt auf der Hand. 

Jedoch haben wir damit zunächst nur die äussere Geschichte 
des scararius gleichsam gegeben. Wir haben die MögHchkeit und 
Nothwendigkeit gezeigt, wie die Stellung einer untergeordneten 
Classe von Kriegs»^ und Verwaltungsdienstmannen sich wesentlich 
veränderte. Ein Anderes ist es, nachzuweisen, wie die innere 
Bevolution des gesammten Verkehrs dieser so umgestellten und 
verschobenen Classe eine eigenthümliche innere Bichtung, einen 
neuen und, man darf sagen, schöpferischen Geisl verlieh. Wir 
haben die Geschichte der Hof- und Dienstrechte uns deuthch zu 
machen. 

Man hat in der schrittweisen Ausbildung der Immunität die 
verschiedenen Stadien nachweisen zu können geglaubt, in denen 
sich die Verwaltung jener kirchlichen und fürstlichen Gütercom- 
piexe iiUmälig von der Staatsgewalt emancipirte. Neuerdings aber 
ist mit Recht darauf aufmerksam gemacht, dass der äussere Be- 
stand der Immunität unter den späteren Merovingern nnd den Ka- 
rolingern wesentUch schon derselbe gewesen sei wie unter den 
Ottonen [Walter Rechtsgesch. 2. Ausg. I § 109]. Können doch 
die Gegner dieser Ansicht selbst nicht leugnen, dass die Immuni- 
ttttsurkunden der Ottonen sich dem Wortlaut nach von denen der 
früheren Dynastien durchaus nicht unterscheiden [Arnold Frei- 
städte I p. 15 und 29. Bethmann-Hollweg Lombard. Städtefrei- 
heit p. 94 f.]. Ja, während Eichhorn bekannthch die Entstehung 
, der Städte eben von jener Ausbildung der Immunitäten herleitete, 
hat Bethmann-Hollweg nachgewiesen, dasfe in einer Beihe be- 
deutender Italienischer Städte die Immunität nur auf die zer- 
streut hegenden Besitzungen der Kirche beschränkt bheb [a. 0. 
p. 112 IT.], und auch Arnold muss zugestehen, dass bis zum 
9 ten Jahrhundert „die Wirkungen der Immunitätsprivilegien kaum 
merkhch waren". Dann soll* nach ihm durch die Verleihung 
einer wahren Jurisdiction der Begriff derselben erloschen sein. 
Fortgedauert habe er nur [Freistädte I p. 15] für die Kirchen 

Nilzsch, Gesch. d. Stauf. Per. I. 5 
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und Grotteshttuser, donon von jelier eio unbedingtes .Asylrecht 
zustand. 

Ueberblickt man diese verschiedenen Ansichten, so sind sie 
eben dasErgebniss der Thatsache, dassdic Verleihung der Immur 
nitfit, die bis zu den Ottonen immer in derselben Form erfolgte, 
eben nur die äussere stereotype Form schuf und erhielt Inner- 
halb derselben konnte sich ein neues und eigenthümliches Ver» 
fassungsieben unbehindert entwickeln. Gerade weil jene Form auf 
die inneren Triebe, die hier wirkten, nicht -Rücksicht nehmea 
sollte noch konnte, bietet sie heute der Betrachtung ein so starres 
und räthselhaftes Bild. 

Für uns kommt es eben auf die innere Entwicklung an, die^ 
auf dem durch die Immunität abgegrenzten Felde die deutschen 
Hofrechte und die deutsche Ministeriah t«1t schuf. Diese Entwick- 
lung, in der der scararius zum ministerialis ward, war eine dop- 
pelle : eine negative , in der der Zusammenhang der Karolingischen 
ministeria verfiel, und eine positive, die Ausbildung der hofrecbt- 
lichen Stände und ihres verfassungsmässigen Gleichgewichts. In- 
dem das Karohngische ministerium, das Staatsamt und der mi- 
nisterialis als Staatsbeamter an vielen Stellen ganz, an anderen 
halb verschwand oder, wenn er bestehen blieb, durch die gänz- 
liche Veränderung seiner Umgebung fast unkenntlich wurde,. J«* 
sich der herrschaftliche Beamte und sah allmäHg die einadtt^n 
Theile , (Ue er nur zunächst im Zusammenhang halten sollte, selb* 
ständige Kräfte und Interessen ausbilden. Aber dass er vM' 
selbst seiner Seits diese Neubildungen zu reguliren .yennoci^^^J 
dass er ihr eigenthcher Mittelpunct und Moderator ward, dai( 
trug eben der Umstand bei, dass er den Nachlass jenes Kai'Or' 
hngischen Slaatsministerialis an Ehren und Rechten zum Tbeil. 
wenigstens antreten durfte. 



f. Die MiniBterialität zunächst nach der Karolingischen 
Periode. 

Wir haben also zunächst die schwierige Aufgabe vor uns, 
jenes Uebergangsstadium uns zu verdeutlichen, in welchem die 
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grossen, deutschen Wirthschailen sich zwischen der KaroUugi- 
sehen Periode und d^r Zeit der ausgebildeten Hofrechte sich be- 
fanden. 

Die Administration KarFs des Grossen bielet für seine Zeit 
das wunderbare ßihl einer unerniüiUichen und beständig miss- 
trauischen Staatscontrolle. ^ 

Voll von grossen Gedanken einer wahrhaft schöpferischen Po- 
litik hält sie eine vielfach gegliederte Beamtenhierarchie beständig 
in Athem, übenracht die Wirthschaft der kleinen Grundbesitzer 
lind der grossen Gütercomplexe der Abteien. Der Begriff des mi- 
nisleriahs und des ministeriums verbindet den König mit dem Gra- 
fen und Bischof, diese mit dem judex villae, und diesen mit ve- 
nator und aurifex. Die grossen Aufgaben des ufTentlichen Dienstes 
werden beständig in Erinnerung gebracht von einem Hofe aus, 
der, wie wir oben sahen [p. 53 f.], wirklich der Mittelpunct aller 
Stämme war, 

Der König besoldet dmxh seine beneücia' ohne sie erblich 
fM machen, er verlangt von dem so besoldeten Beamten eine 
reine Hand, ein wachsames und gerechtes Auge und einen wahr- 
haften Mund. Dagegen aber eröffnet er in seiner eigenen Hof- 
Jialtung fiir die überzäldigen Kräfte einen Mittelpunct pohtischen 
i^id geselligen Verkehrs, der zugleich durch den Glanz des täg- 
lichen Lebens , den Wechsel der grossen Geschäfte und (he immer 
neue Befruchtung mit neuen und grossen Gedanken anziehen sollte 
•und anzog. 

4 Dass eine jsolche Verwaltung ihren Begründer kaum überlebte, 
»ar natürlich. Auf einige äussere Grimde ihres Untergangs haben 
^ wir oben hingewiesen. Jedoch in vielen Beziehungen war die 
geistreiche Conception Jahrhunderte zu früh gegriffen. 

Karl sprach den grossen Gedanken aus, dass die Dienst- 
pflicht des Freien nach der Grösse des Grundbesitzes geleistet 
werden sollte. Seine Verwaltung arbeitete sich Jahrzehnte hin- 
ilurch ab , dieses Maass richtig zu treffen , wechselnde Verordnun- 
gen normirten es neu oder suchten zu ähnlichem Zweck das Ver- . 
hältniss des beweglichen zuoi unbeweglichen Vermögen festzustel- 
len. Es gelang ihm nicht, was Solon in einem kleinen Kreis in 
ungleich entwickelteren wirthschaftüchen Verhältnissen gelungen. 
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Und wie hier sich die Uiirnöghchkeil herausstellte, bei solchen 
Verhältnissen auf solcher Culturstufe durch generalia zu regieren, 
so sclieiterte auf kirchlichem Gebiete sein Versuch, die Discipün 
der einzelnen Gemeinden ebenfalls stralf zu fixiren. 

Unter dem Einfluss seiner genialen* Ideen und von dem Cen- 
Irum eines so glänzenden Ilofe^tfcos mochte Manches gelingen, 
was er für erreichbar hielt, aber eben so viele Entwürfe mussten 
den einzelnen Beamten, den höheren und niedßien ministerialis 
zu einer Sisyphusarbeit verdammen, die ihn scffliesslich renitent 
und willkührlich machte. 

Uebersiehl man die hier geschildert* Kelu^seite der Karohn- 
gischen Verfassung nicht — und sie tritt deutlich genug in den 
Capitularien zu Tage — so verhert die spätere Ausbildung der ' 
Hofrechte viel von ihrer (iehässigkeit. 

Der gute VVirthschafler verlor an dem grossen Kaiser einen 
inmier aufmerksamen Beschützer seiner Interessen, der gewissen- 
hafte ministeriahs' den Mitlelpunct eines kräftigen und lebhaft ar- 
beitend(Mi, geistreichen Systems; aber sie wurden nun auch nichi 
von jenem unruhigen Universalismus geplagt, der überall der Re- 
gulator des Verkehrs und der wirlhschaftlichen Kräfte sein wollte, 
während doch diese noch in unendlich mannigfaltigen und engen 
Kreisen sich nach sehr verschiedenen Normen eben ei'st zu eilt- 
wickeln begannen. 

Die Reichsversannnlungen zerfielen, und, wie wir oben ausführ- , 
ten, das KOniglhum begann sein rastloses Wanderleben, aber zu- ^ 
gleich nahm die Verwaltung einen ganz anderen GUarakter.an. ü^t 
einzelnen Stämme nicht allein , sondern die einzelnen Wirllischafte 
begannen sich innerlich von <lem Druck des KaroUngischen Sy-^ 
stems zu emancipiren. 

Die Geschichte dieser fortschreitenden Emancipation ist die 
Geschichte unserer inneren und eigensten CuUnr. Die drei ersten 
Jahrhunderte derselben haben hauptsächlich zwei Resultate ge- 
zeitigt: sie machten nemüch einer Seits den deutschen Bürger und 
Bauern fähig, in der Mitte des 12 ten Jahrhunderts jene wunder- 
bar energische Colonisation des Ostens zu beginnen und, durcli- 
zufülu*en, und sie schufen daheim jene Menge festgeschlossener und 
wolgeonlneter Hofrechte, die es dem deutschen Königthum un- 
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^ miglich mächten, sich nach dem Must^des Französischen zum 
Patron unterdrückter Massen aufzuwerfen. Eben die innere rela- 
tive Ordnung und Sicherheit der hofrechtlichen Verfassungen liess 
für eine rücksichtslose Centrakerwaltung im Normannischen oder 
Capetingischen Stil keinen Raum. 

Schon aus dieser BetrachlPhg ergiebt sich, dass der Verfall 
der Karolingischen Verfassung bei uns keineswegs nur die Folge 
aristokratischen Ehrgeizes, sondern eines eigenthümlichen wirth- 
schaftlichen Trieftfes der ganzen Nation war. Die Noth der Däni- 
schen und Ungarischen Verheerungen zertrümmerte allerdings das 
monarchische System Uti^Vs auch von aussen, die Kriege der Dy- 
nastie von innen, aber daneben wirkte doch eben so gewaltig die 
posifive Reaction der engeren wirthschaftlichen Kreise, die dem 
früher allgewaltigen Staat gegenüber die Selbstver^valtung ihrer 
Kräfte immer sicherer ordneten. 

Nur in Deutschland hat sich die nachkaroüngische Ministeria- 
lität zu einem besonderen und eigenthümlichen Institut entwickelt, 
und als sich der Karolingische ministeriaHs in den nachkarolingi- 
schen umsetzte, kam eben jener Trieb wirthschaftlicher Selbstre- 
gierung zuerst zur, vollen Geltung. 

Nun ergiebt sich aus unserer bisherigen Darstellung von selbst, 

dä^ dieser spätere Ministerialenstand hauptsächüch aus den Resten 

der unteren Karolingischen Ministerialität bestand, aber wir kön- 

;•. nen hier erst erörtern, wie dieselben, die caballarii und scare- 

I manni zu dem ministeriales späterer Bildung wurden, welche 

r«»^ebergangsstadien sie dahin führten und welche neuen Elemente 

\ ^fhre Stellung innerlich so stark und nach aussen so bedeutend 

machten. 

Sprechen wir zuerst von dem Uebergangsstadium voir der 
einen zur anderen Bildung. Es ist für unsere speciellen Zwecke 
von besonderer Wichtigkeit. 

Noch am Anfang des löten Jahrhunderts bildete der Begriff 
des Ministeriums einen Grundbegriff der königlichen Verwaltung. 
Der ganze Inbegriff des Einkommens aus einer villa wird mit den 
Worten bezeichnet: „ad cujuscunque regalis ministri quicquam 
inde ministerium pertineret" oder „sicut priscis temporibus in 
singuHs ministeriis patrum nostrorum ordinatum fuerat^' [Ried 
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Cod. Ratisb. I p. ,88 unl 87]. Freilich orscheiiit hier die Or^- 
nisation der ministeria schon als eine alte Einrichtung der früheren 
Regierungen, und die angefülirten Aüsdrilcke finden sich nur in 
ganz einzelnen Fällen , aber die Bezeichnung der Zölle als „vecli- 
galia i. e. de ministerio zollenarii" [ebd. p. 94] und der nobilis, 
nomine R. , regaHs videlicet miniMtr [ebd. p. 84]. Die ministri 
des Königs und die ministii et missi der Abtei Prüm [Honlh. a. 
0. I p. 266] zeigen . doch , dass der BegrifT d^ karolingischen 
minister und ministeriums immer noch lebendig war. 

Das Karolingische ministerium war, wie Gu^rard es auch von 
den unfreien Ministerialen nachgewiesen' hat [Polypt d'Irm. I 
§ 216], meist neben seinem beneficium auch auf eine Quote der 
Erhebungen angewiesen, die es zu beschaffen hatte. Von den 
freien ministeriales bedarf dieses keines Beweises : Graf, Bischof, 
Centenarius u. s. w. bezogen von richterlichep Geftilkn und dem 
Zehnten ihre bestimmten Quoten. Solche Erträge und die Güter, 
aus denen sie flössen, wurden nicht in beneficium, sondern in 
ministerium gegeben, und es konnten eben in dieser Form einem 
Beamten Nebenämter und Nebeneinkünfte zu seinem Hauptamt 
übertragen werden [Roths Bencficialwesen p. 430 A. 62]. 

So wird denn auch später noch dem beneficium das ministe- 
rium entgegengesetzt, z. B. zu Stablo [Martene Coli. II p. WJ 
„ne jure hereditario villici et judices fiant, sed u^rumque miiih- 
sterium — eis jure et lege ministeriorum et non jure benöficiorura ; 
— consistat". Gleichbedeutend ist der Gegensatz., von Villicatio ( 
und beneficium: jene ist ein ministerium und als solches nicM^ 
allein nicht erblich, sondern auch nur zu einem bestiminteii Theil 
an den Einkünften berechtigt , wie z. B. zu St. Tron ein wider- 
rechtlich errichtetes feodum wieder zur vilHcatio gemacht wird 
„ut — de censu terrae et molendini parte 15 sol. — solverel, 
de placitis, jusliciis, pascuis, emendationibus , vadiis terraeque 
requisitionibus — tertiam partem haberet" [Pertz Scr. X p. 282]. 
Allerdings konnte der Betrag des abzuliefernden Einkommens auf 
bestimmte Sätze normirt oder durch andere servitia ersetzt werden 
[Lacomblet a. O.'I p. 192, 210], immer aber Wieb der Grund- 
begriff einer wirklichen Verwaltungsstelle. 

Wie nun das ministerium des cwam allmälig sich in ein 
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be^eficium verwandelte, so tritt bekannlBch diese Neigung der 
ministeria, in beneficia tiberzugehen, tiberall hervor. 

Bei den villicationes können \vir diese Bewegung das ganze 
I2te und 13 te Jahrhundert hindurch deutlich verfolgen, aber sie 
ist auch bekanntlich lei allen übrigen weltHchen ministeriis eine 
allmälige gewesen. Vergegenwärtigen wir uns ihre früheren Stadien. 
So lange der ministerialis whrklicli blieb , was sein Name be- 
deutete, und also den grösseren Theil seiner Einnahmen an den 
Vorgesetzten abnibrte,*lag es im Interesse des letzteren, ihn auf 
seinem Posten zu lassen und namentlich nicht durch die Forderung 
ferner Kriegsdienste unangenehme Vacanzen herbeizuführen. Die 
Karolingische Gesetzgebung war immer von Neuem daher bemüht, 
fUr die Kriegspilicht des ministerialis bestimmte Normen zu treffen : 
tte gestattete einer Seits, eine beitimmte Zahl für jedes ministe- 
rinm zurückzuhalten [Pertz Leg. I p. 119], und urgirte dagegen 
die Dienstpflicht der übrigen desto scharfer. 

Der Giiindgedauke dabei war offenbar, dass man für jedes 
ministerium mehrere ministeriales ansetzte, um zwischen ihnen 
Kriegsdienst und Verwaltung wechseln lassen zu können, ohne 
dass das eine oder andere in unkundige Hände gerieth. Da aber 
dabei die Quote des Ertrags vom ministerium, die auf den ein- 
ukuta fiel, herabgedrückt wui^de, uiusste nothwendig dieser Aus- 
Eüu durch Verleihung reichlicher beneficia ergänzt werden, sollte 
nicht der nünistcriaUs sich selbst Ersatz durch einen Grifl' in das 
J^, StaatseiiAonuijen verschaffen. So wie dagegen aber das ministe- 
^tfium. ein J^eneBcium wurde, brauchte sich der Staat um diese 
HFrage. nicht mehr so ängstlich zu kümmern, sondern nun ver- 
langte er nur den Dienst und liess den zum ganzen Vasallen ge- 
wordenen lÄinisterialis selbst für die Verwaltung daheim sorgen. 

Diese Verwandlung der ministeria in beneticia musste ein- 
treten, sobald der Staat nicht mehr genug beneficia hatte, um das 
bisherige System festzulialten und zugleich so viel kriegerische 
Kräfte, wie er brauchte, zur Disposition zu halten. Die Verleh- 
nung der ministeria Hesse sich etwa mit der Verpachtimg der 
Staatseinkünfte in Frankreich vergleichen, der Staat bezog nicht 
mehr von ministeriales, d. h. seinen eigenen Beamten, sein Ein- 
komm^, sondern er. Uttife sich von seinen Lehnsträgern eine 
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Pachtsumme in Kriegsdkhsten auskehren, die dagegen ihrer S^its 
die Verwaltung auf eigene Rechnung führten. 

Nur geschah diese Veränderung nicht gleichzeitig, noch über- 
all in derselben Ausdehnung, so wie ofTenbar auch verschiedene 
Gründe sie veranlassten. Einmal wirkte gewiss dahin das Be- 
dürfniss grosser, schwerbewafTne^r kriegerischer Aufgebote [s. 
oben p. 38 f.] , dann aber auch mussten die ministeriä in sich selbst 
zusaramenschwinden , wenn ganze Einkommenscomplexe ^ad cujus- 
cunque — ministri quicquam inde minis'terium pe^tineret" an 
Private vergabt wurden. Durch solche Vergahnngen wurde auf 
einmal in einer ganzen Reihe von ministeriis ein Einnahmeposten 
anderswohin angewiesen. 

Zunächst konnte allerdings möglicher Weise trotz der Verga- 
bung das ministerium ungethe9t und die Quote des ministerialis 
dieselbe bleiben , indem der ministerialis das Ganze noch fort ver- 
waltete. 

Finden wir doch selbst noch bei der späteren Ministerialrat 
bisweilen neben der Uebertragung vom König an einen anderen 
Herrn in der Formel „de jure nostro et ministrorum nostrorum 
in jus et dominationem N. et ministrorum ejus" [Marlene Coli. I 
p. 133 f.] die Uebertragung von den könighchen an die anderen 
ministri ausdrückhch erwähnt. Das wäre unnöthig gewesen, Wenn 
es sich immer von selbst verstanden hätte. 

So wurde noch im dreizehnten Jahrhundert zu Goslar der 
königliche advocalus mit der Beitreibung des censuÄ iirearuw be- 
auftragt, der schon längst dem Stift St. Simon i^ Jjidas fiber- 
tragen war; dabei erhielt von den Strafgeldern di^ Bestan^ienV 
das Stift die eine, der königliche Fiscus die andere JÖälfte.' Hier ' 
also war mit der Uebertragung de jure nostro in jus eccl. keines- 
wegs auch die de jure ministrorum nostrorum in jus min. eccl. er- 
folgt. [Göschien d. Goslar. Statuten p. 236.] 

Freilich musste aber die Immunität, wo sie verliehen wurde, 
dem königlichen ministeriahs die Verwaltung der übertragenen 
Pertinenz seines ministeriums entziehen, und dabei schwand dieses 
und die Quote des ministerialis durch jede solche Verleihung um 
ein Bedeutendes zusammen. Ihn zu entschädigen, ohne einem 
anderen etwas zu entziehen, konnte nM^ nur sein Einkommen in 
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ein fixum verwandeln, oder das Ganze ihm als beneficium über- 
tragen. Bei den villicis war jenes später regelmässig der Ueber- 
gang zu diesem. 

Wurde aber eine Grafschaft oder irgend ein höheres mini- 
sterium zum beneficium , so fragt es sich , was die Folge davon 
für die unteren beneficiales war. Als ministerialis war der comes 
von der Dienstpflicht seiner ministeriales und der Verwaltung seiner 
niinisteria dem Staat laufende Rechenschaft schuldig. Diess hörte 
jetzt auf. Der König fragte nun nur nach dem Kriegsdienst zunächst. 
Unter den Karolingern , wo die ofOciales comitatus beim Tode 
des Grafen die Grafschaft fortverwalteten [Pertz Leg. I p. 539], 
nahmen sie offenbar eine ziemUch selbständige Stellung ein. Sie 
übermachten den ministeriales .,Mß missus sein dispensum [ebd. 
p. 503] , und auf ihnen beruht eVesentlich die Ordnung der Graf- 
schaftsverwaltung [ebd. p. 328 f., 352, 354, 430 f., 505]. 

Eine solche Comitatsministerialität mochte, auch wenn der 
comitatus aus einem ministerium zum beneficium geworden , in 
der bisherigen Weise fortbestehen. War das ganze ministerium 
comitatus noch ungebrochen und unzerrüttet, d. h. waren die 
einzelnen ministeria desselben noch nicht in ihrem Bestand ge- 
schmälert und verwirrt, so mochte der Graf es für zweckmässig 
' erachten, sie eben so bestehen zu lassen, ja er mochte sich viil- 
'^eicht ausser Stande sehen, eine solche ungebr.ochene Ministeria- 
lität gegen ihren Willen in eine andere Verfassung zu setzen. 
Dies« 'feti^enbar in den Gauen der Fall gewesen, welche die 
^ sp(Öere|jCri$fchaft Flandern bildeten. Wie in den Capitularien 
f di» jfi^iores'et veraciores in omni comitatu dem comes beigegeben 
werdeif^qlt adjutores comitum sint ad jusütiam faciendam [Pertz 
Leg. l p. 351], und wie der comes qui „cum omni suo ministerio 
in placito puWico residebat'' [Ried Cod. I p. 25] von diesen me- 
liores et veraciores umgeben war, so finden wir in Flandern noch 
vom loten bis zum 12ten Jahrhundert Versammlungen der sa- 
pientiores ex clero et populo, der meliores civitatum, der scabini 
cum loci fortioribus als allgemeine Grafschaftsversammlungeu be- 
zeichnet [Warnkönig Flandr. Rechtsg. I p. 307 f.]. Eben dort 
aber bleibt der Begriff ^es ministeriums und des ministerialis in 
seiner alten VielseitiÄ|^5)estehen [ebd. 111 p. 113 ft'.].. 
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Ganz anders war das Verhültniss, wo der comes die minisleria^ 
verkürzt, die miuisteriales daher in einer Lage vorfand, die ijbre 
Thüligkeit zweifelhaft, aher auch ihren Widerstand weniger bedeu* 
tend machte. 

Zum Theii haben sich auch hier die Karohngischen minisiri 
der unteren Grade unter günstigen Verhältnissen erhalten. Dahin 
rechne ich die ministri des Thaies von Schwyz, die nach den 
neueren Untersuchungen , [ßlumer Schweiz. Demokr. I p. 127 f.] 
jedenfalls keine grundherrlichen Beamten waren, sondern Beamte 
im Karolingischen Sinne. 

Es war schon desshalb zunächst nicht anders md^ch, weil 
der Uebergang des ministerium comitis in ein beneficium zum' 
Theil ein ganz allmäUger war,vü&d also* auch seine Stellung zu 
den unteren ministeriales erst allhfälig auf diese rilckwiHien konnte. 

Nur traten dabei zwei andere Umstände hinzu, die allerdings 
Einfluss haben mussten. Die Macht der comites gründete sich 
immer mehr auf ihren Grundbesitz in Allod und Lehen, als auf 
die vielfach zertrümmerten Grafschaften. Für die ersteren wurde 
ein immer grösseres, für die letzteren ein immer kleineres Ver- 
waltunfspersonal nothwendig. Ausserdem aber nahm der Trieb 
zur Selbstverwaltung kleinerer Kreise immer zu, und suchten sich 
dAse immer entschiedener von der Staatsgewalt zu emancipireo. 
Jener erste Grund gab den ministeriales des grällichen Besitzes*' 
äusseriich das Uebergewicht über die des gräflichen Amts, der 
zweite schwächte die alte Bedeutung des unteren Reichfttfii&Sli^a* . 
len inneriich, s .*üi S** * 

So kam es, dass die Bedeutung der hunnouies [XaMMl^et «j 
Archiv I p. 234 fl".] und der sculteti [Riedel Beitrtlg«if! i*jp.** 1 5] 
zusammenschwänd, während die der Vögte und Hofbeamten stieg. 

So lange aber die Allode und Lehne der comites noch nicht 
ihre spätere Ausdehnung, und die alten Karolingischen ministeria 
noch nicht das Stadium ihres inneren Verfalls erreicht hatten, 
musste der Gesammtbegriff der Ministeriali tat noch wie zu Karl's 
Zeit den Domänen- wie den Hofbeamten gleichmässig umfassen. 

Es ist eben für uns hier von besonderer Wichtigkeit dieses 
Stadium uns deutlich zu vergegenwärtiojen. Auf demselben war 
die spätere Verfassung der Dienstrechte mScibft nicht gewonnen, die 
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Karolingische Reichsverfassung nicht vollständig aufgegeben. Und 

doch ist diese Periode gerade die unserer grössten und eigen- 
thümlichsten nationalen Blülhe, d^r glänzendsten und erfolgreich- 
sten Geschäftsführung. Es ist eben'^die, in der nach unserer Ver- 
muthung der Patricier und Ministerialis späterer Verfassung noch 
in Einer Stellung neben einander standen. 

Unklare Spuren der damaligen Verfassung sind z. B. die alten 
Grafschaftsversammlungen von Flandern, die wir eben anführten. 
Aber sonst ist fast überall ihr Bild untergegangen, die spätere 
Minist^rialität hat das Bild dieser ihrer Vorgängerin vollständig 
verdunkelt. Und doch ist es zum Theil noch da herzustellen, wo 
eben die Grundbedingungen der späteren festgestellt werden. Die 
Beschränkungen und Begränzungid|, durch welche diess geschah, 
lassen uns durch den Gegensatz- auf die grössere Freiheit zu- 
rückschliessen , mit der bis dahin diese Verhältnisse behandelt 
wurden. 

So wurde zunächst der kriegerische Dienst der ministeriales 
nur auf bestimmte Hofämter beschränkt, er wurde aber auch die- 
sen als eine ehrende Auszeichnung vor anderen ministeriis zuge- 
standen, so z. B. Cölner Dienstr. § 10: Item singuli efomnes 
ministeriales ad certa officia curie nad et deputati sunt. Officia 
'quinque sunt, in bis officiis servire solummodo debent ministeria- 
les beati Petri [Fürth p. 516], und im Bamberger [ebd. p. 510] 
„a domino suo non constringantur nisi ad 5 ministeria''. 

^©iÄS6- Bestimmung schwankt in den einzelnen Dienstrechten: 
zu ^^äjfts gebort ein besonderer ministerialis [Schannat Hist. ep. 
Woilimi p. 47], zu Cöln der advocatus, zu Bamberg der ve- 
nator orat,* dagegen diese Stellen in den anderen Dienstrechten 
darunter fehlen. Schon daraus ersehen wir, dass die Aussonde- 
rung jener ministel*ia aus einer Anzahl sehr verschiedener Aemter 
erfolgte, die keineswegs alle als Hausämter bezeichnet werden 
können. Es ging ihr eine Zeit vorher, wo die meisten dieser 
ministeria ungeschieden im selben Range neben einander standen, 
und wo sie alle nur von anderon ausgeschieden wurden, in so 
fern ihre Träger „cum honore et honesta servitia facerent nee 
alm a nemine' facere «j|erentur" [Ried Cod. Ratisb. I p. 34]. 
Ein Weisthum des ttteo' 'Jahrhunderts verpflichtet den BetreiTen- 
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den „ad omnia officia praeter ad lavandas vestes" [Kindlinger 
Hörigkeit p. 241], aber unter den ministeriales des Grafen von 
FJandern finden wir dagegen den lavandier, den Hofwäscher [Warn- 
könig a. 0. HI p. 136], zwar nicht als einen höheren Beamten, 
aber doch als einen niederen wie die Marschälle, die unter dem 
Conuetable stehen [ebd. p. 133]. Diese Beispiele werden schon 
genügen, darzuthun, dass vor jener späteren Ausbildung die mi- 
nisteria honesta im Allgemeinen eine grosse Menge sehr verschie- 
dener Dienste und Aemter umfasslen. 

Die Dienstrechte setzen aber weiter ausdrücklich fest, dass 
der ministerialis nach einer bestimmten Dienstzeit jedenfalls auf 
ein beneficium Anspruch haben solle [Fürth p. 517], oder dass 
er überhaupt nur für ein benelbium zum Dienst verpflichtet sein 
solle [ebd. p. 510], oder sie bestimmen, dass die vom Herren 
gegen ein beneficium zu einem officium honesfum Angezogenen sich 
deä officiums nicht weigern sollen [Kindlinger Hörigk. p. 232], 
Sie stellen es dem Herren frei, aus bestimmten Geschlechtern, 
wenn er es braucht, ministeriales zu nehmen gegen ein benefi- 
cium und die Rechte der summe servientes [Meichelbek a. 0. I, 
2 p. 527], oder aber sie gestehen bestimmten Classen das Recht 
zu, nur bei bestimmten ministeriis der Uebertragung des Herren 
Folge zu geben, ohne dass dabei der beneficia ei^wähnt wird 
[Schannat Hist. Worm. a. 0.]. Diese verschiedenartigen und 
schwankenden Bestimmungen deuten auf einen Zustand, wo kei- 
neswegs alle ministeria nothwendig mit Beneficien verbunden wa- 
ren, wo also es reine ministeria ohne beneficia gab und Wo eben 
desshalb die Uebertragung der ministeria zum Theil sehr will- 
kührlich und unter sehr verschiedenen Rechtsverhältnissen" vorge- 
nommen wurde. Allerdings sind sie alle aus geistlichen Hofrech- 
ten entnommen , aber denken wir uns das ministerium eines comes 
ausgesondert aus dem grossen Zusammenhang der KaroHngischen 
Administration und befreit von deren ControUe , dazu die wachsende 
Ausdehnung seines Hausguts, so mussten die ministeria, die von 
ihm ablüngen und deren er nun bedurfte, zunächst unvermeidüch 
in ein solches Stadium allgemeiner Unsicherheit gerathen. Alles 
hing immer mehr und mehr von ihm ajtt^imd die Karolingische 
Verfassung hatte den Domänen- und Slaatlpiinisterialis viel zu 
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wenig auseinander gehalten, als class ihre BegriiTe in einem sol- 
chen ausgesonderten Complex vorhalten sollten. Die Karolingische 
Administration hatte gegen die ministeriales« der comites, ihren 
Uebermuth und ihre Zügellosigkeit einen langen und vergeblichen 
Kampf gekämpft [Lacomblet Archiv I p. 226 f. cf. oben p. 35]. 
Die comites und die Bischöfe an ihrem Theil hatten jetzt diesen 
Kampf für sich fortzusetzen , auf die von ihnen angewandten Mittel 
können wir aus jenen Bestimmungen schliessen. Man verlieh mi- 
iiisteria ohne heneficia oder erst das beneficium nach einer langen 
Verwaltung, man nahm für die Besetzung der ministeria bald no- 
blies [Lacomblet a. 0.], bald Freie, ja hess Hörige zu diesem 
Zwecke frei [Bluraer Schw. Demokr. I p. 77] , oder man nahm 
aus den abhängigen Ständen, w^igstens soweit das betreifende 
ministerium es zuliess. Aber in vielen Fällen schwankte der Be- 
griff z. B. bei dem telonearius oder mo^tarius, so lange der Graf 
Zoll und Münze halb als Beamter, halb als Lehenträger verwal- 
tete. Die wachsende Menge und die alt hergebracht^ Mannigfal- 
tigkeit der Aemter musste dieses unruhige Schwanken erhalten 
und vermehren, bis es durch neue Veränderungen zum Still- 
stand kam. 

So sicher und fest wir uns diese älteren Complexe von Aem- 
tern und Besitzungen durch den Schutz der Immunität in den 
Händen der Fürsten nach aussen abgeschlossen denken, es hegt 
nach dem Gesagten auf der Hand, dass diese Norm weder nach 
aus^ noch nach innen damals feststand. 

Wo bei der Uebertragung von Herr zu Herr nicht zugleich 
die, von minbter zu minister erfolgte, oder wo nur ein Stück 
eines niipijteriums an 'die andere Hand überging, berührten sich 
die beiden Hofrechte in einer Weise in der Hand desselben Be- 
amten, dass schon dadurch seine Stellung eine schwer zu bewäl- 
tigende Selbständigkeit gewann. Und je grösser und umfangrei- 
cher jene Complexe von Einkünften und Hebungen waren, desto 
häufiger mussten solche Fälle vorkommen. 

Die Versprechungen, gegen die die geistüchen Herrschaften 
Leute für ihre ministeria zu gewinnen suchen, zeigen die Ver- 
legenheit, in der sie sich oft befanden, we/in es darauf ankam, 
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ist der Unterschied der Stünde ipi Anreclit auf das höhere oder 
niedere Amt noch nicht fixirt, ja der Unterschied der Aemtcr 
selbst eben so wenig festgestellt. Wir finden die Herrschaften in 
der glücklichen' Lage , unbeengt durch die späteren Schranken in 
ihren nächsten Dienst jede fällige Kraft zu ziehen , und eben auch 
stehen anderer Seits dem Fähigen und Ehrgeizigen noch mehr als 
später die Wege offen, die in (üe Nähe der Herrschaft, an die 
Spitze der Verwaltung füliren. Der grosse%Ausdehnung, der man- 
nigfaltigen Schwierigkeit der Verwaltung entspricht die grössere 
Menge disponibler Kräfte, die noch nicht durch schroffe Schran- 
ken abgethßilt und zum Theil vom Mittelpunct der Venvaltung 
zurückgedrängt sind. Diess muss mehr oder weniger der Zustand 
im lOten und Uten Jahrhundeirt gewesen sein. Dann begannen 
neue Umgestaltungen. 

Zuerst trat auf die Periode des zunehmenden Einkommens 
die des Stillstandes ein. Die Verlehnung der Einkünfte, die durch 
Heinrich's .j(IV. Kriege herbeigeführt wurde, beschränkte die un- 
mittelbaren Einnahmen eben so sehr, wie sie die Zahl der Va- 
sallen vermehrte. Jener allgemeine Nothstand der Herren, die 
Heinrich's Biograph schildert [s. oben p. 63], musste ihnen allen 
lein straffes Verwaltungsystem zur Aufgabe machen. Die allge- 
meine und nicht mehr locale Ausbildung eines kriegerisch tüchti- 
gen, fest organisirten Standes von Hausbeamten, entsprach dem 
Bedürfniss jener Zeit so vollkommen, dass hier der Zusammen- 
hang zwischen Ursache und Folge nicht geleugnet werden kapn. 

Jedoch schon ehe eine solche Nothwendigkeit sich geltend 
machte, mussten die oben [H , c — e] geschilderten Gründe den un- 
tersten ministerialis , den scaiemannus oder caballariue in der all- 
gemeinen Unsicherheit der Verwaltungsystenie höher und höher 
gehoben haben. Er trat aus dem Heeresaufgebot des comes wie 
des Bischofs zurück, also war er öfter und länger zu Hause als 
der miles miütaribus armis. Hatte die Karohngische Verwaltung 
alle ministeriales zwischen Dienst und Verwaltung zu Hause mög- 
lichst wechseln lassen, so waren dagegen jetzt die höheren, hat- 
ten sie Lehen und waren sie mihtes, viel häufiger im Felde, die 
caballarii viel seltener. Für den sorgsamen Herren musste der 
Werth der letzteren für die Verwaltunf^ich immer deutlicher 



herausstellen. Ja, je ausgebreiteter und weniger zusammenhän- 
gend die sich mehrenden, Besitzungen des einzelnen Herren wur- 
den, desto wichtiger wurden für ihn. jene homines itinerarii, und 
da2v kam die Veränderung der grossen Geschäfte, durch welche 
die Schicksale des einzelnen Hauses immer mehr auf den wech- 
seladen Tagfahrten sich entschieden. 

Kein nobihs oder liber als Verwalter eines ministeriums, 
aber zugleich für eig^e Interessen eingenommen, mochte hier so 
siclier und zuverl^ig Rath ertheilen wie der caballarius, der die 
verschiedenen Theile und Gelegenheiten der Herrschaft aus seinen 
Geschäftsritten kannte. 

Aus solchen Gründen konnte der scaremannus allmälig zum 
Rivalen ()er anderen ministeriales werden, mit denen die domini 
sich bald so bald so zu setzen versuchten. Er trat aber ganz« 
natürlich nicht in die eigentlichen Verwaltungsposten an der Spitze 
der Höfe ein, denn diese suchte die spätere wie die Karohngische 
Verwaltung möglichst das ganze Jahr zu fixiren ; smc}^ die eigent- 
lichen Staatsministeria forderten zum Theil einen stätigen Dienst. 
Der scaremannus, mit seinem Reisedienst, war hierfür wenig oder 
^ar nicht, aber vollständig für den Hausdienst geeignet, der ihn in 
seiner alten Stellung als Gefolge oder Bote des Herren liess, nur 
dass er ihn eine oder mehrere Stufen .hoher rückte und in das 
^ireheimniss der Geschäfte selbst einführte, die er bisher nur als 
Briefträger oder mündlicher Bote vermittelt hatte. 

JSöfAi ein Schritt weiter und der Herr, ausser Stande noch 
iTi^ be^eficia an unabhängige milites zu verschleudern , machte 
isei^eo alten caballarius, der schon sein Reise- und Hofrath ge- 
worden,, nun auch doch endhch zum miles militaribus armis, fes- 
selte ihn durch sichere und erbliche bcneficia, durch eine beson- 
dere Ehre des Hausdienstes und ein stätiges Recht an die Lebens- 
aufgabe seiner Verwaltung. 

Aber dieser zweite Fortschritt, die letzte Ausbildung der Mi- 
nisteriahtät, liegt uns hier noch nicht unmittelbar vor. Wir haben 
zunächst nodi ein anderes Moment zu betrachten. 
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g. Die Stände der deutschen Hofrechte und ihre Kechts- 
entwicklnng. 

Wir sagten oben , nicht äussere Gründe allein hätten die Zer- 
trümmerung der Karolingischen Verfassung herbeigeführt, sondern 
die innere Opposition einer noch unausgebildeten Wirthschallt zu 
Gunsten kleinerer Kreise gegen die Generalisirung einer allmäch- 
tigen Verwaltung. In einer grossen Anzahli staatswirthschaftlicher 
Fragen glaubte Karl mit seiner cenlralisirend^ Gesetzgebung de- 
finitiv entscheiden zu können, und sliess doch fortwährend auf 
den unüberwindhchen Widersland der localen Verhältnisse. Die 
Pflicht des Kriegsdienstes für den Freien an eine bestimmte Grösse 
des Grundbesitzes zu binden, war sein eifriges, aber, wie wir 
* schon bemerkten , vergebhches Bemühen. Ofl'enbar lag der Grund 
des Missüngens hier nicht nur in der Unzuverlässigkeit des Be- 
amten, sondern eben so sehr darin, dass in einem so grossen 
Complex 8% verschiedener Culturen die allgemeinen Bestimmungen , 
für das ganze Reich, ja für die einzelnen Landschaften in >1eien 
Fällen doch nicht das richtige Verhältniss trafen. Eben so haben 
er und seine Nachfolger für den Heerbann z. B. den rechtlichen 
Begriff des beweglichen Vermögens dem unbeweglichen gegenüber 
festzustellen gesucht, sie haben nur jenes für die Bezahlung des 
Heerbanns anziehen und den mansus selbst in seinem Bestände 
Schulzen wollen, ja sie haben, um diess zu erreichen, das Straf- 
maass dahin bestimmt, dass der Heerbann den mansus nicht für 
künftige Leistungen schwächen solle; aber schon diese letztere 
Wendung zeigt, dass der Staat selbst sich ausser Stande sah, eine 
allgemeine Norm aufzustellen. Eben so ist die Karolingische Ge- 
setzgebung fortwährend bemüht gewesen, allgemeine Maasse und 
einen allgemeinen Münzfuss zur Anerkennung zu bringen. 

Bis auf Karl den Kahlen hat sich der Münzfuss merkwürdig 
gleich und sicher gehallen [Gu6rard Polypt. d'Irm. § 64]; aber 
das eben so allgemeine Misstrauen gegen die deuarii boni, immer 
von Neuem und immer vergeblich bekämpft, ist vielleicht der 
merkwürdigste Beweis, wie weit die Wirklichkeit damals noch 
hinter den grossen Intentionen der Verwaltijng zurück war. Aller- 
dings mochte zum Theil die Falschmünzerei Grund dazu geben. 
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aber die Regierung vvürd9 bis auf Karl den Kablen nicbt mit so 
harten Maassregebi die Weigerung, denarii boni anzunehmen, be- 
kämpft haben [Pertz Leg. I p. 213, 476, 490 und 492], wäre 
diese nicht in vielen Fällen gar nicht aus der Furcht vor falschen 
Münzen hervorgegangen. 

Die übertriebene Angst vor falscher Münze ist ein deutlicher 
Beweis dafür, dass in vielen Kreisen überhaupt das Geld als all- 
gemeiner Werthmesser noch mit Misstrauen betrachtet wurde. Es 
hatte eben noch keineswegs die anderen Zahlniittel so . verdrängt, 
wie Karl es wünsfchte und seine Nachfolger anstrebten. 

In den Freisinger und St. Galler Traditionen des 9ten und 
1 ten Jahrhuhderts fmdet sich* bei den Zinssätzen , wenn sie auch 
in Geld normirt waren , die Abführung in anderen Werthen ge- 
stattet [Pertz Leg. I p. 134. Neugart Cod. I p. 142, 148, 154 f., 
187, 193 u. s. w. Meichelbek I, 2 p. 66, 272, 290], und im 
Wormser Dienstrecht des Uten Jahrhunderts selbst noch eine 
Busse halb zu Geld, halb zu Schilden und Lanzen angesetzt. 

Ein Verkehr, in dem ein allgemeiner Werthmesser noch kei- 
neswegs festgestellt war, musste auch für Maass und Gewicht 
mehr die localen Bedürfnisse der einzelnen Plätze anerkennen als 
die Erfordernisse eines universellen Reichshandels. Die KaroHn- 
gische Gesetzgebung verlangt, dass die Maasse des Marktverkehrs 
dieselben seien sollen, nach denen Graf und Bischof sich ihre 
Abgaben zahlen Hessen. Schon hiermit ging sie von ihren gros- 
sen Principien eines allgemeinen Systems ab, wie da, wo sie die 
Hohe des Heerbanns. dem Ermessen des Grafen anheimstellte. Es 
waren das die ersten Schritte zur Selbständigkeit der einzelnen 
ministeria comitum. So wie aber diese Emancipation durch die 
folgende Bewegung zunahm, drängten von unten die so befreiten 
wirthschaftlichen Kräfte zur Anerkennung ihrer localen Interessen. 

Freilich stellt man gewöhnlich die folgenden Neubildungen so 
dar, als sei in denselben der Stand der kleinen Grmidbesitzer 
hülf- und rechtlos unter die harte Hand der grossen Gewalten ge- 
flüchtet. Aber die Karohngische Verwaltung war offenbar in der 
Praxis keineswegs das, was ^ie in der Theorie sein wollte, und 
die Elemente, aus denen, bei ihrem Verfall sich die neuen wirth- 
schaftlichen Gesammtheitcn bildeten, zeigen keineswegs alle je- 
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ncn Character ängstlicher Hallun^^slosigkeit , den man ihnen zu- 
schreibt. 

BekannlUch sind es zwei Stunde, aus denen die abhängige 
Bevölkerung Deutschlands sich damals zusammensetzte, die eigent- 
lichen Hörigen oder die familiae im engeren Sinne uhd die cen- 
suales. Die letzteren sind es gewesen, die nicht auf Gnade und 
Ungnade, sondern mit dem bewussten ümbhck eines verständigen 
, Entschlusses skch den anwachsenden Herrschaften anschlössen. 
Sie haben in die Verfassung derselben den heilsamen Gegendruck 
einer vernttnftigen Selbstverwaltung gebracht und, wie sich auch 
die Verhältnisse umgestalteten, so ist der Anstoss zu aller förder- 
lichen Weiterbildung wesentlich von ihnen ausgegangen. Man 
kann die frühere Geschichte der nachkarolingischen Hofrechtc und 
Ministerialen gar nicht verstehen, ohne diese merkwürdige Er- 
scheinung in ihrer vollen Bedeutung zu würdigen. 

Die Entstehung der Censuahtät in dem Sinne, wie wir sie 
hier nehinen, ist eine allmälige gewesen. Zuerst wurde bei der 
Uebertragung per precariam ein bestimmter census, jedoch die 
redemtio dem Precaristen für eine bestimmte Summe, auch wol 
den Söhnen für eine etwas gri)ssere und den Enkeln für eine noch 
grössere vorbehalten [Neugart Cod. Alem. I p. 210, 211, 222], 
ja "bisw^eilen Wieb die redemptio nur den letzteren vorbehalten 
[ebd. p. 225]. Trat diese überhaupt nicht ein , so fiel das Eigen- 
thum unwiderruflich an die Herrschaft, <lie sich aber dabei aus-, 
drücklich den guten und unversehrten Bestand der Wirthschalt 
ausbedang [ebd. p. 340, 376. Cod. Lauresh. I p. 71, 106. Mei- 
chelbek I, 2 p. 229]. Diese ältere Form der Censualität zeigt 
auf der einen Seite den Wunsch des Precaristen, dass das neue 
Verhältniss nur ein Zwischenzustand sein möge, um seinen Erben 
das freie Eigenthum wieder zu ermöglichen, und auf der anderen 
Seite, die Besorgniss der Herrschaft, bei einem Verhältniss so 
kurzer Dauer möglicher Weise für die Mühe des Schutzes nur 
ein verwahrlostes und schliesslich werthloses Grundstück zu er- 
halten. 

Es entspricht dem Character dieses ersten Stadiums, dass 
die Grösse der stipulirten Leistungen noch keineswegs allgemein 
feststeht: dass die Zahlung des census ni verschiedenen Werthen, 
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in Geld oder Pflugscliaaren , in Getreide oder Eisengeräth,- in Ge- 
treide oder Kleidern, oder Wachs, oder Vieh, oder in qualecun- 
que prelio freigestellt blieb [Neiig. a. 0. p. 155, 192, 302. Mei- 
chelb. I p. 66. Neug. a. 0. p. 210, 283]. Das lag, wie wir 
schon oben angedeutet, in den Verkehrsverhältnissen der Zeit, 
die censussätze selbst aber schwanken von 2 solidi oder 1 sohdus 
zu 12, 8, 6, 4 ja zu 2 denarii [Neug. a. 0. p. 148, 418. Mei- 
chelb. a. 0. p. 75, 299. Neug. a. 0. p. 192, 3"02,^ 155, 187], 
aber daneben finden wir als Censussatz unius servi dt^bitum oder 
geldum [Neng. a. 0. p. 203, 234, 249, 267], und namentlich 
eine Anzahl von Frohnden verschiedenr Art und verschiedener 
Fassung, eine Anzahl Arbeitstage für Ernte oder Bestellzeit, oder 
die fortlaufende Bestellung einer bestimmten Ackerbreite [ebd. p. 
270, 421, 440. Meichelb. a. 0. p. 266]. 

Schon aus der sehr verschiedenen Grösse des census ergiebt 
sich, dass die grössere oder geringere Wolhabenheit des Perca- 
risten zunächst grossen Einfluss auf das contracthche Verhält- 
niss hat. 

Die Bestimmung, dass der Zinspflichtige, wenn er im zweiten 
Jahre den restirenden census des vorigen mit dem jetzt fälhgen 
zugleich zahlt, nicht des Gutes verlustig gehe [Neug. a. 0. p. 207], 
erscheint schon in der ersten Hälfte des 9ten Jahrhunderts als 
eine Sclmiälerung des gewöhnlichen Rechts, da die Nachlassung 
des census bis ins dritte Jahr schon im 8ten Jahrhundert als ge- 
wöhnliche Sitte vorkömmt [ebd. p. 54, 79]. Das Recht, sich 
selbst Beinen advocatus und magister zu wählen, und nur ein- 
mal jährlich zum placitum pflichtig zu sein , vielleicht eben so frilh 
erscheint als das Privilegium eines Mannes, der sich dagegen mit 
seiner und seiner -Knechte ganzer Nachkommenschaft ergab [Cod. 
Lrsh.I p. 186]. 

Von jenen Anfängen aus konnte sich zunächst unmöglich ein 
festgeschlossener und wolgeordneter Kreis von Rechten und Pflich- 
ten entwickeln. So lange die Nachkommenschaft des Censualen 
zum Rückkauf berechtigt und zur Nachfolge in die.Precarci nicht 
•verpflichtet war, bildete die grössere oder geringere Menge dieser 
Leute eine ziemlich haltungslose und unsichere Masse. Anders 
gestaltete sich diess alles, als das beiderseitige Bedürfniss sowol* 
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die Erben dazu braclile, mit Verziclitung auf den Rückkauf, für 
5icli und ihre Erben auf immer in das Verhaltniss einzutreten, 
als auch die Herrschaft mit Verzicht auf den Rückfall, gegen 
bestimmte neue Abgaben jene in diesem neuen Rechte anzuer- 
kennen. 

- In derselben Zeit , wo die ministeria comitum sich in benefi- 
cia venvandelten , entstand so der Stand der censuales [Eich- 
horn D. St. u. Rgsch. § 195]: seine Rechte sind eine Fortbildung 
jener Ansätze. Das Verhältniss wurde erblich. Hatte die Herr- 
schaft sich früher beim Rückkauf wol den Viehbestand ausbedun- 
gen [Neug. a. 0. p. 220], und für den Rückfall den Precaristen ver- 
pflichtet, das Gut in gutem Stande ab/uliefem, so nahm sie jetzt 
nur beim Tode des cenualis das „beste Haupt" aus seiner Wirth- 
scliaft. Der Zins wird im Ganzen auf viel gleichmässigere Sätze 
gestellt. Die alten Ansätze in anderen Werlhen als in Geld ver- 
schwinden , mit Ausnahme der Wachszinse. Ihr Betrag scheint all- 
mälig heruntergegangen zu sein, Rudolf von St. Tron sagt, früher 
hätten alle censuales des Klosters 1 2 denarii bezahlt' [Pertz Scr. X 
p. 316]. Der Zins wurde aber immer häufiger ein Kopfzins, und 
nicht ein allgemeiner Zins vom Gute [Lacomblet Urk. I p. 121, 
209. Hontheim a. 0. I p. 480. V^irtemb. Urk. I p. 399]. Ueberall 
ist das Gut, wenn der Zins drei Jahr restirt, dem Herren verfallen 
[ebd. Lacomblet I p. 233]. ^ 

Solche gleichmässig geordneten Verhältnisse eröffneten dem 
Herren zunächst ein stätiges Einkommen an Geld, und es ist b^e- 
zeichneüd für den steigenden V^erth des Geldes, dass eben die 
Abführung des Zinses „qualecunque pretio" in derselben Zeit ver- 
schwindet, wo mit dem Anwachs dieses Standes die nun fixirten 

haaren Zinseinnahmen einen immer wichtigeren Posten bilden 
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mussten. 

Wäre nun aber die so pflichtige Classe wirkhch das bedrängle 
Volk. gewesen, zu dem man sie gewöhnHch macht,, so würde es 
ihr nicht gelungen sein , neben diesen Bedingungen ihre Rechts- 
verfassung in einem solchen Stande zu erhalten , wie er jedenfalls 
bis ins 12te Jahrhundert blieb. Wie die Freien [Pertz Leg. I 
p. 33, 115 und 151] waren sie im Allgemeinen nur zu- drei pla- 
citis pflichtig [Hontheim a. 0. p. 501. Lacomblet a. 0. p. 252. 
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Wirtemb. Urk. I p. 351. Perlz Scr. X p. 77 f.], und konnten 
auf diesen in geistlichen Herrschaften nur vom Vogt nach dem 
Urtheil ihrer Genossen veriirlheilt werden, während die eigent- 
liche familia unmittelbar vom Herren selbst gerichtet und gestraft 
wurde [Pertz a. 0. Wirtemb. Urk. I p. 326]. Freilich war 
der unleidliche Zustand der nachkarolingischen placita,, die stei- 
gende Rechtsverdrehung und Rabulisterei der Vorsitzenden wie der 
Schöffen, ein Hauptgrund, der viele Freie, mit der Ausbildung 
der Immunitäten, in dieselben trieb, weil hier das unmittelbare 
Interesse der Herrschaft die gerechte Handhabung der Gerichte- 
gewalt zu garantiren schien. Hier aber gränzten diese herr- 
schaftlichen placita legitima, generalia [Wirtemb. Urk. I p. 396] 
principaUa oder ungeboden ding [Cod. Lrsh. I p. 194] sehr 
nahe an das placitum villici de edificiis vel agricultura [Lacom- 
blet a. 0. p. 1 1 8. Hontheim a. 0. p. 392] , da der viüicus oft 
der gesetzhche Beisitzer des Vogtdings war [ebd. p. 501 , 573], 
und durch diese Stellung offenbar den censualis leicht unter seinen 
Einfluss ziehen konnte. 

Es kam dazu, dass neben dem placitum villici noch ein be- 
sonderes herrschafthches Gericht bestand. Einer Seits wird es 
den placitis Icgitimis des Vogts [Honth. I p. 400], anderer Seits 
dem des vilhcus entgegengesetzt [ebd. p. 392]. Dieses buweding 
oder bading, wol dasselbe mit dem placitum de privato peculio 
et usoipfcfb [ebd. p. 444], heisst das Gericht des Herren im 
Gegensatz gegen Vogt und Villicus [ebd. p.400]. Ich ziehe dahin 
auch die majora negotia — dea- edificiis transmutandis, die dem 
Abt ausdrücklich reservirt werden [Wirtemb. Urk. p. 387], und 
finde es nicht allein im geistlichen Hofrecht, sondern auch, zwei- 
felsohne im Zusammenhang mit der könighchen Pfalz, zu Frank- 
furt als mallum „quod a vulgo buwedink vocatur" [Böhmer Cod. 
Moenofr. I p. 66]. Auf diesen jährlichen Hofgerichten [s. Walther 
deut. Rechtsg. 2. Ausg. § 301] wurde über Eigen und Erbe 
[Blumer Schweiz. Demokr. I p. 58 f.], und „über Maass und Ge- 
wicht, über den Umsatz der Lebensmittel, über Weinschenken 
und Wirthshäuser" Recht gefunden [ebd. p. 65]. 

Sie sind aber, so ähnlich sie auch ihrer Anordnung nach 
den placitis legitimis, den ungebotenen Dingen des Volksrechts 
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erscheinen, doch durchaus und bestimmt von den J.ihrgerichten 
des Vogts zu unterscheiden, die eben in den Höfrechten als die 
eigentlichen ungebotenen Dinge, als die placita legitima erscheinen. 
Diese sind eigenlhch die Gerichtstage der censuales, jene die der 
eigenen familia. ' 

Wie die Hofrechte beflissen waren die placita legitima und 
den Vogt von den eigentlichen Hörigen möglichst fern zu halten 
[Pertz a. 0. Lappenberg Hamb. Urk. I p. 81, 129. Kindlinger 
a. 0. p. 244], so sehen wir anderer Seits die censuales bemüht, 
sich ihrer Seits eben so vom buding und dem placitura villici frei 
zu halten [Lacomblet a. 0. p. 252], Im Ganzen ist diese Scheidung 
wol an vielen Stellen glücklich aufrecht erhalten worden, wenigstens 
bis zum 12tcri Jahrhundert. Ja es ist den deutschen Censualen 
gelungen, ihre bestimmten Zinssätze und die Leistungen, welche 
sie den Vögten schuldig waren , in eben so festen Normen festzu- 
halten , während in Frankreich die Fordernng fest normirter Ab- 
gaben im 12ten Jahrhundert schon als ein ruchloser Ueberniüth 
der villani betrachtet wurde. 

Die Ausbildung dieser für Deutschland so vortheilhaften Zu- 
stände fällt in eben die Zeit, wo sich in der oben geschilderlen 
Weise aus der Karolingischen eine andere und endlich eine dritte 
Ministerialität bildete. Diese und jene Entwicklung haben unbe- 
streitbar auf einander eingewirkt. Wir haben sie in diesem Zu- 
sammenhang hier zu betrachten. ^ 

Bekannthch gehört abei* das ganze Material, was uns dazu 
zu Gebote steht, geistlichen Hofrechten an, und hiermusste die 
gegenseitige Einwirkung der verschiedenen Massen allerdings einen 
anderen Gang nehmen, als unter den welllichen Herrschaften. 
Der geistliche Herr war als Geistlicher des Blutgerichts unföhig, - 
er bedurfte also zu diesem Zwecke eines Vogts, und dieser un- 
zerstörbare Gegensatz gab hier der Verfassungsentwicklung eine 
innere Lebendigkeit, die ohne ihn unter den welthchen Herrschaf- 
ten wegfiel. 

Um den immer wieder vordringenden Einfluss der Vogtei zu 
beschränken, bedurfte der geisthche Herr einer anderen Gewalt. 
Die nächste waren seine Beamten oder ministeriales weltlichen 
Standes. In der früheren Zeit finden wir wol, dass die Mitgheder 
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der eigentlichen familia zu energischen Maassregeln nicht . tüchtig^ 
erachtet werden, wie man sich z. B. zu St. Gallen an einen niiles 
des Stifts wendet: „nemo enim de familia Galli tanti generis viro 
vim inferre auderet" [Pertz Scr. II p. 1 16], aber im Uten Jahrhun- 
dert war es schon allgemein anerkannt, dass die milites, die eigent- 
lichen Lehnsleute für die Verwaltung der geistlichen Güter ein sehr 
gefxihrlidhes Element wären „milites maxiritam occasionem destructio- 
nis monasteriorum et quietis monachorum perturhationis fore, maxi- 
mampenuriae et paupertatis causam milites esse" [ebd. X p. 100]. 

So lange jenes Uebergangstadium dauerte, wo der Karolui- 
gische höhere ministerialis sich noch im alten Stil erhielt, war 
aber diese Gefahr überall vorhanden, wenn man nicht die milites 
d. h. die höheren Krieger, /lie.vasalli fortiores, die milites mili- 
taribus armis von der Verwaltung aussonderte. Daher finden wir 
denn auch den villicus als die eigentliche Stülze des Abts gegen 
den advocatus. Die Urtheile des Vogts werden an die Zustim- 
mung der villici gebunden „nihil — sine villicis — dispouat" 
[Honth. a. 0. p. 501], oder der Vogt darf nur aus den villicis 
seinen subadvocatus nehmen [ebd. p. 441], ja wir finden einen 
Vogt, der „sine licentia abbatis et conductu ministerialis" d. h. 
des Villicus [ebd. p. 508 und 510] überhaupt gar Nichts vorneh- 
men kann. Damit hängt nun aber die Sorge zusammen, das mi- 
nisterium villici nicht zum beneficium und ihn selbst nicht zum 
miles sifUtn zu lassen „quia hoc genus hominum raro suis con- 
tentum est , sed semper plus sibi commissis usurpare solet" [Kind- 
linger Hör. p. 244. cf. oben p. 71]. 

Bei dieser Lage der Dinge kam es darauf an, die ministeria 
mit Leuten zu besetzen, auf die man sich verlassen konnte, und 
da ein genieinsames Interesse die censuales und die Herrschaft 
gegen den advocatus verband , war es natüilich , gerade aus ihnen 
die ministeriales zu nehmen. 

Diess geschah mittelbar und unmittelbar. Die censuales ver- 
pflichteten sich zur scara und wurden also scararii, wie einzelne 
Freisinger Beispiele das schon im 9ten Jahrhundert zeigen [Mci- 
chelb. a. 0. p. 255 upd 295]. Auf diesem Wege konnten sie 
mit den übrigen in die höheren ministeria aufsteigen. Aber auch 
unmittelbar aus den censuales wurden die ministeria besetzt. Die 
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Beweisstellen dafür finden sich in den oben angeführten Bestim- 
mungen der Hofrechte. „Lex erit" heisst es § 29 des Wormser 
Dienslrechts .,si ep. fiscalcjm hominem ad servitium suum assa- 
niere voluerit, ut ad aliud servitium eum ponere non debeat 
nisi ad camerarium — pincernam — inlertorem — agasonem 
vel ad ministerialem" [Schannat Hist. Worm. II p. 47]. Die 
Wormser fiscales sind aber die Leute des placitum legitimum 
und des census [ebd. und § 22]. Zu Freisingen werden Freie 
Censualen, unter der Bedingung ,,ut si episcopo — opus fuerit 
atouem — ex eadem sui posleritate in ministeriales sumere, /Ar- 
bitrium habeat, et ipsi assumpti legalis ministri jure et conditione 
utantur" [Meichelb. a. 0. p. 516 cf. p. 520], 

So war also die Besetzung der ministeria mit censuales mög- 
hch und gt^bräuchlich und fast unbeschränkt dem Herren frei, 
wenn nicht der einzelne oder der ganze Stand sich ausdrückhch 
gegen die Uehcrnahme gewisser ministeria verwahrte. 

Keineswegs aber wurden etwa dadurch die censuales ganz in 
das Interesse der Herrschaft gezogen , und der ursprüngliche Gegen- 
satz zwischen ihnen und der eigentlichen Tamilia vollständig auf- 
gehoben. Im Gegentheil haben die censuales nicht nur gegen den , 
advocatus, sondern eben so sehr gegen den villicus und minister 
ihre Bechte zu wahren gehabt. So wie die Herrschaft grosser 
Anstrengungen bedurfte, gewann die Hand, durch welche der Zins 
des Censualen ging an Bedeutung. Allerdings konnte der Zins 
fast überall bis ins dritte Jahr restiren, wenn nur dann alle drei 
gleichzeitig abgeführt wurden. Geschah diess nicht, so verfiel das 
Gut in die Hand des Herren , und der Mann trat unter die eigent- 
lichen Hörigen [s. oben p. 83], Hier nun gerade finden wir die 
censuales bemüht, die Gefahr und Last der Zinszahlung sich zu 
erleichtern. Dahin gehört die üebertragung der Zinszahlung immer 
auf den äUesten oder die älteste eines Geschlechts [Seiberts Westf. 
Urk. I p. 44 f., 58, 87], namenthch aber das Zugeständniss : 
„quicquid utilitatis vel juris vel de vivis vel de defunctis provenerit, 
non vilHco sed abbati vel cuilibet ipsius misso dari'^ [Lacomblet a. 
0. p. 252], oder aber „Ad hoc jus exigendutn et süscipiendum 
magistrum inter se eligunt, qui censum — et jus de mortuis — 
villico deferat" [ebd. p. 233, 296]. Man sieht hier die natür- 
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liehen Ansätze zu einer selbständigen Gesclilechls- oder Baiier- 
schaftsverfassung, die den villicus in seinem Machtkreis zu be- 
schränken sucht. Namentlich in dem schon angezogenen Brau- 
weiler Weisthum [ebd^ p. 252] wird seine Gewalt auf Nichts re- 
ducirt und die Freiheit vom placitum villici und vom buding aus- 
drücklich ausgesprochen. 

Solche Bewegungen zu einer kräftigen Selbstverwaltung und 
die Entschiedenheit, mit der sie sich in jenen anderen Hofrech- 
ten gegen die Ministerialität zum Theil verwahrten, zeigt s§hr 
deuthch, dass diese Leute die Vortheile ihrer Stellung in'*iaer 
hofrechtlichen Verfassung nicht übersehen und selbst zu verwer- 
then trachteten. So werden sie denn auch mit Bestimmtheit über- 
all den eigentlichen Hörigen entgegepgesetzt, als Gscales [Schöpflin 
Als. dipl. I p. 118], censuales oder tributarii [Wirtemb. ürk. I 
p. 399] , den servienles , dagowarten [Zeuss Trad. Wizenb. p. 303], 
oder dagescalcen [Honth. I p. 400], Diese letzteren sind der 
Prügelstrafe unterworfen [Wirtemb. Urk. I p. 326. Pertz Scr. X 
p. 77]. Sie sind es, über die Regino Libr. syn. II, 5 § 76 die 
Beichtfrage hat: „si aliquis est, qui contradicit episcopo aut ejus 
ministris, ne coloni aut servi propter commissa crimina virgig 
nudi caedantur", und noch im Uten Jahrhundert werden solche 
Körperverletzungen vom Landfriedenbruch ausgenommen [Pertz 
Leg. II p. 57]. 

Mail hat die censuales oder fiscales im Gegensatz gegen die 
dagowarti in neuerer Zeit bald als „Hörige milderer Art" [Dön- 
niges Deut. Staatsr. I p. 626] zu den „unfreien Ständen" gerech- 
net [Blümer Demokr. I p. 48], bald aber auch mehr ihre „per- 
sönliche Freiheit" urgirt [Eichhorn St. u. Bg. § 196. Fichard 
Entst. V. Frankf. p. 26], aber doch auch bei der letzteren An- 
sicht wird zugestanden, „dass sie leicht mit diesen verwechselt 
werden konnten". Und namentlich wird man zugeben müssen, 
dass das Recht der Herrschaft sie in die ministeria zu setzen ihre 
persönliche Freiheit mehr als zweifelhaft macht, dennoch drückt 
die Bezeichnung derselben als „liberi" oder „freie" [Blumer a. 0. 
p. 47] einen entschiedenen Gegensatz zu den eigentlichen Hörigen 
aus, der sich erst später zum Theil verlor. Dieser Gegensatz war 
aber mehr noch ein wirthschaftlicher als ein rechtlicher. 
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Die Dagowarten oder Dageskalken hingen unmittelbar von der 
Wirthschaft der Herrschaft ab. Im Hofrecht von S. Maxiinin 
[Honth. a. 0.] werden sie so bezeichnet: „Servientes, qui prae- 
bendarii sunt et qui fratribus intra claustrum serviunt sive in ipso 
loco, vel cellulis illic pertinentibus — sive qui foris vel intus da- 
gescalci vel pistores vel bavarii aut piscatores, coci aut lavcjtores 
vel quicunque foris vel intus cotidiano servitio fratribus servituri 
sunt". 

Vergleicht man mit dieser Angabe den Entwurf der statuta 
vonr- Altcörvey [Gu^rard Irm. II p. 306 ff.], so finden, wir dort 
für den Dienst im Garten und in der Küche hauptsächhch nur 
MOnche selbst verwandt , in die letztere darf kein Laie Jiinein , so 
lange die Mahlzeit zubereitet wird, und für den- ersteren werden 
zu den grösseren Arbeiten Taglöhner angenommen. Dagegen' rei- 
chen die praebertdarii oder provendarii die Bestandtheile der Mahl- 
zeit, Feuerung und Wasser den Mönchen zu Thür oder Fenster 
herein, und andere werden zur Aufwartung für die hospites ver- 
wandt. Noch andere arbeiten in verschiedenen Handwerken in 
drei Werkhäusern , oder dienen im Hospital in der casa vasallorum 
und als carpentarii, medici u. dgl. [a. 0. I, 1 II, 1 und 5 — 8]. 
Für alle Provendarii gilt die Regel „ut pensum — per men- 
sem, äimiliter panem et potum — vestimenta autem et calcia- 
menta — mensurate accipiant, ita ut nee nuditate nee aliqu^ tur- 
pitudine squaleant, nee tarnen contra ultra mensuram suam prae- 
sumant". Für die Annahme von Taglöhnern in den Gärten ist 
eine bestimmte Summe ausgeworfen „qui conducticii non sunt oe- 
cessarii quaerere aliubi, nisi infra monasterium". Das Kloster 
kauft seinen Holzbedarf in der Nähe auf „licet carius sit — ne 
vagandi — et ob hoc levius comparandi occassionem dedisse vi- 
deremur". 

Die Statute constatiren: „quod — de quibusdam locis — 
pene impossibile est, ut illae annonae, quae in manipulos coUi- 
guntur, ant fenum quod ibidem collectum reconditur, ad mona- 
sterium deduci possit sine gravi valde afQictione famiUae", und 
sucht desshalb ein Auskunftsmittel. Es soll immer eine ferne und 
eine nahe villa mit einander combinirt w.erden, so dass von letz- 
terer zwei Zehnten statt eines abgeführt werden, und sie also fdr 
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die fernere mitzehntet, wobei freilich nicht gesagt wird, wie das 
Verhältniss zwischen beiden weiter reguhrt werden solle, nur „nul- 
latenus volumus, ut illa famiha per imperium ipsum secundum 
decimum ad monasterium deducat, sed ipse portarius sibi carra 
cum pretio conducat, secundum quod tunc temporis fiierit et ipsa 
carra locare potuerit" [ebd., 9]. 

Wir haben es hier allerdings nur, wie es scheint, mit einem 
Entwurf zu thun. „Quod si ahus ordo" fügt der Verfasser dem 
eben erwähnten Vorschlag hinzu „melius inveniri potest, non^ife- 
cusamus ut fiat, ita tarnen, ut — praedicta ratio fu'miter perifna- 
neat — . De pretio autem, unde illa carra conduci debent, por- 
tarius per discipulum suum quicquid agendum est, agat; quia 
turpe est, ut ipse hoc per se faciat, quasi nullum hominem in- 
venire valeat, cui merito credere debeat". Aber dieser ganze Ent- 
wurf und eben auch diese letzten Worte sind für die Geschichte 
der klösterlichen familiae doch überaus instructiv. Die innere 
Zucht des Klosters und das Bedürfniss wirthschaftHcher Zweck- 
mässigkeit führen entschieden dazu, den Kreis der unmittelbaren 
Verwaltung möglichst nah um das Kloster zu ziehen, denn die 
weiten Geschäftsreisen sind der Würde der Verwaltung und die 
weiten Transporte dem Bestände der familia nicht zuträghch. Da- 
bei aber wird dem Verwaltungsbeamten selbst die Verwendung sei- 
nes discipulus zur Pflicht gemacht, oiTenbar um das vagari zu ver- 
meiden und ihn selbst der täglichen, laufenden Geschäftsführung 
nicht zu entziehen. Die mönchischen Arbeiter verschwanden in 
den folgenden Jahrhunderten mehr und mehr aus Küche und Gar- 
ten ; der hörige Laie trat an ihre Stelle unfL gleichzeitig gewann 
der Laie als Geschäftsführer eine immer grössere Bedeutung. Jenes 
Misstrauen „quasi nullum hominem invenire valeant, cui merito 
credere debeant" schwand , indem aus der fämilia sich eine Classe 
der Herrschaft fest und sicher verbundener Geschäftsträger her- 
vorhob. 

Diess war aber das Resultat eines sehr allmäligen Fortschritts. 
Noch lange und spät sehen wir die Klöster den Hörigen gegen- 
über in der Stellung eines misstrauischen Herren, der sich für 
' ausserordentliche Fälle die energische Hand des Vogts nach freiem 
Ermessen vorbehält. „Si — quid commiserint" fieisst es von den 
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Hörigen von Zwifalten [Pertz a. 0.] „tarn acciter a preposito vel 
advocato co^rcendi sunt , ut ceteri melum habeant et nullus eorum 
talia postea usurpare praesumat^^ Die oben angeführten Stellen 
aus Regino und den Landfrieden zeigen die Wichtigkeit der Lei- 
besstrafen für die Herrschaft , aber auch die Renitenz der Hörigen. 
Es ist ofTenbar, dass das Mis^trauen der mönchischen oder geist- 
hchen Verwaltung mit daher stammte , dass sie sich , ohne die 
volle Strafgewalt an Ha]s und Hand , nicht ihrer Leute Herr fühlte, 
sie bedurfte desshalh des advocatus, und doch war sie anderer 
Seifs beständig bemüht , die Ausdehnung der Vogtei über die fa- 
milia zu verhindern. Dieses Bemühen ist bekannt genug [z. B. 
Honth. a. 0. p. 443, 480. Zeuss a. 0. p. 320] und einer Seits 
das Bedürfniss eines Vogts, anderer Seits der Wunsch, ihn von 
den Einkünften und dem Recht der eigentlichen familia fern zu 
halten, gab den censualcs eine ganz besondere Bedeutung. Aus 
ihren Gerichtsgefällen und Vogtsteuefn bezahlte man den Vogt und 
hatte ihn also zur Verfügung, während er doch ihnen gegenüber, 
an der unmittelbaren Quelle seines Einkommens durch die aner- 
kannte Selbständigkeit jener Classe in den nöthigen Schranken 
gehalteji wurde. Für die familia bheb er dabei, was er nur sein 
sollte, eine ausserordenthche Gewalt, die nur in besonders schwie- 
rigen Fällen die Hand des Herren unterstützte. 

Die GensuaUtät bildete sich so um den eigenthchen Kern der 
Famiha wie ein eigenthümhches neues GHed des wirthschaftliclien 
Complexes. Nicht in jener engen und unmittelbaren Verbindung 
mit der Herrschaft, musste sie doch diese als die eigentliche Stütze 
ihrer relativen Selbstständigkeit betrachten. Diese Selbstständig- 
keit war geschäftlich hoch genug anzuschlagen. Je mehr die 
Plackereien der öffenthchen Gerichte der 'Freien zunahmen, desto 
wichtiger war es für den besonnenen Wirthschafter, sich dagegen 
zu sichern, indem er sich an einen Herren anschloss, so dass 
dieser in seinem eigensten Interesse sein placitum und dessen 
Rechtspflege überwachte. 

Die grosse Anzahl der deutschen Weisthümer geben uns ein 
überaus reiches und mannigfaches Bild von dem Rechtsverständ- 
niss und der wirthschaftlichen Besonnenheit dieses Standes , nicht 
in seiner ersten* und frischesten Blüthe, sondern meist aus den 
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späteren Zeiten, wo er in der Colonisation des Ostens das gröste 
und glorreichste Zeugniss seiner früheren Tilchfigkeit schon ahge- 
legt hatte. Der Censual oder Vogteimann war wesentHch Wirth- 
schafter. Wir finden einzelne, die das Verhältniss offenbar be- 
nutzten, um überhaupt nicht durch ^den Gerichtszwang in ihrem 
Unternehmungen gestört zu sein, z. B. zwti Friesen, die sich 
Bremen mit einem Zins und dem Versprechen ergaben, zwei Mal 
im Jahre ihren Klägern vor dem Vogt persönlich oder durch ihre 
Boten zu Recht zu stehen. Ihre Erben im dritten Güed sollten 
wirkUch vogtdingpflichtig werden [Lappenberg Hamb. Urk. p. 1 1 4]. 
Dahin gehört auch das Privilegium an die Schöffen von Ander- 
nach, von den placitis legitimis ganz frei zu sein „si quis eorum 
mercatura vel qualibet legitima causa prepeditus legitimis juris- 
dictionibus -^ Interesse non valeret, dummodo jus nosü*um nobis 
[dem Erzbischol] exsolvisset [Günther Cod. Rhen. Mos. I p. 409]. 
Die vollständige Freiheit von den placitis legitimis, die der Eintritt 
in die eigentUche famiha ihnen verschafft hätte, wäre imr durch 
die viel grössere Abhängigkeit von der herrschaftlichen Wirthschaft 
erkauft worden. 

So bheben sie denn in dieser Zwischenstellung stehen, und 
gewannen dadurch den Vortheil, sich selbstständig und unter ihrer 
eignen Verwaltung dem grossen wirhschaftlichcn Betrieb der Herr- 
schaft aiischliessen zu können. 

Allerdings bot die Verbindung mit einer grösseren Wirth- 
schaft in den Zeiten einer noch einfachen Cultur dem kleinen 
•Grundbesitzer wesentliche Vortheile. Aber es gingen Jahrhunderte 
furchtbarer Schwankungen vorüber, ehe das Verhältniss von Pflich- 
ten und Rechten und die verschiedenen Grade der Abhängigkeit 
sich zu einem befriedigenden Resultate geordnet hatten. Die 
Karolingische Gesetzgebung machte die geisthchen und welthchen 
Grossen für die Zeiten der Theuerung verantworthch für den Un- 
terhalt ihrer Untergehörigen und verpflichtete sie ihren Ueber- 
iluss zu billigen Preisen zu verkaufen [Pertz Leg. II 145]. Der 
Biograph St. Bemhard's [Vita S. Bern. II , "8] rühmt von dessen 
Freund, Tbeobald von Champagne „Temporibus famis non sicut 
Pharao frumenta venumdedit populo ncc in servitutem erogalis 
sibi annonis subjecit Egyptum, sed gratis egenis aperuit horrea 
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nee exliaiisil peeunia populum iiec astu eireuinvenit afllietos". In 
derselben Ilungersnoth 1125 suchten die Flandrischen Bauern 
IKllfe in den gräflichen Schlössern [Pertz Scr. XII p. 563]. 

In den zwischen diesen beiden Datis hegenden Zeit, im 10 
ten lahrhundert bis in den Anfang des 1 1 ten waren die klöster- 
lichen Verwaltungen ^n diesem Sinne offenbar noch nicht hinläng- 
lich geordnet. Zwar linden wir auch noch im 12 ten Jahrhundert 
die Klage einzelner villae „quod — tanta saepe violentia compri- 
merentur, ut nonnulU e sedibus migrare disponerent" [Lacoroblet 
I. q. 233] aber zur Zeit Thietmars [Thietmar VI, 29. 35] hatten 
einzelne seiner eigenen Höfe einen jgrossen Theil ihrer familia 
„suimet inconstantia et antecessoris — infirmitäte praevalida,, 
eingebösst, ja in schweren Zeiten halte ein einzelnes Stift „prop- 
ler famem et aham necessitatem" ausser denen, die mit Wissen 
der Herrschaft fortzogen, allein achthundert mancipia verloren. 
Man sieht, nachdem die Karolingische Verwaltung und ihre Con- 
trolle geschwunden, bot die Entwicklung der grossen Herrschaften 
grosse Aussichten , der voll^ Speicher der grossen Herren könnte, 
wie St. Bernhard ausführt, in Zeiten der Noth ein mächtiges 
W^erkzeug fortschreitender Unterdrückung werden, aber wo der 
starke und berechnende Egoismus einer solchen Wirthschaft fehlte, 
-zersprengte eben so oft eine schwache Verwaltung und der Druck 
schwerer Zeiten die ganze Administration. Fasst man diese Ge- 
gensätze ins Auge, so begreift man um so mehr, wie die Ceu- 
sualengemeinden sich um die Mittelpuncte der eigentlichen fa- 
milia erhielten, ohne ganz in sie hinein gezogen zu werden, und 
wie gerade für sie dieser loscrö Anschluss von grosser Wichtig- 
keit war. Ihre Ausbildung schuf eine neue hörige Bevölkerung , die 
unabhängiger und freier gestellt, nicht von jedem grossen Schlage, 
der die herrschaftliche Wirthschaft traf, sofort mit zerrüttet wurde, 
sondern. die ihre eigenen Interessen neben des Herren buding niit 
eigenen Augen und eigenem Recht zu wahren vermochte. 
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h. Das Ho&echt von St. Uaximin. 

Die eben zusammengestellten Notizen werden es deutlich ge- 
macht haben, dass die Rechtsverhältnisse der Zinsleute und der 
Hörigen nicht allein die laufende Administration beständig in Athem^ 
halten konnte, sondern dass sie auch, mochte man noch so lange 
damit zaudern, am Ende doch die Entwicklung und Ausbildung 
communaler Gewalten zu einer Nothwendigkeit machten. Das Ma- 
terial, den Gang und Fortschritt dieser letzteren an einem be- 
stimmten Beispiele einigermaassen darzulegen, ist im lOten und 
Uten Jahrhundert keineswegs häufig vorhanden. Wir finden sol- 
ches und zwar verhältnissmässig reichhch in den schon genannten 
Urkunden St. Maximin's , über deren Inlialt wir nun einen Ueber- 
bUck geben wollen. 

Die erste, die hier in Betracht kommt, ist die Otto's IIL 
vom 16ten Juni 990 [Hontheim a. 0. p. 327 f.]. „Adyocati" 
heisst es dort „constituti in villis eorum nee cum hominibus illius 
loci, qui vocantur scararii, nisi in praesentia abbatis vel ejus pro- 
positi piacitum habere praesumant bannumque in placito cum 
scarariis hominibus habito non advocatus sed abbas accipiat aiiaque 
familia abbati subjecta piacitum nullius nisi abbatis vel ab eo con- 
stitutorum attendat. Bannum et fredum nulli nisi abbati persolvat 
' et nulla cujüslibet judiciariae dignitatis persona in curtibus eorum 
piacitum teneat". Diese Sätze, die 1005 von Heinrich H. [ebd. 
p. 350 f.] nur kurz wiederholt wurden, werden dann aber deut- 
licher durch dessen merkwürdige Urkunde vom lOten Decbr. 1023 
[ebd. p. 358 ff.]. Damals wurde jenes merkwürdige Geschäft 
abgeschlossen, durch welches die Abtei ihre Freiheit von allen« 
Kriegsdiensten und von allen Hofdiensten, ausser nach Mainz, 
Metz und Cöln durch die Verlehnung von 6650 Hufen erkaufte. 

Man kann nach diesem Maass die Ausdehnung ihres Ginind- 
besitzes, aber auch die Grösse der Lasten veranschlagen, die sie 
durch ein solches Opfer abzukaufen sich entschloss. War nun 
aber die Aufbringung des Kriegsdienstes und der übrigen servitia' 
regaha, wie wir oben [p. 60 f.] sahen, die schwierigste Aufgabe 
der Administration, so kam es jetzt darauf an, die Verhältnisse 
der übrigen Besitzungen nach dem Gesichtspunkt« zu regeln, dass 
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sie fortan durch jene plötzlichen Ueberlastungen selten mehr ge- 
stört werden sollten. „Advocati'' heisst es nun hier ^nuUum post 
se ponere audeanl qui vocetur proadvocatus, nullumque placitum 
praeter tria jure dehita in abbatia tenere praesumant nee cuiquam 
^illorum liceat aliqua violentia homiilem gravare aut vi para^eredos 
eoruni aut pecora tollere vel quicquam super ofticiales aut mi- 
nistros sive mansionarios seu omnia jura abbatis constituere^. 
Man sieht, mit jener ungeheuren Last glaubt die Abtei nun auch 
die Veranlassung abgeworfen , die Vögte gegen die Renitenten und 
Restanten der Pflichtigen Bevölkerung wie früher zu Hülfe zu ru- 
fen, und dessnalb ITei ihren eigenen Uebergriffen ein Auge zuzu- 
drücken. Aber gerade hier sehen wir, dass in jener Ottonischen 
Urkunde die tria placita jure debita nur übergangen waren, und 
es bestätigt sich, was wir so schon hätten vermuthen können, 
dass die advocati in villis constituti für eine Censualenbevölkerung 
und ihre drei gebotenen Dinge ihre Bedeutung behielten, wenn 
auch die übrige famiha und die scaremanni fast ganz von ihnen 
eximirt waren. Conrad IL wiederholte jene Anordnung seines Vor- 
gängers 1026 wörthch [ebd. p. 362], Heinrich HL, der die Dieast- 
freiheit des Stiftes noch erweiterte [ebd. p. 381], beschäftigte 
sich dagegen in den letzten Jahren seiner Regierung besonders 
sorgfältig mit den Zuständen jener merkwürdigen famiha. Die 
beiden Weisthümer, die er darüber aufnehmen hess, sind von dem 
höchsten Interesse. Das erste [ebd. p. 396 ff.] gaben „majores et 
antiquiores de familia Sancti Maximini — , quibus legibus tempo- 
ribus H. ducis — famiha illa subjaceret, quahter placita et judicia 
fierent etc."; das zweite [ebd. p. 399 IL] „duodecim de servien- 
•tibus, qui scaremanni dicuntur et viginti quatuor ex antiquioribus 

de familia , quibus legibus — servientes aut familia ejus 

loci subjacerent, qualiter placita et judicia fierent, ad quem prae- 
bendarii, qui ante portam vel circa urbem sunt aut in cellula, 
quae Tevena vel Apn. dicitur respectum hfabere deberent". 

Es tritt schon in der verschiedenen Zusammensetzung der für 
das Weisthum festgesetzten Cojumission hier der Unterschied zweier 
Classen sehr deutlich hervor. 

Eben die Feststellung des Verhältnisses der 12 scaremanni 
zu den 24 anliqwores de familia gab offenbar dem letzteren Weis- 
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thum eine grössere Bedeutung, so dass wir dasselbe bis in den 
Anfang des 12ten Jahrhunderts seiner ganzen Ausdehnung nach, 
wenn auch mit wichtigen Aenderungen wiederholt finden. 

Sprechen wir nach Anleitung desselben zuerst von den scare- 
manni. Es heisst von ihnen [ebd. p. 400]: „nuUi advocato, nisi 
abbati subjaceant nulli eorum serviant nisi beneficia ab eis habeant 
aut abbas pro necessitate aut utilitate monasterii cum illis eos ali- 
cubi ire praecipiat; advocatus — proxima die post festum S. Ma- 
ximini super praedia et mancipia eorum, qui mini^tri vel scare- 

manni dicuntur, illa sola die — placitabunt; quicquid ibi 

placjtando acquisierint, duae partes abbatis, tertia ipsorum erit. 
Eadem vero die abbas ipse advocato — servitium dabit etc.; si 
amplius habere voluerit, de placito habebit". Diese scaremanni 
werden nun die meliores ecclesiae und judices et ministri genannt; 
endlich in dem Weisthum von 1135 eben auf jenem placitum am 
Tag nach S. Maximin heissen sie einfach die ministeriales [ebd. 
p. 529]. Sie stehen an der Spitze der eigenthchen Hörigen, sie 
sind die Tisch- und Rathsgenossenschaft des Abts. Als solchen 
ofTenbar stehen ihnen zunächst die Censualen gegenüber, die aber 
in diesen Weisthümern auch familia in besonderem Sinne genannt 
werden, namenthch in dem Gegensatz servientes aut familia. 

Ich werde nun von ihnen und darnach erst von den servientes 
niederen Ranges und schlechteren Rechtes sprechen. 

Die Vögte haben nur die tria placita jure debita und die hun- 
nones nur je das dritte Jahr das Recht über die Censualen zu 
richten, mit Ausnahme des Diebstahls oder eines ausdrückHchen 
Wunsches des Abts. Von allen Weddegeldern ^^quicquid — clam 
aut aperte retro vel ante in via, illuc vel inde eundo vadiaverit" 
soll verfügt werden „arbitrio abbatis — aut villicorum et meliorum, 
qui in curtibus sunt" Va <^cm Abt, Yg dem Vogt. Von den bonis 
vel praediis publicatis im Vogtding bezieht der Vogt auch V3 rerum 
aut frugum, aber nur für das laufende Jahr, im folgenden gehört 
alles der Verfügung des Abt^. Die servitia für die Vögte an den 
Dinghöfen sollen diese cum villicis et scavionibus entgegennehmen, 
nicht verkaufen oder irgendwie veräussern. Ja, wenn der Vogt 
aliquid in agris aut vmeis, unde damnum habet abbas aut famiha, 
nicht gebessert hat, so darf der Abt den Vogt durch Beschränkung 
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des servilinms auf 3 Dinge ziirClck zwingen, die liogen gelassene 
Sache vorzunehmen. Was in ihren Saelien in Folge einer An- 
schuldigung oder Klage auf des Ahls Buthng verfallt, das hal der 
Villicus einzuziehen, und fälll Alles dem Ahl zu, ausgenommen, 
wie es scheint, wenn man dahei zur Execution die Beihülfe des 
Vogts hraucht. 

Wenn die Zinsleute den schuldigen Zins weigern ,.primum 
per alios judiccs, deinde in ipso loco Treveris, unde vivunt, per 
illos judices et ministros, qui scarem. dicuntur et qui meliores 
sunt ecclesiae, conslringantur; sin autem per cartam et advocatum, 
ad ultimum vero per manifestum Judicium, in quo si convicti . fue- 
rint, Omnibus bonis suis — carebunt". 

Die dag^scalci stehen nur dem Abt zu Hecht „tantum abbati 
suisque praeposilis pro quibuscunque culpis respondeant, vapu- 
lent aut evadant". Auf sie beziehe ich auch die Bestimmung, dass 
der Villicus, wenn ein census ,.ad usum fratrum colidianum sive 
in lignis aut aliis quibuslibet rebus pertinens" nicht rechtzeitig 
ßillt, sofort am nächsten Tage ein viUlig deckendes Pfand nehmen 
solle „caeterum vero servitium ejus in eadem curte, in qua habi- 
tat, ab eo, prout justum fuerit, exigendo requirat". OlTenbar be- 
findet sich dieser Modus im entschiedenen Gegensalz zur oben 
angeführten Behandlung renitenter Vogteileute. Die letzteren stehen 
auf eine oder die andere Weise unter dem Vogt, (lie Dageskalken 
nur unter Abt und Villicus. 

Beide Classen stehen unter dem Vogt bei Diebstahl und Raub, 
wo der Abt die ganze Habe des Schuldigen erhält , der Vogt aber 
thut „(|uod justum est aut quod sibi et suis couiprovincialibus 
Visum fuerit agere". Das Wergelt jedes Erschlagenen gehört zu 
einem Drittel dem Vogt nur dann, wenn er es selbst eingetrieben 
hat^ sonst ganz dem Abte. 

Man wird nach diesen Angaben sich den damaligen Slam! 
des Hofrechts von St.»Maximin ziemlich deutlich vergegenwärdgen 
können. Abgesehen vom Blutbann ist alles Uebrige getheilt zwi- 
schen dem Vogt und dem Villicus; der eine ist wesentlich der Be- 
amte der Censualen, der andere der der Dageskalken. Die letzteren 
stehen noch ganz unter der unumschränkten Gewalt des Abts. 
Für die Censualen dagegen treffen wir Schöffen in den partes bei 
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der Anwesenheit des Vogts und, wie es scheint, bei den Stener- 
fragen in erster Instanz , dann aber auch die scareraanni als judi- 
ces und meiiores ecclesiae am Hofe zu Trier. Es bleibt fraglich 
ob diese meiiores dieselben sind mit den meiiores, qui in curti- 
bus sunt, die mit den villicis über die Weddegelder bestimmen. 
Da jedoch bei dem Instanzenzug der Steuersachen die alii judices 
so entschieden den scaremanni als*mehores entgegengestellt wer- 
den, so scheint mir nicht zu bezweifeln, dass die alii judices die- 
selben mit meiiores, qui in curtibus sunt, und^den scaviones 
seien, dass wir es hier mit zinspllichtigen SchofTen zu thun haben, 
über welchen die scaremanni oder Ministerialen als höhere judices 
stehen. 

Dieses Hofrecht nun wurde 1065 von Heinrich IV. neu be- 
stätigt [ebd. p. 408 f.]. Die wichtigsten Veränderuugen sind 
folgende : 

Das vapulent aut cvadant, womit die erste Redaction das 
Verfahren gegen die Dageskalkcn bezeichnete, ist weggefallen und 
dagegen heisst es respondeant abbati sicut censuales vel cereales. 
Man sieht, dass dadurch der ganze wichtige Unterscliied zwischen 
den Zinspflichtigen und Hörigen wegfällt. Freilich lautet der . 
ganze Satz so: „NuUi advocato vel hunnoni subjaceant sed tantum 
abbati sicut censuales et cereales , pro quibuscunque rebus respon- 
deant", man konnte also schliessen, allerdings sei die Prüg«|s^r*'^^^ 
der Dageskalken weggefallen , dafür aber auch die Vogtei der Zins- 
pllichtigen und beide bildeten nun eine Masse unter der unmittel- 
baren Gerichtsbarkeit des Abts. Die Vogtei besteht noch, nur in 
anderer Bedeutung. Es kommen dabei eine Reihe anderer Ver- 
änderungen des Statuts in Betracht. Statt der servitia, quae in 
curtibus, in quibus jura dabuntur, advocatis tribuuntur heisst es 
jetzt s. q. in quibusdam curtibus adv. trib.; es sind also offenbar 
neue Dinghöfe hinzugekommen, die man nicht wie die alten mit 
den serviliis belasten will. Der Bereich der gebotenen Dinge hat 
zugenommen, oder al}er in jenen alten curles sind die Vogt- 
dinge abgekommen und nur die servitia sind geblieben. Für die 
letztere Erklärung, die Beschränkung der Vogtei spricht folgende 
Stelle aus der Urkunde Heinrich's V. vom Jahre 1116 [ebd. 
p. 502] : „praebendarii sive mansionarii fratrum circa monasterium 
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Infra nmilliare uninn manentes sive dagesc. aut cerearii foris 
ubique per villas positi nullius advoc. vcl liunn. , nisi pro aliqua 
temeritale vel negolio ab abbate vel a suis fuerint invitati, re- 
^spiciant". 

Die Sache liegt also so, dass offenbar erst die Cerealen und 
Censualen die drei ungebotenen Dinge ' aufgaben und dem Vogt 
nur die alten Dienste Hessen , indem sie ihrer Seits dagegen ganz 
definitiv unter die Jurisdiction des Abts traten. Diese Veränderung 
erfolgte zwiscTien 1056 und 1065. Dagegen wurde nun hei den 
dagescalci die Prügelstrafe abgeschafft, und so vereinten sich, beide 
Massen ohne gebotene Dinge, aber auf das höhere Recht der cen- 
suales oder cereales unter der Jurisdiction des Abts. Diess er- 
folgte spätestens 1065. Damit stimmt in der Urkunde dieses 
Jahres die ersichtliche Beschränkung der Vogteigewalt. Ich zähle 
dahin die neue Redaction eines früheren Satzes. „Si honio in 
hominem verbis aut factis deliquerlt^ hiess es 1056 „nee abbas 
nee advoc. in rationem id ponere debet, nisi praesens sit aliquis 
qui alium accusaverit etc.". Hier ist das nee abbas 1065 ausge- 
lassen , also dem Abt das Verfahren freigelassen , dagegen dem Vogt 
bleibt es benommen „quia utrumque" heisst es „et judex et acfor 
esse non poterit". Endlich aber ist bei dem Ministerialenplacitum 
an S. Maximin die Leistung der servitia an den Vogt an die Be- 
dingoi^ geknüpft „si placitaverit et quae corrigenda $unt, seavio- 
nuni Judicio coVrexerit" [ebd. p. 410]. Diess ist ein ganz neuer 
Zusatz, der das steigende Ansehn der scaviones dem Vogt gegen- 
über deutlich bewusst. 

Der Zustand nach Sistirung der tria legitima placita war dann 
zu S. Maximin etwa der, wie wir ihn an anderen Orten ganz 
ausdrilckhch stipulirt finden, so z. B. im Kloster Rastede 1059 — 
1124 [Lappenberg Hamb. ürk. I p. 81 und 129] oder in Bassum 
[ebd. p. 338]. Die Censualen waren etwa in der Lage jener bei- 
den Leute, die 1091 vom Stifte Bremen das Recht erkauften, im 
Fall einer Anklage nur zwei Mal im Jahr zu Recht zu stehen und 
zwar auf Himmelfahrt oder S. Willehadi sich selbst oder per nun- 
tium zu stellen. Erst ihre Nachkommen im dritten Gliede sollten 
zu (Jen gebotenen Dingen pflichtig sein [ebd. p. 115]. 

Es liegt aber auf der Hand , dass ein solcher Zustand bei 
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der Gründung oder in den ersten Anfängen eines Klosters wol 
möglich und nicht für einzelne Privilegirte, sondern für die ganze 
unterthänige familia slatthaft war, so lange eben die Verhältnisse 
knapp und einfach waren, wie z. B. bei Rastedc. 

Bei einer zahlreichen Bevölkerung, die schon grossen Anfor- 
derungen hatte entsprechen müssen, und die schon mit- und 
nebeneinander die Wechsel der grossen Geschäfte und eines stei- 
genden Verkehrs erfahren hatte, war eine solche Vereinfachung 
der Verhältnisse eine Neuerung, die der unmittclharen Gerichts^ 
barkeit der Herrschaft eine Menge neuer Sachen zuftihrte, und 
für deren Erledigung neue Institute und Kräfte verlangte. Be- 
merken wir da nun wol, dass eben gleichzeitig mit jener Verän- 
derung auf dem placitum der scaremanni die scaviones zuerst 
genannt und der Vogt verpflichtet wird, sich an ilu^e Aussprüche 
zu binden! Es kann kein Zweifel sein, dass diess Ministerialen- 
Schöffen sind, und wie auch sonst die Leistung oder Vorcnthal- 
tung der servitia als Mittel galt, den Vogt an seine Pflicht zu 
zwingen [s. oben p. .87] , so ist eben diese Verbindung der Dienst- 
leistung mit den Schöffen ein Zeichen, dass der Vogt das Institut 
nicht immer in seinerBedeuIung gelten lassen wollte, dass es sich 
also wahrscheinlich erst durchkämpfen musste. 

Die zweite Bestätigung des Ilofrechts von 1056 ist die von 
1112 durch Heinrich V. [ebd. p. 494], Sie ist eine wörtliche 
Wiederholung der ersten, nur mit folgenden Ausnahmen: 

1) ist zu dem Satze „Servientes, qui scarem. dicuntur, nulli 
advocato subjaceant" hinzugefügt: „nisi nostro successorumque 
nostrorum regali vel imperiaU dominio vel' poteslati". 

2) Bei der Bestimmung über die rechtliche Stellung der Da- 
geskalken fehlt das „vapulent aut evadant'S aber auch das „sicut 
censuales vel cereales". Dagegen sind in der Bestimmung über 
nicht geleistete Dienste, für weldhe die villici ein Pfand genom- 
men, statt des Ausdruckes, die Sache weiter zu behandeln „prout 
justum est" die Worte „secundum Judicium scavionum" gebraucht. 

Sehen wir so die Ministerialen und ihre Schoflen ausdrück- 
lich unter die Vogtei des Königs gestellt , und auch für die Sachen 
der Dageskalken die Schöffen ausdrücküch erwähnt , so tritt darin 
die steigende Bedeutung der Ministerialen- und der Schöfl'enver- 
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fasSung zu Tage, aber jene vollkommene Gleichstellung der cen- 
suales und Dageskalken ist doch, wie es scheint, wieder aufgege- 
ben. Die Voglei und die Ministerialen mit dem SchöfTenthum er- 
scheinen gegeneinander in einem Gegensatz, indem neue und ahe 
Ansprüche noch nicht zur sicheren Ausgleichung gelangen können. 
Dieser gefährliche Zustand wird nun constatirt durch die Urkunde 
des Königs von 1116 [ebd. p. 501 f.]. Wir erfahren daraus, dass 
damals fast jede villä gegen alles Recht mehr Vögle hatte als nöthig, 
deren jeder seine placita hielt , und dass diese Vögte „reiche wie 
arme" sich mit Burgen in den Höfen festzusetzen und die freie 
Verfügung des Abtes zu beschränken suchten. Gegen diese Ueber- 
grilTe nun spricht der König in der schon angeführten Stelle [s. 
oben p. 99 f.] alle Dageskalken und cerearii frei von aller Vogtei, 
indem er in jeder villa nur die drei ungebotenen Dinge Eines 
Vogts gelten lässt. So wird die unklare VVenduög der Redaction 
von 1065 emendirt. Die censuales sind nicht erwähnt, und für 
sie werden dann die placit^ jure debita beibehalten sein, aber auch 
für sie gilt die neue Bestimmung , dass die ,.famiha totius abbatiae 
in quocunque placito vel negotio bannum vel freda nulh nisi ab- 
bati vel viUicis suis persolvat" [a. 0. p. 502]. 

Diese Bestimmungen König Heinrich's, der sich ftlr den ein- 
zigen Vogt der Ministerialen von S. Maximin exklärt hatte, war 
jedei^|)ls ein Fortschritt der Ministerialen und Schöffen gegen die 
Vögtiiriivf^^unzehn Jahre später treffen wir sie nun als eine in 
sich geschlossene und fest organisirte Genossenschaft an der Spitze 
der ganzen Verwaltung und Rechtsverfassung. Man kann die Ur- 
kunde von 1135 [ebd, p. 527 [f.] in Wahrheit ein Dienstrecht 
von S. Maximin nennen , das von um so grösserem Interesse ist, 
als es uns diese Dienstmannschaft in dem Stadium zeigt, wo sie 
sich zuerst zugleich von der übrigen famiha definitiv abschliesst, 
und das Recht ihrer Vertretung beansprucht und ausübt. Man 
braucht nur zu betrachten, mit welchem Widerstreben noch 1102 
der Abt von Prüm daran ging, si^tt eines Urkuudenbeweises ein 
Weisthum seiner Ministerialen gelten zu lassen [ebd. p. 480] , um 
die Bedeutung jenes Acts zu verstehen, in dem die ministeriales 
S. Maximin's mit denen des Grafen von Luxemburg die Rechte des 
Abts und des Vogts fest setzten. Es war die schliessliche Aowkeniiung 
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-einer Behörde, die wir allmälig an Ansehen haben bis zu dieser 
Hohe wachsen sehen. 

Die wesentlichsten neueren Bestimmungen , im Vergleich zu 
den früheren Redactionen des Hol'rechts, sind folgende: 

1) „Si quae bona ex sententia scabinorum judiciario ordine 
indominicata fuerint, primo anno abbas debitum censum excipiet 
et postea duas partes de fructibus eorund/ bonorum, tertiam ad- 
vocati habebunt, postmodum vero ipsa bona abbas in sua pote- 
slale.hbere habebit, colet omnemque fructum recipiet, donec forte 
haeres redeat et de manu abbatis de consensu advocati et per sen- 
tentiam scabinorum bona sua de indominicatione iiberata recipiat^ 
[ebd. p. 528], Mit den frfdieren Bestimmungen über die bona 
indominicata verglichen [s. oben p. 97], ist der eigenthUrahche 
Fortschritt der Schölfencontrolle nicht zu verkennen: die Schöffen 
sind gleichsam die Schiedsrichter zwischen Abt und Vogt, und 
unter ihrer Controlie wird eine humane Rücksichtnahme auf die 
Erben des Verurtheilten möglich, von der die früheren Ilofrechte 
nichts erwähnten. , Öic Bedeutung der zinspflichtigen Schöffen der 
placita jure debita wird durch, ein Weisthum der Ministerialen an- 
erkannt und ausgebildet, denn, wie gesagt, fehlen diese Bestim- 
mungen in den älteren Hofrechten, obgleich es hier heisst, es 
seien diess nur die alten Rechte ,,in privilegio d. Heinrici IV. re- 
gis R. aliisque privilegiis R. imperatorum et regum exprcjimi^^ 

2) Neben diesen meliores, qui in curtibus sunt%iir alii 
judices, oder scabini fanden wir nun aber an dem placitum nach 
S. Maximinstag super praedia et mancipia eorum, qui ministri vel 
scarem. dicuntur seit 1065 andere scabini [s. oben p. 101], an 
deren Rechtsfindung der Vogt gebunden war. Das Dienstrecht von 
1135 verändert den dort gebrauchten Ausdruck secundum jud. 
scabinorum in den ,.judicio niinisterialium et scabionum^^ sEs tritt 
also hier zuerst die ganze Genossenschaft der Ministerialen aus- 
drücklich neben die Schöffen. Erinnere wir uns , dass diese Mi- 
nisterialen über die Fragen wegen verweig^ten Zins der censuales 
zu entscheiden hatten [s. oben p. 98]. Also auch für diese Fra- 
gen war es von Wichtigkeit, dass sich aus den Ministerialen erst 
ihre Schöffen erhoben, dann aber wieder neben die Schötfen die 
ganze Ministerialität trat. 
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3) Gerade fiir die angegebenen Aendeningen kt nun eine 
dritte Bestimmung unseres Dienstrechts von Wichtigkeit, die Ober 
die Theilnahme an der Tafel und dem consilium des Herren vor 
und nach dem en^ühnten placitum. Hier i\ird ausdrücklich fest- 
gesetzt, dass nur diejenigen «qui ministeriales sunt et jus mi- 
nisterialium a praedecessoribus suis integritate generis et condi- 
tionis obtinuerunt*^ , und nicht Söhne aus einer ungenossen Ehe 
mit fremden Dienstleuteu , filr ihre Pferde 'Futter, Hir sich Kost 
an des Abts Tisch und Tlieilnahme an seinem Rath verlangen 
dürfen. Werden nun diese Satze ausdrücklich als solche bezeich- 
net, die erst jetzt «urgentihus ipsis ministerialibus^ festgestellt 
werden, so war der Gang des ganzen Inslitus wahrscheinlich dieser 
gewesen. 

In früherer Zeit hing die Theilnahme an dem rechtlichen 
und administrativen Beirath des Herren von dessen eigener Zu- 
lassung oder Ausschliessung ab. Je mehr aber der Abt den Vög- 
ten gegenüber seine Defensive und Offensive zu stärken suchte, 
desto mehr kam es ihm darauf an, sichere Leute filr die Inter- 
essen seines Vogtrechts zu haben. So entstanden die scabini , an 
deren Urtheil man den Vogt band. Mit diesem SchöfTenlhum, 
während der Zerrüttung der Ccnsualenverfassung und unter dem 
ausgesprochenen Schutz des Königs erstarkte die Ministerialität 
immer vehr und mehr , sie wurde aus dem verpflichteten der be- 
rechtigte Ttath des Abts. So schliesst sich nun diese hofrechtUche 
Aristokratie als eine erbliche ab, die ihre von Eindringhngen ge- 
reinigte Gesammtheit wieder neben die Schöffen stellt, und zu- 
gleich ftlr alle ihre Mitglieder Stimme und Sitz im Rathe der 
Herrschaft verlangt. Bemerke man aber wol , dass sie das thut, 
nachdem schon einige ihrer Glieder als milites sich wieder zu 
einer höheren Ehre zu heben begonnen haben. Niemand soU nach 
dem Hofrecht die Speisen von des Abts Tisch forttragen dürfen 
«nisi loco militis abbati decenter assistere et senire potent**. 

Ich habe diese ansfdhriiche Darlegung flir nothwendig gehal- 
ten, uro die Entwicklungsf^gkeit einer hofirechtlichen Genossen- 
schaft von Ministerialen, Censualen und Hörigen in das möglichst 
helle Licht zu stellen. Wir treffen hier die Bildung verschiedener 
Schöffencollegien und die steigende Bedeutung eines rathsf^gen 
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und -berechtigten Standes, ja seinen Abschluss gegen die unteren 
Stände, ohne jeden fremden Zusatz von freien oder nicht hof- 
hörigen Elementen. Hofrecht und Ministerialilät gaben die Mög- 
lichkeit sehr verschiedener und lebenskräftiger Institute. 



i. Die ältere Form der nachkarolingischen Ministerialität. 

Ehe aber jene in sich geschlossene Form- der späteren Hof- 
und Dienstrechte sich ausbildete, und ehe bei dieser Ausbildung 
die Schöffen, der.Ministerialenrath, die magislri census u. s. w. 
zu Tage traten, gab es,, nach der hier gegebenen Darstellung, eine 
Periode, in der überhaupt der spätere Begriff des ministerialis 
noch nicht galt und die Form der späteren Hofrechte noch keines- 
wegs fertig war. Das Steigen der scararii als Administrations-, 
Kaths- und Kriegsleute war es, was den späteren Dienslrechten 
ihre Gestalt, den Hofrechten ihren Mittelpunct gab. Ehe sie diese 
Bedeutung erlangten, konnte von einem Dienstrecht und Hofrecht 
im späteren Sinn noch nicht die Rede sein. 

Jene ältere Form desjenigen, was wir später Djpnst- und 
Hofrecht nennen, ist nun für unsere folgende Untersuchung haupt- 
sächlich von Wichtigkeit. Ehe wir daher zu ihr übergehen, wol- 
len wir das Bild jener Formen hier noch einmal zu ÜJä^jfn ver- 
suchen. 

Der Begriff des ministeriums ist noch jener weitere der Ka- 
rolingischen Administration, der zwischen Staats-, Hof- und Haus- 
amt keineswegs genau unterscheidet. Mit dem ministerium ist ein 
beneficium keineswegs nothwendig verbunden. Die Masse der ver- 
liehenen beneficia ist noch im Vergleich mit der späteren Zeit sehr 
gering, und so ist die Menge der Einkünfle viel grösser, die noch 
unmittelbar unter der Hand der grossen Verwaltungen stehen. 
Daher bedürfen diese Verwaltungen eines zahlreicheren Personals, 
und der Dienst des Hauses selbst ist reichlicher und breiter an- 
gelegt als später, kann daher ebenfalls ein viel zahlreicheres Pei'- 
sonal brauchea und unterhalten. Die Heere werden immer kleiner, 
indem der Leichtbewaffnete ausscheidet und sich an den meisten 



106 ' 

Stellen noch nicht in den Schwerbewaffneten verwandelt. Der 
Gegensatz zwischen dem verliehenen und dem unmittelbar verwal- 
teten Einkommen ist allerdings vorhanden , aber er ist noch nicht 
von solcher Bedeutung, weil sich das unmittelbar verwaltete Bud- 
get noch nicht durch die unmässige Ausdehnung des kriegerischen 
Lehens auf allen Seiten bedrückt und geschmälert sieht. Daher 
hat auch die Herrschaft noch kein Interesse, den nächsten Haus- 
beamlen so eng, wie später, an sich zu fesseln. Die Bevorzugung 
einer, wenn ich so sagen darf, geheimen Rath-, Kriegs- und 
Dienstmannschaft , mit Einem Wort die Ausbildung eines Dienst- 
rechts ist noch nicht durch die IN oth wendigkeit geboten. 

Anderer Seits aber verschwmdet der Begriff des Staatsamts 
immer mehr, je mehr statt der Generaladministration die Selbst- 
verwallung kleinerer Kreise sich gellend macht. In jener breiten, 
vom Lehen noch nicht durchsetzten und beengten Privatadministra- 
tion hat auch das Karolingische ministerium Platz. Die General- 
regierung hört auf und ihr alter Beamter fällt von selbst unter 
den Eiufluss der neu sich bildenden Kreise und ihrer decentrali- 
sirten Interessen. Zwischen dem Privatbeamten mit einem weite- 
ren oder engeren ministerium, aber ohne benefi^ium und dem 
Staatsbeagiten , ebenfalls ohne ein solches ist kaum ein sichtlicher 
Unterschied, sobald der Herr des ersteren vom Reiche dasjenige 
Amt zu Lehn trägt , unter welches der letztere resortirt. Offen- 
bar abip muss man in diesem Verhältniss mehr ein^ Hebung des 
Privatbeamten als eine Herabdrückung des Staatsbeamten sehen. 
Die Hauptsache war, dass die einzelnen Verwaltungskreise von der 
Cenlralverwaltung unabhängiger, nicht aber, dass sie von «dem 
Herren oder Oberbeamlen zunächst abhängiger wurden. 

Bei diesem Zustand der minist eria konnte in den einzelnen 
Fällen die Stellung des einzelnen ministerium eine sehr verschie- 
dene sein, und ebenso waren die einzelnen Ministerialencomplexe 
keineswegs so scharf wie später von eiuander geschieden. Diess 
ergiebt sich schon von selbst aus dem Bishergesagten , es sind 
das die natürlichen Consequenzen eines solchen Uebergangstadiums. 
Wir wollen aber noch hier zum Schluss einige Beispiele dafür 
anführen. 

Die späteren Dienstrechle führen bekanntUch den Marschall 
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immer als eins der Hauptämter an , in dem Dienstrecht der Grafen 
von FJandern gehört er nicht dahin, sondern ist dem comes sta- 
buli untergeordnet [Warnkönig Flandr. Rechtsg. III p. 133]. 

Im Cölner Dienstrecht [Kindlinger Beitr. 2 Urk. p. 151] steht 
der Kämmerer, seiner Verpflegung nach, unter dem Vogt, der 
Bäcker unter dem Kämmerer, dagegen in dem Flandrischen ein 
Erbbäcker dicht an dem Kämmerer steht [Warnkönig a. 0. p. 1 32 
und 135]. Dagegen stehen die lavendarii im Cölnischen über, 
im Flandrischen unter dem pistor [a. 0. p, 136]. 

Das Verzeichniss der „empüT, so eyn jeglicher Byschofl' ze 
lihen hat — in der sfat und vrm die stat Basel" [Wackernagel 
das Bischofs- und Dienstmannenrecht von Basel p. 11] umfasst 
neben dem Amte des Schenken, Vicedoms, Marschalls und Küchen- 
meisters auch den magister pistorum, den Schultheissen, das of- 
ficium, dictum Furwin, die quatuor officia preconum u. a. Der 
Herausgeber, der darin den Inbegrifl' der eigentlichen dienstmän- 
nischen Aemter sieht, macht dabei aufmerksam, dass der magister 
pistorum nicht zu dieser Kategorie gehöre [a. 0. p. 12], aber 
das ganze Verzeichniss stimmt wenig zu dem Begriff der späte- 
ren Ministerialität, zeigt uns dagegen sehr deutlich, dass Form 
und Umfang der Dieustrechte ursprünglich sehr verschieden sein 
konnte. Der venator des Bamberger Dienstrechts [Fürth Minist, 
p. 510] kommt in anderen Dienstrechten ebenso wenig vor, wie 
der ministerialis des Wormsqr [Schannat H. Wor. II p. 47] , der 
advocatus des Cölner Dienstrechts [Fürth a. 0. p. 512]. 

Schon dieser letztere Umstand führt uns auf eine Zeit zurück, 
wo, so zu sagen, die Dienstrechte noch flüssig waren und wo 
namentlich der Begriff des ministerialis noch nicht seine spätere 
bcharfe Ausbildung erhalten hatte. Aber auch jene anderen Ver- 
schiedenheiten weisen auf einen Zustand hin, in dem sich die 
Stellung der verschiedenen Aemter erst festsetzen sollte. Hierfür 
ist namentlich das Hcunegauer Dienstrecht instructiv. Dort ünden 
wir nicht zwei Kämmerer, wie im Cölner Dicustrecht [Kindlinger 
a. 0. p. 149, 151], sondern drei [Fürth Minist, p. 534 fl*.]. Ih 
beiden Diensti'echten kommt ein panitarius oder procurator panis 
vor [Fürth a. 0. § 14 f. Kindlinger a. 0. p. 149], aber daneben 
fmdet sich in jenem ein Beamter, qui „facit panem portari ad 



curiam — unde contentio — fuit inter ministros curie declarao- 
dum, si panem proprio corpore suo vcl propria costagia sua seu 
per costagiam domini comitis panem debeat facere portari, cum 
satis constet, quod a 60 vel pluribus annis panis ille per costa- 
giam domini comitis portalns fuerit^S Neben diesem portator panis 
erscbeint aucb noch ein custos panis apportati. Während der 
oberste panitarius zugleich Thurm und Geleit im Forste von Mons 
hat, ist der portator panis in einer durchaus zweifelhaften und 
unsichern Stellung, offenbar dicht an dem dritten Kämmerer, Ton 
dem es [Fürth a. 0. § 22] heisst: „est — ministerium quoddam, 
quod fuit Herberti , qui camerarius dicebatur et erat de ministerio 
suo, facere candelas praecepto camerarii, et per pondus camerario 
factas administrare , etiam aquam ipsi camerario [porrigere] ut ipse 
camerarius eam porrigat comiti et comitisse , ipse autem minor 
camerarius clericis et militibus *aquam debet porrigere sed de mi- 
nisterio iilo inter heredes contentio est et est iUius officii facere 
lectos necessarios curie". Dieser dritte Kämmerer lässt sich 
etwa dem „ministro camerarii, qui facit ignem" des Cöiner Rechts 
vergleichen [Kindlinger a. 0.]. Der Begriff und die Würde des 
einzelnen ministeriums ist eben so wenig ganz festgestellt, wie der 
Umfang des ganzen Complexes. Wie ♦viel wehiger musste diess 
früher der Fall sein, wo noch keineswegs die Verbindung des 
einzelnen ministeriums mit einem bestimmten beneficium feststand, 
noch beides erbUch war, noch die zu den ministeriis berechtig- 
ten als ein besonderer Stand scharf von den übrigen geschieden 
waren. 

Das Beispiel des Hennegauischen portator panis zeigt .uns be- 
sonders deutlich , wie ein solches officium unter dem Einfluss der 
späteren Minsterialität entweder sich erhob zu einem höheren Be- 
amten, der nur die Beaufsichtigung und Controlle der Leistung 
hatte, oder aber herabsank zu der niederen Stufe eines Unterneh- 
mers, der auf seine Kosten oder gar eigenhändig den Dienst 
leistete. Es weist uns zugleich entschieden auf einen Zustand 
zurück, wo dieser Unterschied noch gar nicht rechtlich fixirt war 
und die ritterhche Ehre sowie das Interesse der Dienstmannschaft 
eine solche Scheidung noch nicht verlangte. 

Und hierhin gehören nun ohne' Zweifel auch jene zahlreichen 
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Namen städtischer Rathsgeschlechter und die weniger zahlreichen 
des Landadels, welche von Handwerken entlehnt sind. So stehen 
in Regensbürger Urkunden ein aurifex, zwei caicealores, ein pistor 
und preco unter und hinter ritterlichen Namen [Ried Cod. Ratisb. 
I p. 254], ein havenaer, telonearius, camerarius, preco, wilt- 
wercher, holzenarius unter vielen ritterUchen und städtischen Na- 
men, deren Reihe mit dem vicedominus beginnt und einem miles 
vicedomini schUesst [ebd. p. 263]. Die Neueren haben in den 
Handwerksnamen der Geschlechter, die ganz entschieden immer 
dem Handwerker entgegen gesetzt werden, meist nur eine Mode- 
lajme gesehen, die den zufäUigen Spottnamen als Familienna- 
men Gxirte [Fichard die Entstehung der Reichstadt Frankfurt p. 
119 ff.]. Wenn wir aber anerkennen müssen, dass die älteren 
Dienstrechte neben den späteren Hof- auch eine ganze Reihe von 
Gewerkämtem enthielten, und dass diese Aemter auch Sachver- 
stäpdniss und Geschäftskunde von den Reamteten verlangten, so 
ist zunächst für den Landadel [Fichard a. 0. A. 127] die ein- 
fachste Herleitung dieser Namen die von solchen Aemtern. Sie 
leiten uns eben auf die Zeit zurück, wo das wirkliche Amt und 
die ritterliche Amtsehre «och nicht so scharf von einander ge- 
schieden waren, bei dem Landadel , dessen ursprüngliche ^i- 
nisterialität Niemand bezweifelt, liegt diese Herleitung nahe genug, 
bei dem Patriciat, dessen ministeriaHsche Anfänge wir erst weiter 
darlegen sollen, ist aber jede andere Erklärung der hier so un- 
gleich häufigeren Sitte noch viel bedenklicher. Denn wllrden nicht 
die Familien , die Jahrhunderte hindurch die Unehrenhafligkeit des 
Handwerks zu ihrem politischen Hauptdogma machten, diese Na- 
men ganz entschieden vermieden Jiaben, wenn dieselben wirklich 
nur Eingebungen einer spüttischen Laune und nioht Reste einer 
früheren, durchaus ehrenhaften. Stellung gewesen wären? Wir 
müssen hhv es zunächst an dieser Andeutung genügen lassen. 
Ehe wir den Spuren dieser städtischen Ministeriahtät weiter nach- 
gehen, haben wir noch schliesslich an einigen Reispieleu zu er- 
örtern, wie jene früheren Dienstrechte aucli nach Süssen keines- 
wegs so scharf begränzt und gesondert waren, wie die späteren. 
Fürth [Ministerialen § 191 fT.] hat die Reschränkung der 
dienstmännischen Ehen in ihrer allmäligen Ausbildung entwickelt, 
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Gu^ranl [Irminon 1 § 207 ff.] bat die Beschränkung der Ehen 
auf die Genossen eben so für die unteren Classen der Hörigkeit 
historisch dargestellt. Der letztere namentUch hat auf die That- 
sache hingewiesen, dass diese Sitte schon sehr früh anerkannt 
oder jedenfalls . als wünschenswerlh hervorgehoben wurde. Aber 
so entschieden und sicher, wie nach jenen beiden Darstellun- 
gen, hat doch keineswegs von Anfang an die hofrechtliche Sitte 
auf eine solche scharfe Scheidung der verschiedenen Genossen- 
schaften hingedrängt. Regino Lib. syn. 11, 122 verwirft die 
Trennung der Kinder aus hörigen Ehen als unbillig und unchrist- 
lich , und so gewiss sich daraus schon das Bestehen des Gebrauchs 
ergiebt, so stellte doch anderer Seits dieser canonische Satz, den 
auch Burchard Decret. 9, 29 aufgenommen hat, sich der scharfen 
Scheidung der verschiedenen Genossenschaften entgegen. Und al- 
lerdings war der hofrechtliche Gebrauch auch noch keineswegs so 
scharf abgeschlossen. So setzten sich der Bischof von Regensburg 
und Freising noch im lOten Jahrhundert durch einen Tausch aus- 
einander pro utrarumque partium commoditate de mancipiis ex utra- 
que famiha conjugatis [Meichelbek I, 2 p. 466], und eben so 
finden wir zwischen der Abtei und dem« Chorherrenstift zu Zürich 
ein« ähnliche Verhandlung, nur dass hier dann schon der Satz 
hinzugefügt wird: „minimeque propter rixam inter se nubenl" 
[Gesch. der Abtei Zürich ürk. 25. Mitth. der antiquar. Gesellsch. 
in Zürich XV If.]. Solche Tauschgeschäfte zeigen deutlich genug, 
dass eben die spätere Abschliessung nach aussen, hier noch kei- 
neswegs erfolgt war. Die scharfe Scheidung, die in jener Züricher 
Urkunde zur Verhütung künftiger Uebelstände ausgesprochen wird, 
finden wir in den Urkunden vofi St. Maximin im 11 ten Jahrhun- 
dert so formulirt: „Nusquam nisi inter se nubant aut uxorem ex 
familia S. Petri [Trevir.] accipiant, ita tamen, ut alteri ecclesiae 
altera damiium non inferat, sed per successioncs fdiopum aut ß- 
liarum, quod simm est, retineat" [Hontheim a. 0. I p. 401 cf. 
p. 496]. Es entspricht der Einfachheit dieser Periode, wenn man 
sich z. B. zwischen Brauweiler und St. Peter von CiUn im 1 1 ten 
Jahrhundert dahin vertrug, dass die SOhne eines Bjauw eiler Vaters 
und einer Colner Mutter ihre Frau wieder aus dem Ilofrecht von' 
Brauweiler nehmen rotissten: „ut nullus extraneas, nisi forte liberas 
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vel ex potestate S.^ Petri Colouiae ducat uxores. Si autem alienas 
uxores acceperint, filii eorum iterum accipiant uxores ex potestate 
S(. Nicolai , quod si non fecerinl , omiiis hereditas eorum et uni- 
versa quae possident, ad St. Nie. cedant monasterium^ [Hontli. 
a.O. p. 396. Lacomblet I p. 118]. 

Dass die MiDisterialen diese frühere Periode der Entwicklung 
ihres Theils mit durchmachten, versteht sich von selbst. Erst 
das Weisthum von 1 1 35 erklärt für die von St. Maximin den all- 
geraeioen Grundsatz , dass* die Söhne einer fremden Mutter zu dem 
senitium ihres Vaters nicht berechtigt seien , wol aber die eines 
fremden Vaters aus einer Ministerialin von St. Maximin [Honth. I . 
p. 528]. Dieses Recht, dass die- Söhne der Mutter folgen, das 
der Sachsenspiegel IH, 73 § 2 von Erzbischof Wichmann von 
Magdeburg, Ende des 12ten Jahrhunderts, datirt, erscheint hier 
also schon Anfang dieses Jahrhunderts als 'Ausbildung solcher spe- 
ciellen Stipulationen, wie die zwischen Brauweiler und Cöln Mitte 
des Uten Jahrhunderts getroffen wurden. Vorher ging eine Pe- 
riode, wo nicht wie der Spiegier meint, die Söhne dem Vater, 
die Töchter der Mutter folgten , sondern wo offenbar die gemisch- 
ten Ehen entweder ganz verboten oder, ohne eine solche scharfe 
Abschlicssung , noch Gegenstand eines sich erst bildenden Rechts 
^aren, mit Einem Worte, wo die Hofrechte noch nicht die Ver- 
mischung der höfischen Bevölkerungen in der späteren Weise ver- 
hinderten und regulirten. Der Fortschritt von der unbeschränkten 
J^reiheit zum allgemeinen Verbot, und dann von der Reguliriing 
roit einzelnen anderen Hofrechten zu den allgemeinen Rechtsätzen 
Ober Hischeh^ hat natürlich an verschiedenen Orten verschieden 
stattgefunden, aber jedenfalls leitet uns eben diese historische Ent- 
wicklung auf jene frühere Minislerialität zurück, die bei einer viel 
R'*össeren Menge von Einkünften und einer weniger straff organi- 
'''rtou Verwaltung weder die Noth wendigkeit noch den Trieb fühlte, 
"^ö Bestand ihrer familiae in der späteren Weise zu controlliren 
^^i zu umschränken. 

Hiermit ist nun aber schon von selbst gegeben, dass jene 
''^^niger abgeschlossenen Dienstrechte auch viel häufiger als später 
^"c'i über streitige Fälle mit dem fremden Dienstrecht in Einver- 
'Climen setzen mussten, entweder indem sie an die Staatsgewalt 
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recurrirlen, wie zu Zürich [Geschichte der Abtei Zürich a. 0.], 
oder indem sie sich mit den Behörden des fremden Dienstrechts 
verglichen [Meichelbek a. 0.]. Ebenfalls im lOten Jahrhundert 
finden wir zu Zürich- bei einem Streit zwischen der Abtei und dem . 
Chorherrenstifl von den Parteien das Zeugniss der beiden anderen 
famihae de fisco und de monte erhoben und dann auf Grund die- 
ses auch dienstrechtlichen Zeugnisses die Sache im legitimum con- 
cilium comitis entschieden [Gesch. der Abtei Urk. 28]. So lange 
die verschiedenen Herrschaften und famihae sich noch nicht so 
misstrauisch wie später einander gegenüber standen, lag eine Com- 
bination ihrer hofrechtlichen Institute zum Zwecke eines gemein- 
samen Rechtszustandes , wie er hier in einem einzelnen Falle vor- 
liegt, nahe genug. Ja sie war unvermeidUch , so 'lange die ein- 
zelnen ministeria in der oben [p. 72] von uns angegebenen Weise 
stückweise und in einzelnen Stücken aus der Hand des einen in 
die des anderen Herren ging , und daher auch die innere Geschlos- 
senheit der hofhOrigen Complexe fehlte. 

Fanden wir z. B. die Ueberlragung einer Quote de ministerio 
teleonarii [s. oben p. 70], oder schlössen wir anderer Seit& 
[p. 72] , dass keineswegs immer mit einer solchen Uebertragun^ 
der. minister des Uebertragenden sein minisjfterium verlor, so wa«" 
hier schon ein Ansatz zu einer solchen Gemeinsamkeit. Ein sol^ — 
eher gemeinschaftlicher Zoll, über den die Schöffen eines viel^ — 
heriMgen Hofrechts bestimmen, ist z. ß. der Samstagzoll zu Mer-^ 
zieh, ihn „weiset der schefTen — allein meinem gn. h. von Trier*'^ 
[Grimm Wsth. 2 p. 58 cf. p. 57]. Aber freilich konnte sich di-^* 

Form der Aemter oder ministeria im alteren Sinnier sehr vei 

schieden gestalten. 

Für die Gerichtsherrschaften sind uns ja zahlreiche Beispiel^^ 
einer solchen gemeinsamen Verfassung aus späterer Zeit erhaltea — 
So sind im Saargau die Schultheissen der beiden Vögte scharf ge- — ' 
trennt, nicht so die Meier und Boten „die selbigen — beyde*r^ 
foigten zu gehorich, yehlichem foigt zum halben" [a. 0. p. 57J ^ 
Dagegen zu Fechingen an der Saar [a. 0. p. 58 f.] „synt 4 ge — 
richtesherren und hat yehlicher spen meyer und synen scheffen*^-» 
die jedoch ,,eyn unverdeyltes gericht haut van herkommen de-W 
vrvheit des dorfs zu F. und herlicheit". Sie theilen die Busse*" 
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gleich, bei . Begnadigungen musste der vierte den dreien zustim- 
men. Ein Uebellhäter wird drei Wochen auf das Lothringische 
Haus zu Saargemunde geführt, dem Herzog und „den zweyen 
herren, die soliche herlicheit van im gehapthant^, die vierte auf 
SaarbrQck dem Grafen zu Nassau. Zur Verurtbeilung aber wird 
er wieder nach F. zurückgeliefert „das hochgericht solle stan uf 
Scharberk, da stossen der 4 herren geriht des dorfes zusamen, 
das pleyent die 4 herren« gemeynlich zu machen". Kann ein Bauer 
von dem Meier „hynder dem er saesshaftig were" nicht Recht er- 
halten« „so mocht er forder suchen des andern unsers herren 
meyger und also lang mit aen sie alle vier". Dem entspricht es 
nun auch, dass „eyn frier zuch under dem gemeinen man, zu 
, »en von einem herren hynder dem anderen — und kinde zu be- 
reden in der selben massen". 

Hier haben 'wir ein vollkommen freies Erbrecht zwischen den 
Leuten verschiedener Herren, wie ja diess bei der Genossame 
auch sonst sich findet [Blumer Schw. Dmkr. I p. 55] , aber zu- 
gleieh siild die vier Herrlichkeiten zu einem Recht vereinigt, das 
(kn aus dem Nebeneinander der hofrechtUchen Behörden für den 
teichtshörigen manche Vortheile zieht. Andere Beispiele, wie 
ebd. p. 104 f., 136, 139 sind nicht so klar, weil hier die Schei- 
dung der Gebiete nicht so schlagend hervortritt, eins ebd. p. 192 

; zeigt die Gefahr, die einer solchen Verfassung aus der Uneinigkeit 
der Herrschaft drohte, daher denn „kein gerichtsherr aUein das 

j- gericht verschlagen — solle, aber 2 mögen es — wann es noth 
thut — ". Dagegen ein anderes ebd. p. 58 den Vortheil heraus- 
stellt „als sach were, das unsere — heren — einer oder 2 vehde 
^er fiendtscnaft betten, so %]\ allweg der dritt her, den die 
*ehde nit anberurt , die arm leudt vur den veheden entheben — 
^ der maissen , ob die leut alleyne sein eigen weren". 

Noch bezeichnender für uns sind al)er solche Weisthümer, 
•" denen eine zinspflichtige Genossenschaft unter verschiedenen 
Herreu dennoch Eine Gesammtverfassuug hat. So weisen die 
Schöffen zu Trittenheim [Grimm a. 0. p. 322 f.] den Herren 
^on Manderscheid , den Erzbischof von Trier und den Abt von St. 
**Öuas „aUein_ einen hen*en uf sr gnaden zinsgutern". Der ZoU 
**t2wi8chen Trier und Manderscheid „gleich", die Fischerei „ge- 

Wilisch, Gesch. d. Slauf. Per. 1. 8 
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meine*^. Von den 14 Sdkiffen ^sollen 7 wonen hinder u. g. 1 
von Manderscbeid^, 4 hinter Trier, 3 hinter St Mathias, der lern 
der soll wohnen hinter Manderscheid , sein Bote hinler Trier, im 
das Hochgericht ^slan uf u. g. h. v. Mandersch. grandteigenen 
gut^. Zu Egel [ebd. p. 274 ff.] haben Trier und der Apt voi 
U. L. Frauen zu Luxembui^ einen Meier. Die Gerichte sind ge 
meine, auch die Mühlen so^ie die ^viertheile am fabre^. Die 
Schöffen weisen über die grundzinss, di&' „fruchtgeltzins^ wie äe 
„wein- und huenerzins^S die jedem Herren oder seinem Meier 
besonders entrichtet werden. Wer Wein verzapfen will , der niebt 
9,eygen wachstumb^, zeigt es dem „königsmeier^ an und dieser 
ersucht ^der grundthern meier einen, es seye welches wille, der- 
selb — soll beyden grundtherrcn scheffen — samen gebieten und 
die scheffen alle — den wein selzen". Diess Beispiel zweier fa- 
miliae in einer Verfassung erscheint mii besonders bezeichnend, 
und auch die Vortheile liegen auf der Hand, die gerade eine solche 
Verschmelzung für die relative Unabhängigkeit und Unparteilich- 
keit der Verwaltung bot. Ein bedeutender Schritt weiter, in dieser 
Dichtung waren die „Einungen ^ zur Beschränkung der Steuern, zu 
denen die Ortschaften verschiedener Hofrechte allmälig, auch wider 
den Willen der Herrschaften, sich vereinigten [Mone Zeitscbr. f. 
d. Gesch. d. Oberrheins 11 p. 197 ff.]. 

Natürlich fehlen uns nun derartige Weisthümer für die frühe- 
ren Jahrhunderte, und für die höheren hofrechtlichen Schichten 
d. b. für die Ministerialität auch in der späteren Zeit. Jenes hat 
seinen einfachen Grund in dem Mangel so früher liofrechtlicher 
Aufzeichnungen, letzteres dagegen darin, dass die dgenl liehe spä- 
tere Ministerialität eben wesentlichPauf die Ausson(Ierung und Zu- 
rückweisung aller fremden Elemente und auf die Concentration 
des Hofrecbts in sich berechnet war. Ehe diese Concentration 
vermittelst der Dienstrechte in den Händen der Hausbeamten, 
ihres Raths und ihrer Schöffen, wie z. B. zu St. Maximin, er- 
folgte, mussten die hofrecbtlichen Aemter benachbarter Herrschaf- 
ten leicht eben so sich zu einem gemeinsamen Recht zusamnieB- 
stelleu, wie jene Schöffen und Meier zu Kechingen und im Saar- 
gau. Ein solches Verhältniss scheint mir die einfachste Erklärung 
jeuer Schweizerischen universitates , die zusammen gesetzt aus sehi 
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verschiedenen Bofrecbftichen Bestandtheilen mit gemeinsamen mi- 
mslris an ihrer Spitze, die Grundlage der Eidgenossenschaft wur- 
den. Blumer [Staats- und Reclitsgesch. der Schweizer. Demokr. 
l p. 119] bezieht zwar die Besteuerung der Hintersassen von Wet- 
üngen durch die universitas von Uri auf „wirkliche Landessteuern 
— da man sonst den Urnern eine schreiende Ungerechtigkeit zur 
last legen müsste^. Uns jedoch scheint das Einfachste, darin 
das Zeichen «einer gewissen hofrechtlichen Gemeinschaft zu sehen, 
aus der sich dann allerdings hier Schritt für Schritt die vollstän- 
dige Unabhängigkeit entwickelte. Mit der Annahme solcher frühe- 
rer Formen eines freieren Hofrechts stimmt *es auch vollkommen, 
dass gerade in diesen Gegenden „die meisten Dienstleute persön- 
Mch frei waren" [a. 0. p. 76], nur dass sich, unserer Meinung 
'•ach, „das Andenken an ihre ursprüngliche Hörigkeit nicht gänz- 
iich verwischt hatte", sondern dife Ministerialtät war hier eben 
^uf dem früheren, unbestimmteren Fusse stehen gebheben: die 
Stenge Abschliessung der einzelnen Hofrechte und die eben so 
^^'"enge Organisation des späteren Dienslrechts war hier nicht 
e'-folgt. 

Wir haben hiermit versucht, uns ein möglichst deutliches 
"*ld von derjenigen Gestaltung der Hofrechte und der Ministeria- 
"^öl zu verschaffen, die der Karohngischen folgte, und der des 
^^len-und I2ten Jahrhunderts vorherging. Allerdings trägt ein 
Elches Uebergangstadium nicht so bestimmte und scharfe Formen 
^ Tage, wie die systematischen Satzungen der Karolingischen 
^dnainistration oder die strengen Normen, zu denen die Noth der 
späteren Zeitep die Herrschaften wie die Dienstmannschaften 
drängte. Dessenungeachtet ist ein allgemeiner und durchgehender 
Charakter desselben nicht zu leugnen. 

Diese Ministeriali tat, die wir die der Sächsischen Kaiserzeit 
trennen können, begreift eine viel grössere Menge verschiede- 
ner Aemter und Dienste. Sie umfasst mit den Diensten des Haur 
s^j die erst später der Kern der Verwaltungsbeamten wurden, 
"*e Beamten eines noch weit ausgedehnten und nirgends streng 
^**8egrän^ten Einkommens, die Vertreter und sachkundigen Füh- 
^f der Gewerke und die Inhaber ursprünglicher Slaatsämter. 
^ Administration generalisirt nicht wie die Karolingische Be- 

8* 
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amteDhierarchie, sondern sie vertiilt in dem Interesse der Herr- 
schaft zugleich die freigelassenen Triebe kleinerer, selbständiger 
Kreise. Noch ist der ritterliche und belehnte ministeriaiis nicht 
durch den späteren Begriff der ritterlichen und dienstmännischen 
Ehre von den Uhrigen Genossen geschieden. Das Verständniss 
des Handwerks und seiner Aufgaben , der unmittelbare , persönliche 
Dienst des Hauses, die Verwaltung der alten Staatsämter und Ein- 
künfte, berühren sich in diesen weiten und mannigfachen Com- 
plexen und geben dem Ganzen einen eigen thümlichen Grad leben- 
diger und allseitiger Bildung. Mit dieser Bildung fällt offenbar 
nicht zufälhg die merkwürdige Entwicklung der deutschen Technik 
zusammen, der Bildgiesserei und Architectu;* djes lOten, des be- 
ginnenden 1 1 ten Jahrhunderts. Dass die ministeria eben so wenig 
erblich als die beneOcia, dieser Umstand lockert allerdings die 
innere Sicherheit der hofrechtlichen Complexe , aber er giebt doch 
anderer Seits auch nothwendig dem Einzelnen wie dem Ganzen 
eine grössere Lebendigkeit. Alle jene Kräfte, die dann später, 
militärisch organisirt, einen grossen Theil der früheren Gesanuht-* 
einkünfte als Lehen in ihrem engen persönlichen Interesse con- 
sumirten und so für die einseitigen Aufgaben einer rein militäriscli- 
pohtischen Thätigkeit verwandt wurden, standen damals noch unte«" 
dem Einfluss jener allseitigen Gesammtinteressen , und wurden fil^ 
dieselben flüssig erhalten. Sie erinnern uns an jene nordischen Se^^ 
fahrer des 1 Iten, ja des 12ten Jahrhunderts, die halb Kaufmann hal B- 
Seeheld, nach diesen verschiedenen Richtungen hin, Abenteue*^ 
suchten und fanden. So stand hier noch der magister pellificun^ 
oder latomorum gleich geehrt und in gleichem Rechte neben dei^^ 
camerarius oder marescalcus, der lauch seiner Seits ungetheilt de ^ 
kriegerischen Dienst und das Hausgeschäft vereinigte. Erst äH ^ 
mäiig sonderte sich aus dieser Gemeinsamkeit ein Schöffencoll^^ 
gium ab, oder ward anderer Seits die Theilnahme an ihrem grosse:^ 
Rathe nur den geborenen Genossen zugestanden. Diese Aussond^ -^ 
rung erfolgte in derselben Zeit, wo der hausgenossische, ritteriicli^ 
Ministerial seine spätere Stellung einzunehmen und seine später^ 
Standesehre zu beanspruchen begann, d. h. in der Zeit auch, yo 
der grösste Theil des Einkommens zu Lehen verausgabt, und auf 
diesem Wege ein grosser Theil, nicht allein des EinkommenSi 
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sondern auch ier bisherigen Genossen der früheren Gemeinsam- 
keit entzogen waren. Eben gegen diese ZerspHUerung der bis- 
herigen Complexe in Lehen war unzweifelhaft die Ausbildung des^ 
späteren, strengeren Dienstrechts gegründet. Ehe diese Gefahr 
sich wirklich bemerklich machte, verkehrten jene älteren Complexe 
in viel freierer und ungebundener Weise mit einander: jener grös- 
seren Vielseitigkeit des einzelnen Genossen entsprach damals die 
grössere Lebendigkeit der Gesammtcomplexe , mit der sich ein- 
zelne GUeder organisch zu verbinden , oder das Ganze sich zu be- 
nachbarten und verwandten Genossenschaften in ein lebendiges 
Wechselverhältniss zu setzen wussten. 

Wir können nun von hier aus zur Betrachtung jener städti- 
schen Ministerialität übergehen, auf die uns einzelne Spuren in 
Cöto binleiteten. Unserer Ueberzeugung nach haben sich gerade 
in ihr häufigere und eigenthümlichere Spuren jener früheren Hof- 
rechte erhalten. Diese erscheinen aber zunächst und am deut- 
lidisten im Zusammenhang mit den bischöflichen Hofrechten, und 
w werden • daher die Betrachtung derselben vornämUch in ^en 
Bischofstädten anzustellen haben. 



Drittes GapiteL 

Die ))i8chöfliche Politik in den deutschen Städten 
im loten und Uten Jahrhundert. 



a. Die hofrechtlichen Züge der Cölner Verfassung. 

Aus der so eben gegebenen Darstellung wird die Möglichkeit 
einer lebendigen Verfassungsentwicklung auf rein hofrechtlichem 
Boden hinreichend erhellen. Man wird wenigstens zugeben , dass 
^38 städtische Schöffenthum nicht nothwendig von „der altgerma- 
Dischen Gemeindeverfassung^ herzustammen brauchte, wie es neuer- 
*>»g8 Hegel [Gesch. d. Städteverf. v. Italien H p. 396] und Arnold 
[^«rfassungsgesch. der deut. Freist. I p. 400] für Cöhi sehr be- 
slinaml urgirt haben. Ueberhaupt gehen die neueren Untersuchun- 
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gen immer entschiedener von der Ansicht aus , dass ein Rest oder 
ein starker und sicherer Stock alter Freiheit als der eigentliche 
Ausgangspunct zu hetrachten sei, von dem aus das Hofrecht der 
Städte, war es fast vollständig entwirkelt, doch wieder zurilck- 
gedrängt oder auch in seiner nur drohenden Entwicklung zurück- 
gehallen sei. 

Eichhorn nahm [Zeitschr. f. gesch. Rechtswissensch. I p. 232] 
eine sehr starke hofrechtliche Entwicklung der älteren Städte an, 
die er als Weichhildrecht hezeichnete. Er sagt: „das neue ge- 
meine Recht des Weichhildrechts wurde aber anfangs keineswegs 
dem bisherigen Recht der freien Gemeinden nachgebildet^ es er- 
hielt vielmehr die Gestalt des Hofrechts, und in vielen Verhält- 
nissen einen starken Zusatz aus dem bisherigen Höfrechte selbst. 
Ich kann für diese Satze keinen besseren Reweis bei- 
bringen, als den Inhalt des ältesten Strassburger Stadtrechts". 
Man sieht, die älteren städtischen Urkunden haben auf Eichhorn 
einen vollkommen hofrechtlichen Eindruck gemacht, und nament- 
lieb lässt er die Redeutung des Strassburger Stadtrechts, die an- 
dere irgendwie zu schwächen suchten , zur vollkommenen Geltung 
kommen. Nur schliesst er [ebd. II p. 190 f.] ganz bestimmt Cöln 
von diesen hofrechtlichen Städten aus und behauptet: „dass die 
sogenannte Richerzechheit auf keine Weise für eigentlich dienstbar 
gehalten werden kann", wofür er namentlich die Urkunde von 
1258 anzieht. Gaupp [Ueber deut. Städtegründung p. 143 f.] 
nahm Eichhorn's Ansicht im Ganzen an, nur suchte er den hof- 
rechtlichen Charakter weniger scharf hinzustellen , „denn das Recht 
in den Territorien , welche sich durch Ausdehnung der Immunität 
über Freie gebildet hatten, war doch immer ein gemischtes, näm- 
lich durch Verschmelzung von Volksrecht und Hofrechl entstan- 
denes Recht, und gerade in den Städten scheinen sich besonders 
viele Ueberreste des alten Volksrechts erhalten zu haben". Hegel 
[a. 0. p. 419 ff.] dehnt die Classe der Städte mit alter Gemeinfrei- 
heit noch weiter aus: das Schöifenthum ist ihm in ihnen „die 
fortdauernde Gründlage der Freiheit und der späteren Verfassung", 
Rarthold [Gesch. der deut. Städte I p. 157 ff.] leitet das Cölner 
Schöflenthum „aus altgermanischer Gemeindeverfassung" ab, und 
in fler Richerzecheit „wohl die ältesten , freien Restandtheile 
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der Fränkischen Gemeinde^ , dagegen er dieser Verfassung nur die 
Magdeburgische gleichstellen zu dürfen glaubt. Arnold endlich 
niaimt sogar zu Worms und Speiex „Altfreie" als den eigentlichen 
Kern der städtischen Bürgerschaft an, was Hegel [Allgemeine 
Monatschr. 1854 p. 178] mit schlagenden Gründen zurflckgewie- 
sea hat 

Gegen die Annahme, dass das Schöffenthum als solches als 
unbezweifelte Spur einer freien Gemeinde gelten müsse, glauben 
wir zunächst entschieden protestiren zu dürfen. Dann aber ist 
für die ursprüngliche Freiheil der Richerzecheit ausser Eichhornes 
Beweis, so we^t ich sehe, kein neuer Grund vorgebracht worden, 
und dieser Beweis stützt sich auf die Gebräuche und die Behaup- 
tungen von 1^258, wo olTenbar die Kenntnisse der erzbischöflichen 
Curie über ihr früheres Recht sehr unsicher und die Ansprüche 
der Richerzecheit auf eine unabhängige Stellung sehr rücksichtslos 
waren. Die Aussonderung und ständische Abschliessung der Mi- 
Disterialität war damals schon eine ganz vollendete Thatsache , und 
die Erinnerung an frühere Zustände des vorigen Jahrhunderts ge- 
wiss eben so unsicher, wie 1169 die der vorhergehenden. Es 
kann also nicht erwartet werden, dass von der Gleichberechtigung 
der officiales curie und de Rigirzcgheide , die uns die Urkunden 
um 1169 zeigten, damals noch eine Kunde vorhanden sein sollte, 
und doch lasteten 1258, zwar nicht der Rath, aber die scabini 
ihren Eid gleichmässig der ecclesia et civitas Coloniensis [Lacom- 
blet a. 0. II p. 247 oben] , der SchöfTenstubl stand auf dem Dom- 
hof [ebd. p. 246. Securis ad radicem posita p. 220], wie im 
Strassburger Stadtrecht ausdrücklich das burggräfliche Hofrecht in 
des Bischofs Pallast gehalten wird [Gengier a. 0. p. 476]. 

Diese Umstände leiten entschieden zu derselben Annahme , auf 
die uns das Vorkommen der ältesten Schöffennamen und der Name 
der Genossen der Rigirzegheide von der anderen Seite führten. 
Ueberall treten Spuren hofrechtlicher Anschauungen und Gebräuche 
zu Tage. Die hofrechthche Verfassung selbst, wo ^vir sie deut- 
lich anderwärts erkennen können , zeigt im 1 1 ten und 1 2 ten Jahr- 
hundert die Fähigkeit, Schöffen - und Rathscollegien auszubilden. 
So kommt es denn zunächst darauf an, den weiteren Zügen 
der älteireh Cölner Verfassung nachzugehen und zu untersuchen. 



120 

ob dieselben sich aus einer hofrecbtiichen Entwicklung erklären 
lassen. 

Ich ziehe ausser dem Schied von 1 1 69 und 1 258 auch das 
Schöffenweislhum von 1375 an [Lacomblet Urkundenb. III p.667 ff.], 
und bemerke dabei im Voraus, dass in diesen drei Urkunden das 
Versländniss mancher urspründichen Einrichtungen allmälig sich 
verliert und die AulTassimg daher, je spfiter desto schiefer und un- 
richtiger erscheint. So z. B. erscheinen die ofticiales de Rigirz. 
1 375 als „die amptJude van der Rycherzecheit , dat sint dieyhene, 
die yre burgermeisterampt verdient haint" eine Deutung, die viel- 
leicht auch damals, jedenfalls aber früher keineswegs zutraf. 

Eine Reihe anderer Angaben dieses späteren Weisthums sind 
dagegen für die Auffassung der früheren Verfassung von unzwei- 
felhaftem Worthe. Dahin rechne ich namentlich, dass hier die 
Worte „die ungeboidcn witzigegeding" [a. 0. p. 669] , die jeden- 
falls sprachlich richtige Erklärung Arnold's [Verfassungsgesch. I 
p. 102 f.] belegen und keinen Zweifel darüber lassen, dass das 
wizzeht dinc von 1169 wirklich das placitum injussum ist. Nur 
ist dabei sofort zu erinnern, dass die Hegung dieses Gerichts kei- 
neswegs eine freie, sondern [s. oben p. 84 f.] nur eine Censualen- 
bevölkerung voraussetzt. 

Das Judicium de hereditatibus, was neben dem wizzeht dinc 
erwähnt wird [Lacomblet I p. 302 unten], erkläre ich aber nicht 
wie Arnold a. 0. als ein gebotenes Ding desselben Geschäftskreises 
wie die drei ungebotenen, sondern verweise zunächst auf eine 
Stelle [Lacomblet 1 p. 252] , wo in einer Brauweiler Urkunde von 
1149 es heisst: „Nee eis placitis que vocantur budinc sed solum- 
raodo tribus legitimis placitis advocati in Clottene interesse instituit". 
Dieser Gegensatz der placita legitima und des budinc scheint mir dem 
des wizzeht dinc und des Judicium de hereditatibus zu entsprechen 
[s. oben p. 85]. In einer Frankfurter Urkunde von 1238 [Böhmer 
Cod. Moenofr. I p. 65 f.] wird Grundbesitz aufgelassen in mallo^ 
quod a vulgo buwedinc vocatur. Eben jenes Brauweilerische bu- 
dinc wird an einer anderen Stelle nicht nur vom placitum^legiti- 
mum, sondern auch von dem placitum de edificiis vel de agri- 
cultura geschieden, das der villicus hält [Lacomblet a. 0. p. 1 18 
A. 4]. In einer Epternacher Urkunde von 1095 [Hontheim Hist. 
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Trev. I p. 444] wird das placitum de privato peculio et usufructu 
ecclesiae ebenso bestimmt dem Vogtding entgegengesetzt, auf dem 
über Wehrgeld, Bruch des Burgbanns u. a. entschieden wird. 
Nach diesen Beispielen scheint es mir unleugbar, dass der Gegen- 
satz des büdinks und der placita legitima derselbe sei, wie der 
des Judicium de hereditaltbus un^des wizeht dinc, und dass diese 
verschiedenen Gerichte durchaus hofrechtliche Institute sowol kö- 
niglicher Pfalzen wie geistlicher Stifter waren. 

Neben diesen beiden Gerichten stehen nun aber in Cöln die 
Burgerichte der domus parochiales inft ihrer niederen Justiz bis 
zu 5 SchiUingen [Hegel a. 0. p. 399 A. 2. Arnold a. 0. p. 423 f.], 
an ihrer Spitze die magistri parocliiarum. Ihre .ganze Stellung 
entspricht wesentlich dem placitum villici, nur dass hier die offi- 
ciales der höheren Gerichte ihren unmittelbaren Einfluss behaup- 
teten, den an so vielen anderen Stellen selbstgewählte magistri 
census oder villarum aus der Mitte der Gemeinden [s. oben p. 88 f.] 
zurück zu drängen suchten. 

Denken wir uns, dass die Schöffen und der Burggraf als Vogt 
echtes Ding und Baudmg hegten«, dass aus^den ofßciales, die die 
Schöffen stellten, einige in derselben Stellung wie die ministeria- 
lischen viUici auf dem Lande dem Burgericht vorgestanden hätten, 
so würden die Kirchspiele mit ihrem Burgericht zu dem Schöf- 
fenstuhl und den ofQciales in demselben VerhäUniss gestanden 
haben, wie die Censualenvilleu S. Maximin's [s. oben p. 98] zu 
dem locus principahs, unde vivunt, zu dem Ministerialengericht 
der Abtei bei Trier, nur dass hier die parochiae, dicht um den 
Kern der alten Stadt, ja in derselben leicht und unaufhaltsam ganz 
unter den persönlichen und rechthchen Einfluss der Ministerialen 
geriethen. 

Doch so einfach lagen die Verhältnisse keineswegs. Aber, bei 
dem Versuche dieses politische Räderwerk auseinander zu nehmen^ 
und in seine Bestandtheile zu zerlegen, treffen wir freiUch oft auf 
Lücken und eben so oft auf die Spuren individueller Gedanken 
der Männer und der Parteien , die keine historische Mechanik ganz 
auf eine bestimmte Formel reduciren mag. -^ • 

Zunächst tritt uns bei der Betrachtung der Cölnischen Stadt-, 
Verfassung, vergleichen wir sie mit dem Hofrecht von S. Maximin, 
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der Umstand entgegen, dass wir hier eine Metropolitankirche und 
ihr Hofrecht unogehen ßnden von einer Reihe reicher und mächti- 
ger Stifter und Ahteien. Es ist ein ganzes System hofrechtUcher 
Verfassungen, die sich hier gegenseitig beschränken, aber auch 
unterstützen und fördern. In der Stadt bestanden seit Anno 11 
neben dem Dom die Kloster Sjl^nthaleon , S. Marien im Capitol, 
S. Cäcilien, S. Ursula, S. Marien ad gradus, alle in verschiedenen 
Verhältnissen zum Erzstift und zur Stadt; ausserhalb der Stadt- 
mauer die Stifter S. Severin, S. Georg, S. Aposteln, S. Ger^, 
S. Cunibert und S. Martii9i, auch diese vrieder nach Alter und 
Gründung, nach ihrem Verhältniss zu Stift und Stadt, so wie nach 
ihrer eigenen , inneren hofrechllichen Verfassung mehr oder weni- 
ger von einander verschieden. Sie alle wurden durch die Rauten 
und die Pohtik am Schlüsse des i2ten Jahrhunderts in die Stadt- 
verfassung hineingezogen. 

Man würde die Bedeutung aller dieser geistlichen Gewalten 
für die Gestaltung des politischen Lebens falsch taxiren, wenn 
man nur ihre Stellung als weltliche Herrschaft zu ihren Dienst- 
leuten und Hörigen in Betracht ^öge. Die kirchliche Macht der- 
selben kommt dabei nicht wenig in Anschlag; erst die Combination 
der weltlichen und geistlichen Institute und ihre gemeinsame Wir- 
kung erklart uns, so weit es möglich ist, die eigenthümlichen Bil- 
dungen einer solchen Stadtverfassung. 



b. Die bischöfliche Politik in Burkhards von Worms 
Rechtsbüchem. 

Zunächst kommt es jedoch hier darauf an , sieh die Bedeutung 
des deutschen Episkopats in diesem Zusammenhang möghchst klar 
zu machen. Dass die bischöfliche Gewalt und die Privilegien, 
welche ihr allmälig von den Königen verliehen wurden, für die 
Ausbildung der städtischen Verfassungen überaus wichtig war, ist 
von allen Neueren gleichmässig hervorgehoben worden. In der 
Berührung mit den Bischöfen, unter dem Schutz der ihnen gege- 
benen Immunität sinil eine Beihe von städtischen Verfassungen 
entstanden oder ausgebildet worden , die vor den übrigen die Auf- 
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merksamkeit des Historikers erregen mussten. Eichhorn erklärte 
den Ausdruck Weichhild für Imniunilät, deren Umfang durch das 
geweihte Bild des^Heiligen hezeichnet und gesichert sei [Zeitschr. 
f. gesch. Recblsw. I p. 224 f.]. Arnold hat in dem dienstmänni- 
schen Rathe der Bischöfe den Anfang des Stadtraths gesehen. 
Sind nun auch diese Ansichten ^fß% Theil von anderefi mit mehr 
oder weniger Recht sehr entschieden zurück gewiesen worden, 
so lag ihnen doch jedenfalls das richtige Gefühl zd Grunde, dass 
cy^ kirchlichen Vorstellungen und Einrichtungen auf diesem Boden, 
keineswegs scharf von den weltUchen zu sondern seien. Die ein- 
fachen Verhältnisse einer Abtei, wie wir sie in den Instituten St. 
Maximin s erkannten, mochten zu einer solchen Mischung geist- 
lichen und welthchen Rechts weniger Veranlassung geben, eben 
weil schon die geistliche Gewalt ihres Regenten viel beschränkter 
war, der Bischof dagegen, mit einer Fülle weltlicher und geist- 
licher Machtvollkommenheit bekleidet, ward von selbst dazu ge- 
lrieben , beide gleichmässig durch und für einander zur Anwendung 
zu bringen. 

Man hat schon wiederholentlich als ein besonders merkwür- 
diges Beispiel eines solchen städtischen Kirchenfürsten Bischof 
Burkhard von Worms aufgeführt [Arnold Verfassungsgesch. I p. 46. 
Barthold deut. Städte I p. U6J,, 153], und in der That werden 
wir kaum anderswo die eigenthümhchen Gedanken des deutschen 
Episkopats deutlicher ausgeprägt finden , als in den Einrichtungen 
und Schriften dieses Mannes. Wie wir an den Urkunden von S. 
Maximin die Phasen einer hofrechtlichen Entwicklung mögHchst 
'concret darziüegen suchten, so ist es uns hier eben so möglich, 
in den Charakter des deutschen Episkopats tiefer als anderswo 
einzudringen und seine Bedeutung für die städtische Entwicklung 
nachzuweisen. 

Dabei verdient nun freihch, nach unserer Ansicht, der Inhalt 
seiner De<fretalensammlung eine grössere Beachtung, als man der- 
selben bisher für diese Zwecke hat zu Theil werden lassen. Das 
Bestreben für die rechtüche Restauration seines städtischen Sitzes 
gewinnt einiges weitere Licht aus den kirchhchen Gedanken und 
Absichten, die er in jener canonisch rechtlichen Sammlung ent- 
schieden verfolgt. 
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Der enge Zusammenhang zwischen dem weltlichen und geist- 
lichen Rechte, den wir hier annehmen, war für die Kirche schon 
längst ein Gegenstand lebendiger Aufmerksamkoit. 

Karl der Grosse hatte eine Literatur von Gesetzen geschaf- 
fen: er hatte dieselbe nicht allein fltr die Geistlichkeit, sondern 
auch für den missus und comeSestimmt. Die geschriebeoe Ver- 
ordnung sollte für die weltUche und geistliche Behörde die Richt- 
schnur ilu*er emträchtigen Verwaltung sein. Jedoch die Laien ver- 
loren die Richtung auf die literarische Bildung. Die vomehrnj^p 
Grafenfamilien, die Jahrhunderte nach seinem Tode durch die ge- 
naueste Kenntniss des alten, formellen Rechts und durch die 
rabulistische Ausbeutung desselben sich auszeichneten, verlernten 
Lesen und Schreiben und den Respect vor dem geschriebenen 
Buchstaben des Gesetzes.- So konnte Wippo [Tefralog. v. 190 ff.] 
die Wiederherstellurg des Schulunterrichts als einen .wichtigen Act 
der königlichen Gesetzgebung dringend, aber freilich vergeblich, 
anrathen. 

Die Kirche litt bei diesem Lauf der Dinge namentlich auch 
dadurch, dass es ihr nicht gelang, ihre Disciplin im stätigen Zu- 
sanmienhang mit der weltlichen Rechtsbildung zu einem gleich- 
massigen System auszubilden. 

Vor Karl dem Grossen hatte der einzelne Presbyter ohne die 
Controlle und den Schutz der Rischöfe seine Auctorität der Ge- 
meinde gegenüber aufrecht erhalten müssen. Römische Ritual- 
und Angelsächsische oder Brittische oder Irische Pönitentialbücher 
waren abgeschrieben, excerpirt oder zusammengeschmolzen wor- 
den, um für die Beicht- und Bussordnung der einzelnen Kirchen 
die schriftlichen Leitfaden zu gewinnen, welche keine DiOcesan- 
und Provincialsynode gab. So hatte sich eine kirchenrechtliche 
Literatur in den Händen der Pfarrer gebildet, reich an wider- 
sprechenden und unpassenden Principien, ohne Zusammenhang in 
sich und mit der neu erstehenden allgemeinen Kirchendisciplin, 
in Ausdruck und Inhalt gleich barbarisch [Wasserschieben Die 
Bussordnungen p. 33 ff.']. 

Karl starb, ohne dass die von ihm reorganisirte Hierarchie 
diesem Uebelstand Abhülfe verschaflt hatte, nach seinem Tode 
sah sich dieselbe daher nach zwei Seiten in einen legislatorischen 



njy 

Kampf verwickelt. Die niedere Geistlichkeit suchte nun oiTeubar 
mit jener althergebrachten, unabhängigen Literatur ihre Selbstän- 
digkeit zu erhalten [Wasserschieben a. 0. p. 83 ff.]. Der welt- 
liche Beamtenstand emancipirte sich seiner Seits immer mehr von 
der schriftHchen Gesetzgebung der Karohnger, vor seinem Wider- 
stand ermattete die Wirksamkei|f der Synodalbeschlüsse [Wenck 
das Fräok. Reich p. 141], wir finden ihn sogar mit der niederen 
Geistlichkeit in dieser Opposition verbündet [ebd. }>. 1 30 , 1 3S f.], 
ugd je weniger die hohe Geistlichkeit verfassungsmässig zu Worte 
kam, desto länger und unabhängiger behauptete sich die bar- 
barische Literatur des unteren Clerus [W^asserschleben a. 0. Dur- 
chard Decr. prol. ad Brunichonem]. Durch ihren rohen Eklekti- 
cismus, der auf die natürlichen Verhältnisse der Volksverfassung 
und die fixirten Normen des heimischen Volksrechts bei der kirch- 
lichen Beurtheilung der Verbrechen gar keine Rücksicht nahm, 
verloren die PEarrer allen Halt der Gemeinde gegenüber. Erin- 
nern wir daran, dass also gleichzeitig Wippo flie Herstellung des 
Schulunterrichts für die Vornehmen fordert, um dem Gesetze wie- 
der Geltung zu verschaffen, und Burkliard daran ging, der voll- 
ständigen Verwirrung des Busl^- und Beichtwesens durch Abschaf- 
fung der alten, mannigfaltigen Handbücher ein Ende zu machen. 
Das weltliche Recht war also in den Händen der Laien , die nicht 
lesen konnten und die literatura verachteten, das geistliche be- 
ruhte bei der unmittelbaren Berührung mit der Gemeinde auf bar- 
rischen, prinziplosen, ja shmlosen Aufzeichnungen. 

Diese kurzen Bemerkungen werden es schon deutlich machen, 
wie wichtig es kirchlich gesinnten Bischöfen sein musste, nicht 
nur die Einheit der kirchlichen Zucht in ihrer Diöcese herzu- 
stellen, sondern auch dem weltlichen Rechte gegenüber einen Halt- 
punct zu gewinnen, der ausserhalb des Einflusses des literarisch 
ungebildeten Beamtenstandes lag. 

Es konnte das auf verschiedenen Wegen versucht werden. 

Regino schildert in der Vorrede zu seinem Handbuch der 
causae synodales in der ersten Hälfte des 1 Oten Jahrhunderts sehr 
bestimmt den Zustand der allgemeinen Auflösung; er hebt es noch 
henor, dass das kirchliche Recht auf die Bedürfnisse der ver- 
schiedenen Nationen Rücksicht nehmen müsse, und dass die Zu- 
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stände des Frankischen Reichs so furchthar und geschwind sich 
entwickelten, dass es ihnen gegenüber darauf ankomme, die eigen- 
IhUmhche Richtung der einheimischen Kirchenzucht besonders 
streng festzuhalten. Und doch schhesst er selbst II, 88 eine 
Reihe von Sätzen aus dem Cod. Theod. mit der Bemerkung r „Hoc 
totum idcirco ex lege Romana |j(buimus, ut sacerdos ex lege per- 
pendat modum poenitentiae in tahbus transgressionibus. Canomca 
enim aucloritas cum lege Romana ex permaxima parte concordat'*. 
Der Widerspruch 'der Zeit liegt hier ausgesprochen: die Karolu^- 
gische Gesetzgebung erneuerte immer wieder den Versuch, das 
alte Volksrecht und die kirchliche Zucht neben einander zu halten, 
und doch fühlten die eifrigsten Vertreter dieser Richtung, dass 
diese Gesetzgebung ihnen Nichts böte, was durch Schärfe und 
Tiefe der Gedanken der sittlichen odef unsittlichen Entwicklung 
der Gesellschaft besser entspräche, als die Aufzeichnungen des 
Romischen Rechts. Derselbe Gedanke , den Regino hier ausspricht, 
veranlasste wol auch jene bedeutenden hochstiflischen Sammlun- 
gen, zu denen im 9ten und noch im Anfang des Uten' Jahrhun- 
derts die Institutionen oder der codex Theodosianus , die Volks- 
rechte und einzelne Capitularien zusammengetragen wurden [Pertz 
Leg. I p. XXUl, XXVIII f.]. Hier stehen die weltlichen Rechte 
zusammen, auf welche die kirchUche Disciplin in ihrem Kampf 
um die tägliche Auctorität, wie die allgemeine politische Stellung 
eine weise Rücksicht zu nehmen hatte. 

Aber diese Rücksichtnahme blieb zunächst doch fast erfolg- 
los, wie wir aus Wippo's und Burkhard's Klagen sahen. Das 
deutsche Episkopat hat wol nach verschiedenen Seiten hin durch 
kühne, ja venvegene Maassregeln sich zu behaupten gesucht, und 
wirklich zu behaupten gewuss^ und doch war seine Stellung selbst 
am Ende einer Regierung, wie die Heinrich's II. war, überraschend 
unsicher [Giesebrecht Deutsche Kaiserzeit II p. 171 ff.]. Grossen 
Entwürfen entsprachen keineswegs grosse Erfolge. In dem- be- 
ständigen Kampf der Episkopal- und Metropoli lange vvalt , der geist- 
lichen und weltlichen Macht, des Papstes und der Erzbischöfe, 
der Welt- und der Klostergeistlichkeit, kamen eine Menge grosser 
Gedanken zu Tage, und wurde eine Menge weltlichen Guts von 
Kirche genommen und verschwendet, ohne dass jener einzig 
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wünschenswerthe Zusammenhang der weltlichen und geistlichen 
VerwaUuDg, den Karl d. Gr. geschaffen, wieder hergestellt worden 
wäi'e. „Si in hac provincia" ruft Thielmar IV, 49 aus „aliquid \a- 
leret lex divina, non sie insa^iret secularis potenlia^^ 

Unter diesen Verhältnissen erst gewinnt nun Burkhard's ganze 
Thätigkeit ein eigenthümliches Lidit. Es ist nicht seine Bethei- 
ligUDg an den grossen Staatsgeschäften Aribo's von Mainz, Hein- 
ricbs II. und Konrad's 11., als eines entschieden kirchlichen Staats- 
mannes, was dabei zunächst in Frage kommt )^ auch i\^cht seine 
Bemühungen für die Ruhe und Sicherheit seines Bischofsitzes. Die 
äussere Geschichte der deutschen Kirche und der deutschen Städte, 
mag mit Recht auch in jenen Beziehungen ein besonderes Ge^ 
wicht auf seinen Namen legen ; was ihm für unsere Untersuchung 
ein ganz besonderes Intenese giebt, das ist sein Bemühen, die 
kirchliche Auctorität auf einem neuen Wege herzustellen. Bisher 
halte die Kirche umsonst ihre Strafmacht festzustellen gesucht, 
weil ihr die Grundlage einer glcichn^ässigen Disciplin fehlte, und 
diese Disciphn war nicht herzustellen gewesen, weil die Kirche 
dem weltlichen Beamten nicht mehr controllirend zur Seite stand, 
und weil dieser ihrem Einfluss entwachsen war, den anderer 
Seits der einzelne Pfarrer meist nur nach Gutdünken gelten liess. 
Schon die Verleihung der Gerichtsbarkeit für seine Stadt oder 
seine Villen, schob allerdings ftir den Bischof das eine dieser 
Hindernisse bei Seite ; in dem Bereich derselben ward , kann man 
sagen, in gewisser Weise jene Karolingische Controlle gleichsam 
so wieder hergestellt, dass nun der wellliche Beamte ganz unter 
die Aufsicht des Bischofs gestellt wurde, aber einmal war der 
weltliche Beamte zuletzt doch immer noch auch hier der Träger 
emes königlichen Rechts, und der König sein letzter Richter in 
einem Staat, der nicht der Karl's des Grossen war, und dann 
bildete gerade das Verhältniss der niederen Geisthchkeit zu ihren 
adhchen, welthchen Patronen einen beständigen Gegenstand des 
bischöflichen Misstrauens. 

Allerdings war dann auch schon längst in der Fränkischen 
Kirche der Grundsatz anerkannt, dass kein Bischof anders als in 
einer bedeutenden Stadt residiren dürfe; die Mittelpuncte des welt- 
lichen Verkehrs galten also auch hier für die besonders wichtigen 
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Positionen der kirchlichen Gewalt, ja die KaroUngische Gesetzge- 
bung hatte gerade hier die bischöfliche Gewalt zur Verstärkung der 
weltUchen angewandt [Pertz Leg. I p. 493]. Indessen können wir 
mit Bestimmtheit annehmen, dass die Karolingischen Verhältnisse 
auch hier nicht mehr bestanden und dass die grossen städtischen 
Klöster und die Abteien der Concentration der geistlichen Macht 
gerade an diesen Mittelpuncten des Verkehi'S ebenso hinderliclk 
wie förderlich sein mochten. 

Zuerst nun Am es Burkhard entschieden darauf an, wirkUcl^ 
für die bischöfliche Gewalt einen städtischen Sitz zu gewinnen un^^ 
zu behaupten. Von besonderer Wichtigkeit waren für ihn die Sätz^^: 
seiner Decretalensammlung I, 3t „Licentia — danda non est or — 
dinandi episcopum aut in vico aliquo ant in modica civitate, eis S 
suflicit presbyter ne vilescat nomen epfecopi" und jener andere — 
„episcopaha gubernacula non nisi majoribus populis et frequen — 
tioribus civitatibus oporteat presidere" ibd. 32. Ja die Ansässigr — 
keit des Bischofs selbst in seiner blühenden Metropole erschein * 
durchaus wünschenswerth „Sunt quidani" heisst es I, 32 „fratre^^ 
et coepiscopi nostri, qui non in ea civitate resident , in qua viden ^' 
tur episcopi ^sse constituti vel certe parvam illic rem habent, alifri 
autem bona praedia habere noscuntur vel affectionem proxim'omnn 
quibus indulgeant". Die Anordnungen, die für diesen Fall dann 
w eiter getroff'en werden , zeigen , dass eine solche Stellung des Bi- 
schofs weder für seine Amtsführung noch für seine eigenen Ver- 
mögensverhältnisse dienhch erachtet wurde. Ganz diesen angeführ- 
ten Sätzen gemäfs hatte Burkhard zunächst sich selbst inmitten 
seines Bischofsitzes festzusetzen und seinen ausserstäd tischen Besitz 
mit städtischem zu vertauschen gesucht. Es ist das priesterüche 
Selbstgefühl, eine schwierige Vorschrift der Kirche erfüllt zu haben, 
Menn er sich in einer Urkunde episcopus Wormaciensis civitatis 
mit dem Zusatz nennt „quam ego praediis meis et pecunia a duce 
Ottone ex magna parte redemi" [Schannat Episc. Worm. II p. 41]. 
Alle jene Maassregeln , durch welche er die Sicherheit und Hebung 
des städtischen Verkehrs förderte, machten Worms auch im kirch- 
lichen Sinne zu einem würdigeren und zweckmäfsigeren Sitze des 
Bisthums. Bei der Bedeutung eines blühenden und frequenten 
iischofsitzes, kam jedoch nicht allein die äussere Würde und der 
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grossere Geschäftskreis des Bischofs in Anschlag, sondorn für die 
Zwecke der kirchhclien DiscipHn seihst war es von Wichtigkeit, dass 
der geistliche Mittelpunkt der Diöcese ehen durch seine weltliche 
Bedeutung noch entschiedener sich fühlhar machte. 

Burkhard stellte seine Decretalensammlung zusammen „qnod" 
wie er im Prolog sagt „canonum jura atque poenitentiuni formae in 
nostra quidem dioecesi adeo coufusa sint atcjue inter se discrepanlia, 
wt aut ex toto neglec^^a aut omni pene auctoritate destituta vel mo- 
dice in ecclesiästica disciphna institutis apparor(y>ossint". Es kam 
l)ei einem solchem Zustand natürlich darauf an, das Gefühl für 
die Bedeutung des hischöflichen Sitzes und die dort herrschende 
Bisciplin durch alle möglichen Mittel zu helehen. Dass für das ge- 
sammte Gehiet der öffentlichen Russe die Kathedralkirche jeder Diö- 
cese gleichsam der grosse und höchste Controllhof war, geht schon 
^"s dem Gebrauch hervor, dass sich am ersten Fastensonntag und 
^^ Gründonnerstag die öffenthch Büssenden des Sprengeis mit 
^^^^n Decanen und Presbytern in der hischöflichen Kirche zu be- 
^^*nimten geistlichen Uebungen vor dem Bischof und seinem Clerus 
einzustellen hatten [Thietmar. IV. 33. VI, 52]. Dieser Gebrauch 
ß«idet sich bei Regino [I, 295] und bei Burkhard [XIX, 26] gleich- 
'lässig vorgeschrieben. Aber der letztere verlangte ausserdem 
'^ehr als jener: alle erwachsenen Christen des Sprengeis sollen die 
^fei hohen Feste am Sitze des Bischofs mit ihren Pfarrern be- 
gehen (TU, 231], ja in geistlichen Dingen lieisst es für alle Laien, 
hohe wie niedere : „per episcopi hcentiam quicquid agendum est, 
agant nee sine ejus permissu a sua parochia abscedant vel in ea 
morari presumant" [ebd. 03]. Hiermit stimmt es wol überein, 
dass Burkhard die Weihung neuer Altäre, die Gründung neuer 
Kirchen und die Verehrung -neuer Heiligen durch eine Reihe schär- 
ferer Bestimmungen von der ausdrücklichen Zustimmung des Bi- 
schofs abhängig Hftacht. Die Bestimmungen IH, 6, 17, 5l, 54 — 
59 hat Regino nicht. 

Durch alle die erMalmten Sätze ist nun die Absicht hinreichend 
bezeichnet, die Bevölkenmg in möglichster Abhängigkeit von dem 
Elnfluss des Bischofs, zu erhalten und desshalb die bischöfliche 
clvitas zu dem anerkannten Mittelpunkt eines geschlossnen Pfarr- 
systems zu machen. Dieser Gedanke entsprach dem einer einheit- 
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liehen kirchlichen Gesetzgebung und so >vie das Rechtsbuch des 
Bischofs die unabhängigen Aufzeichnungen der einzelnen Pfarrer 
verdrängen sollte, war es ganz consequeut, dass es dem Land- 
pfarrer untersagt wurde, in Anwesenheit der StadtgeistUchen in 
der Stadtkirche zu ministriren [Burkhard. Decr. V, 44]. Audi 
hierin geht Burkhard weiter als Hegiuo. 

Jedoch erwartete der Worinser Bischof keineswegs eine plötz- 
liche und gleichzeitige Restauration im Geiste seines Systems, son- 
dern beabsichtigt^, wie er es ausdrucklich im Prolog ausspricht, 
um* eine allmälig vorschreitende Besserung der bestehenden Hebel— 
stände. 

AYie wichtig bei einem solchem Plane die Ordnung der städ- 
tischen Verhältnisse seiner civitas für ihn war, kann man leichC: 
ermessen, wenn man sich die eingreifende Wirkung einer gleich — 
massigen Buss- imd Beichtordnung vergegenwärtigt. Die ältereim 
Pönitentialbücher , zum Theil fremden Ursprungs und ungeschickt 
redigirt, waren schon desshalb wirkungslos, weil sie auf die Schwä — 
eben und Laster einer fremden Bildung berechnet waren. [Was — 
serschleben Bussordn. p, 77 f,], Burkhards Buch war darauf be^ — 
rechnet, die Thätigkeit des Geistlichen nicht allein zu ordnen^ 
sondern durch Berücksichtigung der wirklichen Verhältnisse wirk- 
sam zu machen. Nirgends tritt das vielleicht deutUcher hervor, 
als in dem Schutz, den sein Rechtsbuch an verschiedenen SteUeii 
dem verheiratheten Priester gegen den Zelotismus andersdenkende!' 
Cleriker oder Laien [Decr. VIII, 64 III, 75. 207] bietet oder in 
jenen falschen Capilnlarieu , welche die Busse für den misshandel- 
ten Cleriker mit weiser Vorsicht ganz und allein dem Bischof zu- 
kommen lassen [Wasserschieben Beitr. zur Gesch. der vorgrat. 
Rechtsq. p. 27]. 

Ebenso nahm er willig die Bestimmungen über die wolfeilen 
Redemtionen auf, die namenlhch die Britische Kirche für die Bus- 
sen vornehmer Sünder ausgebildet hatte [AVasserschleben Bussord- 
nungen p. 28 ff. 78 Burkh. Decr. XIX, 11 ff.]. 

Aber neben diesen Concessionen hält die Sammlung doch an- 
Seits den Grundssitz aufrecht, dass für ein öffentliches Ver- 
len eine öffentüche Busse gehöre, sie verlangt dazu die Tracht 
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des BHSsendeo in Sack und Asclio und sein Erscheinen an jenen 
grossen Busslagen der Kathedrale [Regino 1/294 ff. Burkh. XIX, 
26 ff.], ja sie verhietet dem Busser nach vollendeter Busse für 
immer Weltlichen Kriegsdienst [Regino I, 318 Burkh. XIX, 66]. 
Und so gerade gegen die höheren Stände gewandt, sucht sie mit 
ihren Strafbestimmungt^n das ganze öffentliche und private Lehen 
nach dem Vorgang der alten Kirche zu umfassen. 

Sie sucht vorsichtig und hesonnen auf die Ordnung der kö- 
niglichen Gewalt und Sicherung der Dynastieu im 14ten Buche 
einzuwirken und wie sie hier die Ordnung der höchsten Gewal- 
ten selbst in den Bereich ihres Einflusses zieht, giejft sie im fol- 
genden Buche in die Verfassung der weltlichen Gerichte, von ihren 
kirchlichen Standpuncten aus, möglichst weit hinein. Viel sicherer 
nnd entschiedener kann sie freili^i aher hei der kirchlichen Be- 
handlung des Todtschlags und Mords, sowie des Meineids und des 
. l*etruglichen Kaufs, so wie andrer Seits des Eherechts, mitten in 
^'ßn Verhältnissen des täglichen Lehens Fuss fassen. Und doch hol 
^^^r die unmittelbare und häufige Berührung mit den concreten 
*^^idenschaften des Einzelneu , mit den A'ersuchungen des Verkehrs 
^^d den Missbräuchen einer zügellosen Gesellschaft grosse Schwie- 
•gkeiten. Desshalh sehen wir denn auch Burkhard gerade auf 
^*«sem Gebiete der Wirkung des kirchlichen Rechts durch die welt- 
^^he Gesetzgebung behutsam vorarbeiten. 

In seinem Hofrechl [Schannat Ep. Worm. II p. 48 §. 31] 

^^chte er, wie er ausdrückUch sagt „ut devitentur perjuria" im 

'^ivilprocess den Zeugenbeweis an die Stelle des Eides zu setzen ; 

offenbar war es der Kirche ebenso schwer des Meineids durch ihr 

^ussrecht Herr zu werden, wie des Mords, worüber er klagt [ebd. 

p. 47 §. 39]. „homicidia — quasi quotidie iiebant infra famiham 

S. Petri more belluino — — et interfectores magis inde gloriati 

^unt et elati quam aUquid poenitudinis praebuissent ". So sucht 

er denn an die Stelle der Blutrache die Geldbusse, an die Stelle 

des Eids den Zeugenbeweis durch die welthche Gesetzgebung zu 

bringen und indem er dadurch der Kirche eine leichtere Arbeit 

und besseren Erfolg zu sichern hofft, ist er andrer Seits angewandt, 

die neue Ordnung kirchlich zu stützen „Noverint" heisst es Decr. 

XVI, 16 „falsi testes, quod si falsum testimonium capitale cri- 
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men non esset, nequaquani dominus in evangelio inter principalia 
crimina hoc admimerasset '*. 

Halten wir alle diese Züge zusammen, die besonnene und 
doch entschiedene Richtung auf eine Reform der kirehhcheh Zucht in 
allen Kreisen , das Remühen ihr durch weltliche Mittel die Wege zu 
bereiten, das sichtbare Restreben, in der bischöflichen civitas ftir die 
bischöfliche Gewalt eine feste, ungestörte und einflussreiche Rasis 
für die geistliche Reherrschung der ganzen Diöcese zu gewinnen, 
so scheint nun doch das hiteresse unlaugbar, die Redeutung der 
civitas auch für den Verkehr der ganzen Diöcese zu heben und 
diesen Verkehr und seine Sitte so viel als möglich unter die Hand 
des Rischofs zu bekommen. Wer einen solchen Gesichtspunkt ins 
Auge fasste, hatte zunächst dreierlei Aufgaben zu verfolgen. Er 
musste allen und jeden unmittey)aren Zusammenhang mit den welt- 
hchen Gewalten abzuschneiden, er musste aber auch die geistliche 
Gewalt ganz in der Hand des Rischofs zu vereinigen suchen, und 
er musste dann endlich den so ausgesonderten und untergeordne- 
ten Rereich ganz mit den kirchlichen Vorstellungen und Interessen 
zu durchdringen streben. 

Die beiden ersten Absichten liegen in Rurkhards canonischer 
Sammlung deutlich zu Tage. 

Die möglichste Trennung der kirchlichen von der weltlichen 
Gewalt kann ein letzter Schritt der Desperation scheinen , nachdem, 
wie wir oben sahen, der weltliche Reamtenstand allen Sinn für die 
kirchhch- literarische Rildung, ja für die literarische Rildung über- 
haupt verloren hatte. Man verzichtete auf die Mitwirkung einer 
Gewalt, die man umsonst in den Kreis der eigenen Ciiltur zu zie- 
hen versucht hatte. Gleichzeitig aber -• bot eine solche Trennung 
auch erst die volle Möglichkeit, den kirchlichen Vorstellungen freie 
Entwickehujg zu geben und namentlich in den Rezirk der Immu- 
nitäten die bischöfliche Gewalt ganz unabhängig auszubilden. Rurt- 
hard hat diese Trennung eiitschieden angestrebt. 

Wenn auch in seinem Ruch die königliche Gewalt an ihre 
Pflicht erinnert wird, die Kirche in ihrem Recht zu schützen [Decr. 
XV, 43] und wenn selbst an manchen Stellen wie HI, 232 VIII, 
2. 50.* 35 die Erwähnung der weltlichen Gewalten stehen geblie- • 
in ist, so hat er doch an den meisten Stellen, wo er dieselbe 
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bei Regiiio vorfand, sorgfältig vertilgt. So sind die missi aus der 
Stelle bei Regino I, 381 in •seiner Fassung Decr. III, 172 getilgt 
und zwei andere Stellen Reginos 1, 28 und 244, wo sie ebenfalls 
vorkommen ganz weggelassen. Lässt sieb diess dadurch entschul- 
digen, dass das Institut selbst ausser Gebrauch gekommen war, 
so doch nicht auch die Weglassung der judices [Reg. II 74 mit 
Wasserschiebens Anmerk.] und die der comites [ebd. 279 — 282]. 
Die Zusammenstellung der königlichen und bischöflichen Strafge- 
walt wie Regino II, 232, 293 f. sie giebl, wird absichtlich vermie- 
den und dessen Schlussworte ebd. 295 „decet etiam, ut indigna- 
tionem domini regis sentiat etc'' ausgelassen. Am aufl'allendsten 
zeigt sich dieser Eifer, sich möglichst von der welthchen Gewalt 
zu enfancipiren , fast darin, dass Regino II, 191, wonach der 
könighehe Rann den Rüssenden in seiner Russe zu schützen be- 
stimmt war, in die Rurkhardsche Sammlung gar nicht au/genom- 
ngen ist. Diese Lostrennung der geistlichen Strafgewalt von der 
weltlichen musste allerdings gefördert werden durch die Immuni- 
tat von der welthchen Gewalt, welche die Kirche auch auf rein 
weltlichem Gebiete so ausgedehnt zu erwerben wusste. Für eine 
civitas oder villa , wo der Rischof schon gegen die welthchen Ein- 
grifie des früher berechtigten Reamten gesichert war, mochte man 
auch auf dem Roden des geistlichen Rechts dessen Einfluss leicht 
zurückweisen, aber es war, genau betrachtet, doch noch einsehr 
wichtiger Schritt, wenn der geistlich - weltHche Herr die Restim- 
mungen annuUirte, nach denen am Ende doch auch unter seiner 
Immunität seine eigene welthche Unterbehörde eine Retheiligung 
an der kirchlichen Jurisdiction beanspruchen konnte. Ganz ent- 
schieden tritt aber die Redeutung der Sache hervor, wenn sich 
an^ einigen Stellen, wie wir sahen, diese Emancipation unmittel- 
bar gegen die königliche Gewalt selbst richtet und der eigenen 
Unabhängigkeit wegen auf ihren Schutz stillschweigenil , aber ab- 
sichtUch verzichtet. 

Der zweite Schritt , der für die Ausdehnung der bischöflichen 
Gewalt unumgänghcti scheinen musste, war die Herstellung der 
bischöflichen Controfle über die Klöster. Hat Rurkhard, um die 
Kirche von der welthchen Gewalt zu trennen, die Capitulariea 
nach seinem Gutdünken corrigirt, so hat er dagegen hier ein an- 
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deres Verfahren cingesihliigcii. Eine Reihe von (]lapiteln des 8ten 
Buchs hestinuiien das Vertiältuiss des Bischofs zu den Aebten und 
ihren Klöstern durcliaus zu Gunsten der ersteren. Keines derselben 
[VIII, 3. 5. 67. 72. 76. 89. 96] findet sich in seinen beiden Quel- 
len, weder in Regino noch in der coUectio Anselmo dedicata [Rich- 
ter Beiträge p. 61 f. p. 69]. Die \\ichtigste Bestimmung, die den 
Mönchen überhaupt und dem Abt ohne Zustimmung des Bischofs 
verbietet, bei öffentlichen Gerichtsverhandlungen zu erscheinen 
[a. 0. 89.] ist denjenigen Beschlössen der Mainzer Synode von 
813 entnommen, die weder die Zustimmung des Kaisers noch 
die der Reichssynode erhielten [Rettberg, Kircbengesch. Deutsch- 
ands I, p. 441 f.]. Burkhard hat also auch hier mit entschiedener 
Absichtlichkeit die Stellung der bischöflichen Gewalt anders und 
man darf sagen, neu zu normiren gesucht. 

Die Sammlung und die Ansichten des Wormser Bischofs er- 
hielten bekapnthch in Deutschland und in der ganzen abendlän- 
dischen Kirche mjmittelbar oder mittelbar, durch Gratians Decret, 
eine grosse Verbreitung. Dass die Bischöfe seiner und der nächst- 
folgenden Generationen das von ihm zusammengestellte System ac- 
ceptirten, kann nicht zweifelhaft sein, jedenfalls waren Männer 
wie Anno von Cöln und Adalbert von Bremen durchdrungen von 
der Wahrheit, dafs die vollständige Herrschaft über die bischöfliche 
civitas und die Abteien eine wichtige Grundlage des Episkopats 
seien , dafür zeugt Annos Stellung Cöln , Adalberts Bremen gegen- 
über und der Wetteifer, in dem sie und ihre Amtsgenossen die 
Selbständigkeit aller Klöster zu brechen suchten. 

Es fragt sich nun aber für unsere Untersuchung, wie das 
deutsche Episkopat in den alten civitates seine dritte Aufgabe zu 
lösen hatte. Es hatte erstens sich nach aussen von der weltlichen 
Gewalt möglichst zu scheiden, nach innen die geistliche ganz in 
seinen Händen zu vereinigen und dann aber dritteils dieser geist- 
lichen Gewalt in jenem so ausgelösten Gebieten das Üebergewicht 
über die weltlichen Institute zu verschaffen. 

Die Immunität machte den Bischof zum Theil früh zum Trä- 
ger oder doch zum vollberechtigten Aufseher aller Beamtengewalt, 
die ihm verliehenen Markt -Zoll und Münzprivilegien, ja die Gra- 
fengerichtsbarkeit schien die ganze weltliche Administration so 
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l voUsländig iiT seine Hände zu vereinigen, dass man aUnlä^g die 
1 Verschmelzung der geistlichen und weltlichen Jurisdiction erwar- 
ten mochte. 

Und wirklich finden sich einzelne merkwürdige Spuren von 
einem Vordringen des geistlichen Rechts, wie es Männer wie Burk- 
hard und seines Gleichen als ihr letztes Ziel betrachten mochten. 
Er selbst zunächst konnte demselben wol noch bei seinen Lebzei- 
•^l ten nahe zu sein glauben. „Hoc testatur" möchte man mit dem 
Prolog zu seinem Hofrecht hier fortfahren „clerus et populus pa- 
terna dilectione educatus, hoc civitas adornata et adaucta, hoc 
universus episcopatus rebus. et largis possessionibus ditatus, hoc 
testantor congregationes hujus ecclesiae quas ipse — abundanter 
amplificavit vel ex novo instituit: corpus canonum in unam faciem 
castorum eloquiorum collegit, legem specialem familiae Sti Petri 
-dedit: et, ut breviter concludam, ecclesiam Wormaciensem in 
oieridiano splendore omnibus bonis lucentem feliciter reliquit" 
[Böhmer in Steiner Archiv f. hess. Gesch. H. p. 129 und Burc- 
WdiWorm. Decr. 1.1. XX Coloniae 1548]. Denn in der That 
^fese Blüthe war doch nach ctera Zeugniss der Decretalensammlung 
Wesentlich geschalTen durch und für die Herstellung der kirch- 
ichen Disciplin und wie sein ganzes Leben, zeigt auch seine Todes- 
^nde, die an seinem Lager seine clientes und milite's zur an- 
«Jächtigen Theilnahme vereinigte [Pertz. Scr. IV. p. 845], einen 
?<^Wichen Einfluss auch auf die weltlichen Kreise, wie er wesent- 
"ch in dem Lebens- und Arbeitsplan eines solchen Mannes liegen 
'»«»»ste. 

Im Einzelnen betrachtet boten sich dem kirchlichen Rechte in 
'^^^clien Händen und unter solchen Verhältnissen sehr verschiedene 
^iSe, um mitten in die weltliche Verfassung einzudringen. 

Dass die Kirche überhaupt immer mehr Puncte hervorhob , in 
^^lehen sie ihre Jurisdiction vor der der weltlichen Gerichte oder 
^^^igstens neben derselben behaupten könnte , ist eine anerkannte 
T^^atsache [Eichhorn Deut. St. und Rgesch. §. 320]. Nur kom- 
™^0 hier die Fälle in Betracht, wo die bischöfliche Gewalt gestutzt 
^^t ihre weltliche Macht dem geistlichen Rechte das Uebergewicht 
^^**Bchaflle oder zu verschaffen suchte. 

Jene alte Synodalfrage „si aliquis est, qui injusta mensura suam 
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annonam aiit vinum vcnclnt qnnm ilonüniis dicat: Aeqiius sit tibi 
modiiis et sexlarius acquiis?*' die auch die jGapitularien im Auge 
haben [Pertz. Leg. I. p. 21 , 6. p. 65. 73] steht wie bei Regino 
11, 5. §. 78, so auch bei Burkhard I. 94 interr. 71. Ja der Satz 
der Capituiarien „presbyteri admoneant, ut nuUi iter facienti 
— nihil carius vendant. Quodsi voluerint ad presbyi;eros trans- 
euntes hoc referant" [Pertz. Leg. L p 552, 13], der die Ver- 
kehrspolizei auf dem Lande in die lland des Pfarrers legte, fin- 
det sich auch bei beiden [Reg. 11, 427 f. c. notis Wasserschieb. 
Burkh. 11, 167 f.]. Es liegt auf der Hand, das die Marktpolizei 
auf diesem Wege ganz kirchlich werden konnte. Der Cölner Got- 
tesfrieden von 1083 sucht freilich die öffentliche Sicherheit wesent- 
lich durch kircliHche Mittel herzustellen, aber grade hier tritt auf 
dem Lande für den Verkehr der Reisenden der magister villae an 
die Stelle des Presbyters [Pertz »Leg. II. p, 59 Z. 17 i.]. Um so 
auffallender ist es, dass in der Stadt Cöln die burdectnl die Klagen 
wegen falschen Maasses und falschen Verkaufs an sich gezogen hat- 
ten [Lacomblet Urk. II p. 245] eine Ausdehnung des geistlichen 
Rechts, die allerdings möglich war, wenn die Kirche mit Energie 
jene Satzungen der heiligen Schrift zu vertreten suchte. 

Ein zweites Beispiel bietet uns das Dienstrecht des Cölner Erz- 
bischofs - in seinen Bestinunungen gegen den gerichthchen Zwei- 
kampf und das Recht der Blutrache. Wir haben schon oben ge- 
sehen, wie Burkhard grade nach dieser Seite in Worms dlhi 
geistlichen Rechte durch sein weltliches Dienstrecht Bahn zu schaf- 
fen suchte. Das Cölner Dienstrecht ist mit dem Einflüsse des geist- 
hchen Rechts wirklich mitten in das weltliche Recht eingedrungen. 
Es verbietet den Zweikampf ein für allemal. [Fürth. Minist, p. 
513 §. 7] Für den Fall eines Todschlags haben die Verwandten, 
des Erschlagenen die Klage beim Erzbischof zu erheben. Leugnet 
der Angeklagte, so kann er durch das Zeugniss von sieben un- 
parteiischen Dienstleuten überführt werden „convictus in potesta- 
tem domini süi judicabitur". Dann hat er überall den Erzbischof 
zu folgen „sie autem dominum — .sequetur, ut semper apud prio- 
res Colonienses et dominos terrae et apud omnes,. quos potest, 
studiose laboret pro recuperanda gratia domini sui et ut inimi- 
eis suis de morte occisi reconcilietur**. Gelingt diess nicht inner- 
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halb Jahr und Tag, so tritt er die Haft in der Kammer zunächst der 
St. Thomascapelle unter dem erzbischöflichen Palast an: von da 
aus kann er durch ein Fenster dem Gottesdienste der Kapelle mit 
beiwohnen, die Thur der Kammer ist von Sonnenaufgang bis Nie- 
dergang offen, aber ein F^den mit den erzbischöflicben Siegeln 
vorgezogen, so dass 6r den Tag über, unter des Erzbischofs Schutz 
und Frieden steht, nach Sonnenunlergang mag er sich selbst vor 
seinen Feinden sichern. Nur an den hohen Festen, Weihnacht, 
Ostern und Petri *„quum synodus episcopahs celebratur" hat er 
drei Tage freien Ausgang „ut tunc universos priores ecclesiae et 
dominos terrae et omnes amicos et domesticos roget, quatenus pro 
«0 intercedant" gelingt ihm dies nicht, so bleibt seine Haft lebens- 
länglich und bricht er sie, so geht er aller Rechte und Ehren ver- 
lustig „juris sui tam synodalis quam secularis expers efficitur". 
Die in der Haft mit seiner Frau gezeugten Kinder gelten nicht für 



Diese Bestimnmngen über die Haft des Mörders konnten nur 
dadurch die welthche Gerichtsbarkeit so entschieden zurückdrän- 
gen, dass sie die Synodaljustiz so mitten in das Verfahren hinein- 
drängten wie es hier geschehen. Die Entscheidung ist allerdings 
nicht unmittelbar dem Sentgericht übergeben aber der Prozess des 
Weltlichen Gerichts wird durch den Frieden des Erzbischofs sistirt 
und nun der Verurtheilte immer wieder an die Vermittelung der 
SMIlichen Gewalten hauptsächlich gewiesen. Finden wir auch im 
Basler Dienstreclit eine ähnhche Haft in St. Ulrichs Thurm für 
^en pflichtvergessenen Dienstmann [Wackernagel Bischofsrecht p. 
^^ §. 12 Grimm Rechtsalter th. p. 182], so liegt die Vermuthung 
^^he, dass auch hier in ähnhcher Weise dem Sentgericht ein Ein- 
Öuss auf die weltlichen Verhältnisse durch das Hofrecht eröff- 
net sei. 

So wie nun aber Dienstrecht und Marktrecht der bischöflichen 
^^acht Gelegenheit gaben , die geistliche Richtergewalt an die Stelle 
^^r welthchen zu schieben i so lag es andrer Seits nahe, dass die 
^©hlichen Kreise sich gegen solche Eingriffe soviel wie möglich zu 
sjchern suchten. Jener merkwürdigen Concession des Cölner Dienst- 
^^chls an das Sentgericht entspricht andrer Seits die des Sentge- 
'*chts an die Dienstmannen [§. 9] dass sie an der grossen Synode 
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vor keinem ander eil geistlichen Richter zu Hecht stehen sollen als 
vor des Bischofs Capellarius vor St. Johannes Capellen. Hierhin 
offenbar gehören dann auch Bestimmungen , wiei die des Soester 
Statuts [Gengier Stadtrechte p. 441.], dass der Propst das Sent- 
gericht dreimal im Jahre halten und tlass es von allen Einheimi- 
schen gesucht und sine cavillatione gehalten werden soll, dass der 
Propst anerkennen muss, quemcunque scabinum burgenses statuer- 
rint und dass von diesem stadtischen Sentg^richt keine Appellation 
gelten soll. Eine ähnhche Begränzung der geistlichen Gerichtsbar'- 
keit zeigt das Statut von St Omer [Warnkönig Flandr. Staats - und 
Rechtsgesch. I Urk. 9 §. 3]. „Si quis de jure christianitatis atb 
aliquo interpellatus fuerit , de villa Scti Audomari alias pro justitia 
exequenda non exeat, sed in eadem villa — quod justum est cleri- 
corum scabinorumque judicio exequatur nee respondeat alicui 
nisi tribus de causis videlicet de infractura ecclesiae vel atrii de le- 
sione clerici, de oppressione et violatione feminae, quodsi de aliis 
causis querimonia facta fuerit coram judicibus et praeposito [co- 
mitis] hoc finiatur." Eine .Frankfurter Urkunde endlich, freUich 
erst aus dem Ende des 13ten Jahrhunderts, [Boehmer Cod. Moe- 
nofr. I p. 21 1] verdeutlicht sehr lebendig einen anderen Punkt, 
wo die weltliche und geisthche Jurisdiction sich nur zu leicht be- 
rühren konnten „Nunquam" sagt dort der Stadtpfarrer ,.constituara 
vel habebo homines, qui eitsverin vulgariter appellantur, sed sca- 
bini possunt et debent honestos homines constituere, qui dicuitur 
eitsverin et illi debent festa violata accusare ipsis scabinis , quotiens 
ab eisdem fuerint requisiti et de bis ego plebanus praedictus ha- 
bebo satisfactionem et emendam, quam mihi dictaverit sententia 
scabinorum et sie ego nunquam constituam homines, qui eitsverin 
dicuntur, ad ahqua artificia in civitate vel extra civitatem -^ Item 
linguas boum , stomachos porcorum , capita ovium aut aha anima- 
lium intestina de cetero a carnificibus non requiram, sed si festa 
violaverint satisfacient et emendabunt secundum sententiam scabi- 
norum. Item pro festo violato in quocunque artificio non requi- 
ram aliquam — emendam, nisi quam dictaverit sententia scabi- 
norum." 

Diese Rivahtät des weltlichen und geistlichen Rechts, für die 
es an weiteren Beispielen nicht fehlt [Lappenberg Hamb. Urk. I 363 
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Westphalen Monum. ined. II p. 2091] mussle durch die rasche Ent- 
wicklung des städischen Verkehrs wesentlich angeregt werden und 
grade hier musste die Kirche sich besonders berufen fühlen, der 
zunehmenden Gewissenlosigkeit mit ihrer BeichtcontroUe und ihrem 
Strafrecht entgegenzutreten. 



Viertes Capitel. 

Charakte;r und Organisation der städtischen Laien- 
gewalten. Die Verfassung der deutschen Pfalz- 
burgstädte. 



a. Ministeriales als capitanei civitatis. 

Wir haben bisher die Art und Weise zu verdeutlichen gesucht, 
in welcher das deutsche Episkopat sich den. unbestrittnen Ein- 
fluss in seinen Bischofstädten zn verschalTen suchte. Um die Re- 
sultate dieser Richtung für die städtischen Verfassungen abzu- 
schätzen, kommt es darauf an diejenigen Institute zu würdigen, 
welche es dabei zu bewältigen und unter sich zu zwingen hatte. 

Hatte der Bischof durch die Immunität die volle Selbständig- 
keillden weltlichen Beamten gegenüber erhalten, hatte er durch 
die Burkhardischen Decretalen den Zusammenhang, der zwisclien 
geistlichen und weltlichen Recht noch bestehen mochte, möglichst 
zerschnitten, so fragte es sich, ob er nicht doch inmitten jenes 
so ausgesonderten Gebiets noch bedeutende und gefährliche Ele- 
mente des Widerstands traf. Diese Elemente konnten den weltlichen 
und den geistlichen Ständen angehören. 

lieber diejenigen weltlichen Kreise, welche die Kirche in 
ihren Bischofstädten für die einflussreiclisten erachtete, kann ei- 
gentlich nach der Angabe der Quellen selbst durchaus gar kein 
Zweifel sein. „Forma — electionis quae tunc [Anf. sec. XU] fie- 
bat episcoporum et regalium abbatum, talis erat'' sagt der Bio- 
graph Konrads I. von Salzburg [Pertz Scr. XI p. 65 c. 5]. „De- 
functo ecclesiae cujuslibet episcopo vel monaslerii abl^ate mox ad 
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palatliim proficisci iioii dilferunt prepositiis , decanus, magister 
scolarum et prior monasterii et cum eis majores et sanioris con- 
silii personae de civitate, anuuium episcopalem secum portantes et 
baculum etc." Gerade sosdiildert uns Ebbo in der Vita S.Ottonis 
[Pertz Scr. XII p. 827] die Wahl desselben und nennt neben dem 
höheren Clerus die natu majores et quaeque illustriores personae 
als die capitanei civitatis oder capitanei ecclesiae; so auch werden 
bei der Wahl Annos von Cöln die optimates et capita populi Co- 
louiensis episcopalem baculum regi restituentes genannt [Pertz XI 
p. 168, 6 §. 10 f.]. Wer aber diese majores et sanioris consi- 
lii personae de civitate, die illustriores personae oder capitanei seien, 
erhellt deutlich daraus, dass bei allen Bischofsv^ahlen des Uten 
und 12ten Jahrhunderts eben neben dem clerus nur die ministe- 
riales oder miUtes genannt werden [Pertz a. 0. XI p. 35 Z. 34 
Scheidt: Vom Adel p. 172 ff. Fürth Ministerialen §. 92]. Dieser 
Gebrauch findet sich am Anfang des Uten Jahrhunderts zu Mag- 
deburg [Thietm. V, 24. VI, 42], in der Mitte desselben zu Salzburg, 
und noch am Anfang des i3ten Jahrhunderts zu Regensburg so 
fest stehend, dass der Herzog von Bayern 1213 das Recht erhielt 
theilzunehmen „in famihari consilio electionis episcopi sicut unus 
ex canonicis vel ministerialibus". 

Waren nun aber die ministeriales und nicht etwa neben ihnen 
irgend eine Gemeinde von alten Freien die optimates civitatum wäh- 
rend des Uten und 12ten Jahrhunderts, so kommt es zunMst 
für uns darauf au, diese ministeriales fester ins Auge zu fassen. 

Es sind zunächst städtische Ministerialen, die hier in Betracht 
kommen, solche deren Häupter und deren Elite als optimates ci- 
vitatis auftreten. Es ist also zweierlei zu beachten, wenn man 
ihre Stellung zum Episkopat richtig auffassen will, einmal dass der 
üebergang von dem Karolingischen Ministerialen zu dem der spä- 
teren Zeit gerade hi die Periode fällt, wo das Episkopat §ich in 
den Städten festsetzte und zweitens, dass eben die ministeria und 
also auch die ministeriales der civilates wesentHch verschieden sein 
konnten von denen der villae. Das crstere ist hinreichend aner- 
kannt, aber freilich bei der Entwickelung der deutschen Verfassung 
nicht immer fest genug im Auge behalten; das andere aber, der 
Sinn und Charakter einer städtischen Ministerialität ist ganz unbe- 
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achtet geblieben, weil man immer nur entweder an den Karolingi- 
sclien ministerialis dachte, der noch keine besondere Verfassung 
der civitates kannte oder an den späteren, der bisweilen in einen 
unklaren Zusammenhang, öfter jedoch in einem deutUchen Gegen- 
satz mit den städtischen Bevölkerungen erscheint. 

Am Anfang des lOten Jahrhunderts finden wir den Begriff 
des ministeriums noch als den Grundbegriff der ganzen Verwaltung 
So heisst es Ried cod. Ratisb. I Urk. 98: „decimam partem vec- 
tigalium i. e. de mmisterio ÄoUenarii" und ebd. Urk. 92 wird eine 
villa verschenkt „cum omni integritate sua, ad cujuscunque rega- 
lis miuistri quicquam inde ministerium pertinereU' und eine curtis 
ebd. Urk. 91 ebenfalls „cum omni integritate — — sicut priscis 
temporibus in singulis ministeriis patrum nostrorum ordinatum 
fuerat". Hier sind also die ministeria und die ministeriaies nicht 
etwa die Hausbeamteten allein, sondern sie beziehen in ihrer Ge- 
sammtheit jedenfalls die gesammten Einnahmen,' die überhaupt dem 
fiscus zufliessen [s. oben p. 69 f.]. 



b. Der Verfall der Pfalzen ausserhalb Deutschlands. 

In derselben Periode, wo uns so die letzten aber ganz deut- 
lichen Spuren der Karolingischen Ministerialttät entgegentreten, 
erscheint nun dagegen eine Reihe von Einrichtiuigen , die wir ver- 
geblich bei den Karolingern suchen. . 

Die späteren Capitularien zeigen die Rarolingisehe Gesetzge- 
bung in dem eifrigen Bestreben, den fortschreitenden Verfall der 
Pfalzen in Itahen und Frankreich nach Kräften zu hemmen. Die 
alle Karolingische Pfalzverfassung beruhte wesenthch auf den un- 
mittelbaren Naturalleistungen der Villen. Sie bildeten den Unter- 
halt der grossen und wolgeordneten kaiserlichen HofTialtung und die 
beneficia zum Theil den Sold des höheren oder niederen Beam- 
teten. 

Schon Karl klagt wiederholentlich , dass der Ertrag der bene- 
ficia unrechtlicher Weise zur Verbesserung der Alode der Benefi- 
ciare verwandt werde [Pertz Leg. I p. 101. 144. 149. 157]. Un- 
ter seinen Nachfolgern nahm dieses Unwesen so überhand [ebd. 
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p. 234. 364], (lass ein halbes Jahrhundert nach Karl man die 
trostlosen Resultate als eine vollendete Thatsache gelten lassen 
musste [ehd. p. 475]. Der Verfall der Pfalzen und ihrer EinküDfte 
war hei dieser allgemeinem Bewegung nicht zu vermeiden und 
man kann in den Capitularien ihn fast Schritt für. Schritt ver- 
folgen. 

Zuerst zeigten sich die Beneficarien ausser Stande, die Ver- 
ptlegung und das Quartier für die fremden Gesandten zu leisten, 
die Einhard [vita Caroli c. 21] schon eme Last des Reiches nannte 
[Pertz a. 0. p. 245]. Mit der ahsichtiichen Verwahrlosung der 
Beneficien verschwanden nun auch die Einkünfte, auf die sie zum 
eignen Unterhalt angewiesen waren , es begannen auf den Strassen 
zu den königlichen Pfalzen die gewaltsamen Requisitionen der rei- 
senden Grossen [ebd. p. 406. 433. 452. 472]. In den Städten 
verfielen die Brücken und Pfalzen in dem Grade, wie die beneficia 
zerrüttet und ihrer ursprüngUchen Bestimmung entfremdet wurden 
[ebd. p. 405. 438]. 

Die späteren Karolinger waren einmal bemüht, die Pfalzge- 
bäude selbst zu erhalten , sowie die Brücken und Strassen [ebd. p. . 
407. 434], 856 wurden die missi beauftragt, zu untersuchen , wo 
und aus welchen Mitteln früher die Pfalzen unterhalten worden, wann 
und durch wen sie eingegangen seien , sie sollten sofort hergestellt 
werden [ebd. p. 438]. Mit den Brücken waren häufig die Zölle 
verbunden „Niemand" verfügte schon Ludwig I. 820 [ebd. p. 
228 f.] soll Zoll erheben ausser auf den Märkten, wo gemeine 
Waaren verkauft werden — , auch nicht auf den Brücken, ausser 
wo von Alters her Zoll genonunen ward , nicht an den Ufern . wo 
die Schiffe nur einige Nächte zu bleiben pflegen u. s. w. „Aehn- 
liches wiederholte Lothar L 832 [ebd. 363] in zweifelhaften Fällen 
behält er sich die Entscheidung für sein nächstes placitum vor. 
Hierhin gehört es nun auch wenn König Guido 858 ausdrückUcii 
bestimmt, dass die Pfalzbeamten in des Königs Dienst friedUch ohne 
Plünderung dienen sollen und dass die, welche von fernher zum 
placitum kommen, nirgends rauben, sondern ihre Bedürfnisse zu 
bilhgen Preisen kaufen sollen [ebd. p. 552]. Da aber diese Rei- 
senden meist Standesgenossen des Grafen und Bischof waren, so 
eine Hauptfrage, wer die Polizei führen sollte in dem nothwen- 
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digen Verkehr auf den Pfalzmärktcn und für den Reisenden zur Pfalz. 
Allerdings ßndeu wir Spuren einer solchen Marklpolizei, die nament- 
lich sich veranlasst sieht, den Verkäufer zur Annahme des guten Gel- 
des zu zwingen [ebd. p. 213. 477] ; 864 bestellt das edictum Pistense 
eine Reihe neuer Einrichtungen für solche Fälle und die ControUe 
von Maass, Gewicht und Münze [ebd. p. 490 ff.]. Hier wird bei 
der Züchtigung des Straffälligen der Bischof oder Presbyter zur Con- 
troUe hinzugezogen. Sehen wir so den missus und comes die Ver- 
kehrspohzei an- die geschworenen und gewählten Schiedsrichter und 
schliesslich zum Theil den Geisthchen abtreten, so wussten die 
-späteren westfränkischen KaroUnger auch gegen ^as Requisitionswe- 
sen keine andere Aushülfe als die der kirchhchen Gew alt. Karlmann 
übertrug 880 dem Dorfpfarrer die Polizei bei den Einkäufen der 
Durchreisenden und dem Bischof eme strenge, geistliche Strafge- 
Vtalt gegen alle unrechtmässigen Requisitionen in seiner Diöcese 
[ebd. p. 552 f.]. Unter diesen vergebhchen Versuchen einer neuen 
Ordnung ward die Geldw'irthschaft an den Itahenischen und West- 
fränkischen Königshöfen ganz überwiegend und verdrängte die Na- 
toralwirthschaft. Als Guido von Itahen nach Franken kam, war ^ 
die Naturalverpflegung der Deutschen Könige, wie sie der Bischof 
von Metz leisten wollte, ihm etwas ganz ungewohntes [Liudprand 
Antap. I 16]. Die Hofhaltung der Westfränkischen Könige konnte 
am Schluss des 1 ten Jahrhunderts nur bei einer bestimmten Höhe 
der /Victualienpreise geführt werden [Richer. I, 4] „Alles " erzählt 
Tbietmar VH 3 verwundert von Heinrichs H Römerzug „dessen 
die Fremden dort bedürfen, muss bezahlt werden und zwar 
immer noch mit Gefahr des Betrugs". 

Aus eben diesen Stellen erhellt nun aber auch andrer Seits, 
dass die Naturallieferungen die Grundlage der Deutschen Königs- 
wii'thschaft gebUeben war und es ist allgemein bekannt, dass das 
deutsche Königthum im 10 ten und 1 1 ten Jahrhundert an einer 
grossen Reihe von Pfalzen, von einer zur andern ziehend, mit 
diesen Naturallieferungen seine tägUche Hofhaltung bestritt. 
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c. Die deutschen Pfalzen und das Burggrafenthiun. 

Allerdings mochte sich die Naturahvirthschaft in Deutschland 
desto leichter halte», je weniger das raujie und weite Gebiet der 
raschen Entwicklung der Geldwirthschaft zugänglich war*; die schon 
unter den letzten Karolingern in den südlichen Theilen ihrer gros- 
sen Herrschaft sich hemerkjich macht. So konnte von selbst die 
Organisation der Karohngischen ministeria sich hier länger erhal- 
len als in Frankreich und Itahen, aber es kommt noch ein andrer 
beachtenswerther Umstand hinzu. Wir fmden in Deutschland zu der 
Zeit, wo die Spuren der Karohngischen ministeria noch nicht ver- 
loschen sind, ein Amt und eine Reihe von Einrichtungen, die mit 
den städtischen Pfalzen in unmittelbarer Berührung stehen , die be- 
sonders geeignet erscheinen , den Veifall der Pfalzen zu verhindern. 
Diese Einrichtungen finden sich nicht erwähnt in den Capitularien 
der Italischen und Westfränkischen Könige, so reich diese sind 
an Maassregeln zum Schutz der Pfalzen und wir haben daher alle 
Ursache in ihnen auch eine der Ursachen zu sehen, welche die 
längere Erhaltung der deutschen Pfalzen, ihrer Naturalwirthschaft 
und ihrer ministeria zur Folge hatten. 

Dieses Amt ist das Burggrafenthum und diese Einrichtungen • 
sind die von ihm abhängige Organisation der älteren Pfalzstüdtc. 

Ehe wir daran gehen, die Resultate der neueren Untersfuchun- 
gen über die Burggrafen zusammenzustellen und zu vervollständigen, 
wollen wir aber im Voraus darauf aufmerksam machen , dass durch 
dieses Amt die städtische Ministeriali tat einen besonderen Halt und 
die ganze frühere Stadtverfassung jenen Charakter erhalten nuisste 
mit welchem sie in die Hände des Episkopats kam. 

Arnold hat neuerdings behauptet [Verfassungsgesch. der deuL 
Freist. 1. p. 121. 124], dass die ältere Burggrafschaft nur in den 
.elf Städten Mainz, Speier, Strassburg, Regensburg, Magdeburg, 
Cüln, Trier, Augsburg, Utrecht, Würzburg und Worms vorkomme. 
Diess ist ein Irrthum, es findet sich auch ein Bamberger Präfekt 
oder Burggraf erwähnt [Epp. Wibaldi No. 320], ein Hersfelder 
[Wenck. Hess. Landg. 3 p. 67 f.] ja überhaupt muss das Amt im 
löten und Uten ^Jahrhundert häufig vorgekommen sein. Widu- | 
kind erwähnt H, IS die praefecti urbium, qui erant in Oriente 
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parlis ducis Henrici , die alle vom Herzog abgefallen mit Ausnahme 
der urbes Mersburg et Scithingi. Diese Stelle kannte man viel- 
leicht nur auf diejenigen urbes beziehen, die zur Grenzvertheidi- 
gung angelegt, und deren Burggrafen desshalb mit der Mark und 
deii Markgrafen in einer besonderen Beziehung standen [Walter 
Rechtsg. 1 § 197], Zu dieser Kategorie hat Riedel [Berl. Acade- 
mieschr. 1854 S. 366] auch Nürnberg gezählt. Und in der That 
werden diese Burggrafen bei Widukind wesentlich mit in Betracht 
kommen. 

Dass es aber nicht in den Marken allein, sondern dass es 
im Reiche selbst mehr Burggrafen gab, die also nicht aus der 
Mark- sondern aus der Reichsverfassung zu erklären sind, ja dass 
man nicht etwa hier nur in einigen Bischofstädten diesen Beamten 
kannte, dafür scheint mir ganz besonders der Umstand beweisend 
dass die Dichter des 12ten und auch des 13ten Jahrhunderts sich 
in jeder grösseren Stadt offenbar einen Burggrafen dachten. 

In der älteren Judith [Diemer Deut. Gedichte p. 1 20] hat 
Bethulia einen burcgravi, der in der jüngeren, die sich enger der 
Bibel anschhesst, fehlt. Das Alexanderlied kennt einen Burggra- 
fen zu Thelamon [ebd. p. 198] die Kaiserchronik [ed. Diemer p. 
194] zu Rom, der Otnit [ed. EttmüUer Str. 28] zu Garte und 
der gute Gerhard [ed. Haupt p. 50] in der Hauptstadt von Maroch. 

Mit einer allgemeinen Annahme von der Nothwendigkeit und 
der Würde des Amts, stimmt es endlich sehr wol, dass wir in der 
ersten Hälfte des 12ten Jahrhunderts die Ministerialen von Corvey 
daran gehen sehen, innerhalb der Immunität des Klosters „Burg- 
bann" und „Burgding" unter einem Burggrafen einzurichten [Jans- 
sen Wibald Abt von Corvey und Stablo p. 123]. 

Um aber, abgesehen von jenen Grenzburggrafen, die Bedeu- 
tung des Amts festzustellen, müssen wir die der damaligen „bürg" 
zu flxiren suchen. „Der ältesten Bedeutung des Wortes" sagt Waitz 
[Ranke Jahrbücher d. deut. Reichs p. 152] „war eine besondere 
Beziehung auf Befestigung wol nicht fremd." Dass später im 
12ten und 13ten Jahrhunderte „Burg" wirklich nur einen befestigten 
Platz bezeichnete, ist eine hinreichend bekannte Thatsache. ^ Wir 
treffen also in einer früheren und späteren Periode in dem Worte 
den Begriff der ifefestigung. Darnach liegt die Annahme seh- 

Nilzsch, Gesch. cl. Slauf. Per. I. IQ 
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nahe, dass auch in der Zwischenzeit dieser Begriff damit verbun- 
den worden sei. Waitz allerdings hat a. 0. nachzuweisen gesucht 
dass diess nicht der Fall gewesen sei. Er meint, früher sei ein 
befestigtes Castell die einzige Art gemeinschaftüchen Zusammen- 
wohnens bei den Germanen gewesen ,,spUter aber, als man auch 
ohne dies die Wohnungen zusammenrückte, benannte man jede 
solche Ortschaft mit dem Namen einer Burg". Sein Hauptbeweis 
ist die wunderliche Stelle I^iudpr. Anlap. lil, 44 [Pertz Scr. III 
p. 313]: ipsi doniorum congregationcm , quae muro non clauditur 
burgum vocant. Um diese Burgundische Bedeutung aber weiter 
zu erklären, hatte er die selbst von ihm angezogne Stelle Oros. 
VII, 32 heranziehen müssen: „quondam — per castra dispositos 
ajunt in magnam coaluisse gentem atque ita etiam nomen ex opere 
praesumsisse quia crebra per limitem habitacula constituta burgos 
vulgo vocant." So viel ich sehe bedeutet also burgum eine cod- 
gregatio domorum, quae mm^o non clauditur, leistet aber zugleich 
die Dienste eines Römischen castrums, d. h. eines festen Plalzes. 
Und allerdings kann eine zusammenhangende Gruppe von Häusern 
unter Stämmen, die vielmehr zerstreute Wohnungen lieben, eine 
entschiedene Wichtigkeit für die militärische Vertlieidigung haben, 
der zusammengeschlossene Wohnplatz ist eben dadurch ein fester 
Platz, ein burgum, dessen militärische Haltbarkeit durch eine 
Mauer wol verstärkt, aber nicht erst geschaffen wird. 

Dieser Gesichtspunkt der militärischen Haltbarkeit scheint mir 
nun auch dazu geführt zu haben , dass Burg vorzüglich der Name 
der grösseren Plätze ward [Waitz a. 0. p. 153 A. 2.]. So werden 
im Alexanderhed [Diemer Deut. Gedichte p. 202] Babilon, Troja, 
Kappadocia (!) Karthago , Rom, Antiochia als Burgen mit der „Burg" 
Alexandria verghchen, der sie sich entweder an Festigkeit oder an 
Reichlhum nicht vergleichen lassen. So heisst ebendort Tyrus 
„ein stat groz " aber nach der Beschreibung ihrer Festungswerke 
[ebd. p. 203] auch „die burc" , dagegen „ein castel" [ebd. p. 206] 
nur ein Belagerungswerk ist. Eben die Grösse und der Reichthum 
gaben dem Platze eine nachhaltigere Widerstandsföliigkeit, welche 
die Schliessung durch eine Mauer kleineren Orten immer nur re- 
lativ verlieh. Erklärt eine ältere Glosse urbs: burc civitas, [Waitz 
a. 0. p, 152 A. 1], so bedeutet eben urbs wie civitas die he- 
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festigte Stadt [Hegel in Allgem. Monatssclir. 1854 p. 698 f.] und 
es kommt nun darauf an, sich die Art dieser alten Burgi»tädte 
möglichst zu vergegenwärtigen. 

Die Dichter des 1 1 ten und 1 2 ten Jahrhunderts schildern uns 
die Burgen mit einer Unzahl starker und fester Thürme umgehen, 
wie sie auf einer weiten Stadtmauer Raum liehen mochten; die des 
13 ten , wie z. B. der der INihelungen , ühertrugen diesen Reichthum 
an ThUrmen im poetischen Uehcrmaass auch auf die Burg (h'r 
BrUnhild u. a. und der Leser oder Hörer mochte das, ohwohl filr 
ihn die Burg schon meist nur ein fester Herren - oder Königshof 
war, ebenso ruhig hinnehmen wie das Haus, in dem 9000 Knechte 
zusammen speisen [Nibel. Not ed. Lachmann Str. 1 872 f.] da doch 
ein bedeckter Speiseraum für 1000 Ritter schon eine grosse Sel- 
tenlieit war [Perlz Scr. XI p. 66]. In der Wirklichkeit waren die 
civitates des {0 ten Jahrhunderts meist arm an Thürmen. Amiens 
hatte nur zwei [Pertz Scr. lll p. 400] das viel umstrittene Laon 
nur einen [Richer. 11, 91]. Das caslrum Coucy [Pertz a. 0. jp. 
404] bestand aus dem oppidum und der arx, d. h. einer lurris. 
Von der Belagerung von Senlis stand man dagegen ah oh pluri- 
marum turrium firmamentum [Richer. H, 92] Augsburg hatte zur 
Zeit St. Ulrichs eine niedrige und schwache Mauer [Pertz Scr. 
IV p. 401], Die beiden verlassenen Städte, die Thietmar [VI, 39 
40] bei Lehus traf, die eine für 1000 Menschen, die andere für 
eine Besatzung von 3000 Mann, waren ebenfalls, so weit wir sehen 
nur einfache grosse Umwallungen. Er nennt sie beide grosse Städte, 
wie Stettin mit seinen 900 Famihenvätern noch im 1 2 ten Jahrhun- 
dert eine civitas ingens genannt wird [Pertz Scr. XH p. 795]. 
Eine alte Burgstadt in diesem Sinne war auch wol Rotenburg an 
der Tauber; die Hauptvertheidigung der Altstadt war die dicht ge- 
schlossene Reihe der Häuser selbst , mit einem Graben davor [Reu- 
sen Hist. Unters, über die Bebst. Rotenburg p. 90] nur ein starker 
fester Thurm vor dem Burgthor [ebd. p. 32 f.]. Die Vertheidigung 
solcher Städte verlangte eine bedeutende Anzahl von Kriegern, ne- 
ben der festen Mauer waren Wohnungen für eine hinreichende 
Besatzung ein Haupterforderniss ihrer Festigkeit [Thietmr. V, 6 
Richer. II, 84]. Für diese Besatzung bedurfte es bedeutender 
Vorräthe an Proviant und Waffen [ebd. 83. HI, 103]. Mit der 
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Sammlung von Mundvorräthen beginnen, die Kammerboten die 
Befestigung des Ilohenlvviel [Perlz Scr. II p. 86 cf. Richer. a. 0.] 
Die hinreichende Verproviantirung einer Burg oder St^adt galt für 
die ersttf^ Pflicht eines erfahrenen Kriegers fWidukind 111, 68]. 

In allen diesen Grundzügen waren die Burgen und Städte 
West- und Ostfranci(^s sich offenbar ganz gleich, nicht ganz so 
in Betreff der Vertheidigung selbst. 

Die Deutschen milites des zehnten Jahrhunderts beanspruchten 
den Ruhm, besser beritten und geschicktere Reiter zu sein als die 
Italiener [Liudprand Antap. 1, 21], aber in einer anderen Waffe 
waren ihnen wahrscheinlich sowohl die Ungarn als die Westfran- 
ken überlegen. Allerdings finden wir ja Pfeil und Bogen auch bei 
den Heeren der Ottonen in Gebrauch [Widuk. HI, 28. 54], doch 
auf dem Lechfeld dirigirte man den Anmarsch so, dass man dem 
furchtbaren Pfeilregen der Ungarn zu entgehen hoffen konnte. 
Man fühlte also seine Inferiorität in dieser Waffe [a. 0. 44. Liutpr. 
Antap. II, 31]. Vergleicht man damit die grosse Bedeutung der 
Wurfgeschosse bei den Schlachten und Belagerungen der West- 
franken [Richer. I, 8. II, 9. 44. III, 98. IV, 17] so ist es höchst 
wahrscheinHch , dass auch ihnen gegenüber der deutsche Bogen 
und Pfeil wenig furchtbar erscheinen mochte. Man möchte darauf 
die prahlende Aeusserung Hugo Capets beziehen .^^qiusi facile pos- 
set una polione telorum Saxonicorum septem absorbere" Widuk. 
UI, 2. 

So war denn, soweit wir sehen, der berittene Lanzenträger 
der Hauptbestandtheil des deutschen Heeres und die Hauptbesat- 
zung der deutschen Burg. Herzog Burkhard setzte der Höhe der 
Mailändischen Mauern nicht die Stärke des deutschen Bogens, son- 
dern nur die Sicherheit seines Lanzenwurfs entgegen [Liudpr. An- 
tap. 111, 14], Durch zwei Maassregeln hob König Heinrich die Ver- 
theidigungskraft Sachsens, durch die Anlage von Burgen und die 
Ausbildung seiner Reiterei [Widuk. I, 35 und 38]. Auch im El- 
sass [Thietmar 5,14] und in Westfrancien. waren die Pferde, wie 
an der Sächsischen Grenze zu Meissen [Thietm. 5 , 6] für die Be- 
satzung der civitates von Wichtigkeit [Richer. II, 89]. Eine je 
wichtigere Rolle aber die berittenen milites bei der Vertheidigung 
der Deutschen Städte spielten , [Widuk. III, 36] je natürlicher war 
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es, dass die Thäligkeit einer solchen Besatzung nicht in der un- 
mittelbaren Verlheidigung der Mauer, sondern im Ausfall und dem 
Kampf vor der Mauer bestand. So spricht denn auch Liudprand 
[Antap. II, 6] mit Bewunderung von Adalbert von Babenberg, wie 
er „non juxta castellum, ut a plerisque solet, sed procui a mu- 
nitione praeparat bellum". Wir ersehen danaus aber andrer Seits, 
dass eben die Vertheidigung zumeist eben vor der Burg und nicht 
auf der Mauer selbst geführt wurde, und dieser Sitte entspricht 
auch durchaus der spätere Gebrauch noch, bei Belagerungen gios- 
ser Plätze eben <lie Thore nur zu besetzen und hier die Entschei- 
dungen zu erwarten [Badevici de gest. Frid. I, 34]. Er niusste 
allgemein sein, so lange die Belagerungswerkzeuge noch weniger 
entwickelt und die Beiterei überall die HauptwafTe war. 

Nach dieser Auseinandersetzung über die Grösse, die Besatzung 
und die Vertheidigungsmittel der Deutschen Burgen des lOteu und 
Uten Jahrhundert, wird es möghch sein, die Stellung des Burg- 
grafen und die Bedeutung der einzelnen ministeria genauer festzu- 
stellen, die er unter seiner Leitung vereinigen mochte. Arnold 
sieht in ihm zweierlei, einen besonderen Grafen für einen kleineren 
städtischen Distrikt, dessen zahlreichere freie Bevölkerung einen 
solchen Specialrichter nothweiidig gemacht habe und zugleich den 
Conimandanten des festen Platzes [Verfassungsgesch. I p. 1 22 f.]. 
Eichhorn dagegen fmdet auch in dem älteren Burggrafen im All- 
gemeinen nur den „Oberbeauiten über die in eine Burg als Be- 
satzung gelegten Dienstleute", [Zeitschr. f. gesch. U. 1 p. 245] was 
er ja im J3ten Jahrhundert nur war, dagegen erklärt er [ebd. II 
p. 201 fr.] den Cölner Burggrafen für den Grafen der Sladt, wie 
der Gaugraf der des Gaus war. 

Wenn nun auch Arnold jedenfalls darin irrt, dass er die äl- 
tere Burggrafschaft nur auf einige bestimmte Städte beschränkt, 
so hat er doch darin jedenfalls das Bichtige gesehen, dass er für 
die ältere Zeit nicht verschiedene Burggrafen annimmt, von deren 
einem wir in Strassburg, von dem ancjerem in Göln ein Beispiel fin- 
den, sondern beide Burggrafenämter, das Cölner und das Strassbur- 
ger, für Beste desselben ursprüngüchen Amts erklärt [ebd. p. 1 04]. 

Ein Beamteter, der durch seinen Namen als Vorsteher .der 
Burg, wie der Markgraf als Vorsteher der Mark bezeichnet wurde. 
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hatte nun offenbar, wenn er überhaupt für die Sicherheit und Ord- 
nung des Platzes einstehen sollte, eine sehr vielseitige Controlle 
zu führen. So wie die Burgen noch nicht nur feste Häuser, son* 
dcrn grosse und wolorganisirte Umwallungen waren, niusste dem 
Burggrafen die Erhaltung , Verproviantirung und Vertheidigung der- 
selben obliegen, die innere PoHzei der Plätze selbst und die l.ei- 
lung der kriegerischen Kräfte, die daselbst zu Gebote standen. 
Man muss sich vergegenwärtigen, welche Gefahren ein lebhafter 
Marktverkehr damals für die Sicherheit und Ruhe der Städte mit 
sich führte, wie die Willkühr der Privatbauten nicht allein die 
Strassen , sondern auch die Mauern beengten und durch beides die 
militärische Sicherheit des Platzes gefährdeten. Der Aufstand, 
der unter König Lothars Augen zur Zerstörung von Augsburg führte, 
begann mit einem Streit unter Käufern und Verkäufern [Cod. Udal- 
rici ep. 359]. Die Massregeln gegen die Vorgezimmer bilden häufig 
einen Artikel der städtischen Polizei und 1 1 80 bedurfte es in Cola 
eines ausdrücklichen Spruchs des Kaisers, um den Ueberbauleu 
der Bürger an der Stadtmauer Halt zu gebieten [Lacomblet Urk. 
I. p. 334]. Wie oft es einem verschlagenen Feinde gelang, sich 
unter der Maske eines unschuldigen Verkehrs der Thore und der 
Stadt zu bemächtigen, ist aus Sage und Geschichte hinreichend 
bekannt. 

Ehe wir aber untersuchen , wie das Burggrafenthum nach die- 
sen verschieden^) Seiten hin wirksam sein konnte, müssen wir 
daran erinnern, dass das Vorhandensein einer Pfalz für die Halt- 
barkeit eines Platzes besonders günstig war, wie aber auch die 
Lage innerhalb einer Burg zur Erhaltung einer Pfalz wesenüich 
beitragen konnte und wie endlich eine Reihe von polizeilichen und 
rechthchen Einrichtungen sowol für die Burg als für eine darin- 
H%ende Pfalz gleich günstig sein mussten. 

Kam es auf eine sichere Verproviantirung und eine feste Be- 
satzung an, so boten die stehenden Einkünfte einer Pfalz und der 
feste Bestand ihreF ministeriales einen sicheren Stock von Vor- 
räthen und von Vertheidigern. Der Zusammenhang der Pfaben 
mit den undiegenden Domänen ist an den meisten Stellen verwischt 
sowie diese selbst veräussert wurden. Am deutlichsten ist er noch 
in Frankfurt, das freilich nie einen Burggrafen erhielt. Aber es 
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liegt auf der Hand, dass es für die Sicherheit einer Pfalzstadt und 
die kriegerischen Bewegungen ihrer Besatzung von Wichtigkeit war, 
ob die nahe gelegnen Terrainabschnitte als Bannforste^ und die Was- 
serläufe als königliche Gewässer in unmittelbaren Zusammenhang 
mit der Pfalzverwaltung standen oder nicht, denn auch die mittel- 
afterliehe Kriegskunst wusste die Wichtigkeit natürUcher Verlhei- 
digungslinien sehr wol zu schätzen [Duchesne Script. IV p. 307, 
flenr. Berchtolsg. Historia calam. c. 4 bei Pez Thes. II. 3 p. 207] 
und die Axt, die den Wald rodete, und die Mühle, die den Fluss 
staute konnte für sie ein festes J^ystem natürlicher Vertheidigung 
zerrütten. 

Andrer Seits aber bot die Lage in einer grossen und frequen- 
len Burgstadt der Pfalz die Möglichkeit, auch ausser den könig- 
lichen Gebäuden eine bedeutende Anzahl von Gästen , Mann und 
Pferd, unterzubringen [Leg. Argent §. 92. Gengier Stadtr. p. 480 
Lacomblet Urkundenb. I Urk. 353. Martene Coli. II p. 101.] und 
der Markt einer solchen Stadt mochte für die zufahrenden Gäsle 
selbst erwünscht und für die Hoflialtung selbst eine passende Aus- 
liülfe sein, wenn die gewöhnlichen Naturalleistungen nicht aus- 
reichten. 

Blicken wir aber von hier auf die Thalsachen zurück , die wir 
oben [p. 141 ff.] aus der traurigen Geschichte der Ilalischen und 
Westfränkischen Pfalzen anführten, so erkennen wir leicht, wie zur 
Erhaltung der Pfalzen gerade dieselben Vorkehrungen nothwendig er- 
scheinen mochten, die zur Erhaltung der städtischen oder burglichen 
Ruhe oder Sicherheit am zweckmässigslen waren. Die Erhaltung der 
Brücken und Strassen, der Pfalz und der anderen öffentlichen Ge- 
bäude sowie der Einkünfte und Dienste an die Pfalz waren für die 
Burgstadt ebenso erspriesiich als für die Pfalz. Die Aufrechthaltung 
einer geordneten Markt- Münz- und Maasspolizei, auf die die Pel- 
zen den Uebergriffen der vornehmen Reisenden gegenüber dringend 
angewiesen waren, hatte für die innere Sicherheit der Burgstädte ganz 
dieselbe Wichtigkeit. Wir sahen, wie die Italischen und Westfrän- 
kischen Karolinger umsonst die Gewalt des missus und des comes, 
die Bildung neuer Münz- und Marklbehörden , die Controlle des 
Bischofs und des Presbyter für jene Zwecke anwandten. Viel 
zweckmässiger, strenger utfd sichrer musste eine Gewalt wirken 
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welche, militärische Macht und iiiililärische Vursicht mit der Civil- 
verwaltimg vereinigend, in der Hand eines einzigen, welthchen 
Beamten die Pfalz zugleich mit der Burg und die eine durch die 
andere schützte und erhielt. 

Eine solche Gewalt nun war eben die Deutsche Burggrafschad 
der früheren Zeiten. Von vcirn herein Hegt auf der Hand, dass 
der Burggraf der älteren Burgstadt nicht nothwendig, wie Arnold 
annimmt, eine freie Stadtgemeinde voraussetzte, sonst würden die 
Ministerialen von Corvey [s. oben p. 1 45] nie darauf gekommen sein, 
eine solche Verfassung für die familia ihres Klosters einzuführen. 

Von dem wirklichen militärischen Kommando des Burggrafen 
erscheint in den späteren Denkmälern allerdings gar keine Spur, 
wir finden es nur, und zwar deutlich genug, unter den Ottonen 
angedeutet [oben p. 144], viel länger dagegen haben sich die civi- 
len Amtsverrichtungen erhalten , die mit diesem militärischen Amt 
näher oder ferner zusammenhingen , die Aufsicht über die Befesli- 
gungea [Leg.^ Argent. § 80], die Fürsorge für die Verproviantirung 
der Stadt, entweder durch Beaufsichtigung der Mühlen [ebd. §84 
und Biedel in den Berl. Akademieschr. 1854 p. 383] oder andrer 
Victualienlieferung [Monum. Borca XXIX a. 327] , die Beaufsich- 
tigung der Brücken [Leg. Arg. § 58], das Becht die Vorbaue ab- 
zubrechen [ebd. § 81 , Lacomblet Urk. I p. 302, Freyberg Samml. 
histor. Schriften V p. 155]. Endlich sind ganz deutlich noch 
die Spuren seiner Gewalt über den städtischen Verkehr erhalten: 
er hat die Controlle über die neugeprägte Münze [Aniold a. 0. 1 
p. 103 f.], den Zoll vom Detailverkauf [Leg. Arg. § 47 f.], die 
Aufsicht über die officia der Gastwirthe, Obsthändler, Schwert- 
feger, Böttcher, Müller, Schmiede, Schuster, Handschuhmacher, 
Kürschner und Sattler [ebd. § 44 f.]. Diese Handwerker aber 
sinken in Strassburg in unmittelbaren Zusammenhang mit dem pa- 
latium des Bischofs. 

Dieser Beamte war aber auf die eigentHche alte Stadt be- 
schränkt, in Cöln sehen wir diess später noch daraus , dass er 
nur das Judicium de hercditatibus in der Altstadt hatte [Lacom- 
blet a. 0.] , in Strassburg daraus , dass er nur die Brücken der al- 
ten civitas zu verwalten hatte [Leg. Arg. § 58]. Diese einzelnen 
Thatsachen stimmen ganz damit, dass der Burggraf als städtischer 
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Beamteter am bedeutendsten in der Ottonischen Periode erscheint, 
wo die Altstädte, wenn auch einzehie suburbia hatten, doch noch 
nicht zu dem ältesten Stadttheil neben anderen Quartieren herab- 
gesunken waren , sondern wirklich allein die Stadt bildeten. Den 
Verkehr dieser alten Burgstädte erkennen wir am deutlichsten in 
Strassburg: hier hat der Burggraf die Zölle von Oel, Nüssen und 
Obst, die um Geld verkauft werden, und die von Schwertern, die 
in der Scheide auf dem Markt verkauft werden. Jeder Rauf und 
Verkauf unter 5 solidi ist zollfrei und eben so aller Umsatz der 
familia von ihren eigenen Producten oder zu ihrem eigenen Be- 
dürfnisse [§§ 48, 52 — 54]. Hält man dazu die Angabe,! dass 
die Maasse vom Zunftmeister der Gastwiithe gemacht, und dass 
die Zunft der Wirthe mit den anderen unter den Burggrafen steht, 
so hat man hier zusammen, so viel ich sehe, die Reste des alten 
Pfalzverkehrs. Sattler, Kürschner, Handschuhmacher, Schmiede, 
Schwertfegcr, Obsthändler und Gastwirthe sind gerade die Zünfte, 
die für den vornehmen Reisenden die nothwendigsten waren, und 
werden die Schwerter in der Scheide anderen oWhe Scheide, und 
der Verkauf der oberrhemischen Hauptproducte , Oel, Nüsse und 
Obst [Albert. Argent. ürstis. H p. 107 Z. 51 f.] um Geld, 
ihrem Umsatz gegen andere Waaren entgegengesetzt [Leg. Arg. 
§ 47 f.], so ist jenes eben der Detailverkehr einer Pfalz, dieses 
der Umsatz eines Grosshandelsplatzes. Der letztere und seine 
Zölle sind im Strassburger Stadtrecht ganz in den Händen des Zöll- 
ners, der die Brücken der Neustadt beaufsichtigt und die Maasse 
aichl, die der Gastwirthmeister macht; er ist also der Verkehr 
der Neustadt, und mit seiner Entwicklung erst ist der Zöllner zu 
einem besonderen Marktmagistrat angewachsen. Hiermit stimmt 
es sehr wol, dass auch zu Cöln der Hauptmarkt ausserhalb jjer 
Altstadt lag [Wallraf Beitr. § 11], und dasg in Regensbur^SR* 
pagus mercalorum eben die Neustadt war [Gemeiner, Ursprung 
d. St. Regensburg p. 86 A. 2], und ist nur dabei zu erinnern, 
dass der Burggraf, ursprünghch nur für die Altstadt berechnet, 
nicht überall durch einen solchen Magistrat wie der Strassburger 
Zöllner war, verhindert werden mochte, auch über die Neustadt 
in einer oder mehreren Beziehungen seine Macht auszudehnen. 
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d. Die xninisteria der alten Pfalzburgstadte. 

Ein solcher Beamteter bedurfte nun aber jedenfalls in der 
Ottonischen Zeit eines ministerinms. Wird bei einem vollständi- 
gen placitum ausdrücklich der comes cum omni suo ministerio er- 
wähnt [Ried Cod. Ratisb. I p. 25], und verfügten die Capitularien 
[Pertz Leg. I p. 539, 9], dass nach dem Tode des Grafen wäh- 
rend der Vacanz die ministeriale^ comitatus mit den Verwandten 
des Verstorbenen die Verwaltung zu leisten hätten , so müssen wir 
auch bei dem Burggrafen solche ministeriales voraussetzen. Zu 
den Zeiten , wo der Zoll bezeichnet wird als ministerium Zollenarii 
[Ried a. 0. p. 94] , war der ganze Complex einer solchen städti- 
schen Verwaltung ohne ministeriales nicht denkbar. Dass die 
Aemter und officia der späteren städtischen Hofrechte wie des 
Slrassburger und Baseler [s. oben p. 107] in den Zeiten der burg- 
gräflichen t^erwaltung vorhanden waren, und dass sie unter dem 
Burggraf^ standen, kann nicht zweifelhaft bleiben, wenn man 
sich einer Seits*ihre Nothwendlgkeit für eine geordnete Stadtver- 
waltung und anderer Seits die bedeutende Stellung der Burggra- 
fen in der früheren Zeit vor Augen stellt. Es handelte sich eben 
bei der Organisation dieser Verwaltung um militärische Aufgaben, 
und es ist desshalb undenkbar, dass ihre Leitung nicht in den 
Händen der Burggrafen vereinigt gewesen sei. Vollkommen deut- 
lich treffen wir eine solche Abhängigkeit der ministeria vom Burg- 
grafen nur in den Paragraphen des Strassburger Rechts, die ihm 
die Ernennung der magistri omnium ofßciorum fere in urbe zu- 
gestehen [§ 44]. Arnold [a. 0. p. 89] erklärt diese Abhängig- 
keit der Zünfte daher „weil die Handwerker als Hörige überall 
»Wachtdiensten und zur Vertheidigung der Mauern verpflichtet 
In". Eichhorn erklärt sie [a. 0. I p. 245] aus einer singu- 
lären Anordnung von Seiten des Bischofs. Nur Hegel [Städteverf. 
JI p. 425 f.] erklärt es „keineswegs für zufällig, in Betracht, dass 
der Burggraf zunächst der Burg und dem herrschaftlichen Hofe 
[curtis dominica § 94] vorgesetzt war und dass die Handwerker- 
zünft,e ihren Ursprung ohne Zweifel aus dem Hofrechte genommen 
haben". Mit letzterer Erklärung würden wir uns ganz einver- 
standen erklären, wäre hier nicht eben der Begriff der Burg zu 
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eng gefasst. Es ist eben nicht die Burg, sondern die älteste feste 
Stadt, und der Zusammenhang der Zünfte und des Burggrafen ein 
deutlicher Rest von der ältesten Stadiverfassung. Allerdings steht 
dieser Rest sehr vereinzelt da, und wir müssen von diesem älte- 
sten deutlichen Zeugniss aus, nach jener ältesten städtischen Mi- 
nisteriaUtät auf weniger klare Spuren aussehen. 

Ehe wir aber in eine solche Untersuchung eintreten, haben 
wir an einige Thatsachen zu erinnern, die wir in den früheren 
Abschnitten zu constatiren bemüht waren. Es sind folgende: 

1) Dass noch unter den Bischöfen die optimates civitalum 
rainisteriales waren s. oben p. 139 f. , 

2) Dass der Begriff der Karolingischen Ministerialität bis .in 
den Anfang des lOten Jahrhunderts zu verfolgen ist p. 69 f., und 

3) Dass der Begriff der späteren Ministerialität sich sehr spät 
dahin ausbildete, dass nur die Nachkommen von Dienstleulen, also 
geborene Dienstleute, die Theilnahme an des Herren Rath und 
Festtisch beanspruchen durften, wo dann gleichzeitig wieder die 
milites unter ihnen besondere Auszeichnungen erhielten [s. oben 
p. 102 ff.]. 

4) aber hing dieses Schwanken des Namens und des Rechts mit 
den verschiedenen Formen zusammen, welche jeder amtliche Dienst 
entweder als persönhche Handleistung oder als höhere oder nie- 
dere Controlle annehmen konnte [s. oben p. 107 ff.]. 

Zu den bestimmten officia oder ministeria, die wir in den 
alten civitates nachweisen können, gehören die des Zöllners, des 
Kämmerers, camerarius civitatis [Guden Cod. dipl. I p. 115], des 
scultetus [Arnold a. 0. p. 76 ff.] , dazu kommen die magistn officio- 
rum. Dass die magistri ofßciorum hofrechtliche Behörden , bezwei- 
felt Niemand, dass sie vom Burggrafen abhängig waren, ers^||[^ 
wir aus dem Strassburger Recht, dass der camerarius civitatis 
ebenfalls eine hofrechthche Behörde, braucht nicht erst gesagt zu 
werden. Zu Mainz wurde diese Stelle später allerdings von einem 
Geistlichen verwaltet, wie Arnold a. 0: p. 81 A. 3 erwähnt, aber 
1 1 35 ist der camerarius civitatis ein Ministeriale , wie zu Speier 
der städische Kämmerer, der unter dem „obersten Kämmerer" 
des Bischofs steht. Aus dem Eid dieses Speierer Kämmerers 
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[Lehmann IV, 24 ^. E.] ersehen wir, dass er „die Kammertafeln 
g^ruwehch behüte und beware und nieman daran noch darab 
täfele noch heisse täfeln, es en werde dann mit Urtheil und dem 
Gericht gewonnen''. Die tabula civitatis entlüelt das Verzeichniss 
der Erben und zugleich das der Steuern der betreffenden Stadt 
[Mone Zeitschr. z. Gesch. des Oberrheins VIII p. 13 f.] , und das 
Käramerergericht in Speier ist eben das Gericht über Eigen und 
Erbe [Lehmann IV, 19], das Judicium de hereditatibus, was in 
Cöln unter dem Burggrafen steht. Dass dieses Gericht eben nichts 
anderes als ein hofrechlliches buwedinc, wie wir oben p. 120 be- 
haupteten, wird so auch dadurch bestätigt, dass ein Beamteter 
hofrechtlichen Namens und Begriffs ihm vorsteht, und dass der 
Kämmerer ursprünglich ein ministerialis des Burggrafen war, dürfen 
wir daraus schHessen, dass eben zu Cöln das Judicium de heredi- 
tatibus dem Burggrafen gehört. 

Der teleonarius war ein ministerialis, so lange der Zoll be- 
zeichnet ward als ministerium Zollenarii [s. oben p. 70]. So* 
lange der Burggraf einen Zoll erhob, mussle er einen solchen 
ministeriahs bestellen. Später freihch mochte dieser sich von 
dieser Abhängigkeit emancipiren, wie zu Strassburg namentlich 
deutlich [s. oben p. 1"3]. Ehe ihm diess gelungen und ehe sich 
neben dem burggräflichen Zoll ein neuer und viel bedeutenderer 
Verkehr und Zoll ausserhalb der Altstadt entwickelt, stand der 
Zöllner als Aufseher tiber die vorstädtischen Brücken und Fähren 
[Leg. Arg. § 58 und Lehmann JV, 24 dess Zollers Eydt], jeden- 
falls in Abhängigkeit von dem miltärischen Befehlshaber der Stadt. 
Und so hängt es denn vielleicht auch zusammen, dass, da der 
Speierer Zöllner die Rheinfähre bei Lossheim unter sich hatte, 
^^5 der praefectus Spirensjs Heinrich V. den Rheinübergang bei 
^^Per ermöglichte [Pertz Scr. HI p. 109]. 

Arnold, der selbst nachweisst, dass der Scultetus bisweilen 
viUicus genannt wird [a. 0. p. 82] , kann sich 'dennoch nicht dazu 
verstehen, in ihm einen hofrechthchen Beamten, wie Eichhorn 
that [a. 0. I p. 231 f.], zu sehen, und erblickt darin, dass selbst 
in Regensburg der Schultheiss burggräflich ist, „eine Trübung" 
der älteren Zustände [ebd. p. 118 f.]. Wir sehen in dem Namen 
villicus zu Mainz und in der Ernennung durch den Burggrafen 
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zu Regensburg, eben den Beweis, dass diese ünterrichler der Städte 
ihrer Herkunft nach durchaus zu einem Hofrecbt gehörten, an 
dessen Spilze der Burggraf stand. Oder sagen wir nicht richtiger 
zu einer städtischen Organisation, die älter war als die schliess- 
liche Ausbildung der Hofrechte? die von der späteren hofrecht- 
lichen Verfassung die ministeria zwar, und ihre Vergabung und Con- 
trolle durch den höheren Beamten hatte, aber nicht jene scharfe 
ständische Geschiedenheit des ministeriales von den unteren Schich- 
ten? die allerdings den dageskalk und Handwerker noch in einem 
niedrigen Recht, unter Leibesstrafe ohne Schöflfenspruch hielt, aber 
auch noch nicht anderer Seits den geschlossenen Rath der ser- 
vientes praecipui als höchstes Gericht kannte? 

Dass die Verwaltung der Einkünfte und der Rechte, welche 
die Bischöfe von den Königen in den Städten überkamen, moch- 
-ten sie nun unter Zöllner, Kämmerer, Zunftmeister und viUicus 
oder noch anders wohin fallen, nach ministeria und durch mi- 
^nisteriales geführt wurden, kann ja überhaupt nicht zweifelhaft 
sein. Sowie man aber diess zugiebt. Hegt die Vermuthung nahe, 
dass diese ministeriales auch bei der Vertheidigung der civitas ver- 
wandt wurden, deren Bestand auf ihrer Verwaltung beruhte. Die 
feste Pfalzstadt forderte einer Seits Quartiere für eine stehende 
Besatzung und anderer Seits Gelass für das Verwaltungspersonal. 
War nun der Raum für die königliche Hofhaltung in ihnen an 
vielen Stellen eng genug zugemessen [s..oben p. 151], so lag da- 
durch schon die Combination nahe, den Administrationsbeamten 
zugleich militärisch zu verwenden und dadurch an Raum zu sparen. 
Aber auch davon abgesehen, lag es entschieden im Interesse der 
Vertheidigung, dass der Beamtete mit Ratl) und That in die mili- 
tärische Organisation hineingezogen wurde, sowie der Burggraf ' 
schon beide Seiten vereinigte. Dadurch erst erhielt dieses nB 
tärisch- bürgerliche Ganze seine volle innere Geschlossenheit und 
Sicherheit, und erst an der Spitze einer solchen Genossenschaft 
hatte der Burggraf die Mittel in der Hand, der Stellung, die wir 
ihm vindiciren mussten, gerecht zu werden. 

Nach den bisher gültigen Ansichten wird man uns nun mit 
Recht entgegnen können, dass von einer solchen kriegerischen 
Ministerialität unter Führung des Burggrafen in den älteren Städten 
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keine Spur vorbanden sei. Wir werden daher hier den Beweis 
versuchen, dass allerdings solche Spuren sich Gnden, und dass 
die Annahme einer solchen Ministerialität am einfachsten die dunkele 
Entstehung unser städtischen Verfassungen erklärt. 

Zunächst haben wir von der älteren Verwaltung der Städte 
nur wenige und unsichere Nachrichten, aber allerdings mehr und 
deutlichere von ihrer Vertheidigung und zwar gerade aus der Zeit 
der Ottonen, in welcher wir entschieden die Burggrafen an der 
Spitze der civitates als überaus angesehene Beamten treffen. Diese 
Nachrichten kommen zuerst in Betracht. 

„Der Haupttheil der Städtebewohner" sagt Barthold [Gesch. 
d. deut. Städte I p. 106] „war nicht waffenföhig; aber es können 
auch nicht allein die Vasallen , Ritter, adlfgen Parteigenossen eines 
Thankmar, Ludolf, Heinrich gewesen sein, welche in festen Surf- 
ten, wie Eresburg, Saalfeld, Merseburg, — Mainz, Regenskvg 
so heisse Fehden, Belagerungen, offene Treffen aushielten, wenn 
auch die Bezeichnung Bürger, Städter bei den Chronikanten nnr^ 
uneigentlich zu verstehen ist". 

Die Ottonische Zeit, deren Burgbesatzungen in diesen und den 
folgenden Worten charakterisirt werden , ist für uns von grosser 
Bedeutung, da in ilir gerade die praefecti und die urbes hervor- 
treten. Betrachten wir nun die von Barthold berücksichtigten 
Stellen. Es werden hauptsächlich folgende aus Widukind's 2tfn 
und 3tem Buche sein. In Dortmund finden wir eine Besatzung, 
milites , qui erant in ea [II, 1 5]. Solche milites finden wir auch 
in Merseburg [ibid. 19]; dagegen werden uns von Stederburg -und 
den umhegenden urbes nur die urbani als die genannt, welche 
durcl) ihre plötzlichen, und siegreichen Ausfälle die Ungarn auf- 

«leben hätten [II, 14]. In Eresburg dagegen und Cocaresceia 
11 III , 52] , werden die cives der urbes den milites des exer- 
citus entschieden entgegengesetzt, und jene mihtes zu Dortmund 
und Merseburg könnten vielleicht nicht als stehende kriegerische? 
Einwohner, sondern unter den „praesidia militaria" verstanden 
werden , denen der Rebell Heinrich seine Sächsischen und Thürin- 
gischen urbes anvertraute. Dieser Scheidung zwischen den milites, 
Rittern und den urbani oder cives, als einer weniger kriegerischen, 
aber nicht ganz wehrlosen Stadtbevölkerung, stehen aber, meiner 
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Meinung nach, zunächst bei Widukind zwei Thatsachcn entgegen. 
Bei der ßelagerung von Regensburg ist es zunächst ein aufstän- 
disches Heer , was in die Stadt gerückt ist und dort belagert wird 
[III, 34], Die urbani, die zu Fuss und zu Pferd fechten [ebd. 
36], umfassen jenes Heer jedenfalls auch, was nicht möglich 
wäre, wenn urbani im schroffen Gegensatz zu milites gebraucht 
würde, im Gegentheil, da die eingerückten miütes so unmittelbar 
unter die urbani gezählt, werden, so müssen auch die urbani eine 
Art milites gewesen sein. Es kommt ein anderes hinzu. Schon 
Eichhorn [Deut. Staats- u. Rechtsgesch. § 224 a] hat die bekannte 
Stelle Widuk. I, 35 zu dem Beweise gebraucht, dass die ßnrg- 
besatzungen aus miUtes gebildet waren, nur dass er diesen bnr- 
genses die Städtebewohner unter demselben Namen entgegensetzt. 
\yir meinen, dass die Burgbesatzungen damals 'eben Städtebe- 
salzungen waren, weil Burg Stadt bedeutete, und schliessen nun 
1) dass diese Burgbesatzungen zur Zeit, da Heinrich seine neuen 
^ Burgbesatzungen ex militibus agrariis nahm, schon immer sonst 
aus milites bestanden; 2) dass es, wenn auch nicht in Sachsen, 
milites urbani gab, und zwar ziemlich viel, da sonst Widukind 
nicht ausdrücklich die milites, die Heinrich's Maassregel traf, als 
agrarii bezeichnet haben würde. Hätte es überhaupt keine oder 
nur wenige milites urbani gegeben, d. h. wären alle oder die 
meisten Ritter auf dem Lande angesessen gewesen^ so war es 
genug zu sagen , Heinrich habe den neunten ex militibus für seine 
neuen Besatzungen ausgewählt. 

Eine zweite Frage ist nun aber, ob neben den städtischen 
milites, die wir hier zunächst nur vermuthen, es noch andere 
Bewaffnete in den Städten gegeben, die an Zahl und Rüstung 
irgend bedeutend gewesen, d. h. ob unter den kriegerischen urbani, 
die uns genannt werden, auch unritterliche zu denken seien, «bi 
glaube, dass man diess verneinen muss. Wenn an der einzigen 
Stelle der Nibelungenlieder [ed. Lachmann Str. 978] die edelen 
burgaere von Worms genannt werden, so lässt sich daraus noch 
nicht so viel schliessen , wenn aber bei der Verlheidigung von der 
burc Tyrus im Alexander [Diemer Deut. Gedichte p. 204 u. a.] 
die burgare ohne Unterschied als die Vertheidiger der Stadt ge- 
naqnt werden mit den gesten [ebd. p. 21 1], so dachte der Dichter 
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sie sich alle offenbar als ritterliche Leute, und ganz klar liegt das 
endlich in der jüngeren Judith vor, wo Judith die Bürger von 
Bethulia herren nennt [ebd. j). 174], sie auffordert, mit ihrem 
wichgewefne bereit zu sein und diese als chune wigande [ebd. 
p. 178] in der ritteriichen Rüstung der halspergen [ebd. p. 175] 
auf den Feind stürzen. Eben so wird der Dichter die übrigen 
Juden, die aus den „grossen Städten" [ebd. p. 177] auf die fliehen- 
den Assyrer fielen, sich als ritterliche Herren gedacht haben, so 
dass wir wol berechtigt sind, die urbani, die bei Widukind aus 
Stederburg und den benachbarten urbes auf die Ungarn fallen, 
eben so .zu denken, wenn auch der damalige Ritter noch keine 
Hatsberge, sondern eine Brünne trug. Aus den angeführten Ge- 
dichten erhellt aber noch mehr, dass nemlich nicht einige „Bür- 
ger" , sondern alle als ritterlich gerüstete gedacht wurden , mit 
Einem Worte, dass der älteste deutsche burger wirklich ein Burg- 
mann war. 

Waitz hat [Ranke Jahrbücher I p. 153] gegen diese alte An- > 
sieht eingewandt, dass die Glossen des 9ten und lOten Jahrhun- 
derts das Lateinische municeps mit dem deutschen Worte erklären, 
und Notker es für die „Bewohner" des himmUschen Jerusalem 
brauche. Was das letztere betrifft, so entsprach der hohen und 
reinen Vorstellung der Himmelsbürger offenbar im Sinne jener Zeit 
die ihohe und reine Stellung des edelen Burgmannes viel mebn 
als der ganz blasse und unbestimmte Begriff eines Insassen; ich 
möchte daher gerade aus diesem Gebrauch des Wortes auf die 
weniger vage Bedeutung schliessen. Der lateinische Ausdruck 
municeps aber wird gerade in der Verbindung castelli municeps 
noch in späteren Jahrhunderten [Miracula S. Mathaei c. 20 u. 40 
bei Pez Thes. U, 1 p.' 28 f.] für einen ritterlichen Burgmann 
glPhaucht. 

Kann das Gewicht dieser Einwürfe gegen den von uns ange- 
deuteten Sprachgebrauch nicht entscheidend sein, so kommt nun 
noch hinzu, dass im 13ten und 14ten Jahrhundert noch der eigen- 
thümliche Gebrauch des Wortes Bürger im stricten Gegensatz 
zur Gemeinde noch immer für alle neueren Erklärungen grosse 
Schwierigkeiten bietet. Die Interpretation Fichard's, der ihn als 
die früheste Bezeichnung des Raths auffasste, war ziemlich allge- 
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mein acceptirt worden [Fichard Entst. Frnkfrts. p. 86 Eichhoni 
St. und Rechtsg. II p. 158] 

Doch Fichard sowol wie Eichhorn und alle Neueren haben 
zugestanden, dass der Ausdruck cives neben dem Rathe, im Sinne 
der späteren S^adtverfassung , auch eine grössere Gesammtheit aus- 
gezeichneten Rechts bezeichnet, habe; Eichhorn verstand darunter 
den alten Decurionenstand ^ Fichard und Hegel [Gesch. der Städte- 
verf. V. Ital. II p. 423 A.] Reichsministerialen, Vollbürger und 
Schutzgenossen. , Am ausführUchsten hat über diesen weiteren 
Regrifl* von civis Arnold gehandelt [Freist. I p. 240 tf.]. Er 
kommt zu dem Resultate, dass der civis im weitesten' Sinne alle be- 
zeichne „welche die Vortheile der städtischen Schutz Verbindung - 
geniess^n^^ dann im engeren die „welche den Schutz handhaben^ 
Dienstmann und Altfreie und endhch im engsten nur die altfreien 
Geschlechter pder die Patricier. ^ 

„In den Zeiten des Interregnums" sagt er [ebd. II p. 190 f.] 
„begannen die Patricier sich Herren der Städte zu nennen , schon 
früher war es üblich geworden, wenigstens den Mitghedern des 
Raths das Prädicat Herr beizulegen. UrsprüngHch waren nur — 
die Dynasten — Herren. Dann fing man an auch blosse Ritter 

, so zu nennen. Darauf wurden die Patricier wegen der ihnen zu- 
ständigen Herrschaft über die Stadt zu Herren — . " Rluntschh 
[Staats- und Rechtsg. v. Zürich 1 p. 143 f.] sagt: So vieldeutig der 

' Ausdruck Rurger auch wie gar viele staatsrechtUche Rezeichnungen 
des Mittelalters ist, so weist er doch auf eine eigenthümüche 
städtische Corporation hin." Die Ritter werden „von den Rur- 
gern im engeren Sinne geschieden, die Ritter dienten zu Pfenl mit 
den Rittern, die Rurger zn Fuss mit den Rurgern ; nur jene waren 
indess verpflichtet, auch dem Reichsheere zu folgen, während alle 
im Dienste ,der Stadt auszogen. Daher waren die Ritter frei iM 
dem Gewerf, das die Rurger erlegen mussten. Die Ritter stehen 
zwar dem Range nach etwas höher als die Rurger, gehören aber 
mit diesen zu demselben Stande. Jenes zeigt sich z. R. darin, 
dass in den Verzeichnissen der Räthe — die Ritter immer voran- 
stehen und die Rurger folgen ; dieses ergiebt sich aus der fortwäh- 
renden Zusammenstellung der Ritter und der Rurger und der 
gleichen Rathsfähigkeit beider." Ich darf hier diese lehrreiche 

Nilzsch, Gesch. d. Slauf. Per. I. \l 
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Anführung zunächst schliessen , und füge nur noch die Notiz hin* 
zu, dass 1478 der Bischof von Basel beantragte ,,quod nobiles 
reciperentur ad consulaium ex quo cives deficiunt" [Roth v. Schre- 
ckenstein d. Patriciat p. 65] und dass noch im ISten Jahrhunderte 
zu Augsburg das Haus eines Patriciers ein ,,Burgershaus^ und seine 
Magd eine ^Burgersmagd^ genannt wurde [ebd. p. 69]* Es wird 
deutlich sein , dass die Erklärung der ^Bürger im engeren Sinne^ 
als eines bevorzugten Standes, der dem ritterlichen und dienstmän- 
nischen hart angränzt eine ganz andere Richtung erhalten muss, 
wenn, wie wir nachgewiesen haben, die Burger des Uten und 
12ten Jahrhunderts ritterliche „Herren^' waren, — denn nur dann 
konnte der Dichter der Judith sie so nennen und mit Halsbergen 
waffnen — dass überhaupt wie im Tyrus des Alexanderliefles und 
in BethuUen alle Bürger als ein gleich ritterlicher Stand erschei- 
neu. Wir werden dadurch veranlasst die Bezeichnung Burger fttr 
eine angesehene, ritterlich berechtigte, städtische Corporation viel 
früher zu datiren als in das ]3te, oder die letzten Jahrzehnte des 
l2ten Jahrhunderts. Die ritterliche Vertheidigung der Burgstädte 
im älteren Sinne ist die erste Pflicht der „Bürger" in der früh- 
sten Gestalt in der wir sie erkennen und diese frühste Gestalt tritt 
genau mit der jener städtischen Besatzungen zusammen , die .K^ 
nig Heinrich 1 aus seinen milites agr^riis bildete. Diese milittt 
urbani des älteren Deutschlands, neben welchen die Sächsiscbeo 
Burgbesatzungen KOnig Heinrichs 1 entstanden, standen mit ta 
civitates überhaupt unter den Burggrafen oder praefecti, weil diese 
eben damals die Häupter der Städte waren. 

Hält man diess fest, so entsteht nun die zweite Frage: ok 
diese ritterlichen Vertheidiger zugleich städtische Beamten waren. 

Die meisten Neuern, wenn sie auch zugeben, dass burgenses 
4|P ritterlichen Vertheidiger, die Burgmannen bezeichnen, [Eichhorn 
d. Staats- imd Rechtsg. H p. 77] oder den in der Stadt angesesse- 
nen Ministerialen [Arnold a. 0. 1 p. 244 f.] , so nehmen sie da- 
neben doch immer eine zweite Classe von burgenses an , die den 
Burgmannen oder Ministerialen als der Kern der eigentlichen Bür- 
ger gegenüberstehn. Diese eigentliche Bürgerschaft soll, wie wir 
eben sahen, aus den Gemeinfreien oder den alten Freien entstan- 
den sein und alknälig die herrschaiUichen Rechte der Stadt an 
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sich gebracht haben. Ehe diess gelang, müssen dann aber doch 
jedenfölls diese herrschaftUchen Hechte, d. h. die alten Regahen, 
von Minisjterialen und zwar von städtischen Ministerialen verwallet 
worden sein, wie Arnold dies auch z. B. vom Wormser, Speierer, 
und Strassburger teleonarius nachgewiesen hat [a. 0. p. ,263] wie 
es von den magistri fere omnium oilficiorum> in Strasshurg fest 
steht. Der Uebergang dieser Aemter an die Bürgerschaft soll dann 
so erfolgt sein, dass der Rath der altfreien Patricier diese Aemter 
unter seine Verwaltung gezogen habe, freilich „ganz in der Stille" 
[Arnold a. 0. p. 261] so dass wir „nirgends hinreichende Anhalls- 
pttnkte haben , um die Art und Weise des Erwerbs nachzuweisen", 
nur, dass wir. eben alle diese Beamteten früher als ministeriales 
und später als cives oder burgenses bezeichnet fmden , wobei es 
dann aber doch wieder zu Speier „auffallend ist, da^s der Münz- 
meister dem Stande der Bürger angehörte" [a. 0. p. 360]. 

Es hat nun schon Hegel mit Recht darauf aufmerksam ge- 
macht, dass die Stellung der cives oder burgenses regelmässig 
hiiiter den ministeriales oder jedenfalls nicht entschieden vor ihnen, 
der Annahme widerstreitet, dass wir es in ihnen wirkhch mit Alt- 
fielen zu thun haben sollten [Allgem. Monatschr. 1854. p. 169 f.], 
da die eigentlichen liberi immer vor den ministeriales stehen. 
Schon aus dieser Stellung könnte man schliessen, dass der bur- 
gensis des J2ten und 13ten Jahrhunderts aus einer Standessphäre 
stammte, die der eigentüchen Ministerialität nicht ganz gleich ge- 
achtet wurde. 

.Hierzu kommt nun die andere von uns hervorgehobene That- 
sache , dass der burger und burgensis oder urbanus oder civis der 
früheren Jahrhunderte einen kriegerischen Stadtinsassen bezeich- 
net, der in ritterlichen Waffen kämpft und als „edeler herr" ange- 
redet wird, eine Benennung die den „Bürger" am Ende des I2t^ 
wn«! während des 13ten Jahrhundeits abging und dagegen dem ril- 
lerlichen roinisterialis schon zukam. 

Wir haben also folgende Thatsachen zu combiniren: 
1) in derselben Zeit, wo die städtischen Einkünfte von ritter- 
lichen ministeriales, die auch burgenses genannt werden, verwal- 
' let werden, erscheinen als die kriegerischen Vertheidiger der 
Städte „Bürger" mit ritterlichen Waffen und Ehren und zwar um- 

11* 
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fassen diese „Burger" alle ritterlichen Vertheidiger der Städte und 
nur sie werden unter dem Namen Burger verslanden. 

2) AUniälig erscheinen dann in den Urkunden ^,Burger" hin- 
ter den Ministerialen, in denselben Aemtern und mit derselben 
Pflicht kriegerischer Vertheidigung wie jene, allerdings ohne den 
Ritlergürtel und den ehrenden Tilel, aber auch wieder als ein nach 
unten geschlossener Stand, der in seiner Gesammtheit den Rath 
und die Regierung der Stadt bildel. 

Dass jene Burger der Sächsischen und Salischen Periode „he^ 
ren" genannt werden, könnte darauf führen, dass sie Freie waren 
und dass wir also in ihnen wirklich ganz dieselben Leute wie dk 
späteren Bürger nach der gewöhnUchen Annahme hätten, wenn 
nicht gerade diese späteren Büi^ger entschieden erst allmälig und 
nach den ministeriales den Herrennamen erhalten hätten. 

Die einfachste Hypothese ist daher jedenfalls, in ihnen nichto»- 
deres als die städtischen ministeriales zu sehen. Die UebertraguDg 
der Stadtverlhei^ignng auf die städtischen Amtleiite war nach unserer 
oben p. 1 57 gegebenen Ausführung eine naheliegende und naltirlidie 
Maasregel, sie vereinfachte und sicherte die innere Ordnung und 
die Festigkeit nach aussen und man würde gewiss schon firülicr 
die Identität der Stadtverlheidig^r und Stadtbeamteten anerkaoil 
haben, hätte sich namentlich Eichhorn vergegenwärtigt, dass die 
ältesten Städte keine besondere Burg hatten , sondern dass die 
civitates selbst auf und vor ihren eigenen Mauern und nicht i(» 
einer Citadelle aus vertheidigl wurden. 

Nehmen wir aber als älteste Besatzung und Ve^waltuqgsb^ 
hörde eine solche Minislerialität an, so erklärt sich die Entsti' 
hung des späteren JBürgerthnms am einfachsten aus der allgerntt* 
nen Entwickelung der MinisteriaHtät überhaupt. 

Diese Entwickelung war im lOlen und 11 ten Jahrhundert noch 
nicht vollzogen. Es stand daher damals noch nicht fest, dass der mi- 
nisterialis nach unten von den anderen servientes geschieden wa*" 
und dass er diesen unteren servientes gegenüber allein am Rall»* 
des Herren sich belheihgte, es waren aber ebensowenig aus den mi- 
nisteriales die ritterlichen als besonders berechtigte, ausgesondert- 

Diess waren die negativen Sätze, die wir oben [Cap. 2, i-] 
für die Charakteristik dieser mittleren Ministeriahtät gewanneu. 
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Die Burgstadtministerialität, die wir hier anzunehmen uns veran- 
lasst tinden müssen, bietet uns mm aber gleichsam das positive 
Bild einer solchen Organisation. 

Hier liegt ein bestimmter Zweck, zugleich ein militärischer 
und politischer vor, der eine solche eigenthdmliche Vereinigung 
von Staats- und Hausverwaltung nothwendig machte. Es fehlt 
ufis der Name sie zu bezeichnen, aber das ganze Institut er- 
scheint im bestimmten Gegensatze gegen die Karolingische Verwal- 
tung als etwas Neues. Es ist unleugbar darauf berechnet, den 
Pfaizburgstddten diejenige Sicherheit und Einheit zu geben, die 
die KaroHngische Gesetzgebung umsonst anzustreben schien. Das 
Burggrafenthum , die Spitze der ganzen Organisation, trägt einen 
so scharf ausgeprägten hofrechtlichen Charakter, dass ip den Alt- 
städten unmöglich daneben eine wirkliche freie Gemeinde gedacht 
werden kann, aber andrer Seits erscheinen seine Ministerialen in 
so eigenthiimlichen Ehren, dass wir darin gleichsam den Ersatz 
für die Beschränkung an Freiheit sehen mögen, die so für die 
Altstadtbevölkerung unvermeidlich erscheint. 

Erinnern wir uns nemlich der Stellung der censuales zu den 
ministeriis dieser Zeit [oben p. 87 f.] so finden wir den Zutritt zu 
den städtischen Aemtern auch einer abhängigen städtischen Bevöl- 
kerung offen , und was sie an Ungebundenheit für die Sicherheit 
und Einheit der Verwaltung opferte, gewann sie an Ehre durch 
die MögHchkeit, in jene altritteriiclie Ministerialität auf den ver- 
schiedensten Wegen einzutreten. 

Bestimmt zu datiren wird der Anfang einer solchen Einrich- 
tung wohl niemals sein. Dass sie in den Capitularien nicht vor- 
kommt, aber entschieden unter Otto I, scheint mir festzustehen, 
und so fiele sie vielleicht grade in die Zeiten jenes heillosen Ver- 
falls, aus der dann doch' die Pfalzen des Deutschen Königthums 
so überraschend wolerhalten hervor gehen, mid ebenfalls in die 
Periode, wo die Sonderung des miles militaribus armis von dem 
leichter bewaffneten noch nicht in der späteren Weise erfolgt war 
[oben p.40 fl".]. Um so eher können wir uns daher auch, wenn 
der Dichter auch die ganze „Bürgerschafi'' militaribus armis dachte 
die Gesammtheit jener urbani in verschiedenen Waffen mihtärisch 
vereinigt denken. 
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In diesem Stadium umschloss also die Ministeriaiität eine 
Menge verschiedener Amtleute, deren Ehre, Dienst und Recht wol 
faclisch verschieden aber rechtlich noch nicht gesondert war. Su- 
chen wir nach Bezeichnungen frtr diese verschiedenen Stufen, so 
niOgen wir 1) den miles dem ministeriahs entgegensetzen und 
2) dem ministeriahs den ofßcialis. Allerdings bezeichnet der oilß- 
ciahs auch den ministerialis [s. oben p. 1 7 f.] , aber er wird ihm auch 
als tiefer stehend untergeordnet. So lässt in der Vita S. Haime- 
radi c. 7 [Perlz Scr. X j^ 600] der exactor, qui camificibus 
praeerat, den Heiligen durch seine officiales binden und geissein, 
so werden unter einer Mainzer Urkunde [Guden Cod. dipl. I p. 
121] nach den ministeriales, unter denen der vicedominus, die 
officiales aufgeführt. Der deutsche Ausdruck daftlr ist für «den 
einzelnen amptman oder ammann, wie er in in der Kaiserchronik 
[ed. Diemer p. 366 , 30 ff.] unter der Verwaltung des „vizzetoms" 
erscheint. Man muss sich aber nur die grosse Theilung der ein- 
zelnen Dienste in dem einzelnen ministeriiim vergegenwärtigen 
[s. oben p. 107 ff.] um zu verstehen, wie die Unterschiede dieser 
Rangordnung sehr mannigfach und an vielen Stellen sehr fein sein 
mochten. So lange alle diese verschiedenen Leute noch ungesondeit 
in der städtischen Ministerialitat neben einander das Schwert führ- 
ten und die Stadtverwaltung in kleinen und grossen Aemtem be- 
sorgten , konnte es für sie keinen besseren Namen geben als bor- 
genses oder Burger. 

Wie aber hier jene Aussonderung und die Organisation erfolgte, 
die wir in S. Maximin nachwiesen , [s. oben Cap. 2. h.] also erst die 
Aussonderung eines Schöffencollegiums und dann die Schliessung 
des Raths der höheren ministeriales und endhch das Aufsteigen 
der milites, so musste der Name „Burger" an irgend einem Theile 
hängen bleiben, während der andere ihn abstreifte. 

Bei einer genauen Betrachtung der Urkunden scheint es mir 
nun ganz unzweifelhaft, dass die späteren Burger, also das Palri- 
ciat, ihrem bei weitem grössten Bestände nach gar Nichts anders 
waren, als die Theile der alten städtischen Ministerialität , welche 
nic ht in den ritterUchen Ministerialenstand späteren Sinns über- 
^t also in den eigentlichen Hausdienst und nicht in 
Ehre. 



nich t in d en 



167 

Erstens tritt diess an einigen Stellen in der Bezeichnung der 
Bürgerschaft so" unverkennbar hervor, dass es auffallen muss, wie 
man diese Andeutungen immer übersehen hat. Zu Mainz erscheinen 
die railites und cives in dem geheimen Rathe des Erzbischofs, mit 
dem König Heinrich V unterhandelt. Der König selbst adressirt 
sein Schreiben an die miiites und cives [Cod. Udalr. ep. 319] 
der Erzbischof nennt [Guden Cod. dipl. 1 p. 118] Clericer, comi- 
les, liberi cum civibus et familia als Theilnehmer an jenen Ver- 
handlungen. Hier ist der Begriff der cives noch schwankend , aber 
in der späteren Urkunde, in welcher eben jene Unterhandlungen 
so erwähnt werden 1135 [Guden a. 0.] wird eine Verordnung ge- 
troffen „communicato primorum consilio, clericorum dico, comi- 
tum, liberorum, familiae, et civium". Als Zeugen werden genannt, 
Cleriker, ein Herzog, Grafen, Freie, ministeriales und ollQciales. 
Hier entsprechen also die familia den ministeriales und die cives 
den oflficiales. Solche officiati , qui Amptmann vulgariter appellan- 
tur treffen wir auch in Neusß 4259 [Lacomblet Urk. II p. 263] 
an der Spitze der Stadt und 14 von ihnen werden den Schöffen 
beigegeben , und zugleich der universitas oppidi zugestanden mit den 
übrigen officiales die vacanten Stellen zu besetzen. Arnold [a. 0. 
p. 408 f.] sieht in den officiales die Niederrheinische Bezeichnung 
eines Stadlraths, Hegel [Allgemeine Monatschr. 1854 p. 184 A. 2.] 
nur den neuen Titel eines neuen Gemeinderaths , aber in der Urkunde 
>vird nicht gesagt, dass die ofYiciales neu eingesetzt werden sollen, 
sondern nur, dass 14 officiales zum Schöffencolegium hinzuziehen 
sind „quorum duorum testimonio quemadmodum duorum scabi- 
norum stetur in venditionibus , emptionibus, seu actionibus debi- 
toinim et in bis, que pignon obligant^ es ist also nur eine eigen- 
tbümliche Ergänzung der gerichtlichen Behörde für bestimmte 
Geschäfte und zwar durch schon bestehende officiales, eine Er- 
leichterung der Schöffen, wie sie auch sonst nöthig befunden 
wurde. Dass dieser Zuschuss aus den officiatis genommen wurde, 
zeigt eben, dass diese die angesehenste Classe der Einwohnerschaft 
bildeten. 

Nirgends aber erscheint die universitas civium der späteren 
Zeiten deutlicher als die unterste Schicht der alten Minist 
als in Basel, wo jener Lateinische Ausdruck wiederholenti 
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den deutschen „gedigeiie*^ wiedergegeben wird [Wackernagel Bi- 
schofsrecht p. 8] „daz gedigene von Basel ist dasselbe'" sagt Wa- 
ckernagel ^was die Lateinischen Urkunden universitas civium Basi- 
lensium nennen, es sind die Bürger streng und unumwunden in 
ihrem Htirigkeitsverhültnisse zum Bischof aufgefasst: denn gedigene 
ist s. V. a. Dienerschaft." Diese Thatsache, die Arnold fast ganz 
unbeachtet lässt, findet aber, wie es scheint, ihre wahre Erklä- 
rung nur dann, wenn man das gedigene nicht, wie Wackernagel, 
als Bezeichnung einer strengen Hörigkeil, sondern als jener hof- 
rechthchen Stellung nimmt, in welcher sich die unteren Schichten 
der älteren Ministerialität nach Aussonderung der ritterlichen Dienst- 
mannen befanden. Da das gedigene seine Zustimmung zu Urkun- 
.. den giebt. Hegt darin schon ausgesprochen, dass der Name nicht 
eine ganz niedrige Abhängigkeit sondern ein Verhältniss bezeichnet 
wenig unter den ritterlichen Dienstmannen, eben die amtman oder 
ofßciales. Es ist die alte ursprilngliche Gesammtbezeichnung der 
Ministerialität, aus welcher der ritterliche ministerialis sich abge- 
sondert hat, wie das Stammwort .,degen'^ [Wackernagel Lesebuch 
s. V.] Knabe, Diener, Held und miles bezeichnet, ein Complex von 
Dienern und Kriegern , wie wir ihn eben als das eigentliche Wesen 
der ältesten „Burger" annahmen. Und hier dürfen wir denn auch 
auf die officiales de Rigirzecheide zu Cöln und ihren Gegensatz 
gegen die officiales curie zurückkommen [s. oben cap. l] und be- 
haupten , dass die Officialität d. h. die ältere , niedere Ministeriali- 
tät als Kern der cives in den selbständigsten und unselbständigsten 
Städten gleichmässig erscheint. 

Bleiben wir zunächst bei dieser allen Burggrafschaft stehen, 
so nimmt sie für die civitas etwa dieselbe Stelle ein, wie der judex 
villae sie in der Karolingischen Zeit an der Spitze einer könig- 
lichen Domäne bekleidete. Freilich kann es fraglich sein, ob in 
den allen Städten eben kein Rest der freien Bevölkerung stehen 
blieb und ob auch an der Spitze eines Domänencomplexes doch 
diese städtischen Ministerialen vom Burggrafen an nicht eine an- 
dere Stellung einnahmen , als jene Beamten , die uns das capitulare 
de villis in beschränkteren Kreisen kennen lehrt. 

Um hier deutlicher zu sehen , würde es darauf ankommen , uns 
die Beslandtheile einer solchen Stadt -Pfalzverwaltung möglichst 
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klar zu machen. Dazu fehlt uns allerdings das Material für die- 
jenigen Burgstädte, in denen wir bestimmt Burggrafen erwähnt 
finden. Jedoch wird auch das Beispiel eines solchen Verwaltungs- 
coraplexes lehrreich sein, den wir ohne Burggrafen, aber nach 
seinen verschiedenen Theilen in ziemlicher Vollständigkeit kennen 
lernen. Ein solcher findet sich in Frankfurt und seiner Umge- 
bung. 

Es wird daher zweckmässig sein, hier die Betrachtung die- 
ser städtischen Pfalz Verfassung einzuschieben. 



e. Die P£alz8tadt Frankfurt 

Dass die Frankfurter Verfassung wesenthch aus einer Karo- 
lingischen Pfalzverfassung entstanden ist, diesen Beweis hat Fichard 
in seinem Buche „die Entstehung der Beichstadt Frankfurt am 
Main" deuthch und unzweifelhaft dargelegt. Wir dürfen uns da- 
her von vorn herein auf seine Darstellung einfach berufen, und 
brauchen nur in einer Beziehung dieselbe zu ^mendiren , in einer 
andern sie zu erweitern. 

Zunächst nämlich müssen wir auch hier gegen die Einmischung 
freier Elemente wenigstens in der Art, wie Fichard es gethan, 
protestiren. Nicht allein , dass das Frankfurter Schöffenthum , nach 
unsrer Erörterung [s. oben p. 104], durchaus nicht nothwendig 
freien Elementen seine Entstehung zu verdanken braucht, der vor- 
treffliche und scharfsinnige Forscher hat auch einzelne Spuren 
einer durchaus hofrechtlichen Verfassung übersehen , die er in den 
Händen hatte. Dass der villicus als älterer Name des Schult- 
heissen auf eine, villa indominicata , auf ein königüches Kammer- 
gut hindeute, das hat er [p. 13 und 58] anerkannt und die Con- 
sequenzen daraus gezogen, aber übersehet hat er dagegen, dass 
das mallum, quod a vulgo buweding vocatur [Boehmer Cod. Moe- 
nofr. p. 66] eben jenes budink ist, in dem die Herrschaft oder ihr 
villicus über die Hörigen urtheilte [s. oben p. 85 und Fichard p. 
137]. Dazu gehört nun auch noch, dass ausser dem buwedink, 
das dem Vogtding gegenüberstand, sich auch die curia, quae di- 
citur Fronehof, findet, an die man zinste [Boehmer a. 0. p. 41] 
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und die jedenfalls, wie anderwärts [ebd. p. 246. Grimm Wsth. 
I p. 497. 51^6], so auch hier die Stelle der ungebotenen Dinge 
der Censualen war, deren Besthaupt auch hiefher ging. Nach 
der oben gegebenen Darstellung finden wir also hier Vogt, Schult- 
heiss, SchöfTen, Bauding und Fronhof, d. h. den ganzen Apparat 
einer hofrechtlichen Bevölkerung, der sich in Nichts von denen 
benachbarter Villen der nächsten und ferneren Umgebung unter- 
scheidet [Böhmer a. 0. p. 182, 187, 220, 343, 354], überall 
bis an den Hhein, in dem berühmten Tribur, wie! in den> kleinen 
Bischofsheim sind Vogt, Schultheiss und SchöfTen die drei Gewal- 
ten des Hofrechts. 

Und wie hier die villa Frankfurt den übrigen Villen , so steht 
im Beichsforst Dreieich die Frankfurter Wildhube den übrigen 
fünfunddreissig Wildhuben ebenfalls vollständig gleich [Grimm a. 
0. p. 503]., Sie hatte wie jene dem Kaiser seinen Hafer zu 
leisten und, wenn der Kaiser sie verliess, hatte ihr Inhaber eben 
so für sich und sein Gesinde Kost auf 8 Tage zu fordern [ebd. 
p. 500 f.]. 

Ueberlegt man, dass von der grossen Zahl hier berücksich- 
tigter Höfe zwei berühmte Pfalzen hatten, eben Frankfurt und 
Tribur, so ist es merkwürdig und interessant den verschiedenen 
Gang zu betrachten, tlen beide in ihrer Entwicklung nahmen. 

Die Pfalz von Tribur verschwindet seit dem Jahre 1119 aas 
der Geschichte [Wenk Hess. Landesg. 1 p. 54]; mit der Zeit 
scheint die Villa den Vögten vollständig erlegen zu sein. Von 
Vogt, Schultheiss und Schöffen verwaltet [Böhmer a. 0. p. 187], 
ist sie im 13ten Jahrhundert ganz in die Hände der ersteren ge- 
rathen , die Selhuben und des Königes hüben , die agri imperiales 
sind noch dem Namen nach üi;^rig [a. 0. p. 42, 87, 350. Grimm 
Wsth. I p. 496]. Tribur selbst ist zum Mauerbau nach Mainz 
pflichtig [Aniold a. 0. H p. 234]. 

Wenn auch die Pfalz von Frankfurt ziemlich früh verfiel 
[Fichard a. 0. p. 152 f.], im 13ten Jahrhundert jedenfalls war 
sie noch nicht ganz Buine, und die Stadt wurde seitdem die stä- 
tige Wahlstätte des Beichs. Seit 1220 ist Frankfurt ohne Vogt, 
und der Schultheiss verwaltet und empfängt dessen Einkünfte [ebd. 
p. 61 ff.]. Frankfurt verwallet den Dreieich mit dem Ueichskäm- 
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merern von Minzenberg [ebd. p. 51 f. u. unten], die Grafschaft 
des Bomheimer Bergs mit den Laudvögten der Wetterau [Fichard 
a- 0. p. 53 u. unten] ; gegen zweihundert Ortschaften sind pflich- 
tig an seinen Gräben zu schanzen und berechtigt in seine Mauern 
zu flüchten [Thomas Oberhof p. 166], sein Ansehn als Ober- 
hof breitet sich über das ganze Gebiet Fränkischen Rechts [ebd. 
p. 117]. 

Um diese verschiedene Entwicklung der beiden Pfalzen zu 
verstehen, sei es uns verstattet auf die Grundlagen und die Urge- 
stalt ihrer Wirthschaft zurück zu gehen. 

Den Karohngischen Pfalzen flössen ihre Einkünfte hauptsäch- 
lich auf zwei Wegen zu, durch die Villen und durch die Forsten. 
Die Verwaltung der ersteren ist bekannt genug, und vorläußg 
brauchen wir hier nur daran zu erinnern, dass wenigstens zwischen 
Tribur und Frankfurt,' Schultheiss, Vogt und Schöffen noch am 
Anfange des 13ten Jahrhunderts die stehenden Behörden jeder ViUa 
wie auch »jener beiden Pfakorte warön. Die königlichen Forsten 
hatten für die königliche Hofhaltung eine doppelte Bedeutung, sie 
waren einmalJagdreviere, aber auch gleichzeitig die Weidereviere, 
namenthch für die zahlreichen Schweineheerden. Das Capitulare 
KarFs 11. von 877 enthält eine ausführUche Bestimmung: „in qui- 
bus ex nostris palatiis flhus noster, si necessitas non fuerit, mo- 
rari vel in quibus forestibus venationem exercere' non debeat". 
Bei der Anführung der einzelnen Pfalzen mit ihren Forsten wird 
genau unterschieden, ob dem Prinzen dort die Jagd oder der Ein- 
griff in die Schweineheerden oder ob ihm beides untersagt sei 
[Pertz Leg. I p. 541]. In der oben [p. 60] erwähnten Angabe 
über die servitia der Königshöfe wird das servitium in Franken 
und Baiem auf 40, das Sächsische nur auf 30 porci magni ver- 
anschlagt, aber überall bilden diese Posten doch den eigentlichen 
Kern der königlichen Zehrung [Arnold Gesch. der deut. Land- 
wirthsch. 1 p. 431 ff., 11 p. 305 ff.]. Man braucht sich nur an 
die zahlreichen Verleihungen von Bannforsten, namenthch unter 
den Ottonen zu erinnern [Stieglitz Eigenthumsverh. an Wald und 
Jagd §§13 und 16], um zu begreifen, dass dadurch die Ausdeh- 
nung und der Ertrag der königlichen Mast- und Jagdreviere we- 
sentlich beschränkt . werden musste. UrsprüngUch waren Tribur 
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und Frankfurt, die man die Pfalzen des Heichsforstes Dreieich 
noch später nennen möchte,, von grossen und ausgedehnten Reichs- 
forsten überall umgeben [Fichard a. 0. p. 4], und damals moch- 
ten ihre Schweinelieferungen weit mehr betragen, als die resp. 
160 und 120 Stück des eben angezogenen Verzeichnisses. 

Es kam aber ausser jeijen grossartigen Vergabungen ofi'enbar 
noch ein anderer Umstand hinzu, die Einkünfte der kaiserlichen 
Pfalzen unter diesen Posten wesentlich zu schmälern. Die Haupt- 
höfe gestatteten den Hörigen oder zinspflichtigen Hufen eine Be- 
theihgung an der Mast, deren Grösse und Ausdehnung allmähg 
bestimmter normirt wurde [Arnold a. 0. p. 309] , und diese be- 
stimmte Normirung wurde um so nothwendiger, je häufiger gleich- 
zeitig Waldstücke zu Ackerland abgetreten , und dadurch der Weide 
entzogen wurden [Arnold a. 0. I p. 369 f.]. Die Abgabensätze, 
die auf diese Weise entstanden, sind es offenbar hauptsächlich 
gewesen, welche die einfachen alten Normen verwirrten und fast 
unkenntUch machten. Wir 'finden z. B. zu Weissenburg einen 
Wald so aufgetheilt, dass die 13 neuen mansi zu 40 jurnales jeder 
ein Schwein geben, von dem tlbcrzähligen Land 10 jurnales jeder 
1 6 den. , 5 jurnales jeder einen Pflug mit Schaar und Jochrieraen, 
2/3 jurnales 100 ,Eier [Zeuss Trad Wizenb. p. 304]. Anderer 
Seits wurde dadurch die feste Normirung der Mast und Mastgelder 
imnier nothwendiger. Man gab eine silva communis zur Mast hin, 
indem man den Berechtigten freistellte, als Abgabe Schweinfe zu 
mästen oder Geld zu zahlen [Zeuss a. 0. p. 284], gewöfinlich 
aber wurden die Schweine nach vollendeter Mast geschätzt [La- 
comblet a. 0. J p. 190], man nannte diese Schätzung cranna 
[Acta Sctor. Juni I p. 869 A.] , und das volle Mastgeld den Ecker- 
schatz, ein geringeres den Demen [Grimm Wsth. H p. 18, 25 f. 
33, 59 f. 105, 107, 208, 252 u. a.]. ^ 

Mit der Ausbildung dieser neuen und sehr mannigfaitigen 
Verhältnisse erhält nun aber anderer Seits auch der Forst als 
Jagdrevier eine ganz andere Stellung. Die Aussonderung der ein- 
zehien Dorfforsten aus den grossen Waldcomplexen erfolgte sehr 
allmälig und Schritt vor Schritt [Bodmann Rheingau. Alterthümer 
I p. 450 ff.]. Je mehr die neuen Aecker in den Wald eindran- 
gen , desto nothwendiger wurde es diesen in seinem Bestand, doch 



173 

nicht allein an Wild, sondern auch an Holz zu wahren. Aus die- 
isein Bedürfnisse sind die 36 Wildhufen des Dreinichs, ihr Mai- 
ding und ihr Recht entstanden; sie sind die unteren Polizei Statio- 
nen der kaiserlichen Jagd, von denen aus das furchtbar strenge 
Recht gegen Jagd- und Uolzfrevel züncichst aufrecht erhalten wird 
[Grimm Wsth. I p. 498 ff.]. 

Der wichtigste Theil aber an jenen neuen Nutzungen in den 
königlichen Forsten fiel gerade derjenigen Classe der bäuerhchen 
Revölkerung zu, deren Wichtigkeit für die Ausbildung «des Hof- 
rechts wir schon obien nachzuweisen versuchten , nemUch deh Cen- 
sualelP oder Vogtleuten. Es versteht sich ja eigentlich von selbst, 
dass sie viel eher als die Dageskalken im Stande waren, Vor- 
theile, wie sie sich hier boten, auszubeuten und zu verwerthen. 
Nicht durch den unmittelbaren Dienst in Anspruch gelnommen, un- 
. ter einem bestimmten und wolgeordneten Rechte, hatten sie Zeit 
und Kräfte frei um ihre Wirlhschaft zu erweitern, und anderer 
Seits musste den vilKcis und den Herren daran liegen, sie' durch 
solche Vergabungen näher an das unmittelbare Recht des Hofes 
heranzuziehen [s. oben p. 92 ff.]. In den oberrheinischen Weis- 
thüm^rn finden wir häufig zwischen den „aiten^^ und den anderen 
Hofstätten geschieden , die erst neu auf der Allmende oder gemei- 
nen Mark angelegt sind. Jene ursprünglichen Hufen, die „Ehof- 
stetten" [Grimm Wsth. I p. 206] , sind von den anderen in ge- 
wissen Dingen entschieden bevorrechtet , sei es an Zins- oder Hut- 
gerechtigkeiten , wenn auch nur für ihre Hühner [ebd. p. 177, 
165, 206, 321]. Wo diese Methode festgehalten und der Unter- 
schied zwischen den alten und neuen Hofstätten fixirt wurde, bil- 
dete sich neben dem Kerne der alten Dorfbevölkerung ein^ neue, 
und die erstere konnte leicht ihre Privilegien der letzteren gegen- 
über aufrecht erhalten. Am Mittelrhein scheint aber diese Me- 
thode weniger geBräuchlich gewesen zu sein. Das merkwürdige 
Weisthum von Sandhofen unterhalb Mannheim zeigt uns eine Ge- 
meinde, die für Frohndienste im Besitz einer Allmende ist [ebd. 
p. 462] , und dieselbe nun allerdings auch in der freiesten und, 
man möchte sagen , zügellosesten Weise ausbeutet [ebd. p. 459 f.]. 
Je mehr nun aber jeder einzelne Hof sich an der allgemeinen 
Benutzung der Allmende, sei es durch Anlage neuer Aecker oder 
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in anderer Weise, betheiligte, desto näher lag für den Vogt die 
Versuchung, beim Anwachsen des Gutes und seines Betriebes 
auch seine Ansprüche an den einzelnen Vogteimann zu stei- 
gern, und desto näher anderer Seits dem villicus und der Herr- 
schaft und den Leuten selbst die Verpflichtung, in ihrem eigenen 
Interesse, den ursprünglichen Charakter dieser neuen Rechte und 
Güter rechtlich zu wahren. Das Habsburgische Hofrecht zu Meg- 
gen [a. 0. p. 165] sagt: „wer gut in diesen hof het, das ehaftigü 
het an holtz und an velt, der sol es niesen usser der ehaftigü 
und nit ufs der vogtie". Dieser Grundsatz wird dort einfach von 
der Genossenschaft selbst dem Vogte gegenüber vertreten , auÄrund 
und Boden der Reichsdomänen lag diese Vertretung ganz natür- 
lich den Repräsentanten des Reichs, den Beamteten des fiscus und 
der Pfalzen ob , wenn die betreffenden Villen noch mit einer solchen 
Pfalz in Verbindung standen. 

Für die Districte, mit denen wir es hier unmittelbar zu thun 
haÄen, gewährt uns nun (^as Weisthum des Bornheimerbergs einen 
Einblick in derartige Verhältnisse [Grimm a. 0. UI p. 481 ff. 
Böhmer Cod. Moenofr. I p. 355 ff.]. Allerdings ist es offenbar 
das Resultat ausserordentlicher Maassregeln , durch die König Al- 
brecht auch hier seine Einküntle höher zu treiben suchte [a.O. 
p. 348 f.], aber er Brachte doch dadurch nur rechtliche Verhält- 
nisse zur Anerkennung, die unter der habgierigen Hand der Vögle 
sich verwirrt hatten. Die Vögte sollen darnach „uzwendig ires 
foithofes und des gudes, daz darin boret niemannes gud joch nie- 
mannes lantsidelen nicht drangen zu keinerleige dienste" ; es sind 
also Vogthöfe da und in einem einzelnen , wenn auch anderthalb 
Jahrhundert jüngeren Weisthums des dazu gehörigen Dorfes Bi- 
schofsheim, sind die „ungeboden gcriht", das Besthaupt und der 
Zins [ebd. p. 478] deutlich angegeben, die Merkzeichen des Cen- 
sualenrechts , wenn auch alles in der gefährlichen Ausdehnung^ 
entwickelt, die jenes allgemeine Weisthum unter König Albrecht 
verhindern wollte. Das Weisthum vom Bornheimer Berg tritt die- 
sen Uebergriffen der Vögte gegen die Censualen und die anderen 
„lantsidelen" mit dem Grundsatz entgegen, dass „wasser und 
weide des koneges sy und niemannes me und daz man dafone 
deme konege dienen sal in den dorfen". Es vertritt also die 
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Rechte der königlichen geraeinen Mark gegen die Voglei. Der 
Schutz und die Bewirthechaftung derselben ist zunächst in die 
Hände des Dorfes gelegt, man soll keine Frucht hineinsähen 
^ane des dorfes willen" , und ist „kein dorf joch niemannes gud 
wider sinen willen — keines sunderdienstes gebunden, wan inaz 
man deme konige dienen sal , daz sal daz land gemeinliche dun 
und jedermann nach siner mäht, darnach er in den dorfen ist ge- 
sezzen und nuzzet wazzer unde weide", lieber den Dörfern steht 
der Rath zu Frankfurt : wer in die Gemeinde säet ohne des Dorfes 
Willen, die Saat „mag ein rihtere fon Frankf. mewen ader sniden". 
D^rseAlB Richter zu Frankfurt und des Königs Amtmann dürfen 
den Dörfern gebieten an das Landgericht zu rügen, „alliz daz, 
daz den dorfen schadelich ist und auch den luden und alliz daz, 
daz des kuneges reht gedrucken mag, iz si an felde an wazzere 
unde an weide unde an rehteme gerichte unde an unrehteme 
dienste unde an unrehter forderunge; daz sollen auch die forge- 
nanten ammetlude den dorfern mit der stede helfe zu rehte abb- 
iegen" [ebd. p. 484 f.]. 

Wir habenden ursprünglichen, einfachen Zusammenhang der 
umliegenden Forsten mit den Pfalzen nachgewiesen, und wie deren 
Ausdehung und Ertrag in Abnahme kam. Ein grosser Theil der 
„Grafschaft des Bornheimerbergs" lag auf dem Boden des Drei^ 
eichs, aber auch Wasser und Weide der anderen war des Königs, 
und auf diesem Reste der alten königlichen Domänen war zu An- 
fang des 14 ten Jahrhunderts der Richter von Frankfurt noch stark 
genug, die Angriffe der Vögte auf die Censualen zurück zu weisen. 
Der Process der allgemeinen Auflösung war auch hier zu verfol- 
gen : der Königsforst verlor nach aussen an. seinen Gränzen durch 
Vergabungen, in seinem Inneren entstanden wie in unzähligen an- 
deren Forsten Villen mit Vogt,, Schultheiss und Schöffen, mit 
Vogteileuten und Hörigen; diese Communen griffen ihrer Seits 
jede an ihrem Theile an des Königs Wasser und Weide und, wenn 
ein Pfalzdorf wie Tribur zusammensank, so konnte sich auch jedes 
übrige Dorf allmähg aus dem alten Zusammenhange verlieren, der 
Wald löste sich in eine Reihe von Gemeinden auf, und nur sein 
Rest bestand vielleicht unter dem Schutz eines strengen Forstrechts 
als einfaches herrschaflhches Jagdrevier. Dass es nun zu diesem 
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Extrem hier am Anfang des 14ten Jahrhunderts nicht gekommen 
war, dass die Pfalzvilla Frankfurt nicht allein nicht zu der Unbe- 
deutentheit Triburs herabgesunken, dass vielmehr ihr Schultheiss 
und Schöffen den Schutz über eine gapze Anzahl der benachbar- 
ten Villen und den Reichsforst selbst aufrecht erhielt, und zwischen 
diesem Complex nicht aller Zusammenhang verloren gegangen , wo- 
her kam das? 

Fichard hat durch eine Reihe von Stellen es deutlich gemacht, 
dass die Frankfurter Schultheissen , Schöffen und cives zugleich 
Stadtgericht und königliches Pfalzgericht waren [a. 0. p. 65 ff.]. 
Er hat dabei in den scabini die Vertreter der Gemeinde4|^fre1er 
Königsleute^^ vermuthet, obgleich sich zunächst die Competenz 
auch ihres Gerichts nur auf die Einwohnerschaft der Stadt Frank- 
furt und die Pertinenzien der königlichen Domänial Verwaltung nach- 
weisUch bezieht. Er dürfte überhaupt in seiner meisterhaften Dar- 
stellung die hofrechtlichen Grundlagen der ursprünglichen Villen- 
v^rfassung Frankfurts, die wir eben nachwiesen [s. oben p. 169 f.], 
nicht scharf genug urgirt haben. Nach unserer Darlegung dersel- 
ben und nach unserer Entwicklung der Ministerialenverfassung 
überhaupt, können wir weder die Möglichkeit noch die Nothwen- 
digkeit zugeben, dass sich in Frankfurt ein Gemeindeschöffenthum 
mit der Ministerialität vereinigt habe. Vergleichen wir die Bestim- 
mungen des Bornheimer Weisthuras mit denen des Hofrechts von 
S. Maximin. Die Bestimmungen des ersteren für die Fälle „un- 
rechten Dienstes und unrechter Forderung", bieten eine unver- 
kennbare Analogie für den Instanzenzug des letzteren in dem Falle 
„si villani debitum censum abbati volunt denegare" [s. oben p. 98]. 
In dem Bornheimer Weisthum rügt erst das Dorf d. h. also Schult- 
heiss und Schöffen des Dorfes, wenn sie den Fall selbst nicht 
erledigen können, denselben am Landgerichte, und wenn diess ihn 
nicht erledigt, treten die Amtleute mit der Stadthülfe ein. Das Dorf 
ist die erste, das Landgericht die zweite, Amtleute und Stadtrath 
die höchste Instanz. Zu S. Maximin sind in dem beregten Falle 
die alii judices die erste, die judices et ministri, qui meliores 
sunt ecclesiae in loco principaH Treveris , unde vivunt. die zweite, 
der Vogt die dritte, das Gottesurtheil die letzte. Der Vogt und 
das Gottesurtheil fielen in Frankfurt weg und somit entspricht die 



#177 

Stellung des dortigen Schultbeissen und Stadtrath eben jenen ju- 
dices et ministri, qui meliores, und Frankfurt erscheint für die 
betreffenden Villen, wie dort das Kloster zu Trier, als locus prin- 
cipalis, unde vivunt. 

Wie zu S. Maxiinin scabini und ininisteriales nur Verlreter 
eines und desselben Rechts, gleichsam als kleiner und grosser 
Rath, waren, so zu Frankfurt scabini und cives [s. oben p. 103]. 
Durch die Ausbildung dieser MinisleriaUtät überflügelte eben diese 
Pfalz das benachbarte Tribur und diese Villa alle übrigen benach- 
barten. Die Veränderungen in dem Einkommen der Pfalz , in der 
rechtlicnen Stellung der umliegenden Domänen zu derselben, der 
Bevölkerung zu dem KOnig und zu den Vögten, halten sie zum 
immer deutlicheren Mittelpunct eines Complexes nicht nur von 
Gütern und Einkünften , sondern auch von Rechten gemacht. Je- 
nem Satze der älteren Capitularien , dass nach dem Tode eines 
Grafen die ministeriales comitatus die Grafschaft bis zur endgülti- 
gen Bestellung des Nachfolgers mit verwalten sollen [Pertz Leg. 
I p. 539] , entspricht die Bestimmung des Bornheimer Weisthums, 

dass „swanne nit koneges en ist die forgenante slat [Frankf.] 

daz laut unde die dorf unde ouch die lüde sal befreden und bc- 
shirmen also ferre alse si ir craft gedragen mag" [Grimm a. 0. 
p. 484], Die Ministerialen des Königs übernehmen hier für die 
Vacanz des Königthums dieselbe interimistische Gewalt, wie die 
des Grafen für die der Grafengewalt. 

Leider ist die urkundliche innere Geschichte dieser Frankfur- 
ter Pfalzministerialität während des 1 1 ten und 1 2 ten Jahrhunderts 
für uns in ein undurchdringliches Dunkel gehüllt. Erst im 13 ten 
Jahrhundert «eben wir sie in ihrer ganzen Bedeutung vor uns 
Hegen. Die villa Frankfurt steht mit ihrem Vogte , Schultbeissen 
und Schöffen noch am Anfange des Jahrhunderts den benachbarten 
gleich, aber der natürliche Gegensatz, den wir zu S. Maximin 
constatirten , abwischen MinisleriaUtät und Vogtei tritt hier deutlich 
zu Tage: mit dem Jahre 1219 verschwindet der Vogt aus den 
Frankfurter Urkunden und treten die Schöffen ein [Fichard a. 0. 
^ p. 60 f. 66 f.]. Die judices der Urkunde von 1194 [ebd.] sind 
die Analogie zu den judices meliores von S. Maximin, auf sie 
folgen, wie dort scabini et ministeriales, so hier scabini oder judices 
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ünil daneben cives [Böhmer a. 0. p. 30 u. 35], und aus dieser 
Masse sondern sicli hier zu Frankfurt die milites aus, wie zu S. 
Maximin diejenigen, qui „loco militis abhati decenter assistere et 
servire possunl". Dass die miHtes, scabinr und cives des Frank- 
furter Ffalzgerichts sich in der ersten Hälfte des 13ten Jahrhun- 
derts ständisch vollkommen gleichstehen, ergiebt sich auch aus 
einigen Zeugenreihen derzeitiger Urkunden. In einer Urkunde von 
1226 folgen Pfaffen , hurgenses in Frankenf. , milites in Sassenh., 
in einer von 1230 Pfaflen, milites, hurgenses, scabini, in einer 
von 1 245 scabini , Plaffen und milites aufeinander [a. 0. d. 46, 
54, 75]. 

Diese Ministerialenschaft von Schölfen, Rittern, Bürgern halte 
sich der Vogtei nicht halb, wie 1135 die von S. Maximin, son- 
dern ganz erledigt; von ihr konnte der Kaiser mit jenem Ausdrucke 
der S. Maximiner Urkunde [s. oben p. 101] mit Becht sagen: „nulli 
advocato subjaceant, nisi nostro, nostrorumque successorura regali 
vel imperiah dominio vel potestali". Sie war es, die als des 
Königs Amtleute, Schultheissen , Uath und Schöffen ihr Ansehen 
entwickelte und gegen die Vögle der einzelnen Villen behauptete. 

Suchen wir nun aber weiter nach den Ursachen, die hier in 
Frankfurt einen solchen locus principalis, unde vivunt, ftir den 
weiten Kreis der umliegenden Villen schuf und die Verwaltung 
desselben in die Hände einer solchen Ministeriahtät vereinigte, so 
ist es offenbar die mililärjsche Bedeutung des Ortes und seiner 
Umgegend, die den einfachen administrativen Instituten eine solche 
Ausbildung gab. 

Frankfurts Lage auf der Mainstrasse vom rheinischen Franken « 
gegen die Sächsische Gränze hatte jedenfalls zum Theil seine Ent- 
stehung mit veranlasst. Wimpfen an dem Knotenpuncte der oberen 
Neckarthäler, Kalsmunt bei Wetzlar zwischen dem oberen und. 
unteren Lahngebiete, hatten in dieser Lage ihre Bedeutung als 
spätere Beichsburgen. Am Main war Frankfuil und seine Umge- 
bung der Ausgangspunct für alle Bewegungen den Main hinauft 
auch ehe Friedberg die obere iNidda , Gelnhausen die obere Kinzig 
beherrschte. Diese militärische Bedeutung war hier um so grösser ^ 
.noch, je ausgebildeter das Flussgebiet des Main, je wichtiger es 
als Verkehrs- und Operalionslinie war, mit dem des Neckar und 
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der Lahn verglichen. In der Bhlthezeit der Burgen von Friedherg 
V und Gelnhausen deutet die enge Verbindung zwischen der Bürger- 
schaft Frankfurts und jenen Burgmannschaflen deutlich genug auf 
den niiltärischen Zusammenhang dieses ganzen Complexes hin. 
Wir aber haben es hier mit der Zeit zu thun, wo die Existenz 
oder doch die Bedeutung jener Burgmannschaflen noch zweifelhaft 
ist [Fichard a. 0. p. 34. Böhmer Reg. Friederich's IL m. 288 cf. 
ebd. 208. Wippermann im Anzeiger f. Kunde der deul. Vorzeit 
1857 p. 72]. Das Mittelalter verstand die Wichtigkeit natürlicher 
Conmiunicationen und Hindernisse für militärische Zwecke sehr 
wo! zu würdigen. Die Festigkeit eines mächtigen Wasserlaufs 
[Duchesne Script. IV p. 307, C], oder schwieriger Gebirgspässe 
entging natürlich dem damaligen Soldaten eben so wenig wie dem 
heutigen. So verlieh Otto IL dem Bischof von Regensburg zur 
Gründung einer Burg gegen die Ungarn nicht nur den Platz selbst, 
sondern einen Complex von Grundbesitz, und nach der Ostseite, 
den feindhchen Anfallen zugewandt, bestimmte er zur Gränze des 
ganzen Gebietes : „litus majoris Erlall'ae usque in montana propter 
munitionem locorum" [Ried Cod. Ratisbon. 1 p. 107]. Was Otto 
von Freisingen über die Lage Mailands [Hist. Frid. II, 13], was 
Lambert über die Beschaffenheit der Sächsischen Slavengränze 
[Annales a. 1074] bemerkt, daran braucht hier kaum erinnert zu 
werden, um es deuthch zu machen, dass Frankfurts Umgegend 
jedenfalls für den damaligen Feldherrn auch unter diesem militäri- 
schen Gesichtspuncte eine besondere Bedeutung hatte. Die man- 
nigfaltigen und immer wiederholten Bestimmungen der Capitularien 
über die Beschaffung der Fourage für das Heeresaufgebot, zeigen 
uns deuthch genug (he Wichtigkeit grosser Waldweiden für einen 
militärischen Sammelplatz , wie er bei Frankfurt für die rheinischen 
Aufgebote gegen den Osten natürlicli sich bot. An der nördlichen 
Gränze des Dreieicher Forsts, auf dem Ried bei Vilbel finden wir 
noch in einem späteren Weisthum einen solchen Sammelplatz; 
der König „so er ziehen wird über berge und Ihale [I. zu berge 
und zu Ihale]" hat dort „macht — sich zu sambeln und wen das 
antreffe mit der fuderung, der sol den schaden han"- Daher auch 
die drei weideberechtigten Dörfer „ob die weide überlegt wurde 
— sollen sie anrufen das reich, das soll ihnen helfen von des 

12* 
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königs wegen" [Grimm a. 0. 111 p. 474]. Gerade den Wasser- 
lauf der Nidda-5 an deren linken Ufer das Ried, an deren rechten 
der Büdinger Reichsforst liegt, treffen wir noch später unter der 
Aufsicht eines königlichen Wassergerichts, das den Bau der Brücken 
und Mühlen, die Hohe ihrer Wehren, sowie das ganze Flussbett 
beaufsichtigte [ebd. p. 463 ff.]. Denke man sich .diesen ganzen 
Complex königlicher Rechte an Wasser und Weide, an Forst und 
Mühlen, ^in seinem früheren, engen Zusammenhange unter der 
Hand eines Meisters in der Kunst, Heere aufzustellen und zu ver- 
pflegen, wie z. B. Heinrich IV. es warl Halte man dazu die Wich- 
tigkeit, die diese Stellung für einen Marsch gegen den oberen 
Main, d. h. die sie für einen Rheinischen König gegen Sachsen 
hatte, so tritt die natürüche Wichtigkeit dieses Districts und seiner 
Verwaltung von selbst hervor. In seinem Knotenpuncte lag Frank- 
furt, Tribur nur an seiner Grenze, die Befestigung Frankfurts gab 
daher dem Ganzen einen besonderen Halt, in welcher Weise, das 
erhellt erst dann vollkommen, wenn man sich den Charakter der 
späteren Aufgebote vollständig vergegenwärtigt. 

Die Karolingischen Capitulare , z. B. vom Jahre 825 und 850 
[Pertz Leg. I p. 244 f. 406 f.], schärfen es immer von Neuem 
ein , dass die Truppen auf dem Marsche und die Gefolge der gros- 
sen Beamteten sich keine Erpressungen erlauben sollen. Wir ßn- 
den hierfür die missi in ihren Districten verantwortHch [ebd. 
p. 425] , und die Ermittelung des geschehenen Schadens soll , nach 
den älteren Capitularien wenigstens, bald durch den Beschädigten 
geschehen, bald durch einen vom Herren des Contravenienlen auf- 
gestellten Taxator, immer in Anwesenheit des Königs. Die Miss- 
bräuche, gegen die man so ankämpfte, nahmen aber im Laufe der 
folgenden "Zeiten immer mehr zu als ab [s. oben p. 142]. Ge- 
waltthätige Eingriffe in Haus und Gut an der Strasse gehörten im 
r2ten Jahrhundert zu den Reise- und Marschgewohnheiten der 
Fürsten [Pertz Scr. X p. 265], Die Verpflichtung des Frankfurter 
Ministerialenraths , die Dörfer des Bornheimer Landgerichts zu 
schützen gegen „unrechten Dienst und unrechter Forderung", 
hatte daher für die Zeiten mihtärischer und politischer Versamm- 
lungen gerade eine besondere Bedeutung; mit dem Verschwinden 
der missi traten die Ministerialen der benachbarten Pfalz am natür- 
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liebsten in ihre Stelle. Diese Aufgabe aber nachdrücklich und, 
so weit die damaligen Zustände es ^uliessen, mit Erfolg zu lö- 
sen, waren hauptsächlich, so weit ich sehe, zwei Einrichtungen 
wirksam. 

Die erste derselben war die Befestigung Frankfurts, wodurch 
die Stadt in die unmittelbarste Verbindung mit einer grossen 
Menge umliegender Ortschaften trat. Das Verhältniss' war diess, 
dass die Orte pflichtig waren , eine bestimmte Strecke des Frank- 
furter Grabens bei Kriegszeiten in Ordnung zu halten, und dage^ 
gen das Recht hatten, mit ihrer Habe Schutz in der Stadt zu 
suchen. In solchem Burgrechte standen über 150 Ortschaften [Tho- 
mas Oberhof p. 162 if.]. Man kann damit mancherlei Analogien 
zusammenstellen, in Mainz, das seine Mauern auf ähnliche Weise 
erhielt, stand den Orten, darunter auch Tribur, Zollfreiheit zu; 
ich möchte desshalb auch die „72 Dörfer, die dem König holzen" 
und dafür in Basel zollfrei waren [Wackernagel Bischofr. v. Basel 
§ 9], auf ein ähnhches Verhältniss beziehen. In Worms und 
Speier sind unverkennbare Spuren solcher Dienste vorhanden 
[Arnold a. 0. II p. 233 ff.]. Aber die Verbindung der Befesti- 
gungspflichl und des Schutzrechts findet sich doch so deutlich wie 
bei Frankfurt nur in jenen merkwürdigen Anordnungen Heinrich's l. 
[Widuk. I, 35] über den Sächsischen Burgenbau. 

Abgesehen von den eigenthümlichen Verhältnissen der Ungarn- 
noth, lag es in den späteren Jahrhunderten den Dörfern sehr nahe, ^ 
sich einer Stadt so anzuschliessen. In Zeiten der Hungersnoth flüch- 
tete der Bauer zu den Speichern der castra und civitates [Vita 
Caroli c. 5 et 6. Pertz Scr. XII p. 563]. Die vollen Speicher 
der fürstlichen Burgen machten es den Herren möglich , nach 
Art Pharaos, wie der Biograph St. Bernhardts sich ausdrückt 
[Vita Beruh. H c. 8] , das Volk in ihre Knechtschaft zu 
ziehen. 

Die kaiserlichen Pfalzburgen mit ihren mercatores für victualia 
[s. unten Cap. 5, a] , mussten also auch in dieser Beziehung schon 
die natürlichen Zufluchtsf alten in Zeiten sein, wo eine milrtärische 
Aufstellung im freien Felde Dach und Fach, Speicher und Stall 
des Bauern bedrohte, und grosse Bedürfnisse tumuUuarisch zu be- 
friedigen suchte. So konnte das Recht des zollfreien Einkaufs in 
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der Stadt in sehr engem Zusammenhange mit dem Rechte der freien 
Zuflucht stehen, und beide wieder waren nur die andere Seite 
von der Verpflichtung der Stadtverwaltung, die betreffenden Ort- 
schaften mit Recht und Gewalt gegen „ungerechte Forderung" zu 
schützen. Alle verburgrechteten Orte hatten später wenigstens 
Frankfurt zu ihrem Oberhof, und natürlich gehörten dazu die 
Ortschaften der Grafschaft vom Bornheimer Berg, wenn es auch 
von einer einzigen nicht ausdrücklich sich angegeben findet [Tho- 
mas a. 0. p. 164]. Die meisten derselben liegen jedoch in dem 
Mündungslande des Main, westlich von Frankfurt und der Nidda, 
also eben in jenem weiten Felde mihtärischer und politischer Ver- 
sammlungen zwischen Tribur und Frankfurt. In einer solchen 
SteHung gewinnt nun der Frankfurter Pfalzministerial immer mehr 
an Bedeutung: er erscheint als der Verwalter grosser und mannig- 
faltiger Reichsgüter, als Wächter über eine militärisch bedeutende 
Stellung und einer Burgstadt in derselben, aber zugleich als der 
Vermittler jenes geschwinden und schwierigen Veiicehrs, in den 
wir die ritterlichen Heer- und Tagfahrten mit einer zahlreichen 
Bevölkerung, einer ganzen reichen l.andschafl treten sehen. Diese 
Ministeriahtät wird ebenso wie die von S. Maximin lange bestan- 
den haben, ehe sie sich definitiv nach unten abschloss, ein gan- 
zes System verschiedener Aemter, Schnltheissen , Schöffen, Forst- 
meister und Wildhufner, Zöllner und Burger, wurde durch das 
gemeinsame Interesse des königlichen Dienstes zusammengehalten, 
und alle sie mochten in dem festen Frankfurt das Centrum und 
den Grundpfeiler desselben sehen. 

Doch die stärkere Stellung dieser Ministerialität beruhte nicht 
allein darauf, dass der locus principalis eine feste Burgstadt war, 
es trat, wie wir oben andeuteten, noch ein zweiter Umstand hinzu, 
nemlich folgender. Das Hofrecht von S. Maximin suchte sicTi nicht 
allein der Vögle, sondern auch der hunnones möghchst zu er- 
wehren [s. oben p. 99] , nur alle drei Jahre sollten sie ihre un- 
gebotenen Dinge halten dürfen. Und diese Richtung der Trier 
benachbarten Hofrechte lässt sich auch in späteren WeisthOmern 
deutlich nachweisen. Wir finden dort „virhoninge und wisunge 
von der warer rechter masse der fruhte , mels und des wins, daz 
da heisset daz huntdinck" [Grimm Wsth. II p. 175], Dasselbe 
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heisst [ebd. p. 177] ^huntding^on mausen und Strassen". Der 
Schidtheiss und hundt geben das „geseig -gross und klein'* [ebd. 
p. 33] , und diesen hunnones entspricht der centenarius oder zen- 
der, der ebenfalls „seyhe, mass, ele und gewicht", Namens der 
Herrschaft verwaltet, er heisst auch eynichsman oder Einungs- 
mann. Ihr Gericht tritt an einer Stelle nur alle zwei Jahre [ebd. 
p. 124], an jener anderen das Huntding nur alle siebeh Jahre 
zusammen [ebd. p. 1 751. Dagegen treffen wir bei Frankfurt eine 
viel stärkere Entwicklung der Centgravengewalt. In den einzelnen 
Dörfern der Grafschaft zum Bornheimer Berg hat der Centgrave 
oder cingrefe für Messer- und Kolbenzucken die Busse zu neh- 
men, sie sind pflichtig n„in der erne des berges hudele — sine 
sichehnge zu eischene". Dagegen sind sie von allem Dienste in 
den Dörfern frei, und sind die Schöffen des Landgerichts oder, 
wie es heisst, die ^die zu Bornheimer berge hören, die daz laut- 
reht sprechen sollen" [Grimm a. 0. ÜI p. 483 AT.]. Sind wir 
auch ausser Stande, auf die schwierige Frage der früheren und 
späteren Centengerichtsbarkeit hier einzugehen, so ergiebt sich 
doch so viel aus den gegebenen Notizen: 1) dass die Gerichts- 
barkeit der Centenare über Maass und Gewicht bei Trier von den 
geisthchen Hofrochten atif ein möglichst geringes Maass zurück- 
gedämmt wurde; ^) dass sie dagegen durch das königliche Hof- 
recht von Frankfurt geschützt und gefördert zu einem bedeutenden 
Mittelgliede zwischen dem königlichen Pfalzgerichte des locus prin- 
cip^lis und den Villengerichten gedieh ; 3) dass sie als Gericht 
über Strassen und Maassen auf einem Grund und Boden, wo 
Maasse und Strassen dem König als Grundlierren gehörten, sich 
auch weiter entwickeln und , statt die Minislerialität zu beschrän- 
ken, sie zu fördern und zu stützen geeignet sein konnte. 

Durch die so über Frankfurt zusammengestellten Notizen wird 
der innere Charakter einer Pfalzburgministerialilät ziemlich deut- 
lich geworden sein. Die mannigfaltigsten Aemter und Aufgaben 
vereinigten sich doch zu einem lebendigen und eigenthümUchen 
Ganzen. Denken wir uns, dass eben nach unseren Notizen die 
Burgstadt zugleich Raum für die königliche Hoftialtung, für eine 
hinreichende Besatzung und für bedeutende Haufen flüchtiger 
Bauern bieten sollte, so wird es fraglich, ob diese Ministerialität 
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in ihrem ganzen Bestände innerh^l1^ der Mauern angesiedelt werden 
konnte, lieber den ftlr die Hoflialtung nölhigen Raum haben wir 
oben [p. 157] schon gesprochen, die flüchtigen Zuzüge in Kriegs- 
zeiten konnten aus 100 bis 150 Ortschaften leicht einige tausend 
Köpfe betragen. War nun dadurch die mOghchst grosse Spar- 
samkeit mit Dienstwohnungen nicht blos in einzelnen, sondern in 
allen Pfalzburgstädten Pflicht, so konnte man dieser Pflicht auf 
verschiedenen Wegen genügen: entweder konnten Oberhaupt die 
Ministerialen, wie wir das in späteren Dienstrechteu fanden [s. 
oben p. 47], für einen Krieg von aussen her in die Burgen 
rücken, aber es scheint doch in allen Pfalzburgstädten Ministeria- 
lenhäuser gegeben zu haben [Fichard a. 0. p. 57-u. tlO], schon 
der Name maqches Geschlechts von seinen Wohnsitzen in der Stadt 
und auch der Umstand zeugt dafür, dass spätere Stadtrechte au&- 
drücklich die milites aus ihren Mauern ausschhessen zu müssen glaub- 
ten [Gengier Sladtr. p. 126 § 15. Lappenberg Hamb. Rechtsaltertb. 
p. 3] , oder sie ausdrücklich von den Steuern und der Gerichtsbar- 
keit der übrigen Einwohnerschaft eximirten [Genglcr a. 0. p. 475 
§ 37 u. 39]. Diese Exemtion von den Steuern und der städti- 
schen Gerichtsbarkeit unterschied dann den Ministerialen späteren 
Rechts allmälig von der streng städtischen Ministerialität [s. unten 
Cap. 6, f.]. Die Hauptsitze jener lagen von da an auf ihren länd- 
lichen Höfen. Eine andere Frage ist, ob schon für jene älteren 
ßurgstädte überhaupt dadurch ein Garnisonscadre gebildet wurde, 
dass man einer Anzahl der ritterlichen Dienstleute die persönliche 
Ansässigkeit innerhalb der Mauern zur Pflicht machte, wie ^bei 
den späteren Burgen [Guden Cod. diplom. III p. 54. Böhmer 
Cod. Moenofr. I p. 176]. Wenn wir in einzelnen Pfalzburgstädten 
einzelne Thürme als Privatwohnungen benutzt [Pertz Scr. X p. 346], 
und als Lehen bestimmter ritterlicher Familien finden [Wallraf 
Beitr. p. 107 f. Classen d. edele Colin 1 p. 9], so scheint aller- 
dings daraus hervorzugehen , dass man bei der sparsamsten Be- 
nutzung des Raumes eine möglichst grosse Anzahl ritterlicher Ver- 
theidiger in der Stadt selbst zu halten suchte. Zu Rotenburg 
enthielt die innere Stadt, die ohne Mauer nur durch die äussere 
Häuserreihe und einen Graben vertheidigt würde [s. oben p. 147], 
„allein jene allerthnmlichen hochgieWichen Häuser, mit grossen 
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pfeilergestülzten Hallen, welche man „Herrenhäuser" zu nennen 
pflegt, und die — stets in dein Besitz rathsfähiger Geschlechter 
waren" [Bensen Hotenb. p. 91]. Dann aber gab es in der näch- 
sten Umgebung jener alten Burgstädte domus defensabiles et fir- 
missimae als Wohnsitze ritterlicher Geschlechter [Vita Caroli aut.- 
Galb. c. 108 f. 114 f. Pertz Scr. XH p. 612 ff.], dahin ge- 
hören offenbar die dienstmännischen Wohnsitze vor den Mauern 
des alten Frankfurt, zu Sachsenhausen [Fichard a. 0. p. 33, 157 f. 
Böhmer a. 0. p. 177], die der Overetolzen auf dem Inselmarkt 
dicht vor den Thoren des ältesten Cöln [Wallraf Beitr. p. 120], 
-nnd dahin ist wol auch das Stammhaus der Bothen zu Ulm zu 
rechnen, das, in der Judengasse, wol ausserhalb der ältesten 
Burgstadt lag [Jäger Ulm p. 400].. Diese Ministerialen, dicht 
ausserhalb, oberhalb und innerhalb der Mauern, hatten zunächst 
den Schutz des. locus principalis, unde vivunt in ihren Händen, 
und konnten zweifelsohne die Burgerschaft im besonders hervor- 
ragendem Sinne genannt werden. Sie waren, nach allen gegebe- 
nen Verhältnissen, der Administration und dem Gerichte an ihrem 
Hauptsitze am nächsten, sowol das Recht zu finden, als auch das- 
selbe mit ihren Waffen aufrecht zu erhalten, von ihnen hing die 
Sicherheit der allgemeinen Zufluchtstätte ab, und sie wiederum 
hatten das grOsste Interesse, die militärische Haltbarkeit der Um- 
lande aufrecht zu erhalten und Ueberlastungen zu verhüten, die 
der Burgstaidt selbst nur zu leicht eine Ueberzahl aussergewöhn- 
licher Einwohner zuführten. 

Das. Bild einer Burgstadt, wie es uns Frankfurt bietet, ist 
verhältnissmässig jung. Aber Nichts desto weniger bietet es für 
unseren Zweck manche lehrreiche Seite. 

Wir sehen hier dieselben Elemente , die wir bei anderen hof- 
rechtlichen Bildungen thätig fanden , Ministerialität und CeusuaHtät 
in einer starken Wechselwirkung gegeneinander. Wir bemerken 
das Ineinandergreifen raiUtärischer und administrativer Aufgaben. 
Gerade auf ihr^r Wechselwirkung beruht die eigen Ihümliche Stärke 
dieser städtischen Ministerialität. 
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Fünftes CapiteL 



Der negotiator regalium urbium und seine 
Geschichte. 



a. Der Markt und der Kaufmann der alten Bargstadt. 

Der Hauptunterschied zwischen Frankfiirl und jenen alten Bi- 
schofsitzen mit königlichen Pfalzen ist zunächst offenbar der, dass 
eben Frankfurt unzweifelhaft sich aus einer Karohngischen villa, 
über deren hofrechtliche Verfassung kein Zweifel sein kann, zu 
der späteren Pfalzstadt entwickelte , wogegen Städte wie Cöln oder 
Trier eben so unzweifelhaft nicht als ländliche Hofhaltungen , son- 
dern als alte Mittelpuncte eines freien Verkehrs Sitze könighcher 
Pfalzen wurden, und sich dann, wir untersuchen eben durch 
welche Stadien, zu ihrer späteren Verfassung erhoben. 

Die Annahme einer früheren städtischen Unabhängigkeit ist 
es ja, die die Neuern immer wieder, wenn auch auf verschiede- 
nen Wegen, dazu bringt, irgendwo die Spuren einer altfreien Ge- 
meinde auch in den späteren Formen jener Stadtverfassungen 
nachzuweisen. Allerdings ist jetzt allgemein anerkannt, dass jede 
Spur der früheren Römischen Stadtverfassung in jenen - deutschen 
Handelsplätzen unleugbar verschwunden ist; aber nachdem diess 
■Resultat erreicht, und die Hypothese von einer Fortdauer der Rö- 
mischen Verfassung beseitigt, tritt nun die andere einer ursprüng- 
lich freien deutschen Stadtgemeinde an die Stelle. Eine Burg- 
sladtministeriahtät, die eine solche Gemeinde neben sich halte, 
ist offenbar kaum zu vergleichen mit jener Frankfurter, die ein- 
fach ein grosses Kammergut und dessen abhängige Bevölkerung 
zu administriren hatte. Hier müssen wir von vorneherein die 
Forderungen eines mannigfachen , freien und grossartigen Ver- 
kehrs einer unabhängigen Revölkerung in Retracht ziehen, von der 
dort zunächst nur der hörige Handwerker und der jedenfalls ab- 
hängige Censual sich finden. 

Diess ist die Annahme. Retrachten wir aber jene alten Pfalz- 
burgstädle, ihren Restand und ihren Verkehr genauer. Es ist 
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eben erst in der Periode ihrer späteren Ausdehnung, ihres stei- 
genden Betriebs ) dass sich das „ Borger thum^^ des 12(en und 
tSten Jahrhunderts entwickelt. Die diesem vorhergehende Stadt- 
ministerialität, tvie wir sie aonehraen, hatte noch andere Verhält- 
nisse vor sich. ' 

Zuvörderst nemlich bemerken wir, dass die eigentlichen alten 
Burgstädte entschieden für die Verkelirsentwickelung des 12ten 
und 13ten Jahrhunderts keinen Baum hatten. In ^er künighchen 
Altstadt Begensburg fmden wir nur wenig Kaufleute: die Kauf- 
niannstadt lag in besonderen später errichteten Mauern neben der 
Altstadt [Geminer Ursprung d. Stdl. Begensburg p. &3 A, 80]. 
Die Marktplätze, die Marktkirchen und die ganze Handeltreibende 
Bevölkerung Augsbui^s liegt vor den Thoren der allen Burgstadt, 
innerhalb dagegen die Kathedrale [Cod. Udalr. ep. 359]. Zu Strass- 
burg fanden wir oben den Engrosverkehr ebenfalls nicht in der Alt- 
sondern in der Neustadt [s. p. 153]; in Göln lag der Inselmarkt und 
sein Kern, der Heumarkt, der eigentliche Markt des Grosshandels 
ausserhalb der Bömerstadt [Wallraf. Beiträge § 11] und zu Ver- 
dun finden wir das negotiatorum claustrum, muro instar oppidi 
exstrnctuDi auf der anderen Seite des Flusses der urbs gegenüber 
[Richer. II, 103]. 

Zu dieser Thatsache kommt zunächst eine zweite hinzu. Es 
ist diess der eigenthüm liehe Charakter der institores oder nego- 
tiatores regalium urbium. In den Capitularien habe ich diese be- 
stimmte Classe von eigenen Kaufleuten der Königstädte nicht er- 
wähnt gefunden. Im lOten und Uten Jahrhunderte kommen sie 
häufiger vor. Allerdings nennt Heinrich II die regalium institores 
urbium des Ottonischen Privilegs [Lappenberg Hamb. Urk. I p. 56] 
für Bremen bei seiner Bestätigung majorum civitatum institores 
[ebd. p. 65] und in den Privilegien für Quedlinburg von 1038 
und 1134 werden nur die negotiatores de Goslara et de Magde- 
burgo zur Bezeichnung desselben Begriffs aufgeführt [Erath. Cod. 
Quedlinb. p. 62 und 80]. Doch wird man nicht zweifeln können, 
dass diese verschiedenen Ausdrücke alle dieselbe Classe privilegir- 
ler Kaufleute meinen , und dass deren Mitglieder eben durch ihre 
Ansässigkeit in den alten Königburgstädten sich von anderen Kauf- 
leuten unterscheiden. 
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Der Inbegrifl* ihrer Vurrechte tritt uns am bestimmtesten in 
den Quedlinburger Urkunden entgegen. Es ist folgender: 

1) üt de Omnibus, quae ad cibaria pertineul, inter se judi- 
cent, ita scilicel, ut que de bis a delinquentibus pro negligentia 
componuntur, ti'es partes mercatoribus , quaria pars cedat judici 
civitatis [Eratb. a. 0. p. 62]. 

2) Zollfreiheit im Reiche diesseits der Alpen ausser zu Cöln, 
Tiel und Bardevik. [ebd. p. 80]. 

Diese Sätze gehörten unzweifelhaft zu dem Rechte der Königs- 
kaufleute, möglicher Weise auch der folgende. 

3) raercatores in ecciesiasticis negotiis episcopum et archidia- 
conum ibidem [domi] tantum audiant et synodali justicie sub- 
Jaceant. 

Die folgenden Sätze der Urkunde von 1134 sind offenbar mehr 
Vereinbarungen mit der Aebtissin von Quedlinburg als Stücke eines 
allgemeinen Rechts. 

Wer aber sind nun diese so begnadigten Kaufleute? Zunächst 
ganz ohne Zweifel nur die mercatores der eigentlichen Altstadt 
Freilich haben wir eben gesehen, dass diese offenbar verhältniss- 
mässig sehr wenig mercatores enthielt, aber wir erfahren ur- 
kundlich, dass sich das Privilegium, das hier den Quediinburgern 
verliehen wurde, nur auf die Altstadt Quedlinburg beschränkte, 
so dass es erst später für den Markt von Aschersleben gausdrück- 
lich auf die Neustadt ' ausgedehnt werden mnsste [Lüuig Reicbs- 
archiv Part. sp. cont. V, 6 Forts, p. 673 ]. Würde diess nolh- 
wendig und möglich gewesen sein , wenn der Begriff des mercator 
regalis urbis oder majoris urbis eben nicht grade den Kaufmann 
innerhalb der Burgstadtmauern bezeichnet hätte? 

Nun haben wir oben schon im nächsten Zusammenbange mit 
den Burggrafen einen altstädtischen Detailverkehr verschiedener 
officia getroffen [oben p. 153]. Zu diesen ofßciis gehört jener 
mercator entschieden nicht. Im Gegentheil wird der Kaufmann in 
allen Stadtrechlen dem Krämer, wie dem Gewand sehn eider oder 
dem Höker entgegengesetzt. Der Begriff des Kaufmanns ist eben, 
dass er nur Grosshandel treibt, wenn auch dieser Begriff erst 
später in verschiedener Weise festgestellt wurde. Das Strassbur- 
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ger Statut setzt oleum, nuces, poma, undecunque adducta fnerint 
et vendita pro nummis entgegen denselben Artikeln „pro sale vel 
vino vel fniniento vel quocunque alio precio vendita" so wie es 
die „gladii, qui vaginis inclusi portantur in foro venales" denen ent- 
gegensetzt, „qui in navihus de Colonia vel undecunque portantur" 
[§§ 47 f.]. Die späteren Stadirechte unterscheiden dagegen den 
Umsatz in grcJsseren Partien von dem, der sich unter einem be- 
stimmten Quantum hält [Göschen Goslarische Statute p. 103 Augs- 
burger Statut § 26 bei Walch Beiträge 4 p. 56 f.]. Aber wir 
können doch auch noch den Uebergang von jenen Strassburger 
Bestimmungen zu den späteren nehmen: der Engrosverkehr, wird 
in Strassburg auch bezeichnet, si quis de navi una in alteram na- 
vim mercaturas transposuerit [§ 50] offenbar im Gegensatze gegen 
den Verkauf in foro [§ 47]. Ebenso setzt das Augsburger Statut 
[a. 0. § 26] den Saumkauf dem Verkaufe auf dem Markte ent- 
gegen. 

Wie in Strassburg jener Detail- und altstädtische Marktver- 
kehr unter den Burggrafen gehört, so auch zu Augsburg a. 0. Nur 
mit ausdrücklicher Bewilligung des Burggrafen darf der Bürger auf 
dem Markte en detail die Waaren , die er aus der Fremde einführt, 
verschleissen. 

Betrachten wir diesen Kaufmann noch etwas genauer; Wein 
und Salz bezeichnete das Strassburger Statut als die Hauptartikel 
für den Engrosumsatz, Graf Karl von Flandern suchte bei der 
Hungersnoth des Jahres 1126 die Flandrischen Kaufleute durch 
Zollerhöhungen vom Weinhandel ab dem Gelreidegeschäfle zuzu- 
drängen [Pertz Scr. XH p. 563]. Diese beiden Artikel Wein und 
Salz waren es aber auch zu deren Umsatz wir im Prüra^er Urbar. 
[s. oben p. 49] die scararii verpflichtet fanden. Gerade aber 
diese Artikel sind es , deren Umsatz in den Städten sich zum Theil 
ausscbhesslich lange Zeit in den Händen des Haths erhielten^ so 
in Bremen und Göln [Hüllmann Städtewesen U p. 127] und in 
Hamburg [Lappenberg Hamburg. Rechtsalterth. I p. XIX] und so 
war der Salzhandel das Hauptgeschäft der Ulmer Grosshändler 
[Jäger a. 0. p. 669], unter denen auch Rathsgeschlechter, zu Zü- 
rich [Buntschli Staats- und Rechtsg. I p. 323] gehörten die Salz- 
leute zu der Constaffel d. h. der älteren rathsfähigen Bürgerschaft 
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Und zu Augsburg war der Salzliandel ebenfalls ein Monopol der 
Obrigkeit [Hüllmann a. 0. p. 109]. 

Das Augsburger Statut bezeichnet ab^r noch eine andere Reihe 
von Artikeln, ganz abgesehen von der Quantität als „das die kauf- 
leut angehört — siden gewant, sidcn gölter, ander gölter, zendel, 
beigin, scheler, pfeffer und baumwoU" [a. 0. § 28 p. 61]. In 
Goslar ist der Detailverkehr dieser Artikel in den "Händen der 
Krämer [Göschen a. 0.]. In Ulm war jedoch Sammet und Baum- 
wolle auch ein wesenthcher Artikel des Engroshandels der Kauf- 
leute und erst später wurde ihnen der Detailumsatz gestattet [Jäger 
a. 0. p. 668]. 

Diese ausschliesslichen Kaufmanns- oder Grosshandelartikel ver- 
gleichen wir dem Kaufmannsgut der Capitularien: auro, argenlo 
et gemmis, armis et vestibus, niancipiis non casatis et bis spe- 
ciebus, quae ad negotiatores pertinere noscuntur [Perlz Leg, l p. 
142, 11]. Ergänzt wird diese Stelle noch durch andere, die von 
der Ueberwachung namentlich des Kleinodien- und Waffenverkehrs 
handeln [ebd. p. 144, 152]. Der Umsatz von Sclaven fiel ganz 
weg, der der edlen Gesehmeide war in die Hände der Goldschmiede 
gekommen, der der Waffen, so oft der Gegenstand von Karls d. 
Gr. Aufmerksamkeit, theilt sich im Strassburger Statut in Engros- 
und Detailhandel. 

Ueberhaupt, so schwankend im Ganzen diese Verhältnisse 
sind, so lässt sich doch nicht verkennen, dass der Begriff des 
Kaufmanns sich in sofern verändert, als er mehr und mehr nach 
der Quantität und nicht nach der Qualität seiner Umsätze be- 
stimmt wird. 

Der percalor oder negotiator urbiuui regalium ftlllt offenbar 
in die Zeit, wo der Begriff des Kaufmanns noch wesentlich mit 
dem Umsalz gewisser Artikel en gros verknüpft war. Dass der 
Königskaufmann schon durch das Regal den Salzhandel in Händen 
hatte , liegt auf der Hand , aber auch über bedeutende Weinvor- 
räthe muss das Königlhum und sein Kaufmann verfügt haben; in 
der merkwürdigen Angabe der königlichen Einkünfte wird nach den 
einzelnen servitiis der Sächsischen Höfe ausdiücklich bemerkt: 
vinum de cellario suo ubique Saxoniae [Quix Gesch. d. St. Aachen 
H p. 31]. 
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Dieser Gngrosverkehr, der z. B. noch irn 12ten Jahrhunderte 
bei den Cistercerklöslern aueh in den Händen ihrer eigenen Kauf- 
leule war [Marlene Thes. novus IV p. 1253 und 1279] fand sich, 
wie schon erwähnt [ohen p. 49] zu Prüm in den Händen der 
scararii. So finden wir auch einen mercalor, der vorher mone- 
tarius gewesen [Neugart. H p. 25]. Mit diesen deutlichen Spuren 
von hörigen Geschäftsleuten eines besseren Rechts stimmen nun 
sehr wol jene 24 mercatores des Strassburger Stadfcrechts, von 
denen es § 88 heisst: ad jus episcopi pertinet, ut de hac civitate 
habeat 24 legatos et hos lantum de genere mercatorum. Quorum 
officium est infra episcopatum tantum facere legationes episcopi 
ad homines suos. Quod si dampni^m interim aliquod passi fue- 
rint,. vel in persona vel in rebus suis, quas in itinere duxerint, 
episcopus debet eis reslituere § 89. Debenl singuli singulis annis 
hujusmodi legatione ter fungi cum expensis episcopi. His ex parte 
episcopi talis honor exhibendus est, quod in suis festivitatibus, 
quando homines suos invitaverit, debent honestas coram ipso sc- 
des habere ad prandium, ut eisdem hominibus suis eo notiores 
efficiantur." 

Diese Gesandtschatlsdienste erinnern so entschieden an die 
ßolendienste der scararii, dass, wenn man das Recht auf Schaden- 
ersatz und das Recht auf des Bischofs Tisch [s. oben p. 104] 
hinzuzieht, wir hier nicht zweifelhaft sein können, dass wir es 
^piil einer späteren Gestalt solcher scararii zu thun haben, wie 
sie zu Prüm Wein und Salz verkauften. Die bestimmte Anzahl 
und der umgehende Botendienst passt vollkommen für den Kauf- 
mann jener alten Königstädte oder könighchen Altstädte, in deren 
Mauern, wie wir sahen, nur wenig Platz für die Kaufleute war. 
Sie gehören entschieden in die Zeit, wo [s. oben p. 63 f.] die 
Einkünfte der königlichen wie anderer Verwaltungen noch reich- 
licher flössen und nicht in Lehen zersphttert waren. Ihrer einer ist 
der Maguntinus institor ditisimus Liutfred , den Liudprand [Antap. 
6 , 4] als des Königs Boten nach Conslantinopel zu Venedig traf. 

So unzweifelhaft ihre hofrechthche Stellung erscheint, so ge- 
wiss gehörten sie zu dem alten Kern der späteren Bürgerschaft. 
Gerade das Recht, de omnibus, quae ad cibaria pertiuent, zu ur- 
tbeilen, was diesen mercatores gehörte, finden wir in Magdeburg 
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und in Augsburg den Kleinhändlern und ihrem Burggrafen gegen- 
über, in den Händen der Bürger. 

„Die da hoken heyzen^ heissl es in dem Weisthum der Mag- 
deburger Schöffen [Gaupp d. alte Magdeburg. Becht p 269 ff.] 
§ 2 „ — missetunt sie ebes waz an der eure, daz sie der slat — 
gelubde brechen, spriht man en daz zu von der ratmanne wegen, 
sie weiten darumme hui und bar od. 3 scliill. — Diz selbe gerihte 
get ubir alUr bände lute, die mit valscherae spise coyfe begriffen 
werden — ". Und so zu Augsburg [Walch a. 0. p. 29] „ein jeg- 
lich burggraf — soll keinen satz setzen über, die hpnar ane die 
ratgeben [cf. ebd. p. 340 ff.]. Auch zu Ulm finden wir eine ganze 
Anzahl von Bathsgeschlechtern unter den eigentHchen Kaufleuten 
[Jäger a. 0.]. So gewiss der Hökerei- und Detailverkehr, ^über 
den der Burggraf richtete, ursprünglich in der Altstadt sass, so 
gewiss werden auch die mercatores, die über ihn richteten ur- 
sprünghch dort gesessen haben. 

Nur das freilich werden wir zugeben müssen, dass die ZaU 
jener mercatores urbium regalium in Cöln und Mainz von Anfang 
an grösser sein mochte als in Strassburg. Ihr Ursprung ist jeden- 
falls nachkarolingisch , da wir in den Capitularien keine Spur von 
ihnen fmden , sie erscheinen wie das Burggrafenthum als eine Ein- 
richtung, die wahrscheinlich im lOten Jahrhundert zu einer Reor- 
'ganisation der Pfalzstadtverfassuugen beitrug; dass sie noch jün- 
ger als das Burggrafenthum, darf man vielleicht aus der Stellung' 
schliessen, die sie z. B. im Augsbnrger Statut [a. 0.] einnehmen. 
Würde nemlich wol das Gericht über „lipnar" , das ihnen die kö- 
niglichen Briefe zuschreiben, zwischen ihnen und den Burggrafen 
getheilt worden sein, hätte nicht vorher der Burggraf als Richter 
über den Kleinhandel, es allein in Händen gehabt? 

Sie gehörten also mit zu jener städtischen MinisteriaUtät, als 
eine Art von scararii oder caballarii. In ihrer Hand lag zweifels- 
ohne der Umsatz der Ueberschüsse des fiscahschen^ Einkommens, 
den sie unter dem Privilegium einer fast allgemeinen Zollft*eiheit 
auf den fremden Plätzen gelegentlich zugleich mit anderen Geschäf- 
ten, zu besorgen hatten. 

Nun sind aber gerade sie für die weitere Ausbildung dieser 
städtischen Ministeriaiität nach zwei Seiten hin besonders interes- 
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sant. Und zwar zuerst beacjiienswerlh ist die eigenthümliche. 
Weise, wie sich hier die Privatuoternehmung mit dem Amte ver- 
einigt. [Jenen Strassburger Kaufleuten [oben p. 191] wird bei 
einer Reise im Dienste des Bischofs auch der Verlust jn rebus suis, 
quas in itinere duxerint, ersetzt. Wie das Statut selbst ihre Be- 
theiligung an des Bischofs Festtisch erklärt durch den Beisatz „ut 
hominibus suis notiores fiant^' so könnte man vielleicht auch in 
jener Garantie ihrer Waaren eine einfache Vergütung für den 
Reisedienst sehen. Haben wir aber gegen die Meinung des Statuts 
dort ein Zeichen ihrer Ministerialität gefunden, so bringe ich mit 
jener Vergütung des Verlustes die so häuüge Bestimmung der 
Stadtrechte in Verbindung, nach welcher der Kaufmann und seine 
Waare nicht Pfand für seinen Herren sein soll [Gengier a. 0. p. 
117 für Frankfurt, p. 322 für Nürnberg]. Dieses wie jenes deu- 
tet auf eine Zeit zurück, wq der reisende Kaulmann wesentlich 
immer im Auftrage und Geschäfte des Herren reiste und desshalb 
ebensowohl er mit seinem Gute Pfand für jenen sein konnte, wie 
jener, der Herr, verpflichtet war den Verlust des Unternehmens 
zu tragen. Die beiden angeführten Bestimmungen zeigen uns eben 
das Stadium, wo dieses Verhältniss sich lockerte und der Kauf- 
mann in eigenen Geschäften und doch noch unter Garantie seines 
Herren reiste. Dieser Fortschritt ergab sich von selbst, wenn 
die Erträge der Verwaltung keinen Ueberschuss zu kaufmännischem 
Umsätze mehr lieferten, wie denn ja schon Cäsarius von Prüm 
[s. oben p. 60] eine solche Zeit des Ueberflusses nur in der 
Vergangenheit kannte. Die Folge jenes Zusammenschwindens war 
für den ländlichen scararius, dass er als ministerialis zum eigent- 
lichen Hof- und Reisebeamten aufrückte [oben Cap. 2. e.]. Der 
städtische mercator scararius, wenn wir ups dieses Ausdrucks be- 
dienen dürfen, wurde dagegen selu* häufig zum ganz unabhängigen 
Kaufmanne, der zu seiner Herrschaft in ein immer loseres Ver- 
hältniss gerieth. 
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b. Die Terkehrspolizei in Händen des Kaufmanns. 

Die zweite beachtenswerthe Seile dieses merkwürdigen Stan- 
des ist seine Verbindung mit den id)rigen Classen der städtischen 
handeltreibenden Bevölkerung. 

Zu jenen Gewerken des altstädtischen Detail Verkehrs nahm er 
durch das Privilegium de omnibus, quae ad cibaria pertinent, ju- 
dicandi früh eine bevorzugte Stellung ein. Am deutlichsten finde 
ich dieselbe im Augsburger Statute entwickelt. Der Bürggraf T)e- 
zieht dort die ßannpfennige von den verschiedenen Aemtern [Walch. 
a. 0. p. 340 ff.], aber er kann nicht ohne die „ratgeben" die Preise 
setzen sowol für die Wirthe [p. 347] als für die Backer [p. 350 
ff.] als für die Fleischer [p. 357] u. s. w. An dieses Recht der 
burger schliesst sich nun aber das andere an , dass sie in der Zeit 
„als ein jeglich man sein Haus berichten sol mit kern", festsetzen, 
wie lange die Bäcker erst von Mittag an Korn kaufen dürfen [p. 
354] und eine ähnliche Beschränkung des Fleischhauens [p. 360]. 

Dagegen dürfen wiederum auch die Bürger Oel, Fische, Fei- ^ 
gen und Obst nur mit Erlaubniss des Burggrafen oder überhaupt 
gar nicht en detail verkaufen [p. 341 flF.] uhd zu Herbst „dass 
die leut ir häuser berichten sollen mit fleisch" dürfen die Gäste 
Kleinvieh nur ganz und Rinder nur zu Vierteln, alles nur geschlach- 
tet verkaufen. 

Es wurde zu weit fuhren, hier tiefer ins Detail zu gehen. 
Vergleiche man aber diese Sätze mit dem Strassburger Recht. 
Dort richtet der Burggraf noch allein über Obsthändler und Wirthe. 
mit anderen Gewerken § 44 und „si inter boves fepiscopi] umis 
.s— vel plures — fuerint iiTutiles redditi ad culturam: carnifices 
debent carnes eorum vendere — et interim nulle ahe carnes ven- 
dende sunt" § 101. Der Fortschritt von, diesen zu den Augs- 
burger Satzungen liegt klar vor und unzweifelhaft ist er erfolgt 
eben durch das den mercatores verliehene Judicium de cibariis. 

Dieses Judicium de cibariis, das einen wesentHchen Bestand- 
tlieil des älteren Lübschen und Hamburger Rechts bildet [Lappen- 
berg Hamb. Rechtsalter th. I p. XL] gehörte also jedenfalls mit zu 
den jura civitatis honestissiraa , die Helmold 1 , 86 als Heinrichs d. 
L. Verleihung an Lübeck bezeichnel. Wie wir im Augsburger 
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Redete deutlich erkeuucii koiinteii, dass die Auseinanderselzung 
zwischen Kaufmann und Vicluahenhöker und die Controlle ihres 
sich dicht berührenden Verkehrs die Macht des Raths gegen den 
Rurggrafen hob, so bilden eben jene Rücksichten auf den Gross- 
und Kleinhandel einen der wesentlichsten Züge der Rurdinge oder 
Rurspracheit der Norddeutschen Städte. Die Restimmungen „die- 
weil die Zeit angeht, dass sich ein jeder wiederum rehdet zu segeln, 
dass er sein Haus mit Korn, Speise und WafTen wol versorge" 
und für Racker und Rrauer „dass sie backen und brauen nach der 
Zeit" [Melle Nachricht v. Lübeck 3te Ausg. p. Il2u. 116] deutet 
auch in der Lübschen Bursprake auf jene eigenlhümliche Raths- 
polizei des Augsburger Stadtrechts hin. Aehnliche Restimmungen 
geben die civiloquia von Wismar [Burmeister die Rür gersprachen 
d. St. Wismar p. 4, 6, 9.] und die Lüneburger bursprake vor 
St. Michaelis dage [Kraut Stadtrecht von Lüneburg p. 33]. 

Die von Dreyer mitgetheille Lübsche Rursprake [Einl. in die 
^ Lübschen Verordn. p. 587 ff.] verglichen mit jenen Meileschen 
. und Krautschen Formularen für die verschiedenen Jahreszeiten, 
und den wechselnden Verordnungen, die Burmeisler aus Wismar 
mitgetheilt , vzeigen uns offenbar die festen Rechtssätze, die aus 
dieser Polizei über einen lluctuirenden Verkehr sich allgemein- 
gültig entwickelt haben. Diese Dreyersche Bursprake ist, worauf 
am Schluss manches Wismarschen Civiloquiums Rücksicht genom- 
men wird: quod volunt omnia antiqua statuta et arbitria prius 
promemorata servare" [a. 0. p. 2, 11]. 

Allerdings sind die Norddeutschen Städte in einer späteren 
Zeit und zum Theil unter anderen Verhältnissen entstanden als 
die burggräflichen Städte; Soest, Lübecks grosses VWbild, war 
keine burggräfliche Stadt, aber Helmolds Ausdruck ist so allgemein 
gefasst und gehört noch in eine so frühe Periode, dass die ho- 
nesti^sima civitatis jura in seinem. Sinne jedenfalls in der zweiten 
Hälfte des 1 2 ten Jahrhunderts im Allgemeinen als der Begriff des 
besten Stadtrechts auf alle damals entwickelten Verfassungen be- 
zogen werden müssen. Was Heinrich der Löwe als solche seiner 
neuen Stadt verlieh , wird auch damals für die süddeutschen Städte 
den Inbegriff der jura honestissima gebildet haben. 

Lübeck überkam jedoch eine in ihren Grundzugen atisgebil- 
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dete Verfassungsform und so finde ich denn auth die Analogie .zu 
jenem Norddeutschen burdink oder der bursprake in dem Regens- 
burger purling oder purgting. Die eigenthümlichste Stelle für diese 
Vergleichung ist Freyberg Samml. histor. Schriften Bd. V p. 17 f.: 
Der gesworn vride an der hantveste umb totschlege, umb notnunft, 
umb lerne, umb haimsuchung, umb wunden, der sol weren und 
ander sätze unz auf den nahsten purting hinze jare, swenne daz 
dei) burgern füeger ze haben und so si es wellen und mugen ge- 
haben'^ Die erwähnten Gegenstände bilden den Hauptinhalt der 
Lübecker bursprake bei Dreyer. Sowie aber dieser Satz des Re- 
gensbürger Statuts jedenfalls das Vorhergehende als eine Burgtings- 
verkündigung erscheinen lässt, so beginnt diese [des Freitages 
nach Erasmi a. 0. p. 8] eben mit denTolizeiverordnungen über 
Esswaaren, die wir in Wismar und Lübeck zum Theil als Gegen- 
stand der wechselnden Bauersprache fanden. An die lange Reihe 
solcher und anderer Verordnungen ist der in extenso angeführte 
Satz angereiht wie im Wismarer civiloquium das : quod volunt an- 
tiqua statuta — servare. • 

Das Regensburger purgting ist also dasselbe was das Nord: 
deutsche buerting, von dem Stenzel [Urkundensamml. z. Gesch. 
des Ursprungs der Städte p. 227] mit Recht sagt, dass aus ihm, 
„alle Gewalt hervorgegangen, welche die Rathsmänner erhielten 
oder an sich rissen". Es handelt sich aber hier picht um die 
spätere, sondern um die frühere Geschichte dieser Einrichtung. 

Und hier müssen wir zunächst der Ansicht widersprechen, 
dass das buerding entstanden sei aus einer Versammlung der freien 
G rundeigen thümer [a. 0. p. 224]. Im Gegentheil muss die grosse 
Bedeutung, welche die Polizei über die unzweifelhaft hörigen Zünfte 
auf demselben hat, zunächst unsere Aufmerksamkeit grade auf die 
hörigen Schichten der städtischen Bevölkerung hinlenken. 

Das rathmännische Judicium de cibariis über die burggräf- 
lichen Gewerke ist, wie es im Augsburger Rechte vorliegt, doch 
keinenfalls Product einer späteren Zeit, sondern Rest einer frühen 
Entwicklung strenghofrechtlichen Verkehrs. Ist es denkbar, dass 
diese polizeiliche Controlle über entschieden hofrechtliche Gewerke 
in der Weise, me sie dort vorliegt, einer Kaufmannschaft oder 
Bürgerschaft eingeräumt worden wäre, die in gar keiner Verbin- 
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düng sonst mit den Hofrechte stand? Uns scheint diess undenkbar 
und wir \*ürden daher annehmen, dass jene Kaufmannschaft eben- 
desshalb auch ^ofrechtlich gewesen sein müsse, wenn wir auch 
nicht jene obenp. 191 f. erwähnten Spuren einer hofrechtlichen städ- 
tischen Kaufmannschaft hätten. Dazu kommt, dass das buerding 
zu Lüneburg dem eddag [Kraut a. 0. p. 22] und zu Lübeck dem 
Echteding oder Vogtding [Melle a. 0. p. 102 f.] geradezu ent- 
gegengesetzt werden muss. Zunächst also wird man in dem ur- 
sprünglichen purgting o^er buerding ein echtes Ding über Vogtei- 
leiite nicht sehen können, sondern da es eben auch von Maass 
und Gewicht und Verkehrsp.olizei handelt, wie das hofrechtliche 
buwedinc [s. oben p. 85] und wie diess dem placitum legitimum 
des Vogts gegenübersteht, so werden wir das buerding oder purg- 
ting als das städtische buwedinc zu betrachten haben, für eine 
hörige Bevölkerung- und unter dem Vorsitze hofrechtlicher Be- 
hörden. 

Dieses alte burggräfliche, städtische Gericht wurde gehalten 
von hofrechtlichen Kaufleuten über den Verkehr hofrechtlicher 
Gewerke, aber es bildete sich eben aus, indem der Grosshandel 
und der Kleinhandel sich neben einander anerkannten und ent- 
wickelten. Unzweifelhaft war der hörige Detailhändler, Höker> 
Bäcker, Wirth, Fleischer und seinesgleichen ursprunglich ausser 
den Fällen, die das Judicium de cibariis betrafen, noch dem streng- 
steli und willkührlichsten Strafrechte unterworfen. So wetten im 
Magdeburger Rechte „die da hoken heyssen" und „allerhande 
lute, die mit valsheme spise coyfe begriffen werden". Haut und 
Haar [s. oben p. 192] oder 3 Schillinge, wie es die Rathmanne neh- 
men wollen. Die Spuren solcher Hörigkeit sind aber in dem 
Regensburger und Lübecker Statute vollständig verschwunden. Statt 
der Leibesstrafe finden wir überall die festen Geldbussen, sowie 
denn auch diese spätere Fassung sich ja weit über den gesaram- 
ten stadtischen Verkehr und über die ganze Einwohnerschaft er- 
streckt. 
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0. Das BtädÜBche Hofrecht der dageBcalci und censaales. 

Suchen wir nach dem Wege , auf dem jenes "Institut sich so 
ausbildete, so müssen wir zweifelsohne jene beiden Classen der 
Hörigen und der censuales besonders benicksichtigen, die wir als 
die wichtigsten Bestandtheilc aller Ilofrechte kennen lernten [oben 
p. 82 f.]. 

Das Vogtding, das placitum legitimum, das Echteding war 
das eigentliche Gericht der censuales, daneben fanden wir auch 
in den Städten , das buweding, das die censuales entschieden nicht 
als das Gericht ihres Standes betrachteten . [oben p. 86] und 
das wir mit dem placitum de hereditatibus für Eins erklärten 
[p. 85]. 

Wir haben nun zwei Bewegungen wahrgenommen, die eine, 
durch welche die censuales doch dem buweding, zugeführt werden 
konnten [oben p. 100], die andere, durch welche die Hörigen oder 
Dageskalken, von Leibesstrafen befreit, sich zu der Stellung der 
censuales erhoben. 

Dass die städtischen Handwerker ursprünglich Dageskalken 
waren und dass das purgting oder buerding ebenso ihr eigentliches 
Gericht war, wie sonst das buweding, geht aus dem Vorherge- 
benden hervor. Immerhin muss die Einrichtung eines solchen Ge- 
richts als eine Verbesserung ihres Zustands betrachtet werden. 
Wir treffen einzelne Spuren, dass einzelne Gewerke eher als an(fere 
das Recht eines placitums erwarben, so z. B. ein placitum fabro- 
rum zu Epternach [Hontheim Hist. Trev. I p. 567] und zu Coblenz 
heisst es von den Schustern „ter conveniunt ad placitum injussi" 
, während die Bäcker ein solches placitum injussum nicht kennen 
[ebd. p. 482], offenbar war das purgting zu Regensburg ein sol- 
ches placitum für die obenerwähnten Gewerke. 

Dass neben den Dageskalken es auch städtische censuales gab, 
versteht sich von selbst und ihre Bedeutung für die Entwic1(elung 
der Verfassungen als „freie Zinsleute" oder „Königsleute" ist, 
meiner Meinung nach, von den Neueren nur überschätzt worden. 
„Sie heissen" sagt Fichard [Entsteh. Frankf. p. 26] „Köriigsleute, 
wurden zinspflichtjg, traten unter das Hofrecht und waren dem 
Ehezwang und Besthaupt unterworfen" Bartbold Gesch. d. Deut. 
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Städte p. 76, Jager Ulms Vrf. p. 51 stimmen damit überein. Aber 
auch die Wormser Piscalinen, die Arnold [a. 0. I p. 67] als 
ältere Ministerialen darstellt — 9,nachmals'' sagt er „traten sie in 
den Stand der Ministerialen" — sind eben nur Censualen. Sie 
bezahlen einen bestimmten census, sind pflichtig zu den tria pla- 
cita [Schannat a. 0. II p. 43 ff. §§ 22 und ^9] , gerade dass der 
Bischof sich verpflichtete, sie nur zu den 5 Hofamtern zu nehmen, 
von denen sie sich aber auch noch losmachen können, stimmt 
mit ähnlichen Anordnungen anderen Orts überein , wo sich censu« 
ales zur Uebernahme einer grösseren oder geringeren Anzahl von 
officia, wenn der Herr es wünschte, auf bestimmte Bedingungen 
verpflichteten [oben p. 76 u. 88]. 

Die Entwickelung der städtischen Censualität wird wesent- 
lich mit der der ländlichen in vielen Punkten übereingestimmt 
haben. 

War der Sterbfall in den Städten wie zu Worms z. B. eine 
lex nequissima et nefanda [Gengier p. 449] und lag die Erhebung 
der exactiones bei den majores civitatis, [Lacomblet Urk. II p. 
254 § 22], so möchte der städtische censualis, wie der länd- 
liche, sich einen eigenen magister census wählen oder sich unter 
den Schutz eigener scabini stellen [oben p. 88 u. 99] oder aber 
aus der Censualität in das jus ministerialium überzutreten suchen. 
Dass er aber ausserdem auch aus seineYn besseren Rechte herabsin- 
ken und sich den hörigen' Dageskalken nähern konnte, wird an 
vielen Stellen gerade m den Städten sich von selbst gemacht ha- 
ben. Es kommen hier zwei Tbatsachen in Betracht, die Entwi- 
ckelung des städtischen Verkehrs und die Abneigung der kaufmän- 
nischen wie der censualischen Bevölkerung, gerichtliche und ad- 
ministrative Aemter zu übernehmen. 

Für den Kaufmann der Königstädte gab es in diesen alten 
Burgstädten, wie wii* oben sahen p. 187 nur wenig Raum. Der 
Kaufmann en gi'os tritt uns massenhafter nur vor den Mauern der 
Altstädte in den Neustädten entgegen, die eben desshalb auch wol 
Kaufmannstädte genannt werden. Schon hierin zeigt sich, dass 
die Majorität des eigentlichen Kaufmannstandes weder zu dem mi- 
nisterialischen negotiator urbium regahum gehört, noch, wie das 
ebenfalls feststeht , zu dem altstädtischen Krämer oder Höker 
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hörigen Ursprungs. Diese vorstädtische Bevölkerung war aber 
nichtsdestoweniger in vielfacher Verbindung mit verschiednen 
familiae und ihren Ilofrechten. Auf dem vorstädiischea Inseknarkte 
von Cöhi lagen die Fruchtspeiclier der verschiedenen Stifter und 
diese selbst waren im Besitze der verschiedenen Marktstände [Wall- 
raf Beiträge § 11]. Hieraus ergiebt sich schon, dass dieser vor- 
städtische Engrosumsatz in den früheren Zeiten des Deutschen 
Reichs , also auch der Ottonen namentUch , hauptsächlich von den 
Hofrechtcn aus und durch hofrechtUche Kräfte betrieben wur^e. 
Und damit stimmt es auch, dass die Städte in späterer Zeit von 
den Leuten der vorstädtischen Stifter die Steuern beanspruchten 
die von denjenigen „qui foro rerum venaHum Student" erhoben 
wurden. 

Der Kaufmann aber ist es, der zunächst und zuvörderst die 
Hof- und Heersteuer zahlt. Die Verpflichtung zu diesen städtischen 
Leistungen an das Reich ist wesentlich die Bedingung, unter wel- 
cher der Hörige nur zum Verkehr der Stadt zugelassen wird. 
Jene Steuern sind Kaufmannsteuern, sie sind aber auch in dem 
ältesten Wormser Dienstrecht grade die Leistungen des FiscaUnen 
und Censualen, deren Zahlung ihm die Freiheit giebt, wo er will 
Dienste zu suchen [s. unten Cap. 6, d.] 

Es führen uns also sowol die gewöhnlichen Sitze, ¥iie die 
gewöhnlichen Leistungen d^s Kaufmanns dazu , ihn uns im Gegen- 
satze zu den altstädtischen ministeriales und dagescalci als censua- 
lis zu denken. 

Damit stimmen die Thatsachen überein, dass an Stellen die 
Schöffen für die placita legitima , die Vogtdinge mit Leuten besetzt 
waren , die durch ihre Geschäfte vielfach auswärts beschäftigt wa- 
ren d. h. dass die censuales dort kaufmännischen Unternehmungen 
nachgingen. Ich meine hier die Andernacher ^Urkunde [Gengier 
p. 9 f.] über eine neue Besetzung der Schöffenstellen, wo den 
neuen Schöffen ausdrückHch zugestanden wird „ut si -aliquis dic- 
torum virorum mercationis vel cuiuscunque impedimenti causa 
abesse contingeret, eorum absentia in sententiis ferendis nuUis esset 
dampnosa" und „ut si quis eorum mercatura vel qualibet legitima 
causa prepeditus legitimis jurisdictionibus, que annuatim coram 
comite vel advocato ventilantur, interresse non valeret, dummodo 
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jus nostrum nobis exsoivisset, a captiosa comitum et advocatorum 
impetitione obinde immunis esset". Hier sind also diese ^n den 
placitis legitimis Pflichtigen Leute entschieden censuales, denn die 
Freiheit von diesen placitis wird ihnen als eine besondere Bevor« 
zugung zugestanden, und sie bleiben pflichtig zu einer Zahlung an 
den Erzbischof. Eben sie sind aber Kaufleute Und vornemlich 
durch kaufmännische Geschäfte in Beschlag genommen. 

Dem entspricht es nun sehr wol, dass zu Ulm nur ein Theil 
der Kaufleute zu den rathsfahigen Geschlechtern gehörte [Jäger 
a. O. p. 666 f.], und dass der Rath das Recht hatte, den Eisen- 
und Sabchandel allein an sich zu nehmen, während der übrige 
Engroshandel doch wieder sehr scharf den Kaufmann von den 
anderen Zunfl;en höfischer Herkunft unterschied. Es scheinen 
sich nun darnach, um die Stellung des censualischen Kauf- 
manns zu flxiren, folgende Stadien des städtischen Handels zu 
ergeben. 

In der ersten Periode war der Grosshandel auf bestimmte 
Artikel beschränkt, und quahtativ von dem hörigen Kleinhandel un- 
terschieden [oben p. 189]. Er war beschränkt auf eine Anzahl alt- 
burgstädtischer Geschlechter, die mit ministerialischen Pflichten und 
Rechten jn nächster Beziehung zu der PfaU standen [oben p. 191]. 

In der zweiten Periode dagegen tritt neben dem älteren 
Grosshandel bestimmter Artikel der andere, der sich von dem 
Kleinhandel nur durch die Quantität seiner Umsätze unterscheidet. 
Er entwickelt sich in den Händen der Censualen vor den Mauern 
der Altstadt und unabhängig von der Pfalzwirthschaft. 

^ Beide Phasen hängen aber eng mit einander zusammen: die 
zweite bildet sich gleichsam im engsten Anschlüsse und unter dem 
Schutze der ersten aus. Der kaufmännische Ministerialis, der an 
seiqes Herren Tafel Sitz hat, und für ihn auf seine Kosten reisen 
muss, steht dem Censualis nahe, der zu gar keinem Dienste mehr 
pflichtig, nur die Heer- und Hofsteuer zahlt und die placita legi- 
tima besucht Eben darin aber, dass dieser censualis auf des 
Herren Dienst verzichtet, liegt schon dieselbe kaufmännische Ab- 
neigung gegen das zeitraubende Amt ausgesprochen, die ihn zu 
Andernach vom SchöfTenstuhle fern hielt, und durch das Verspre- 
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cbeD beschwichtigt werden sollte, nicht zu den placitis legitimis 
pflichtig zu sein. 

Vergegenwärtigt man sich namentlich, worauf wh* schon oben 
hindeuteten, diese naturliche Abneigung eines* kaufmännischen 
ceusualis gegen die Last eines hofrechtlichen Amts oder eines vog- 
teilichen SchöfTenthums : sie steht im entschiedenen Gegensatze g^eo 
die Rf^mühung des ländlichen censuaUs, eigene Aemter und eine 
selbständige Vertretung zu erhalten. 

Gerade diese Abneigung musste diesen Theil der wachsenden 
städtischen Bevölkerung zu einem überwiegenden, unmittelbaren 
Einfluss auf die Verfassung nicht so früh kommen lassen. 

Der Burggraf hat zu Strassburg, Augsburg und Regensburg 
die Gerichtsbarkeit über den altstädtischen Verkehr noch später 
in Händen, und wir haben die Polizei über denselben als ein 
wesentHches Bestandtheil seines Amtes früher bezeichnet '[oben 
p. 152 f.]. Er theilt dieselbe dann zu Augsburg mit deni^ Bathman- 
nen d. h. dem Erben des negotiator urbium regalium. Das war 
seine älteste Gestalt. Sie wird sich erhalten haben , so lange der 
neustädtische Grosshandel sich nicht ausbreitete.^ Als derselbe sich 
aber ausbreitete, wuchs bei dieser zunehmenden Bevölkerung mit 
dem Privatgeschäfte die Abneigung gegen das Amt, und die Polizei 
des neuen Verkehrs fiel nicht Ihnen selbst, sondern 'den alten 
Stadtministerialen, darunter den Königskaulleuten zu. 

Der censualische Kaufmann, den seine Geschäfte gan;^ in Be- 
schlHg nahmen, und der eben als Gensual dem Zug in die Hi- 
nisterialität nicht gefolgt war, erkannte am leichtesten ein Ministe- 
rialen - oder Öfficlalenschöffenthum an , wie wir es zu St. Maximin 
an der Spitze des gesammten Hofrechts trafen. 

Eben dass die Stadträlhe einer Seits das buerding des hörigen 
Kleinhändlers verwalten, und anderer • Seits Beisitzer im censuaÜ- 
sehen Vogtding sind , erklärt sich nur , wenn wir sie als eine spä- 
tere Gestalt städtischer Ministerlalität fassen, da diese, aber nie 
Gensualcn in einer solchen zweiseitigen Stellung erscheinen [oben 
p. 103]. So sitzt der villicus neben dem Vogt im placitum legi- 
mnm und hält statt des Herren das buwedlnc. Die scharfe uud 
langdauernde Scheidung der Rathsgeschlechter von der übrigen 
Bürgerschaft wäre ganz unerklärlich, wenn die censuales oder 
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„Königsleute'' an der Stadtverwaltung den Antheil frühe gehabt 
hätten , den man ihnen meistens zuschreiben will. Sie erklärt sich 
nur, wenn wir hier eben einen so scharfen ständischen Gegensatz 
gelten lassen, wie er sich hofrechtlich auch zwischen censuales 
und ministeriales ausbildete [oben p. 92 f.]. Der überall mehr 
oder weniger schnelle Verfall der städtischen Vogtei und des städ- 
tischen Vogtdings, und das Steigen der Rathsgewalt, ist gleich- 
bedeutend mit der Zunahme der städtischen Ministerialität und dem 
.Verblassen einer städtischen Censuahtät, die von Anfang an das 
Geschäft über das Amt gestellt "hatte. 

Den Gang dieser Entwicklung, die überall mit der Geschichte 
des bischöflichen Stadtregiments zusammenfallt, haben wir unten 
im Einzelnen zu betrachten. Hier aber haben wir nur nochmals 
hervorzuheben, dass jene alten Pfalzburgstädte eine zahlreiche 
kaufmänni^he Bevölkerung im späteren Sinne nicht kannten. Ihr 
Kleinhändler war unzweifelhaft hörig, ihr ursprünglicher Gross- 
händler ministerialisch. Dass die Kopfzahl dieser verschiedenen 
Classeh an den verschiedenen Orten eine verschiedene war, ist 
natürlich, immer aber muss man sich die eigentlich alte Burg- 
stadt nur von einem hofrechtlichen Kaufmanne bewohnt denken. 
So wenig wir im Stande sind den Untergang der Römischen 
Verfassung in Cöln oder Regensburg historisch nachzuweisen, eben 
so wenig können wir, wie wir schon oben p. 192 bemerkten, in 
bestimmten Daten bezeichnen, wann und wie Städte wie Cöln oder 
Regensburg in jenes Stadium *ein er geschlossenen hofrechtlichen 
Verfassung eintraten. Die Thatsache einer solchen Verfassung für 
die ganze Stadt hat etwas so Eigenthümliches , dass man immer 
wieder dem natürUchen Triebe gefolgt ist und sich der Annahme 
nicht verschlossen hat, dass ursprünglich doch eine freie Gemeinde 
den Kern der späteren Bürgerschaft abgegeben habe. Dennoch 
sind uns die Spuren einer solchen, auf die man immer wieder 
hingewiesen Tiat, im Verlauf unserer Darstellung vollständig oder 
fast vollständig geschwunden. Es giebt kein städtisches Institut, 
das sich nicht aus hofrechtlichen Grundlagen einfacher und besser 
erklären liesse, und -das wichtigste Beispiel einer freien, städti- 
schen Bürgerschaft, die officiales von Cöln haben sich als durch- 
aus hofrechtlichen Charakters erwiesen. Und in der That, jene 
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„Königsleute'' oder „ßscalini" tragen nach dem Zugestandnisse der 
Neueren, die ihnen selbst Sterbfall, Eliezwang und Zinspflichtig- 
keit zuschreiben, so unzweifelhaft den hofrechtlichen Stempel, dass 
es doch fast eine Selbsttäuschung genannt werden darf, wenn 
man diese Leute einer besseren, aber immer einer hofrechtlichen 
Abhängigkeit, doch eigentlich als freie darstellen zu können glaubt. 
Diese Censualen bildeten zweifelsohne einen grossen Theil der 
späteren städtischen Be\ ölkcrung , und in der frühesten Form des 
städtischen Hofrechts , stand ihnen der Eintritt unter die ministe- . 
riales oder officiales häufig frei [oben p. 87 f.], aber sie traten 
später jedenfalls als censuales nicht in den Rath, sondern dieser 
wurde einzig und durchaus nur von Ministerialen, und zwar 
meistens von solchen gebildet, die ihrer Aemter wegen nicht unter 
die eigentlichen officiales curiae eintraten. 

Fassen wir nun hier noch einmal das Bild jener fräheren 
städtischen Verfassung zusammen, wie wir es aus den einzelnen 
Resten 'und zum Theil halb verwischten Spuren zusammengestellt 
haben. <» 

Jede Pfalz ist der Miltelpunct eines weiteren Complexes von 
Einkünften und Besitzungen, die von hier aus verwaltet werden. 
Die leitenden Gesichtspuncte bei dieser Verwaltung sind zum Theil 
rein administrativer, zum Theil militärischer Natur. Diese Doppel- 
seitigkeit stellte sich bei Frankfurt noch in späterer Zeit deutlich 
heraus. Die ministeriales dieser Pfalz hatten von jenem Mittel- 
puncte aus die Einkünfte der ausgeflehnten Forsten und eine Menge 
von grösseren und kleineren Gewässern, die auf diesem Gebiet 
erstehenden Dörfer und ihre Dienste und Leistungen zum Theil 
für die Hofhaltung, zum Theil aber auch für die Zwecke der 
Heereszüge und ihrer Verpflegung zu verwalten. 

In den älteren Pfalzburgstädten wu'd auch ein solchcf Ge- 
bietscomplex ausserhalb der Mauern nicht gefehlt haben. Jedoch 
hob hier die frühe Ummauerung die Sicherheit unTI Wichtigkeit 
der Stadt, und gab ihr im Gegensatz zu dem Gebiete eine noch 
grössere Bedeutung. Ein solcher ummauerter Mittelpunct stand 
daher unter einem Beamten, der die höchste Militär- und Givil- 
gewalt mögUchst vollständig in seiner Hand vereinigte. Hier war 
die Polizei des Verkehrs und das städtische Marktrecht zugleich 
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von der grössten Wichtigkeit ITir die Pfalzwirthschaft und die mi- 
litärische Sicherheit des Platzes. Der Verkehr innerhalb der 
Stadt war wesentHch nur der Detailverkehr, und lag als solcher 
in den Händeä einer Reihe höriger ofGcia; der Engrosverkehr, 
der nur auf wenige Kaufleute einer höheren Ordnung beschränkt 
war, fand innerhalb der Stadt nicht den Raum zu einer kräftigen 
Entwickelung. Für die gesammte Verwaltung der königlichen Ein- 
künfte und für die gesammte städtische Administration gab es eine 
Reihe von ministeria oder Aemter , die, der Natur der Sache nach, 
sich unmittelbar auf den Hausdienst des Palastes zum Theil, zum 
Theil auf die militärische und bürgerliche Sicherheit der Stadt 
bezogen. 

Unter diesen ministeriales fand sich daher der Kämmerer, Mar- 
schall und Truchsess neben dem villicus, dem Zöllner, dem praeco 
und dem monetarius. Zu ihnen gehörten auch die magistri offi- 
ciorum und die Engroskaufleute oder negotiatores regalium'urbium. 
Es umfasste also diese Classe der Revölkerung den eigentlichen Be- 
amtenstand der Stadt. Da die Burgstädte in einer Zeit erscheinen, 
wo der Begriff der Karolingischen Ministeriahtät noch nicht ganz 
verschwunden war, so muss dieser frühere ministerialis keines^ 
wegs im späteren Sinne als höriger Hausbeamter, sondern als ein 
meist höher gestellter fiscalischer oder Reichsamtmann genommen 
werden. 

Dieser Stand vereinigte die practische Erfahrung in seiner 
Geschäflsbranche mit der allgemeinen ehrenvollen Theilnahme an 
der Verwaltung der wichtigsten fiscaiischen Plätze. 

Bei diesem früheren ministerialis war keineswegs das bene- 
ßcium eine unumgängliche Nothwendigkeit , sondern das officium 
warf für den Unterhalt der dazu Pflichtigen ministeriales den nö- 
thigen Ertrag ab. Für die Gesammtheit dieser Genossenschaft war 
der Bestand der Verwaltung und ihrer Erträge von der grössten 
Wichtigkeit. In ihre Hand war zugleich auch die Vertheidigung 
der Stadt gelegt, die eine berittene und streitbare Schaar er- 
forderte, und durch dieselbe namentlich vor den Mauern geführt 
wurde. 

.Als Kriegs- und Verwaltungsmannschaft der Burgstadt wurde 
dieser Theil der Stadtbevölkerung besonders mit dem Namen der 
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burger bezeichnet. In beider Hiusicbt standen sie unier dem Burg- 
grafen. 

Unter ihr standen die censuales und die dagescalci des be- 
treffenden Pfalzbezirks. Die placita iegitinia der censuales hielt 
der Burggraf ab, aber die Zahl der censuales wird in den ältesten 
Städten zum Theil unbedeutend gewesen sein. Sie 'waren nicht 
so scharf, • wie später , von den Burgern oder minlsteriales ge- 
schieden. Auch der König wird, wie die Bischöfe, aus ihnen in 
manchen Fällen seine officia besetzt und sie dadurch näher an die 
Pfalz gezogen haben. 

Die Dageskalken der Pfalzstadt hatten allerdings einen Antheil 
an der Vertheidigung der Stadt, sie besetzten die Thorwachen 
unter Leitung der ministeriales , während die Erhaltung der Mauern 
und Gräben den ländHchen Zinsleuten des Districts oblag, lieber 
die Dageskalken hatte der Burggraf die unbeschränkte Strafge- 
walt ; sre waren nicht pflichtig zu den judiciis legitimls , ihr Ge- 
richt war das buwedinc, von dem die Zinsleute frei waren. Die- 
jenigen officia, welche den Detailverschleiss von Lebensmitteln 
hatten , standen aber ausdrückhch nicht nur unter dem Burg- 
grafen, .sondern auch unter den negotiatores urbis regalis, de- 
nen diess Judicium de cibariis ausdrücklich mit übertragen, war. 

Es ist diess ein Beispiel von der Art und Weise, in der ein- 
zelne Aemter der ministeriales in einer besonderen Verbindung 
mit dem Burggrafen standen. Ein zweites ist die Controlle, zu 
der .er seiner Seits den monetariis gegenüber berechtigt war. Die 
Probemünzen wurden üi seine Hände deponirt. Und da die Zölle 
des Detailverkehrs ebenfalls an ihn kamen, so muss er auch un- 
mittelbar den teleonariis der Pfalzstadt vorgestanden haben. 

Diese in sich mannigfach gegUederte Verwaltungsgenossen- 
schaft war aber keineswegs mit der Strenge späterer Hofrecbte 
gegen aussen abgeschlossen. Wir mussten uns überall die älteren 
Hofrechte nach aussen weniger scharf begränzt denken, und so 
auch hier. ■ 
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Sechstes Capitel. 

Die bischöfliche Gewalt und die städtischen mini- 
steriä in ihrer weiteren Entwicklung. 



a. Die bischöfliche Gewalt bis zur Uebertragiing des judiciiim 
de negotiationibns. 

Wir kehren nun zu der Betrachtung zurück, durch die wir 
zunächst die Untersuchung über die ältere Stadtverfassung ein- 
leiteten. Die Bischöfe sahen also neben sich eine Organisation, 
die entschieden zweckmässig und in sich geordnet, die Städte zu 
bedeutenden Mittelpuncten der könighchen Haus- und Hofverwal- 
tung machte. Der halb militärische Stil dieser Stadtverfassung 
musste auch die bischöfliche Gewalt, so lange er in seiner an- 
fanglichen Reinheit bestand, vielfach beengen. Aber bemerken 
wir wol, dass eben diese verschiedenen Rechte nicht schroff" ge- 
gen einander abgeschlossen, dass also eine unmittelbare Vermitt- 
lung möghch war. 

Schon vor dem Erscheinen der burggräflichen Gewalt haben 
die Bischöfe die Immunität erlangt. Wie man dieselbe zu jener 
Zeit erklären mag, jedenfalls lag darin eine Schranke der burg- 
gräflichen Gewalt, welche dieselbe schon bei ihrer Entstehung vor- 
fand. Ja, wenn wir die erste Einführung des Burggraf enthums 
richtig datiren, so trat dasselbe erst als ein neues und früher nicht 
vorhandenes Hemmniss der Entwicklung der kirchhchen Macht in 
den Städten entgegen. Wir sahen oben [p. 1 43] , wie die Regu- 
lirung des Pfalzstädtischen Verkehrs , in den westfränkischen Capi- 
tularien wenigstens, in die Hände des Episkopats und der Pfarrer 
zu kommen schien, ehe noch übei*haupt eine Spur'des Burggrafen- 
thums sich fand. Vergegenwärtigen wir uns diess, so wurde durch 
diese neue Gewalt eine ähnhche Entwicklung des Episkopats in 
den ostfränkischen Städten verhindert. Diese Begränzung ent- 
spricht nun wol der überhaupt bescheidneren Stellung, welche 
die ostfränkischen Bischöfe den w estfränkischen gegenüber ein- 
nahmen. 
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Die burggräilTclie Verfassung war also von vornherein darauf 
angewiesen, die Immunität der bischöflichen familia neben oder in 
sich anzuerkennen. Ohne Zweifel war dieser Umstand für die 
SteHnng und Entwicklung beider von grossem Eig|hisse. . Für die 
städtische Gemeinde war die bischöfliche die ältere Gewalt. 

Hätte es wirklich, nach Arnold's schon angeführter Behaup- 
tung, nur in Bischofstädten Burggrafen gegeben, und nicht in 
allen oder den meisten älteren Pfalzburgstädten, so würde wahr- 
scheinlich noch früher und schneller die burggräfliche Gewalt der 
kirchlichen erlegen sein. 

Wir haben nachgewiesen, dass der aufblühende Handel die 
alterthümliche Macht der Burggrafen gleichsam von selbst über- 
wucherte, und dass die deutschen Bischöfe mit Ueberlegung und 
wol berechneten Maassregeln dieses Verkehrs Herr zu werden 
suchten. Wir haben auch an einzelnen Stellen die Spuren nach- 
gewiesen , in welcher Ausdehnung diess zum Theil der kirchlichen 
Gewalt mit kirchlichen Mitteln gelang. 

Nichtsdestoweniger blieb nicht allein diese Ausdehnung der 
kirchhchen Polizei überall nur eine stück- und streckenweise, 
sondern auch die weltliche Macht der Bischöfe hat, unserer Mei- 
nung nach, keineswegs so früh zu so glänzenden Resultaten in 
dieser Richtung geführt, wie man gewöhnlich annimmt. 

Nach der Ansicht der meisten neueren Untersuchungen wä- 
ren allerdings die Bischöfe im Anfange des Uten Jahrhunderts 
schon überall in den unbestrittenen Besitz aller städtischen Ge- 
walt gelangt, so dass also auch die Bewältigung der Burggrafen 
und ihrer Ministerialen ihnen damals durchaus keine Schwierigkeit 
weiter gemacht haben könnte, sondern dass dieses Ziel für die 
Kirche durch die Erlangung der Grafengewalt in den Städten 
schon viel frühÄ* erreicht worden wäre. Diese Ansicht haben wir 
zunächst zu untersuchen. 

Die Blüthezeit des Burggrafenthums sind allerdings ohne Zwei- 
. fei die früheren Jahrzehnte der Sächsichen Dynastie; damals trafen 
wir die praefecti urbium in einer besonders ausgezeichneten Stel- 
lung [s. oben p. 144]. Aber auch noch später war oflenbar das 
Burggrafentbum in der allgemeinen Vorstellung ein wesentliches 
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Institut aller grösseren Orte [s. oben p. 145]. Mit diesen That- 
sachen Hess es sich nun wol vereinigen, class die Bischöfe unter 
den späteren ^chsischen Kaisern in ihren Städten die Gerichts- 
barkeit, und d^e Regalien erhielten [Eichhorn Staats- u. Rechtsg. 
§ 222 A. c] , denn einmal ging damit ja keinesw egs auch an die- 
sen Plätzen sofort die burggräfliche Gewalt ein, und anderer Seits 
bestanden damals noch neben 'den Bischofstädten eine bedeutende 
Anzahl urbes regales, die freilich an Ausdehnung, aber nicht an 
Festigkeit und Glanz den Bischofstädten nachstanden, 

•Stalin [Wirtemb. Gesch. II p. 065 A. 1] macht darauf auf-, 
merksam, dass auf dem Boden des heutigen Wirtemberg sich 
überhaupt keine Burggrafenverfassung finde. Wenn er jedoch die 
urbes Burkhard's I. nur als feste Häuser erklärt, und die von 
den Ungarn zerstörten civitates in Alemannien als bedeutendere 
Niederlassungen entgegensetzt [ebd. I p. 537] , so können wir nach 
dein Bishergesagten diesen Unterschied nicht gelten lassen. Die 
Pfalzen Strassburg, Constanz, Zürich, Chur, Augsburg und Uhn 
wurden aber freilich zu sehr verschiedenen Zeiten ummauert. 
Zürich erscheint 877 als castellum [Bluntschü Staats- u. Rechtsg. 
V. Zürich I p. 47], ob Ulm wirklich schon 1027 ein fester Ort 
war [Jäger Ulms Verf. p. 44 f.] , kann man füglich dahin gestellt 
sein lassen, da Aachen z. B. erst nach 1172 befestigt wurde 
[Quix Gesch. d. St. Aachen p. 69], davon zu schweigen, dass die 
Pfalzen Heilbronn und Esslingen erst unter Friedrich 11. [Stalin 
a. 0. II p. 603], und das hochberühmte Tribur wahrscheinhch 
nie eine Befestigung erhielt [Wenk Hess. Landesg. I p. 58 f.]. 
Wie aber viele Pfalzen erst Burgstädte wurden, da das Burggra- 
fenamt in seiner alten Bedeutung längst ausser Gebrauch gekom- 
men, so ist anderer Seits zu bedenken, dass ati manchen Stellen 
die W^ürde spurlos jenen Angriffen unterhegen konnte, durch die 
wir sie in Cöln und Strassburg im 12ten Jahrhundert so ernst- 
haft bedrängt, so weit reducirt sehen. Endlich ist in Betracht 
zu ziehen, dass der ganze Begriff* der alten Burgstädte, der so 
verschiedene Plätze wie Cöln und Scheidungen, wie Regensburg 
und Grona umfasste, vollkommen unterging, indem einige dersel- 
ben über das Maass der gemeinsamen Verfassung weit hinaus 
wuchsen, andere dagegen weit unter dasselbe hinabsanken wie Schei- 
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düngen oder ganz versclnvanden wie die urbs Grona [Wedekind 
Noten II p, 375]. 

Der Umstand, dass es also neben den ßurmrafen der Bi- 
schofstädte eine Menge anderer solcher Stelleii \w lOten und 
1 1 ten Jahrhunderte gab , dass also jene keineswegs vereinzelte 
Aemter, sondern Beispiele eines weit verbreiteten Instituts waren, 
kommt hier in Betracht. Die Ministerialen von Corvey dachten 
noch im 12 ten Jahrhundert daran, in ihr Hofrecht das Burggra- 
fenthum einzuführen [Janssen Wibald p. 123]. Der Truclisess 
nannte sich „praefectus" oder „burggraf", beanspruchte innerhalb 
des Klosters den „burgban" und hielt das „burgdinc". Wurden 
sie das gethan haben, wenn die Burggrafen damals nur das ge- 
wesen wären, wofür Arnold sie ausgiebt, entweder reine Schloss- 
commandanten neuen Stils, oder nach altem Stil in einigen 
wenigen Fällen kummerliche Reste eines selten gebrauchten In- 
stituts? 

Können wh* daher auch die Zahl und Bedeutung der früheren 
civilates nicht genau bestimmen, jedenfalls galten sie für Reich 
und Kirche als die wichtigsten Puncte, und so stehen sie in den 
Verhandlungen Heinrich's V mit der Kirche -an der ersten Stelle 
im Verzeichniss der Regalien [Pertz Leg. II p. 69]. An diesen 
Plätzen war die Bedeutung der geistlichen Stifter in verschiedenem 
Fortschritte begriffen. 

„Sanctorum familiae" sagt Otto I. „regiis civitatibus et pa- 
latiis adjunctae regalibus aliorumque potentium interdum oppri- 
muntur operibus" [Honth. a. 0. l p. 307]. Die Befreiung von 
diesen Bedrückungen war die eine Aufgabe einer tüchtigen geist- 
lichen Verwaltung. Das Privilegium, dass die unmittelbare Bei- 
treibung aller Forderungen den königlichen Beamten untersagt, 
und dieselben an die Vermittlung des advocatus gewiesen wurden, 
reichte offenbar dafür nicht aus. Schon unter den Karolingern, 
also vor Einrichtung der Burggrafengewalt, war diess an vielen 
Stellen erreicht [Arnold a. 0. I p. 12 ff.]. War die vollständige 
Befreiung von dem weltlichen Gerichte und die Uebertragung der 
Einkünfte des Fiscus aus dem kirchhchen Gute an die Kirche selbst 
erst ein zweiter SchVitt oder schon, z. B. nach Walther's Ansicht, 
mit der früheren Immunität gegeben , so war auch damit die voll- 



ständige Unabhängigkeit nicht erreicht [ebd. p. 15 u. 16]. t)io 
Bischofsilze und geislhchen Stifter hatten nichtsdestoweniger sehr 
häufig die Last könighclier Hofhaltungen zu tragen. „Erat quod- 
dam episcopin§^ erzählt der St. Galler Mönch [Pertz Scr. I 
p. 736] „itiherauti Carolo uimis obvium vel magis inevitabile. 
Episcopus vero loci cupiens ilU satisfacere cuncta quae habuit in 
ejus obsequium profligavit". Wir sehen , was die Leistungen der 
geistlichen Stiller für die königliche lloflialtung trotz aller Exem- 
tionen werth waren. „Nee" sagt Otto IV. noch 1 209 [Orig. Guelf. 
3 p. 640] „per houiines nostros faciemus vel fieri mandabirnus in 
civitate Magadeburgensi vel in oppidis vel in aliquibus bonis ar- 
cliiepiscopi et ecciesiae suae aliquam exactionem nee sumemus 
aliqua hospitia, quae vulgo herbergaria nuncupantur, contra vo- 
luntatem archiepiscopi — , per hanc specialem gratiani nostram 
ecclesiam Magadeb. volentes esse specialiter honoratam". Seitdem 
die Ottonische Sitte in Abnahme kam, z. B. Ostern immer in den 
Stätten ihrer alten Heimath zu feiern, und doch das deutsche 
Königthum an dem Gebrauche festhielt, die höchsten Kirchenfeste 
und seine feierlichsten Hoftagc an einer Kathedrale zu begehen, 
wurden die bischöflichen Kammern die Reserven der königlichen 
Hofhaltung, die für die wichtigsten Perioden des laufenden Bud- 
gets einzutreten hatten. Friedrich L tadelt die Verschleuderung 
der Einkünfte des Stuhls zu Cöln in Lehen, weil „bis bonis uli- 
litali duntaxat archiepiscopi non providetur, verum cunctis inbene- 
ficiatis a Gol.. archiepiscopo baronibus — in placitis et curiis ar- 
chiepiscopi, in curiis et exercitibus quoque regum — statuta sin- 
gulis slipendia debentur" [Lacomblet a. 0. I p. 258]. Hier er- 
wähnt er allerdings des unmittelbaren Vortheils Mv die königUchen 
Hoflialtungen in Göln selbst nicht, aber die Andeutungen dieser 
Urkunde^ zwischen jenen beiden früheren Angaben, zeigen uns 
doch die Wichtigkeit der biscliöflichen Kammern vom Uten bis 
zum 13ten Jahrhundert in hinreichendem Lichte. Damit stimmt 
es sehr wol, dass die Befreiung von hospitium und servitium für 
die Dauer einer königlichen Hofhaltung ein gesuchtes Privilegium 
geisMicher Stifier für ihre städtischen Häuser war [Martene Coli. 
H p. 101. Mon. Bo. 29, 1 p. 419]. 

Jene kirchlichen Districte, der Gontrolle des Burggrafen mehr 
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o<ler woniger enlzogen, erschlossen sich also für iVie Anwesenheit 
des K(>nigs dem Marsciiall und den übrigen HofheanUen, und so 
lange sie wHhrte , schmolz mehr oder weniger die g^nze Stadt wie- 
der zu einem Ganzen für dieselben Zwecke zusattmgh. 

Neben jenen Befreiungen von den laufenden Abgaben an den 
Fiscus und von der Gerich(sl»arkeit, gewannen aber die Bischöfe 
zunächst auch die Mark(gericht>.barkeit, den Zoll und die Münze. 

Zunächst war allerdings der Handel für die Hörigen der Kirche 
auch ohne Markt, Zoll und Bann mr>glich. - Solche minuta com- 
mercia sine theloneo et aliis praeslationibus seu institutionibus ad 
justitiam forensem regali vel im|)eriali donatione pertinentibus konn- 
ten sogar neben einem Markte mit seinen tabulis et stationibus ge- 
trieben werden [Mon. Bo. 29, 1 p. 374]. Und erst offenbar die 
Belheihgung an dem eigentlichen ofTenen Markte „in publico more 
forensium" brachle sie unter jene Kategorie des Strassburger Stadt- 
rechts „qui mercatores esse volunt'* [Leg. Arg. §38]. Die kirch- 
lichen Administrationen seihst halten schon früh das Bedürfniss 
kaufmännischer Geschäfle. ,.Episcopi, presbytrri, et <liaconi" 
heisst es bei Regino I, 230 „de locis suis negociandi causa non 
discedant, ne circumeunles provincias nundinas sectenlur. Sane 
ad victum sibi concpiirendum aut fdium aut hbertum aut mercena- 
rium aut amicum mutant et si voluerint negotiari intra proviu- 
ciam negotienlur". Der Widerstand, den die Kirche hier dem Han- 
del der Geistlichen entgegensetzt , verschwand, ßurchard hat hinler 
Decr. H, 122 diese Stelle Uegino*s ausgelassen und dagegen ibil. 
VHI , 90 ausdrücklich das justum negotium den Dienern des Altars 
und den Mönchen gestattet. Die Geistlichkeit selbst mochte un- 
^ mittelbar von dieser Erlaubniss Gebrauch machen, zugleich aber 
konnte sie mittelbar durch ihre ministri [Leg. Arg. a. 0.] un<l 
eigene mercatores in den Verkehr eingreifen [t'ertz Sci\ X p. 77]. 
Und wie wir in den civitates regales einen neuen Stand von 
Königskaufleuten für die Bedürfnisse der Pfalz entstehen sahen 
[oben p. 1 87 f.] , so mochte auch für die Geistlichkeit ad victum 
sibi conquirendum der Kaufmann an Bedeutung gewinnen, je mehr 
die Geldleistungen an die Stelle der Naturalien traten. 

Zunächst mussten zur Regelung und zum Schulz solcher Ge- 
schäfte die rechtlichen Mittel ausreichen, welche <lie Geistlichkeit 
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selbst in Händen hatte. Hatte sie über ihre familia und ihre of- 
ficiales die eigene Gerichlsbarkeit, so suchte sie diese zu behaup- 
ten, auch für diejenigen, welche ausserhalb ihrer Mauern in den 
Verkel'r eingriffen. „Hi, qui ofQcia habent in Bunnensi claustro^^ 
heisst es noch 1143 „coci videlicet et pistores seu aliorum offi- 
ciorum artifices, si qui in clauslro vel in civitate extra claustrum 
deliquerint, non debent coram fori judice respondere sed in clau- 
sti-o coram preposito vel eo, cui sub ipso poteslas commissa est 
satisfacere. Quod et de famulis canonicorum sive propriis sive 
conducticiis attestamur" [Günther God. Rheno. Mos. I p. 280 f.]. 
Eine solche Anordnung, noch weiter z. B. in Speier detailirt 
[Wirtemb. Ürkundenb. I p. 326], zeigt uns entschieden den alten 
Zustand 2 der damals wankend wurde, der aber in den älteren 
Zeiten auch für die bischöfliche familia gegolten haben muss. 

Nur hatten die Bischöfe npch eine andere Handhabe, um 
die Sicherheit eines für sie wichtigen neuen Verkehrs auf eigene 
Hand herzustellen. Dieser schloss sich sehr häufig an die Pfarr- 
kirchen und an den Gottesdienst der Sonn- und Festtage un- 
mittelbar auf dem Kirchhofe an; „cum ante" heisst es in der schon 
citirten Urkunde [Mon. Bo. 29, 1 p. 375] „nonnisi diebus festis 
moris esset hominibus ad ecclesinm concurrentibus quaedam ml- 

nuta inter se habere commercia in cymiterio plebanae ec- 

clesiae*^. Hier fiel gleichsam von selbst die Entscheidung über 
Maass und Gewicht und Meinkauf in die Hände der Kirche, die 
sie als einen Gegenstand des geisl liehen Rechts beanspruchte [s. 
oben p. 135 f.], „cum spectet" heisst es ja im Cölner Schied [La- 
comblet Urk. ü p. 245] „ad ipsum archiepiscopum atque suum 
oßicialem — et suum burdecanum atque suos plebanos Col. spe- 

cialiter judicare de falsis mensuris et de omni eo quod 

vulgariter meynkoyf dicitur et quod in synodis accusari con- 
suevit". 

Je abgeschlossener in sich die bischöfliche Immunität stand, 
und je häufiger sich ihre Schutzgenossen an dem städtischen Ver- 
kehre betheiligten , desto leichter musste es der GeislHchkeit wer- 
den, oder desto natürlicher musste es ihr scheinen, ihr Kirchen- 
recht statt des weltlichen zur Ordnung des Verkehrs zu benutzen. 

Gerade, dass wir in den frühesten städtischen Statuten die 
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Synodaljustiz auf bestimmte Grenzen zurückgeführt finden [s. oben 
p. 138], erlaubt uns den Schhiss, dass die städtisch -kaufmän- 
nische Bevölkerung sich durch die UebergrifTe derselben häufig 
beeinträchtigt sehen musste. Zu Soest, St. Omer^ Cöln, Qued- 
linburg [Erath Cod. Quedlinb. p. 81] und Goslar [Goeschen Gos- 
lar. Statute p. 113, und oben p. 1 38] , ttberall tritt uns dieselbe 
Erscheinung entgegen. Zur ferneren Erläuterung mag der reidbe 
Mainzer negotiator dienen [Cod. Udalr. p. 312]: „qui cum nego- 
tiandi causa in Fresiam usque ad Trajectum venisset festo quodam 
die seditionem movit et ab d^cano cleri illius ad satisfactionem 
revocatus bannum ejus parvi aesiimans discessit^. Ist diese Span- 
nung zwischen dem kaufmännischen Laien und der Kirche offen- 
bar eine alte, so musste die Uebertragimg des Marktrechts und 
des Zolls an die ßischöfe, wie sie namentlich unter den Ottonen 
erfolgte, in der Entwicklung dieses Gegensatzes ein sehr wichtiges 
Moment erscheinen. 



b. Bas jndiciiun de negotiationibas , toletnm and moneta und 
die anderen ministeria. 

Freilich, wäre mit dieser Uebertragimg wirklich die ganze 
Jurisdiction und Verwaltung der Stadt unmittelbar in die Hände 
der Kirchenfürsten übergegangen, so wäre nicht abzusehen, wie 
nicht das ganze Marktrecht zunächst in geistlichen Händen 
sich zu einer geistlichen Jurisdiction ausgebildet haben sollte. 
Dem unleugbaren Trieb, sich so < auszudehnen , hätten dann die 
Mittel dazu vollständig entsprochen. Dass es zu einer solchen 
Ausdehnung nicht kam, dafür ßndet man meistens den Grund in 
dem Vorhandensein einer freien Gemeinde , in jenem angenomme- 
nen Kern der späteren Bürgerschaft, dessen Spuren aber eben 
nur vermuthet werden können. Aber nicht auf eine solche freie 
Gemeinde , sondern entschieden auf die Kaufleule zielt der Aus- 
druck mehrerer Verleihungsurkunden unleugbar hin. Die „omnes 
cujuscunque negotiationis utilitates toletis videlicet et bannis^ der 
Wormser Urkunde [Or. Guelf. 4 p. 296], das „pro quocunque 
negolio placitum seu Judicium pubhcum" der Speierer [Remling 
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Urk. p. 15 f.], verstehen den Ausdruck negotium und negotiari 
wesentlich in dem Sinne, wie wir ihn auch bei Regino [oben 
p. 212] im Cod. Udalrici *[a. 0.] und an vielen anderen Stellen 
damals finden [Bicher. III, 103. S. Ottonis vila. PeHz Scr. XII 
p. 799 u. SSS."" Lacomblet ürk. I p. 197], nemlich dem des 
kaufmännischen Geschäfts. Das tritt uns ganz besonders endlich 
bei der Verleihung an Magdeburg in den Worten entgegen: „ne 
vel Judaei vel ceteri ibi manentes negotialores nllam ahimde di- 
strictionis sententiam sustineant'^ [Leuber stap. Sax. no. 1191]. 
Dass 'keinesfalls die ganze Gerichtsbarkeit darunter verstanden 
ward , erhellt vollkommen deutUch daraus , dass gerade zu Worms 
erst später und zwar nicht, wie Arnold [Freist. 1 p. 47] will nur 
ausserhalb der Stadt j sondern ganz allgemein, der Sechzigschil- 
lingbann über die Angehörigen der Kirche dem Bischöfe verliehen 
wurde* Die Kaufleute waren aber keineswegs freie Leute, sie 
bildeten z. B. zu Zwifalten einen Theil der engeren familia [s. Pertz 
Scr. X p. 77] , zu den Hörigen der Strassburger Klöster gehörten 
auch solche „qui mercatores esse volunt" [s. oben p. 212], und die 
ältesten institores urbium regalium waren ebenfalls, nach unserer 
Vermuthung [oben p. 191], scararii. Ja, wir sahen oben, dass 
der altstädtische Verkehr durchaus von Hörigen oder Ministerialen 
betrieben worden sein muss, und dass auch der vorstädtische Ver- 
kehr bei Weitem zum grössten Theil in den Händen der dort sess- 
haften famiha war [s. oben p. 200]. 

Hatte in der ersten Zeit der Ottonen der Zoll, Markt und 
Münze der Burgstädte unter dem Burggrafen gestanden , umgränzt 
und beschränkt durch die Immunität der Stifter, so musste eine 
höhere und umfassendere Gewalt nöthig scheinen, um bei immer 
weiterer Entwicklung des Handels den verschiedenen Interessen 
zu.imponiren, die sich daran betheihgten. Zu dem Detailverkehr 
der Burgstadt kam der Engrosverkehr des suburbiums [s. oben 
p. 187] und der Königskaufmann des Platzes sah die hörigen 
Kaufleute der städtischen Stifter in eine neue Concurrenz treten. 
Die Censualen nahmen an Zahl und Bedeutung gleichzeitig zu, 
und so wurde die kaufmännische negotiatio das Feld, auf welchem 
die Hofrechte der verschiedenen Stifter, die Rechte der Königs- 
kaufleute, die Privilegien des Geistüchen und Mönchs, der Gegen- 
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satz zwischen Censualeii und Hörigen, Juden und Christen, in- 
dem sie immer lebendiger zusammentrafen, ein neues Recht nolh- 
wendig forderten. Dass bei einer solchen Vermischung des Ver- 
kehrs die Gewissenlosigkeit des Betrügers häufige Gelegenheit zu 
unehrlichen Geschäften finden musste, und dass die Kirche an 
ihren Centralstellen Sünden der gefährlichsten Art sich üppig ent- 
falten sehen konnte, ist bestimmt anzunehmen. Ganz abgesehen 
von den politischen Gründen, welche Otto L zu einem Verbün- 
deten der Geistlichkeit machten, entsprach es daher auch dem 
hohen Ernst seiner kirchhchen Strenge, wenn er den Bischöfen 
die Gerichtsbarkeit der Märkte in ihren Städten übertrug. 

Aber wie benutzte die Kirche ihrer Seits dieses grosse Zuge- 
ständniss der königlichen Gewalt? 

Einstimmig übertragen die betrefl*enden Urkunden dem epis- 
copus und seinem advocatus allein diese Gerichtsbarkeit, und wir 
sollten daher erwarten, dass nach diesen Anordnungen zu Mainz, 
Cöln, Worms, Speier, Strassburg und Magdeburg [Arnold a. 0. 
p. 30 fi*.] der advocatus ecclesiae Zoll und Marktrecht von da an 
geübt hätte. So bestimmt wird jede andere richterliche Behörde 
durch jene Urkunden ein für allemal abgi^schalTt für die ci vitales. 
Dessenungeachtet finden wir in ihnen noch fortwährend neben dem 
advocatus ecclesiae den Burggrafen nicht etwa nur als eine mili- 
tärische, sondern als eine richterhche Behörde , die Bischöfe haben 
also von ihren neuerworbenen Privilegien entweder keinen Ge- 
brauch machen wollen oder sie konnten es nicht. Ich glaube, dass 
beides der Fall war. 

Erinnere man sich zunächst der gefährhchen Bedeutung, 
welche die advocati überhaupt für die Geisthchkeit hatten [s. obeu 
p. S6]. Wäre sie nicht durch die Uebertragung der städtischen 
Gerichtsbarkeit noch wesentlich verstärkt worden ? Wäre es zweck- 
mässig gewesen, denselben Beamteten, den man mit möglichster 
V^orsicht auf eine bestimmte Thätigkeit zu beschränken suchte, in 
eine neue Stellung zu lassen, die von vorn herein schwer zu be- 
gränzen war? Schon solche Erwägungen mussten davon abhallen, 
die Uebertragung der ganzen neuerworbenen Gerichtsbarkeit auf 
die advocati nach Anleitung jener Urkunden zur Ausführung zn 
bringen. 
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Dass aber diese neue Voglei, sollte sie nicht dem bisherigen 
advocatus ecclesiae, zufallen, unter der alten Form des königlichen 
Burggrafenlhums bestehen blieb, hatte offenbar auch darin seinen 
Grund, da^s dieses selbst nicht so leicht wegzuräumen war. Es 
war eben der Mittelpunkt der Pfalz- und Stadtverwaltung und die 
Uebertragung von Zoll und Bann an den Bischof hess doch noch 
einen grossen und weitreichenden Complex von Einkünften und 
Besitzungen, der zu ihrem Ressort gehörte, unberührt. Am deut- 
lichsten erscheint ein solcher Complex zu Trier. König Ludwig 
übertrug 902 dem Erzbischof „moneiam ipsius civitatis, telonium 
omneque tributum intra civitatem et extra, per omnem comita- 
tum de monasteriis et villrs et vinois sed et cunctos censuales 
atque fiscales et medenam agrorum" [Honth. 1 p. 253]. Dahin 
gehörte zu Worms nach Angabe einzelner Verleihungen auch die 
moneta, der modius regius, quod vulgari nomine stuofechorn appel- 
latur, omne theloneum et vectigal [Arnold .a. 0. p. 20], dann 
quicquid in villis Oppenheim, Horagaheim et Wiginesheim — ad 
nostrum opus et servitium pertinuit [Schannat Ep. Worm. 11 
p. 11 f.] es. smd das 27 Hufen, und endhch in der Stadt selbst 
die servitores debito servitio nrancipali [ebd. p. '15], zu diesen 
namentlich die ßscalini 'servi , qui regiae potestati parafridos debita 
submissione in expeditione reddere consueverunt una cum institu- 
lione persoiutionis parafredorum ceterorumque utensiUum, quae 
dominicus fiscus ab eis exigere solitus erat. [ebd. p. 14]. Es kann 
kein Zweifel sein, dass auch sonst in den civitates der königliche 
fiscus über dergleichen Einkünfte und servitores verfügte. Die 
letzteren eben müssen nothwendig, wenn überhaupt eine Pfalz be- 
stand , in bedeutender Anzahl vorhanden gewesen sein und sie bil- 
deten , nach der von uns [oben p. 1 55 f.] entwickelten Ansicht den 
eigentlichen Bestand der älteren ministerialischen Bürgerschaft. 

Die Uebertragung dieses ganzen Complexes von der Pfalz an 
den Bischof ist allein bei Trier und Worms bezeugt. „Auch in den 
anderen Städten" sagt Arnold [<i. 0. p. 23] haben die Bischöfe 
allmälig die Perlinenzen der alten Pfalzen erworben, so in Cöln, 
Mainz, Speier, Strassburg und zum Theil in Regensburg. Nur 
trat der Erwerb meist nicht so früh ein und er ist selten auch so 
ausftthrlich nachzuweisen. Die ebengenannten Orte hatten sämmt- 
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lieh Pfalzen . Von den Sächsiciien Kaisern wurden aber 

diese Städte \veit seltener mehr besucht und unter den fol- 
genden Königen — begann schon das ununterbrochene Wandern 
des Hofes. Die Pfalzen in den rheinischen Städten konmen daher 
ausser feste Verbindung mit den Königen — — . Später finden 
wir das königliche Privateigenthum sowie die nutzbaren Regalien 
im Besitz der Bischöfe wieder". 

Diesen Behauptungen und Vennuthungen müssen wir zum 
Theil widersprechen. 

„Am spätesten" sagt derselbe Verfasser ebd. p. 25 „sind 
wohl die Bischöfe von Basel in den Besitz nutzbarer Regale ge- 
langt. Eine Pfalz hatte die Stadt nicht gehabt, von einem Ueber- 
gange königlicher Gerechtsame auf die Kirche, wie in den übrigen 
Stadien konnte daher keine Rede sein". Aber grade in Basel fin- 
den wir und zwar noch recht spät ein solches Regal im Gebrauche 
des Königs. Das Bischofsrechl [Wackernagel a. 0. p. 19] führt 
unter den Zollfreien auch die 72 Dörfer auf „die deme künige hol- 
zent" und 1279 erst überliess der König dem Bischof „ligna — 
quae vulgariter zolholz appellantur — ita quod ipse et sui succes- 
sores praedicta — ligna — obtineant et nobis et nostris — suc- 
cessoribus, quamdiu in eadem civitate steterimus, de Ugnis pro- 
videre plenarie pro cottidianis ignibus teneantur''' [Wackernagel 
ebd. p. 35]. 

Ebenso finden wir zu Augsburg noch sehr spät Spuren. und 
zum Theil sehr deutUche Spuren davon, dass der Gebrauch der 
Regalien keineswegs ganz an den Bischof übergegangen. Das von 
Friedrich I [?] bestätigte Stadtrecht bestimmt [Mon. Boica 29, 1 
p. 231]: „Item si censualis talem habet uxorem, quod filii ejus 
ecclesiae sunt et censualem nummum dederit et ad tria legitima 
placita advocati venerit ultra non est injuriandus nisi quod in fine 
vitae suae ad curiam optimum jumentum dabit et vestimenta, in 
quibus operari solebat praeconi suo et qiiisquis ei hanc justiciam 
infringet, episcopus ejus defensor erit et ubicunque census deci- 
derit tolum quod habet in episcopi potestate erit" dass der advo- 
catus, dessen juslicia gleich hierauf folgt , ein könighcher Beamteter 
war und blieb, hat Arnold [ebd. p. 108] selbst anerkannt. Wenn 
er aber findet [ebd. p. 110] dass „dessen Rechte in sehr enge Gren- 
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zen gezogen sind^S so hat er eben nicht erkannt, dass wir es 
hier mit einem einfachen advocatus für die censuales zu thun haben 
mit den Rechten, wie sie einem solchen gewöhnhch eingeräumt 
Avurden [s. oben p. 85 u. 97]. Daraus folgt aber, dass die cen- 
suales, aus welchen angeführten Orts der* ausgesoudert wird, wer 
„talem habet uxorem, quod filii ejus ecclesiae sunt'^ nicht aliein 
keine bischöflichen oder Sliftscensualen sind, was auf der Hand 
liegt, sondern könighche censuales. Wir treffen also hier noch 
im I2ten Jahrhundert könighche censuales in einer civitas, die 
uns sonst nur in Trier am Anfang des lOten begegneten [s. oben 
p. 217]. 

Zu diesen Beispielen unveräusserter Regaüen kommen nun 
noch diejenigen Regahen die zu Regensburg beständig in den Hän- 
den der Herzoge als Obecburggrafen bleiben [Arnold a. 0. p. 96 
Mon. Boica 29, 1 p. 525 f.] 

Aber es kommt noch Weiteres hinzu. Die Verwaltung des 
Blutbanns ist offenbar lange Zeit zwischen dem Königlhume und 
der bischöflichen Gewalt ein, ich möchte sagen, zweifelhaftes Ge- 
biet gebheben. Die Ausdrücke der verschiednen hier einschlagen- 
den Urkunden sind zum Theil eigenthümlich und unverkennbar 
absichthch zweideutig gestellt. Man sieht deutlich, dass die bischöf- 
liche Gewalt, deren Intentionen in dieser Hinsicht wir kennen lern- 
ten, [oben p. 122 f.] lyer sich in einer Unklarheit hält, die in 
die abstracten BegriflTe des Systems nicht hineinpasst. Man wird 
daher auch hier die Verhältnisse kaum scharf und klar fixiren kön- 
nen, die Unklarheit ist eben ihr Grundcharakter. Betrachten wir 
sie näher. 

Eine Reihe späterer Urkunden verleiht den Bischöfen von 
Worms die Criminaljustiz über ihre familia und behält nur die 
crirainales causae den Grafen vor, in welchen die Mitglieder der 
bischöflichen famiha gegen Ungenosse vor Gericht erscheinen. 
Ai'nold bezieht a. 0. p. 46 ff. diese Ausdehnung der Gerichtsbar- 
keit , obwol die Urkunden darüber schweigen , nur auf die ausser- 
städtische familia , da der Bischof seiner Meinung nach schon durch 
das Privilegium von 979 [s. oben p. 214] die ganze städtische 
Gerichtsbarkeit eriialten. Doch in jenem Wormser und dem Mag- 
deburger Privileg von 965 war nur von den negotiis und negolia- 
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tores die Rede und wir mussteo diess zunächst nur auf Markt- 
und Handelsgericbtsbarkeit beziehen. Wie hier nach unsrer Er- 
klärung negotium und causa criminaHs einander gegenüberstehen 
würden, so fällt im Augsburger Stadtrecht [Mon. Bo. 29, 1 p. 330] 
an den Bischof „omnis satisfactio in civitate bonis redimenda — , 
injusticia et temeritate et bis etiam exceptis, qui morte plectendi 
vel truncandi^^ Die ausgenommenen causae criminales gehören 
dem königlichen advocatus, temeritas, injusticia, raonomachia [ebd. 
p. 331]. Ja in.Cöln, wo schon vor Worms der Erzbischof die 
omnes cujuscunque negotiationis utilitates erhahen hatte, hat der 
Burggraf noch 1169 wie der Augsburger Vogt neben den tribns 
legitinois placitis die monomachia ganz allein ratione banni sui. 
„Et ne judicio sanguinis maculemur^ Mirt die oft angeführte Ur- 
kunde [Lacomblet I p. 302] darnach fort „nos et nostri succes- 
sores dicere debemns burggravio et scabinis, ut dihgenter cave- 
ant , ne reo vel actori injuria fiat. — si in causis judicii sanguinis 
de quibus questio — coram nobis — mota fuerit et composilio 
amicabilis intervenerit, de questu exinde provenieriti recipiemus 
tres partes et burgravius ratione banni sui quartam partem^. Hält 
man alle diese Sätze zusammen , so scheint mir die Entwickelung 
dieser Verhältnisse ziemlich deutlich vorzuliegen. Der Begriff der 
„omnis negotiatio^^ und der „omnis satisfactio bonis redimenda^ 
gränzen dicht aneinander, und durch die compositio amicabilis 
konnte auch eine causa sanguinis unter jene Kategorien falleOf 
ursprünglich aber waren sie scharf geschieden, ja der Gedanke 
„ne judicio sanguinis maculemur^^ mochte die strengeren Bischöfe 
der Ottonischen Zeit selbst d^^on zurückhalten, ihre Gerichtsbar- 
keit über die Gränzen der negotia auszudehnen. Jedenfalls aber 
sind wir zu der Annahme berechtigt, dass die Könige an mancben 
Stellen ebenso die Blutgerichtsbarkeit für sich behielten, wie sie 
es mit den censuales, mit Theilen von Zoll und Münze und mit 
andern Regalien bis ins 12te, ja I3tc Jahrhundert thaten. 

Endlich aber haben wir noch Folgendes zu erwägen. 

Unter den verhältnissmässig wenigen Urkunden über die Ueber- 
tragung der Uegalien fmdet sich eine, die hier grade für uns ein 
besonderes Interesse hat. Es ist diejenige, durch welche das 
letzte Drittheil von Zoll und Münze dem Bischöfe von Worms im 
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Jahre 979 verliehen wird , nachdem er schon längst als* im Besitze 
aller „utilitates, quae infra aut extra urbem in dominicum fiscum 
redigi potuerant" erschienen war [Arnold a. 0. I p. 29 ff.]. Wir 
haben keinen Grund, die Erklärung anzuzweifeln, welche Arnold 
von dieser auffallenden Thatsache giebl, dass uemlich dieses letzte 
Drittel der terlius hannus sei , der nach Karolingischer Verfassung 
auch nach der Verleihung an die Kirche dem Grafen gewisser- 
massen als seine Besoldung blieb, so lange er überhaupt noch 
das Amt verwaltete. Mit dieser allerdings bis jetzt noch vereinzel- 
ten Thatsache ist aber doch die Möglichkeit bewiesen, dass^ bei 
Uebertragung fiscalischer Einkünfte doch der Beamte der sie er- 
hob nicht allein im Genüsse seiner Stelle , sondern in dieser auch 
noch im unmittelbaren Zusammenhange mit dem Fiscus blieb. Eben 
dieses letzte Drittel, gleichsam die Besoldung für ein Amt, dessen 
Ertrag dem Bischof zufiel, heisst doch noch und ist wirklich noch 
lertia — fisco nostro reservata. Dass die Uebertragung in dieser 
Form, d. h. mit Vorbehalt der Einkünfte iler ministeriales oder 
wenigstens einzelner ministeria nicht selten war , ersehen wir auch 
aus folgenden, schon oben p. 70, angeführten Stellen m Rieds Co- 
dex Ratisb. tom. I. König Ludwig überträgt p. 88 auf den Bischof 
villulam in ripa — Oeni sitam cum omni integritate sua, ad cu- 
juscunque regalis ministri quicquam inde ministerium pertineret 
und p. S7 eine curtis „sicut priscis temporibus in singulis miui- 
steriis patrum nostrorum ordinatum fuerat, nihil extra diniittentes'^ 
Es erhellt namentlich aus der letzteren Stelle, dass bei einer sol- 
chen Uebertragung, eben wegen der ordinatio per singula mini- 
steria , die Einkünfte einiger oder mehrerer ministeria vorbehalten 
bleiben konnten, sonst würde die ausdrückhche Verallgemeinerung 
in dieser Form ohne Sinn gewesen sein. Ja auch die einzelne 
Verleihung wird nach dem ministeraihs bezeichnet, der sie verwaltet, 
wie p. 94 König Konrad decimam parteni vectigalium näher mit 
den Worten bezeichnet „id est de ministerio zollenarii*'. Bheb na- 
türlich bei einer solchen Uebertragung der'zoUenarius im vollen Ge- 
nüsse seines ministeriums, so konnte es bei Abtretung eines bedeu- 
tenderen Theils zweckmässig erscheinen, einen eignen ministe- 
rialis mit dessen Verwaltung zu betrauen. So verfügte Friedrich I, 
als der Bischof von Freisingen von Heinrich dem \öwen ein Drit- 
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iei des Münchner Zolls und der Münze erhielt „Theloneariuin 
autem suum habebit uterque vestrum aut si hoc visum fuerit ambo 
unuin. — Moneta autem ad arbitrium ducis locari debebit^ [Mon. 
Bo. 29, I p. 348]. Der Uebertragung des ganzen und vollstän- 
digen Einkommens entsprach aber endlich die von den ministri 
des Uebertragenden auf die des Empfangenden und so sagt Lothar 
in der ebenfalls schon erwähnten Verleihung eines Markt- und 
Zollrechts an den Bischof von Lüttich [Martene Coli. T p. 331 f.] 
„quicquid — possit provenire totum et ad integrum de jure nostro 
et ministrorum nostrorum in jus et dominationem episcopi Leo- 
diensis et ministrorum ejus — transfundimus^. 

Nach diesen Betrachtungen kommen wir also zu folgenden 
Ergebnissen. 

Die Uebertragung der nutzbaren Regalien und der Pfalzein- 
künfte erfolgte in den einzelnen civitates auf sehr verschiedene 
Weise und zum Theil sehr stückweis und allmäUg. Jeder dieser 
Posten erforderte aber für die Verwaltung ein eigenes ministeriuni 
oder officium, wie wir denn z. B. im bischöflichen Bas|I für jenes 
Zollholz [s. oben p. 218] zwei eigene officia finden „qui ligna the- 
lonel ex una parte Birsici et — ^ qui ducit illa ex alia parte Bir- 
sici'' [W^ackernagel a. 0. p. 11]. So lange also die alten Ein- 
nahmeposten des königlichen Fiscus noch nicht veräussert waren, 
nmsste es auch für denselben in der civitas königliche ministeria- 
les geben. Aber selbst nach der Uebertragung der , wenn wir so 
sagen dürfen, reinen Einnahme an die Bischöfe, konnten dennoch 
die ministeriales des Königs im Genüsse ihrer Quote als beneficiuni 
im Zusammenhange mit der königlichen Verwaltung bleiben. 

So lange aber die grösseren oder geringeren die schnell 
oder langsam schwindenden Bestände einer solchen Ministerialitüt 
in den civitates blieben , war der praefeclus oder Burggraf ihr na- 
türliches Haupt, und die Anerkennung seiner alten Bedeutung 
konnte ihm auch dann um so weniger entstehen, je länger na- 
mentlich der Blulbann dem Bischöfe und seinem Vogte vorbehalten 
blieb. 
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c. Der biflcliöflicli- königliche Burggraf und die dagescalci. 

Ehe wir auf die weitere Entwickelung dieser Verhältnisse ein- 
gehen , dürfen wir doch ])ehaupten , dass der Burggraf unter sol- 
chen Verhältnissen den Bischöfen hesonders geeignet erscheinen 
niussie, ihm diejenige Gerichtsbarkeit zu übertragen, die sie den 
Vögten vorzuenthalten Grund genug hatten. Ja dass der Burggnif 
Zoll und Münze wenigstens in einer gewissen Ausdehnung auch für 
die Bischöfe fort verwaltete [s. oben p. 1 52] war schon desshalb 
natürUch, weil die Könige, so wie sie ihre Hofhaltung in einer 
Bischofstadt aufschlugen, dort, auch nach der Verleihung, den Er- 
trag jener beiden RegaUen für die ganze Dauer ihres Aufenthalts 
allein bezogen „Bomani imperatores et reges" sagt Otto IV [Orig. 
Guelf. 3 p. 639] „in omnibus civitatibus et oppidis ecclesiarum 
imperii, durantibus curiis imperialibus in Ulis, accipere consueve- 
runt theloneuni et raonetam et in suos usus convertere". 

Mochte daher in den Ottonischen Urkunden, von welchen wir 
oben [p. 216] ausgingen, der advocatus ecclesiae noch so bestimmt 
als derjenige bezeichnet werden, in dessen Hände Zoll- und Marktge- 
richtsbarkeit übergehen solle, der Gang der Dinje entsprach diesen 
Ansichten und Absichten keineswegs. Das Burggrafenthum behielt 
auf die eine oder andere Weise eine zu grosse Bedeutung, die 
königliche Verwaltung und ilu*e ministeria sowie die immer wie- 
derkehrenden Hofhaltungen des reisenden Hofs nlüssen die kö- 
niglichen ministeriales in den civitates lange noch in bedeutendem 
Bestand und Ansehen erhalten haben. Sie bildeten , der Burggraf 
an ihrer Spitze, für die Bischöfe einen mehr oder weniger er- 
wünschten Hall den Vögten gegenüber und wir haben nun zu 
untersuchen, wie sich diese verschiedenen EJemenle der Burg- 
stadtverfassung mit einander vermischten oder auseinander setzten. 

Und hier haben wir nun zunächst daran zu erinnern, dass 
die spätere MinisteriaHtät und die späteren Dienstrechte eben erst 
das letzte Product einer langdauernden und mannigfachen Entwi- 
ckelung waren. Sie schlössen den Stand der ministeriales nach 
unten ab und bildeten für die einzelnen Diensigenossenschaflen 
eine eigenthümhche , nach aussen und gegen den Ungenossen fest 
begränzte Verfassung aus. Selbst in dieser späteren Periode fan- 
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ileu wir noch [s. oben p. 221 f.] eiueii telonearius und monetarius, 
der das Wechi zweier Herren zu vertreten halte und in einem 
anderen Falle ausdrücklich erwähnt, dass die Einkünfte nicht nur 
von Herr zu Herr, sondern aucli von ministri zu minislri über- 
tragen werden sollten, woraus wir auf die Möglichkeit schliessen 
durften, dass bei einer Uebertragung zwischen den Herrschallen 
die ministeriales doch in ihrem alten Besitze und ihrem alten Rechte 
blieben. Viel eher waren solche gemischten Verhaltnisse also noch 
möglidi, bevor der ministerialis als Beamteter zugleich der scharf 
beschränkte vornehme HOrige geworden war. 

Betrachten wir in den civitates zunächst den Gegensatz und 
die Vermischung der verschiedenen Stände und dann, zweitens das 
Verhilltniss der verschiedenen familiae oder hofrechüichen Complexe 
gegen einander. 

Die drei Classen, welche bei dem ersten Gesichtspuncte in 
Betracht kommen, waren die eigentliche familia d. h. die Höri- 
gen im engeren Sinne die censuales und endlich die ministe- 
riales. 

Jene eigentlichen Hörigen standen unmittelbar unter der Ju- 
risdiction ihrer Herrschaften wie zu Speier dem tribunas episcopi 
gegenüber unter der Gerichtsbarkeit des decanus ihres Stifts [li\-ir- 
teud». Urk. I p. 32()]. Dieser hatte dort zu entscheiden, ob sie 
die körperliche Züchtigung im Falle der Verurtheilung loskaufen 
durften oder nicht. Nur bei injusticia oder Blutsachen trat der 
Vogt ein und für solche schwerere Fälle gab es früher gewiss im 
Bereiche jeder Herrschaft ein Haftlocal, so hatte zu Cöln noch 1375 
„der proist van Sent Severinen in syme vroenhoeve eynen stock*" 
dagegen erklärt das damalige Weisthum „in des abts van senl 
Panthaleone und in der vadyen gerichte by sent Gereone — en- 
sal gheyne stock syn; — — doch mag man alda ouch misdedige 
lüde — da hald«n und vangen also dat man die gevangenen — 
zur stund leveren sal dem hoengerichte" [Lacomblet HI p. 668]. 
In Strassburg dagegen gestattet das Stadtrecht dem Schultheissen 
„in omnes curias fratruni vel ministerialium, in quibus ipsi ror- 
poraliter non habitaverint, jus habet — vocandi ad Judicium el 
cogendi inhabitatorem'' [Leg. Arg. § 37]. Es ist dies offenbar 
ein Fortschritt der Schultheissengewalt. 
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Mit dieser letzten Tliatsache hängt es vielleicht 2usammed, 
dass die Hörigen der Strasshurger Stifter um die Mitte des J2len 
Jahrhunderts zu Leistungen angezogen wurden, zu welchen sie 
ursprüngUch nicht verpflichtet waren. „Onidam" sagt Heinrich V 
^t'ratrum Argentoralensis majoris monasterii servientes nos — adi- 
erunt, jus suum — ex quadam praesumptione rectorum — depra- 
vatuin esse — qui eos ad diversa publica servitia non debila com- 
pellerent. — precipimus — ut — suis dominis serviendo salisfa- 
ciant, de publico auteni civitatis jure omnino aheni existant, sed 
sicut episcopi servientes — sohs dominoruni suorum utilitatibus 
insistentes ab omni jure (iscali deinceps — sint absoluti" [Würdt- 
wein N. Subs. 7 p. 50]. Diess Privileg wurde 1156 auch für St. 
Thomas und St. Peter insuburbio Argentinensi bestätigt [ebd. p. 183]. 
Zur Erklärung wird man § 2 des Basler Bischofsrechts anziehen 
dürfen: „Tuomherren ambtiiute unde tuomherren unde goteshus 
dienstmannen eigenen .hüte und gesinde sind des gewerfs vri unde 
allez getwinges vri , wan so verre mit des bischoves urloube luin- 
gel ein rat die ambtiiute zu habende rosuzzoge, wahte unde die 
stat helfen vesten. Daz selbe der tuomherren unde der pfaffen 
unde der gotshus dienestman^ gesinde, ob si in niht dienent ze 
tisse unde ze bette, wan uf die sol man niht sezzen, wan si joch 
wip han uzzir ir herren hoven" [Wackernagel a. 0. p. 17]. 
Hier lernen wir ofi'enbar die publica servitia non debita kennen. 
Es ist das gewerf und getwing, von dem auch zu Zürich „der 
gotshuser amtliute — unde — des gotshuses dienstmanne knehte" 
frei waren [BluntschH St. u. Rechtsg. I p. 145 A. 63]. Und mit 
den angeführten Sätzen stimmt es überein, dass Friedrich I 1182 
für Worms über die „collectas, que in civitate ad nostrum fluni 
obsequium^^ dahin entschied, „quod universi ecclesiarum ministri 
ab hujusinodi exactionibus liberi esse debeant et immunes , hi vi- 
delicet, qui fratribus et ecclesiae cottidic in persona deserviant 
nee mercimoniis operam dant nee foro rerum venalium Student 
nee pro subterfugio nostre collecte obsequio fratrum se applicant" 
[Pertz Leg. Ü p. 165]. Der Schutz, welchen die Kirche gegen 
die Steuerpflicht verlieh, hing zweifelsohne zunächst mit ihrer be- 
sonderen Gerichtsbarkeit zusammen. Wie die Gerichtsbarkeit des 
Strasshurger Schultheissen wol in die curiae, aber nicht in das 

Nitzsch, Gesch. d. Slauf. Per. 1. 15 
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Wohnhaus der Mönche und Ministerialen reichte so war eben das 
' unmiltelhare Gesinde der Domhen^en zu Basel ganz fm vom Ge- 
werf. Der Satz des Strsfesbnrger Rechts , dass die ministri fratrum 
— scilicet in causis ad uiercaluram perlinenfibus, si volunt esse 
mercntoi^es, des Schultheissen Gericht zu folgen haben, entspricht 
der Verfügung Friedrichs I, die auch die Stifts- und Klosterkauf- 
leute den Collecten unterwirft. 

So deutlich nun aber auch die familiae der städtischen StiHier 
und Klöster hervortreten , so unklar bleibt zunächst diejenige 
Masse von Hörigen, denen sie entgegengesetzt werden. 

Dass es ursprilngUch auch in den Bischofstädten eine farailia 
der alten Pfalz gab, kann nicht zweifelhaft sein, ebensowenig, dass 
sie ei*st sehr allmälig und Schritt vor Schritt zusammen schwand. 
Wir haben oben den Charakter dieser hörigen Pfolzdienerschaft und 
ihrer officia zu charakterisiren versuclU [p. 153 u. 204 f.], auch die 
institores oder mercatores urbium regalium [p. 191] waren dahin- 
zuzählen und wir haben gesehen , dass nur an sehr wenigen Stellen 
der vollständige oder iheilweise Uebergang dieser Bestände an die 
Bischöfe nachgewiesen werden lonnte. Ein deutlicher Rest dieser 
Art waren die censuales des kaiserlichen Vogts zu Augsburg 
[p. 218 f.]. Aber wir haben es hier zunächst nicht mit den censua- 
les, sondern mit den eigentlichen Hörigen zu thun. Die Menge 
der neuen Zuzügler und Einwandrer wd allerdings im Laufe der 
Zeit die vorhandenen Reste dieser kaiserhchen familia voUkemnoen 
durchsetzt und absorbirt haben. Doch kam, glaube ich, ein an- 
derer Umstand dazu, der ihre alte Gestalt ganz verschob und un- 
kenntlich machte, die Ausbildung der städtischen Ministerialität 
oder, wie wir oben [p. 167] uns ausdrückten, der Officialität. 

Wir gehen bei der Betrachtung dieses Verhältnisses von der 
schon angeführten Verfügung Friedrichs I aus. Es wurden darin für 
steuerfrei erklärt „qui fratribug et ecclesie cottidie in propria persona 
deserviant nee mercimoiis operam dant nee foro rerum venalium 
Student" — . Diese Bestimmung fasst der Kaiser noch einmal in 
die Worte zusammen ),qui certi et publici mercatores non sunt" 
[Pertz a. 0.]. Hier wird also der bestimmte Gegensatz gemacht 
zwischen dem cottidie deservire und dem foro rerum venaliuni 
studere. Das erste trafen wir auch früher als den eigentlichen 



^27 

Charakter der familia, wie er sich auch iü dem Namen dages- 
kalk, dagewart deutlich genug ausspricht [s. ohen p. 89]. Frü- 
her wurde dem Dageskalk aber nur einfach der censuahs oder ce- 
reaUs gegenübergestellt [s. ebd.]. Jener leistete den Dienst ui\d 
die Frohnden, dieser den Zins und Sterbfall. Jener stand un- 
ter dem engeren und strengeren Hofrechte, dieser unter der 
Vogtei. Von einem solchen Gegensatze ist hier nun nicht mehr 
die Rede, dageskalk ist jetzt nur der, der foro rerum venalium 
non studet. Soweit die ministri sich an dem kaufmännischen Ver- 
kehre als certi et publici mercatores betheiligen, dringt auch 
die städtische Steuer und das stadtische Recht in die curiae ein. 
Diese Revolution; wird verschieden bezeichnet, entweder wird das 
Wohnhaus der Herrschaft eximirt und dagegen die übrigen curiae 
dem Stadtrichter offen gehalten, oder man hält sich nur an die 
einzelne Person. Wir sehen die jgeistlichen Stifter in einer inne- 
ren Umwälzung begriffen, die einen Theil der früheren Dageskalken 
auf das forum rerum venahum führt und sie so zu mercatores 
macht. Gab es aber in den ßischofstädten noch Reste der alten 
Palaliaifamilia y so musste diese früher und stärker als die stif- 
tischen Dageskalken von dieser Bewegung ergriffen werden. Die 
Einrichtung der institores urbium regalium schien uns noch auf 
einen Zustand zu deuten , wo sich der Pfalzverkehr noch in seinen 
alten engen Gränzen bewegte [s. oben p. 190]. Aber die insti- 
tores urbium regalium verschwinden in ihrer Bedeutung. Von 
einem cottidie servire konnte bei den königlichen Pfalzen, die 
nur von Zeit zu Zeit die Hofhaltung besuchte, kaum die Rede 
sein und ihr Dageskalk musste daher noch leichter als der kirch- 
liche aus dem engen Hofrecht in den allgemeinen Marktverkehr 
hinübertreten, am leichtesten da, wo, wie in den Bischofstädten, 
nur Trümmer einer alten Pfalzwirlhscfiaft bestanden. 

Versuchen wir es , die einzelnen Stadien eines solchen Ueber- 
gangs »i bezeichnen. Wir gehen dabei von den Verhältnissen des 
Slrassburger Stadtrechls al§ den ältesten aus [s. oben p. 153]. 
Die Dienste der dort §§ 102—116 behandelten officia kann man 
jedenfalls noch als cottidie servire bezeichnen. Bei den Schwert- 
fegern heisst es: „debent purgare gladios et galeas vicedomini — 
et omnium, qui necessarii et cottidiani sunt ministri episcopi" 

15* 



§111, so werden diese dadiiicli schon deutlich genug auch ihrer 
Seils als ministri cottidiani bezeichnet. Von dem magister cupa- 
riorum lieisst es § 112 ^cotidie dabit ligna becherariis episcopi^, 
Aber auch alle i'lbrigen stehen im täglichen Dienst des Bischofs, 
wenn auch de sumptihus et expensis episcopi, mit Ausnahme 
gewisser fixirter Leistungen. Ich habe oben [a. 0.] die Be- 
hauptung ausgesprochen, dass wir es hier mit den alten officiis 
der Pfalz , giade denen zu thun haben , die für den Pfalzverkehr 
von besondrer >Vichtigkeit waren, und dass deutliche Spuren uns 
zur Annahme führen, es habe für sie unter dem Burggrafen ein 
besondrer Markt bestanden, wesenthch für den Detailverkehr. 
Darnach wäre also der Dageskalk auf dieser Stufe auch mercator 
im kleinen Stil gewesen, aber freihch nicht „certus et publicus 
mercator^' da das Strassburger Statut selbst die mercatores be- 
sonders hervorhebt [§ 88]. Es bezeichnet aber auch die ange- 
führten ofßcia nur als fere omnia officia in urbe, es gab also deren 
noch andere, über deren Stellung wir aber hier keine Angabe 
finden. Die angeführten stehen unter dem Burggrafen und suchen 
ihr Recht von ihm in der curia des Erzbischofs, der Burggraf 
giebt ihnen auch ihre magistri. 

Dagegen begegnen uns im Augsburger Stadtrecht einige Ge- 
werke, die über die Stellung jener Strassburger schon hinaussind. 
Die Wirthe, die Schlächter und die Brotbäcker stehen unter der 
polizeiUchen Aufsicht des Burggrafen, der über das Gebräu der 
Wirthe und das Gebäck die Controlle, führt, aber eben diese drei 
Gewerke geben zum servitium advocati für die drei gebotenen 
Dinge ihr^n Beitrag und es kann daher kein Zweifel sein, dass sie 
das Recht haben auf diesen drei legitimis placitis zu erscheinen 
d. h. dass sie nicht mehr Hörige sind und mit den Dageskalken 
unter das strenge Hofrechi gehören, sondern censuales und so- 
mit diesem letztern entwachsen [Mon. Boica 29, 1 p. 33L f. und 
oben p. 85]. Das Interessante dabei ist, dass ihr Verhältniss 
zum Burggrafen doch zeigt, dass sie die Censuahtät erst allmälig 
erreicht haben. Mit diesen Censualengewerken sind die Schuster 
zu Coblenz und die Schmiede zu Remiremont [s. oben p. 198] 
zusammenzuhalten. Das Beispiel der CoWenzer Schuster ist aber 
besonders desshalb von Wichtigkeit, weil es einzelne Züge des 
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Aiigsburger Stadtreclits erklärt „Sulorcjs ipsiiis loci" heist es in 
der Züllrolle von 1 1 04 [Honlheim I p, 482] „ter conveniuni ad 
placitum injussi et unusquisque tunc dabit denarium unum et in 
festivitate beati Martini '5 denarios." Dieser Coblenzer Vogtsteuer 
entspricht die der Augsburger Schlächter von 2, die der Bäcker 
von 1 Pfennig. „Dabitur autem eis" fährt das Coblenzer Schuster- 
privileg dann weiter fort „census sutorum ahunde venientium a 
festiv: S. Mar. usque ad fest. S. Mart., pro hoc autem dabunt 
telonario et 8 senatoribus bonuin pastum, telonarius autem dabit 
sex sextaria vini et caseum." Diese Analogie erklärt uns die wun- 
derliche Bestimmung des Augsburger Statuts, wonach der dortige 
Burggraf auf St. Michael 2 Schlächtern 26 Pfennige und allen 
Sülzern jedem 6 Heller gab und dagegen von je nen auf Martini für 
32 Pf. Ochsenfleisch erhielt und von jedem der letzteren 6 Ochsen- 
köpfe. Die Zahlungen des Augsburger Burggrafen auf Michaelis 
sind offenbar Abschlagszahlungen für den census der fremden Ge~ 
werke , den die Coblenzer Schuster ganz eingezogen und dagegen 
werden die Gegenleistungen ebenso wie dort mit der Absicht eines 
festlichen Schmauses bestimmt. Wir sehen also hier und dort 
den fremden Arbeiter am Markte als einen Concurrenten des hei- 
mischen auftreten. Erinnern wir nun daran, dass der tägHche 
Dienst der Strassburger officia meistens auch sumptibus et expen- 
sis cpiscopi geleistet wurde, so lag die Sache wahrscheinHch so: 
sobald der Markt von fremden Händlern besucht und wolfeil wurde, 
kaufte die Herrschaft besser bei jenen, als dass sie suis sumpti-. 
bus et expensis arbeiten liess. Sie entband also das ganze offi- 
cium sfiines täglichen Dienstes und liess es unter die Censualen 
aufrücken. Diess war das Verhältniss zu Augsburg und Coblenz. 
Oder aber sie gestattete dem einzelnen Dageskalken foro rerum 
venaUum studere, und verzichtete dann ebenso auf sein cottidie 
servire, diess war offenbar zu Strassburg der Fall. Der Bischof, 
besass er Markt und Zoll , gewann dab^i an Marktgefällen und am 
Zins des censuahs, was er^an Diensten aufgab, aber auch das 
einzelne Stift konnte an beiden gewinnen, wenn es einen Markt, 
wie Niedermünster in Begensburg ein macellum [Mon. Bo. 29, 1 
p. 418], auf eignem Grund und Boden anlegte. 

Ftlr die Mitglieder des ofiiciums selbst kam es nun aber darauf 
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an, sich auf i\cm foruni reruin veiialiuiii zu behaupten. Hatte in 
Strasshurg und aurli in Augsliiirg noch der Burggraf die Pohzei 
der ganz oder halb hchigen ri(»\verke, so gewann diese jetzt für 
das officium seihst eine selhständige Bedeutung. In der Baseler 
Backerhehebung [Hechtsciuellen v. Basel 1 p. 5] entscheidet die 
ganze Zunft: „si (piis de servientibus pistorum foruni sibi postulat 

indulgeri de fulehtate suisque nieritis", und der magisler 

mir den drei ehrbaren BHckern über schlechte Waare [ebd. p. 4]. 
Ein zweiter Gegenstand ihrer Sorgfalt war die Erwerbung eines 
Platzes auf dem Markte. Die ßetlziechenweber von Cöln, als sie 
1149 zu einer fratei*nitas zusammentreten , heben zunächst in der 
Urkunde hervor, dass sie auf gemeinschaftliche K'osten ein Mit- 
recht an dem Marktstandplatze der Leinweber erworben haben 
[Lacomblet ürk. I p. 251]. Eben der Marktverkehr und der Um- 
satz am Markte ist es , was den freiwerdenden Handwerker von dem 
Dageskalk des alten Stils unterscheidet. 

Dass, wie schon oben bemerkt, der königliche Dageskalk nach 
Eingehen der Pfalzwirthschafl gleichsam von selbst einer solchen 
Entwicklung zutrieb , dürfen wir annehmen. Belege dafür zu 
bringen ist allerdings nicht möglich. Ist doch auch die frühere 
Geschichte dieser ofiicia überall und selbst da, wo sich die Pfalz- 
verfassung lange erhielt, urkundlich kaum zu belegen. 



d. Der Burggraf nnd die oensuales. 

Wir gehen jetzt zu den censuales über und schon von ihnen 
treffen wir in den Urkunden verhältnissmiissig deutlichere Spuren. 
Sie hatten die Pflicht der drei ungebotenen Dinge , des census 
und des Sterbefalls, und sie hatten dem advocatus, der die drei 
Dinge abhielt, sein servitium zu leisten [s. oben p. 85]. Dass 
manche Handwerker ebenfalls zu diesen Leistungen pflichtig er- 
scheinen, erklärten wir als eine Verb#sserung ihres ursprünghchen 
Dageskalkenrechts, wie wir ja auch zu St. Maximin [s. oben 
p. 99 f.] eine solche Bewegung der Hörigen gegen das Recht der 
censuales .bemerkten. Natürlich galt auch bei den städtischen 
Stiftern die Censualität als ein besseres Recht. Um ein Beispiel 
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anzuführen, so traten 1155' zwei Hörige des Hofes Sürdt, um 
sich ab omni jure et servili conditione zu befreien , quam hacte- 
nus debebant curie in das Hecht der censuales St. Georg's zu Cöln 
[Lacomblet Urk. 1 p. 265], was bei der Gelegenheit genauer an- 
gegeben wird. Sie werden aber noch ausdrücklich auch von den 
placitis legitimis losgesprochen. Diess waren ländliche censuales 
städtischer Stifter; doch gab es eben so häuüg städtische censua- 
les ländlicher Stifter. Auf solche beziehe ich namentlich den Satz 
des Ulmet* Statuts „cives etiam censuales ad altare sui patroni 
singulis annis 2 denarios in remedium anime sue debent offere^^ 
[Jäger Ulms Verf. p. 731 § 12]. Die merkwürdigste Urkunde über 
diese städtischen censuales ist das Wormser Hofrecht Bischof 
Burkhard's. Dort heisst es § 26: „lex erit concivibus, ut si quis 
in civitate haereditalem aream habuerit, ad ihanus episcopi diju- 
dicari non poterit nisi tres annos censum et aliam suam jusiitiam 
indc supersederit et post hos tres annos ad tria legitima placita 
invitelur et si supersessum jus pleniter emendare voluerit ipse 
eam sicut antea' possideat et si domum in civitate vendiderit aream 
perdat". Die ganze Deduction , dmxh welche Arnold I p. 65 diese 
Stelle auf die „Altfreien" beziehen will, trifft nicht zu. Aller- 
dings enthalten die Worte „nicht sowol eine Auflage, als eine Be- 
willigung" eben ganz dieselbe, die wir für die dreijährigen Res- 
tanten unter den censuales, auch in anderen Dienstrechten fmden, 
dass nemlich die Zahlung des rückständigen Zinses auch noch am 
Schlüsse des dritten Jahres genügt [Kindhnger Hörigkeit p. 220. 
Wirtemb. Urk. I p. 399] , nur dass in den angeführten Stellen für 
den Fall, dass auch dann die Zahlung nicht erfolgt, hinzugefngt 
ist: „in proprietatem ecclesiae Iransibit" oder „servili conditioni 
subjaceat", was hier heisst: „ad manus episcopi dijudicari — po- 
terit". Dass dieser Ausdruck dasselbe bedeutet, beweisen die 
Worte § 7: si quis ex aliquo commisso in manus episcopi 
cum judicio sociorum suorum pervenerit, ipse cum omnibus pos- 
sessionibus eo dijudicetur. 'Zu St. Maximin [s. oben p. 103] 
heissen solche Güter ob census negligentiam indominicata , wie des 
Bischofs dominicatum auch im Wormser Dienstrecht §§ 3 und 14 
von den eigentlichen servientes bebaut wird. Weiter hebt Arnold 
hervor, dass die placita injussa die der censuales, die legitima 
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aber die der Altfreieu >väreu. Zu S. Maximin [s. oben p. 98] 
wurde über solche Restanten iin budinc des Abts abgeurtheilt, es 
ist dagegen ein entschiedener Vorzug der censuales, wo diess 
nicht der Fall, sondern diese Sachen an die tria placita kommen. 
Daher finden wir auch, dass censuales neben anderen Privilegien 
auch das erlialten: „nee eis placilis, quae vocantur budinc, sed 
solunimodo tribus legitimis placilis advocftli — Interesse" [La- 
comblet Urk. I p. 252]. Es erhellt hieraus , wesshalb und in wei- 
chem Sinne das Wormser Hofrecht an unserer Stelle ebenfalls die 
tria legitima placita hervorhebt, und dass darin durchaus gar 
keine Beziehung auf „Altfreie" liegt. 

Dürfen wir nun nach diesen Bemerkungen in eben unserer 
Stelle nur censuales sehen, so sind solche ganz entschieden die 
fiscales viri des § 22, von denen es heisst, man solle sie weder 
ad degevvanium noch ad censum injustum hinabdrücken. Diese 
homines fiscales haben das Recht, dass sie nur zu den 5 Hof- 
ämteru gefordert werden dürfen, ganz wie die Vogtleute von Sl. 
Peter zu Fritzlar, zugestanden „quicunque tarn probus fuerit ul 
episcopo [Mogunt.] vel preposilo honeste servire possit, si pro 
beneficio ad aliquod ex istorum officiis poneretur, non contradi- 
cal" [Kindhnger Hörigk. p. 232], während die censuales von 
Liesborn- [ebd. p. 240 f], die allerdings dicht an die .mancipia 
herabgedrückt erscheinen „in curia — ad omnia ofßcia praeter 
ad lavandas vestes deputari possunt". Für den Worniser censua- 
Hs wird nun verordnet: „si tale servitium facere noluerit quatuor 
denarios persolvat ad regale servitium et sex ad expeditionem et 
tria injussa placita quaerat in anno et serviat cuicunque voluerif^. 
In diesen Worten haben wir, glaube ich, eine deutliche Angabe 
über den Sinn und den Ursprung des gewerfs und des gelwinges 
[s. oben p. 225]. 

Die denarii ad regale servitium und ad ißiq)editionem entspre- 
chen genau der Bezeichnung „Hof- und Heersteuer" des Augsburger 
Stadtrechts [VValch Sammlungen IV §§ 89 und 259] , es ist eben 
der Beitrag zu der königlichen Hofhaltung und der königlichen 
Heerfahrt , auf welchen die statuta stipendia in curiis et exercitibiis 
regum sich später gründeten, wie sie Friedrich I. in dem öfter an- 
geführten Cölner Privilegium erwähnt [oben p. 56 u. 211]. 



233 

Zu dieser Leistung waren ursprünglich auch die niinisteriales 
pflichtig. Die Freiheit „a regali servitio et a sei*vicio , quod vulgo 
dicitur herstiure" war das Vorrecht besonders ausgezeichneter 
Ministerialen ^optimo, quo fruunlur Fuldenses et Augienses jure'* 
[Mon. Boica 29, l p. 401 f.]. Danehen leisteten „beneficiati, nii- 
nisteriales, villici supplementuin ad servitiuin regium" eine Leis- 
tung zur Verpflegung, denn sie wird durch ein besonderes Privi- 
leg [Cod. Lauresh. I p. 246] „ad mensam abbatis" übertragen. 
Aber sie kam allmäljg bei den ministeriales in Abnahme, zum 
Theil durch besondere Privilegien [s. d. folg. Abschn.] , zum Theil " 
durch die Renitenz der Pflichtigen, wie z. ß. die „friskinga una^ 
und der „modius avenae in adventu regis" zu Prüm , den früher 
die scTiitirii geleistet hatten [Honth. Hist. Trev. I p. 669]. Diess 
sind eben^ie coliectae, von denen [s. oben p. 225] die quotidie 
servientes der städtischen Stifter befreit wurden , die aber wesent- 
lich dagegen durch die handeltreibende Bevölkerung aufgebracht 
wurden. 

Auch im Wormser Hofrecht wird sie nur bei den homines fis- 
cales erwähnt , aber auch diese sind davon frei , wenn sie in die 
5 ministeria eintreten, wie zu Zürich und Basel der Gotteshäuser 
Amtleute und „des goteshuses diestmanne kneble" davon frei wa- 
ren. Desshalb ist die Leistung der quatuor denarii ad regale ser- 
vilium und der sex denarii ad expeditionem das Zeichen einer 
städtischen Censuahtät, die über dem Dagewart steht und zur 
Minsterialität der eigentlichen llofämter nicht gezwungen werden 
kann. Durch die Leistung dieser Steuern wird der censualis 
frei, einen Dienst zu suchen, wo er will .,serviat cuicunque vo- 
luerit". Auf solche städtische censuales beziehe ich die Stelle des 
Augsburger Statuts [Mon. Boica 29, 1 p. 331]. „Ilem si cen- 
sualis talem habet uxorem, quod filii ejus ecclesiae sunt, et cen- 
sualem nummum dederit et ad tria legitima placita advocati venerit, 
ultra non est injuriandus". Wer von ihnen sich mit einer Stift- 
hörigen verheirathet hatte, so dass seine Söhne Dageskalken wurden, 
dessen Vermögen, weil es an die Kirche flel, sollte non ultra, nicht 
durch Gewerf und Getwing angegriffen werden. • 

Der Sinn der ganzen Anordnung ist eben der, dass der Hof- 
beamte , der mit zu Felde dient, schon dadurch dem Reiche prae- 



234 

slanda piüstirt, der Dageskalk, der im Hause coUidie servil, durch 
seinen Dienst bei des Kais<Ts Holljaltung, dagegen der censualis 
sich von drni einen und dem anderen frei steuert. 

In einer Zeit, wo die Naturalverpflegung der Königshöfe, we- 
nigstens zum Theil , der Geldwirlhschafl ^ich , musste die Geld- 
leislung einer solchen Censualenbevölkerung von der grössten Be- 
deutung sein. Die Anordnung des Wonnser Hofrechts bezieht 
sich auf alle censuales , aber die von ihm aufgestellten Grundsätze 
erscheinen später nur in den Städten noch wirksam in bedeuten- 
den Resullatcn. Zu Stablo wurde in der ei-sten Hälfte des 12ten 
Jahrhunderts die Ptlicht des servitiums in viel grösserer Ausdeh- 
nung durch königliche Urkunden hergestellt [Martene Coli. 11 
p. 101, 112, 1^0], aber das servitium, >vas-dort allen- Hufen 
ohne Unterschied aufgelegt wurde, sollte nur nach Aachep ge- 
leistet werden, und wir sehen aus den Verhandlungen [a. 0. u. 
oben p. 62] , dass diese Bestimmungen einer zerrütteten und zerfal- 
lenen Ordnung wieder aufhelfen sollten. 

Zu Prüm war der Ertrag des servitiums, das hier gerade von 
den scararii auch geleistet wurde , bis zum 1 3 ten Jahrhundert in 
entschiedener Abnahme [Hontheim 1 p. 669 f.]. In den Städten 
konnte es sich halten und zunehmen , weil hier eben ganz jieue 
und frische Vermögen entstanden, und weil ausser den censuales, 
wie wir oben sahen, auch alle mercatores publici et certi zum Ge- 
werf herangezogen wurden. 

Diese Gemeinsamkeit der Steuerpflicht war nun aber auch 
wesentlich dazu geeignet, eine Menge von handeltreibenden Höri- 
gen wirklich unter die censuales einzuführen, d. h. ihnen auch 
die Theilnahme an den drei Dingen, die Freiheit von der engeren 
Hörigkeit zu verschafl'en. Geschah solcher Uebergang, wie wir 
sahen, zum Theil sehr allmähg, so bildete sich doch eben all- 
niälig eine grosse und bedeutende Masse von Einwohnern, die 
gleichen Rechts erscheinen konnten. In Cöln war 1154 rechthch 
die Pflicht dieser Leistungen noch auf den Umfang der alten Stadt- 
mauer beschränkt, der Erzbischof erklärte, dass die inhabitatores 
villae S. Panthafeonis, so lange diese ausserhalb der Stadtmauer 
liege, frei sein sollten ab debito thelonei et omni ejusmodi civilium 
coUectarum exactione [Lacomblel l p. 263]. Was das theloneum 
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betrifft, so zahlten auch zu Basd die pistores innerhalb der Stadt- 
mauer das dopi)elte MarktgeW als vor den Thoren [Rechtsquellen 
V. Basel p. 4]. Dagegen finden >vir auch, dass zu Aschersleben 
nur die Bewohner der Altstadt Quedlinburg der alten, den dortigen 
mercatores verliehenen Zollfreiheit genossen , so dass die der Neu- 
stadt erst durch ein ausdrückliches Privileg ihnen gleich gestellt 
wurden [Lünig Reichsarchiv Part. sp. cont. IV, 2 Forts, p. 673]. 
In diesen vereinzelten Thatsachen scheint doch folgendes Verhält- 
niss angedeutet zu sein: die ursprünglichen alten Burgstädte wa- 
ren den Vorstädten gegenüber bevorzugt durch die Zollfreiheit ihrer 
Ka^fleule auf den fremden Märkten , dagegen waren die Marktab- 
gaben des vorstädtischen Verkehrs viel leichter als die des alt- 
städtischen, und die Verpflichtung zu Gewerf und Getwing ruhte 
zunächst nur auf den mercatores und censuales der allen Burg- 
städte, als einer zusammengehörenden Genossenschaft. 

Die Folge davon rausste sein, dass der Kaufmann eine alt- 
städtische Wohnung suchte und einen neustädtischen Markt, jenes 
um in der Fremde zollfrei zu sein , diess um zu Hause ein vvol- 
feileres Geschäft zu haben. Anderer Seits lag es im Interesse der 
Altstadt, auch die Neustädter zu ihren Abgaben heranzuziehen; 
darauf deutet die angeführte Colner Urkunde , wie das Privileg der 
Strassburger Vorstadtklöster [s. oben p. 225], das unnöthig war, 
wenn nicht die Altstadt auch die Neustadt zu ihren Leistungen 
schon herangezogen hatte. Diess war aber um so natürlicher, 
je weniger Raum für eine kaufmännische Bevölkerung [s: oben 
p. 187] in vielen der alten. Burgstädte sein mochte. Ihre Privi- 
legien, die Zollfreiheit namentlich, kam d<uui zimächst dem alten 
burgstädtischen Hörigen zu gut, der sich unter deren Einfluss 
aus dem Dageskalk zum mercator certus et publicus umbilden 
mochte, vergeblich sehen wir die Burggrafen daneben, die zu- 
nehmenden Ueberbauten, Zeichen einer bewegten, immer wachsen- 
den Population, zurückdrängen. Mit dem Uebergang des, Hörigen 
auf das forum rerum venaHum schmilzt der alte Bestand der stif- 
tischen und Palatialhofhaltungen immer mehr zusammen, und ^ine 
Menge von curiae mit ihren inhabitationes treten aus dem recht- 
lichen Complex der Hofrechte in den städtischen Verkehr der mer- 
catores und censuales hinein. 
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Wir müssen uns also vergegenwärtigen, dass zunächst auf 
dem Markte der alten Burgstadt der Dageskalk, der mercator ur- 
bium regalium und ein Beisatz kaufmännischer Censualen zu einer 
kaufmännischen Bevölkerung zusammenschmolz. An der Spitze 
dieses Verkehrs stand der Königskaufmann mit seinem Vertriebe 
von Salz und Wein [s. oben p. 189], halb ministerialisch, halb 
imabhängig, darunter dann der eigentliche Kaufmann, der auch 
hier den Engrosverkehr gegen den Höker und Krämer des alten 
Pfalz -Detailverkehrs ausbildete [ebd.], darunter endlich noch der 
alte hörige Detailhändler, noch immer fest unter der Polizei des 
Burggrafen [oben p. 153]. 

Aber der eigentliche neuere Engrosverkehr, nicht in bestimm- 
ten Artikeln, sondern nur nach der Quantität seiner Umsätze bil- 
dete sich in der Neustadt, vor der alts lad tischen Mauer aus [oben 
p. 199 f.]. Hier entsteht eine nicht burggräflichc Macktpolizei , zum 
Theil in den Händen neuer Behörden [p. 153]. Sobald auch 
dieser neu- oder vorstädtische Markt durch eine Mauer mit der 
Altstadt vereinigt wird, wird auch dieser Verkehr wie der alt- 
städtische zu Hof- und Heersteuer pflichtig, und schmelzen die 
beiden Bürgerschaften allmälig in einander, bis auch die neustäd- 
tische die Zollfreiheit der altstädtischen gewinnt. 

Dieser neustädtische Kaufmann , wesenthch Engroshändler, 
giebt dadurch offenbar jener Mittelclasse zwischen dem alten mi- 
ni sterialischen und dem dageskalkischen Händler numerisch ein 
grosses Uebergewicht , und hat ohne Zweifel die meisten jener 
stiftischen oder königlichen Hörigen absorbirt „qui mercatores 
esse volunt". 

Je kleiner aber die geistlichen Wirthschaften werden, desto 
geringer wird auch der Umfang ihrer ministeria und ihr Bedürf- 
niss an ministeriales. Der censualis findet also noch weniger Ver- 
suchung als früher, in die ministeria einzutreten: er bildet einen 
immer festeren Stock eines Standes, dem immer neue Elemente 
zufliessen. 

Dass nun aber zu diesen censuales an manchen Stellen ein 

grösserer oder geringerer Rest königlicher censuales gehörte, ist 

, schon desshalb wahrscheinlich, weil wir in Trier [s. oben p. 217] 
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ausdrücklich solche genannt finden, und weil in Augsburg der 
königliche advocatus mit seinen tribus placitis [s. oben p. 219] 
uns zu der Annahme zwingt , dass dort auch königliche censuales 
vorhanden waren. In dem ältesten Stadtrecht selbst ist nur von 
denjenigen censuales im Allgemeinen die Rede, deren Kinder in 
Folge der Hörigkeit ihrer Mutter, an die Kirche fallen werden. 
Von deren jedem soll bei seinem Tode nur sein bestes Vieh an 
die curia und sein taglicher Anzug an seinen praeco fallen. Dass 
die Censualen, aus welchen diese besondere Kategorie horvorge- 
hoben wird, keine kirchlichen sein können, liegt auf der Hand. 
Dann können es aber nur königliche, und der Hof nur des J^önigs 
Hof sein, wie es denn in der That auch in Augsburg einen Kö- 
nigshof gab [Stetten Gesch. d. Stadt Augsb. I p. 81], der mit 
dem Königsthurme Sitz des Stadtvogts war [ebd. p. 63]. Auf die- 
sen Hof wird auch der Hofmeier zu beziehen sein, von dem es 
im späteren Stadtrecht § 12 [Walch Beiträge 4 p. 30] heissl: 
„es soll der hoffmeyr keinen hirten setzen wari mit des vogt raut 
unt der burger". Schon der Ausdruck des ältesten Stadtrechts 
„jumentum 4abit — praeconi suo" deutet auf eine Mehrheit von 
praecones für diese censuales, und in der That erwähnt Conradin 
1266 neben dem Vogte und dem magister civium auch der prae- 
cones als seiner ofQciales in Augsburg [Mon. Boica 22 p. 221]; 
schon diess lässt eine bedeuten^jB Anzahl von censuales vermulhen. 
War aber in jeder Hofverfassung der Vogt der eigenthche Beamte 
der censuales, so dürfen wir auch auf eine grosse Bedeutung der 
königlichen^censuales aus dem Umstände schhessen, dass zu Augs- 
burg der könighche Vogt jenes grosse Ansehen gewann, das na- 
mentlich im späteren Stadtrecht überall hervortritt. Die Censua- 
len waren es zunächst, die durch das Gewerf und Getwing die 
die städtischen Steuern brachten. Dem entspricht im Augsburger 
Sladtrecht die hofsteuer und heeröteuer [§§ 89, 259. Walch 
a. 0.]. Die Höker und Kleinhändler, die unter dem Burggrafen 
stehen [ebd. p. 364], sind der Rest der alten Pfalzhörigen, hier 
an den Bischof gerathen, aber auch sie dürfen sich, wenn des 
Burggrafen und Bischof Schutz nicht genügt, an den Vogt wen- 
den „wan sie mit den burgern legen und heben". Denn aller- 
dings IrcfTen wii* hier wie überall , dass , wer „geschäft und vailen 
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markt*^ hat , «.soll stiiiren als ein auürer burger^ [ebd. § 92 a. E.]. 
Datlui'ch also traten alle Händler und Geschltflsleute mittelbar 
unter die Gensualen und unter den Schutz des Vogts. 



^ 



6. Die städtischen ministeriales. 

Endlich kommen nach den Oageskalken und censuales die 
ministenales der Städte in Betracht. Wir haben uns den Bestand 
von Amtleuten und Bediensteten zu vei^egenwärügen , aus welchem 
sich erst im Laufe des Uten und 1 2 ten Jahrhunderts die 4 Hof- 
ämter als die eigentlichen ministeriales aussonderten. Das Bild 
dieser früheren Ministerialität haben wir Cap. 2, i im Allgemeinen 
zu geben versucht, wir haben dann im Cap. 4 die äHere städ- 
tische Verfassung wesenüich als eine Art jener früheren ministe- 
rialischen Gesammtheiten nachweisen zu können geglaubt. Es 
fragt sich, wie in den Städten ihre Entiiicklung war, zu der 
Zeit, da sich überhaupt die spätere Ministeriahtät au» dieser frühe- 
ren ausschied. 

Diese Aussonderung erfolgte schon nach den Angaben der 
Dienstrechte keineswegs gleichmässig; im Colner wird ausser dem 
iniuisterium des Marschall, Trychsess, Kämmerer und Schenk 
auch das des Vogts, in Worms auch das des ministerialis zor 
eigentlichen Ministerialität gezogen. Gehörten nun neben den 4 
Hoiamtem auch diese zu dem ursprünglichen Bestand? Eskomml 
darauf an, ihre Bedeutuug festzustellen. Der ministerialis im 
Sinne des Wormser Dieustrechts ist ge^issermaassen der oberste 
villicus. Sein minister oder minister loci [§§ 2, 12, 24] ist ent- 
schieden <ler villicus und die res ministerialis, die auf einem pla* 
citum entsclüeden wird [§ 25], ist dasselbe mit jener Kategorie 
[§ 12] si quis ^ex familia — cum socio suo sive in agro sive in 
vineis sive in ilhs levioribus rebus aliquid injuste fecerit^, und 
diess dassel|>e mit dem placitmn rillici de edificiis et de agricul- 
tura [Lacomblot Irk. I p. IIS]. Diesem placitum wird das hu- 
dink zur Seite gestellt [Ht>nth. 1 p. 392], und beide werden deoi 
Vogte entzogen uud seinen placitis legitimis entgegen gestellt [s. 
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oben p. 85]. Diese Exemtion wird auch so ausgedrückt: „in 
placitis — de privato peculio et usüfructu ecclesiae [advoc] neqfle 
intersit neque quidquani accipiat" , aber eben an dieser Stelle v^ird 
dem advocatus dagegen sein Theil an dem „bannum, quod tcu- 
tonice dicitur burgban" zugesprochen [Honth. I p. 444], 

Jedenfalls erhellt nun hieraus, dass die res ministerialis nicht 
unter den Vogt geborte, und dass der ministerialis von seinem % 

placitum aus, leicht auch das budink in seinen Amtsbereich Kiehen 
konnte. Am höchsten war er auf diesem Wege zu Mitestereifel 
gestiegen, wo er, ministerialis aber ^uch villicus genannt, selbst 
beim Friedensbruch dem Vogte erst die Erlaubniss gab, auf den 
b#mo bannalis zu greifen [Honth. I p. 508 u. 510]. Betrachten 
wir nun aber dea advocatus des Cölner Dienstrechts, so ist ei* 
eben, trotz seines Namens, nichts anderes als ein solcher mi- 
nisterialis. Er muss [Fürth Minist, p. 512 § 4] von den Heer- 
fahrten zu Hause bleiben „ut reditus curtium episcopalium colligat 
et conservet". Diess ist aber ja überall sonst Sache des villicus , 

[s. oben p. 87 f.] , und so erklärt sich auch sehr wol , w esshalh er 
früher scultetus archiepiscopi Coloniensis hiess [Lacbmblet Urk. 1 
p. 302], denn er war wirkHch nichts anderes. 

4. Es scheint mir eine sehr beachtenswerthe Thalsache, dass 
diese beiden wichtigen Dienstrechte neben die 4 Hofämler noch 
einen Chef der allgemeinen Einnähme stellen, und dass dieser 
fünfte ministerialis in der späteren Entwicklung der Dienstrechle 
so entschieden immer mehr in den Hintergrund tritt. Würde diess 
letztere der Fall gewesen sein, wenn die Verwaltung und ihr Ein- 
nahmebudget dasselbe geblieben wäre? Sollte nicht das Verschwin- 
den dieses Beamten etilschieden mit einer inneren Veränderung 
der ganzen Verwaltung selbst zusammenhängen? Eine solche Ver- 
änderung liegt entschieden vor: die Klage Friedricirs 1. über die 
Verschleuderung der Cülner Einkünfte in Lehen, steht nicht allein: 
er erzählt in der schon erwähnten Urkunde [Lacomblet a. 0. 
p. 258], dass Erzbischof Friedrich „in — bellorum tempestale 
• plurima bona de mensa ei clemosina episcopali inbeneficiavit^S 
und hebt dann eben hervor, dass „bis — bonis utilitati ipsius 
duntaxat episcopi non providetur, verum cunctis beneficiatis — 
barouibus et ministerialibus — in placitis et curiis archiepiscopi, 
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in curiis quoqiie et extiixilibus regum et imperalonim etc.". Die 
IfestimnUe Nachricht über ähnliciie übertriebene Verlehnungeii 
tr^flTen wir aber auch an anderen Stellen, z. B. zu St. Pantaleon 
in Cöln selbst [a. 0. p. 256], zu St. Tron .[Pertz Scr. X p. 324], 
^u Stablo [Marlene Coli. II p. 92], zu S. Vedast [Perlz Scr. XI 
p. 300], zu Hihlevvardeshusen [Orig. Gif. III p. 464].^ Der Bio- 
1^ graph Heinrich's IV. [Pertz Scr. XII p. 277] bezeichnet aber na- 

mentlich die Periode seiner grossen Kriege im Laufe des 1 1 ten 
Jahrhunderts als diejenige* in welcher diese Veränderung erfolgte. 
Am Ende des Jahrhundens erzählt er: „qui in milites bona sua 
distraxerant , ut multo milite stipati procederent et aliis armorum 
copia longe praestarent, hi dum sibi licentia rapiharum erepta est, 
— egestate laborabänt, cellaria eorum penuüa et fames possi- 
debat". Dann giebt er ihnen den Rath: coaequate nnmerum sa- 
tellitum ad mensuram facultatum , recolligite praedia vestra , quae 
stulte sparsistis, ut multos armatos haberetis et redundabunt om- 
nibus bonis horrea et cellaria vestra". Wo diese Verschleuderuug 
der Einkünfte in Lehen stattgefunden hatte, konnte ein eigener 
Beamter für die Einkünfte überflilssig erscheinen, und ich sehe 
in dieser Ausdehnung der Verlehnungen den wesentlichen Grund 
dafür, dass der ministeriahs neben den 4 Hofämtern nicht mehr 
vorkommt, oder sich wie zu Cöln allmälig in den advocatus ver- 
ändert. 

Ehe aber diese Veränderung eintrat, und ehe überhaupt die 
Aussonderung und Abschliessung der Ministerialität erfolgte, wie 
wir sie oben [p. 104] kennen lernten, umfasste sie also jeden- 
falls den ganzen Beamtencomplex, auch die Beamten, die nicht 
unmittelbar den Dienst des Hauses besorgten. Es gab keine Rente 
und keinen Ertrag, der nicht in ein ministerium gehörte [s. oben 
p. 69], und die Verwaltung dieser ministeria war keineswegs 
auf die geborenen Dienstmannen der Herrschaft beschränkt [s. 
oben p. 88], 

In den alten Burgstädten haben wir für die königliche Pfalz- 
verwaltung der älteren Zeiten unter dem Burggrafen eine solche 
und zwar ritterliche Pfalzministerialität nachzuweisen gesucht [?• 
oben p. 163 f.]. Wir betrachteten sie als die Vertheidiger der Burg- 
stadt und die Verwalter der königlichen Einkünfte. Zu Augsburg 
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sind die officiales König Konradins [s. oben p. 237] der deutliche 
Rest einer solchen Ministeriahtät. Dass daneben die Bischöfe und 
die Stifter der älteren Zeit auch ihre Ministeriahtät älteren Stils 
hatten, haben wir ebenfalls entwickelt [oben p. 75 f.]. Die Ueber- 
tragung der Einkünfte von Herr zu Herr war nicht immer auch 
die a ministris ad ministros [oben p. 72]. Es konnte daher auch 
in den einzelnen civitales mehr königliche ministeriales geben , als 
wir nach der Zahl und Ausdehnung der übertragenen Einkünfte 
schHessen sollten, doch, wie die Geschichte dieser Veräusserungen 
bleibt auch diess Verhältniss im Unklaren. Von allen diesen Mi- 
nisterialenmassen wurde nun aber eine bedeutende Anzahl in die 
spätere Ministerialitäl nicht aufgenommen. 

Diese Scheidung müssen wir uns vor allem klar machen. 

Es kam dabei darauf an, den Herren mit einer rilteriichen 
Hofhaltung zu versehen. Nach der Schilderung in Heinrich's IV. 
Biographie wollten die Herren multo milite slipati procedere. Es 
kam ihnen darauf an , mit möglichst grossem ritteriichen Qefolge 
im Felde zu erscllfeinen. Diess wurde zum Theil dadurch erreicht, 
dass man dem Hofbeamten, der den Herren überall umgab und 
bediente, einen ausschhesslichen Anspruch auf ritterliche Ehre 
und Ritterlichen Dienst gab. Im Hofrechte von S. Maximin [s. oben 
p. 104] war diess noch keineswegs- für alle ministeriales aner- 
kannt, das Wormser und Cölner Hofrecht zog auch den eigent- 
lichen Verwaltungsbeamten in diese Ehre , aber nicht die späteren 
Dienstrechte. Und allerdings waren Beamte, die, wie der Cölner 
Kämmerer und Schultheiss-Vogt, zu Haus bleiben mussten vom 
Römerzug, von jenem militärischen Gesichtspunkte aus, nicht qua- 
Uficirt, Ritterlehen zu tragen. Die militärische Sparsamkeit for- 
derte , dass man die Nothwendigkeit eines glänzenden Reisehofhalts 
und einer schlagfertigen Streitmacht so compensirte, dass man 
auch seinen Hofbeamten Ritterlehen gab, aber nur denen, die 
nicht daheim nöthiger waren als im Felde. Dazu kam, dass die 
Verwaltung daheim an Bedeutung verlor, je mehr einzeln^ Posten^ 
derselben in die Hände kriegerischer Vasallen kamen. 

. In den Städten waren alle diese Rücksichten ganz anders 
gestellt. 

Man brauchte zu ihrer Vertheidigung einmal eine stehende 

Nilzsch, Gesch. d. Slauf. }>er. I. lg 
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Besatzung ritterlicher Leute. Diese hatten für das Auftreten des 
Herren draussen auf Tagfahrten und Schlachtfeldern zunächst kei- 
nen Werth, da sie ehen daheim nicht entbehrt werden konnten. 
Aber anderer Seits fand die Verschleuderung der Einkünfte hier 
nicht so statt. Im Gegentheil, wir haben gesehen [oben p. 225], 
dass jeder Hörige, der hier sich vom täglichen Dienst der Herr- 
schaft der mercatura zuwandte, zu Heer- und Hofsteuer pflichtig 
wurde, und dass eben so hier jeder censualis sich mit derselben 
Steuer vom Eintritt in die eigentliche Ministerialität frei machte 
[p. 232]. Hier also gab es' in dem gewerf und getwing, in der 
Hof- und Heersteuer ein unversiegbares Einkommen für die curiae 
et exercitus regum, um Kaiser Friedrich^s Ausdruck zu gebrau- 
chen, und jener eigentliche Verwaltungsbeamte, der ministerialis 
im Gegensatz zum officiahs curiae [oben p. 1 7 f. und p. 239] , den 
die spätere Ministeriahtät in vielen Fällen als unnütz ausschliessen 
mochte, war hier als Verwalter eines immer steigenden Einkom- 
mens ganz an seinem Posten und von zunehmender Bedeutung. 

Zunächst also musste sich hier eine Ministerialität, könig- 
liche, bischofliche oder stiftische bilden, die sich gegen die mili- 
tes oder ministeriales inbeneficiati im entschiedenen Gegensatze 
fühlte. Auf sie beziehe ich die Stelle Ekkehard's ad. a. 1 1 04 |iber 
den Aufstand zu Regensburg: „conspirantibus tam urbanis Ratis- 
ponensihus quam diversarum partium ministerialis ordinis homini- 
hus". Hier trifft die Spannung der Ministerialen gegen einen 
Fürsten merkwürdig zusammen mit jener Schilderung von jener 
zunehmenden und ungebührUchen Menge der milites beneficiati [s. 
oben p. 239]. Es ist der Rest der alten Ministerialität, der 
gegen die neuen mihtes inbeneficiati und die Fürsten plurimo mi- 
lite stipati seine Erbitterung auslässl. Es entspricht dieser Stim- 
mung sehr wol, dass damals durch eine kaiserliche Veritiguog 
die servitia der advocati beschränkt wurden [Pertz Leg. H p. 62]. 

Wie aber war nun die Stellung dieser unteren ministeriales, 
die zu dem besseren Rechte der oberen keinen Zugang hatten? 

In den Dienstrechten ist eine bestimmte Grösse der beneficia 
normirt, welche zur Theilnahrae am ROmerzug verpflichtet; im 
Cölner Dienstrecht sind die beneficia unter 5 Mark nicht pflichtigi 
sondern es steht ihnen frei, sich durch die Hälfte des Ertrags 
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ihres Lehens als Heersteuer freizukaufen [§ 4 Fürth Minist, 
p. 513], Die vollständige Freiheit von Heerzug und Heersteuer 
war nur das Privilegium einiger besonders ausgezeichneter Dienst- 
mannschaften ; denen von Ottobeuern verlieh Friedrich 1.: ^optimo, 
quo fruuntur Fuldenses et Augienses, jure potianlur et ut in Om- 
nibus abbat! promtiores existant — ab omni regiae servitutis de- 
bito absolutos esse volumus" [Mon. Boica 29, 1 p. 401], und 
drückt das dann weiter so aus: „a regali expeditione et a servicio 
quod vulgo dicitut* herstiure penitus absolvimus" [ebd. p. 402]. 
Hierin liegt schon ausgesprochen, da'ss die übrigen Beamten, die 
nicht cottidie serviunt [s. oben p. 225] Heer- und Hofsteuer 
pflichtig waren. Und das apokryphe capilulare de expeditione Ro- 
raana bezeichnet die ritterhchen Ministerialen ganz wie die Stadt- 
rechte den Dageskalken als die „(füi cottidie ad serviendum parati 
esse debent". • 

Hatten nun aber jene anderen ofiiciales beneficia oder nicht? 
Dass es deren gab, welche keine hatten, erhellt schon aus dem 
Vorbehalt der CeTisualen, der Uebernahme eines ofßciums nicht 
zu widersprechen „si pro beneficio ad aliquod — poneretur" [Kind- 
linger Hörigkeit p. 232. s. oben p. 76]. Ein solcher belehnter 
Ceo^ual ist meiner Meinung nach Werner de monticulo, — be- 
neficiatus — bonis feodahbus et bonis censualibus [Lacomblet 
Urk. I p. 324] zu Cöln. Das Erzstift Trier erwähnt in seinen 
Villen die servientes, venatores, piscatores, fabri, caementarii, 
architecti , latomi und ihre beneficia , und hier erscheinen also die 
beneficia als Regel [Hontheim Hist. Trev. Ip. 393]. Doch waren 
sie keineswegs immer erblich, oder auch nur lebenslänghch : ein 
besonders ausgezeichneter magisler carpentariorum hatte vori Poppe 
von Slablo ein beneficium jure perpetuo erhalten , was ihm jedoch 
wieder genommen wurde [Pertz Scr. XI p. 115 ff.]. Anderer 
Seits aber war, um in sie einzutreten, die Abstammung von mi- 
nisteriales nicht nöthig, denn diese wird gerade immer für die 
ritterlichen Dienstmannen als etwas besonderes gefordert [s. oben 
p. 104]. Gerade diese nicht höfischen officia waren es, in die 
oft censuales eintreten mussten , sonst würden sie sich nicht 
ausdrücklich vor der gezwungenen Uebernahme gesichert haben. 
Diese gezwungene Uebernahme der officia ausser den 4 Hofämtern 

16* 
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erinnert uns an die Abneigung der censuales gegen die Sphöffen- 
ämler [s. oben p. 200 f.] , und wir werden so imiper mehr ver- 
anlasst , diesen nicht hoßschen Aemtern einen besonderen Charak- 
ter zuzuschreiben. 

Sie umfassen die eigentliche Administration und die niedere 
Justiz, sie befreien nicht von der Heer- und Hofsteuer, sie geben 
keineswegs einen bestimmten Anspruch auf beneficia, aber sie 
sind aucli nicht an eine bestimmte Herkunft gebunden. Ihre Füh- 
rung ist beschwerlich, wenn ihnen auch nicht eine gewisse Ehre 
fehlt. Hier fmden wir neben einander den villicus oder Schull- 
heissen und den magister carpentariorum. Dicht hinter die vir! 
mihtares stellt der Verfasser der Casus S. Galli [Pertz Scr. [I 
p. 736] die omnimodorum officiorum magistri, und doch kann 
man nicht sagen, sie seien gar nicht kriegerisch; was sie eben 
^ur von den ritterlichen ministeriales unterscheidet, ist, dass sie 
nicht im Felde, im kriegerischen Gefolge erscheinen. Um sie 
richtig zu beurtheilen, darf man immer nicht vergessen, dass sie 
vor der Ausbildung der späteren Ministerialität mit den ritterlichen 
Dienstmannen und denen der Hausämter dicht zusammen im Hof- 
rechte standen. So wie auf dem Lande Alles Lehen ward, wur- 
den sie unnötliig, und der Hausdienstmänn der 4 Aeroter rückte 
ins Lehnrecht mit hinein. 

Anders in den civilates, wo keine Ausbildung des Lehens, 
dagegen Zunahme der Steuern. Ganz dieselbe Bewegung, die 
hier den censualis für Heer- und Hofsteuer unabhängig machte, 
die die Zahl der Dageskalken verringerte und die der mercatores 
vergrösserte , erhielt hier diesen ersten Anfang eines wirklichen 
Beamtenstandes , und eröffnete seiner Thätigkeit ein immer wei- 
teres Feld. 

Um die eigenthümliche Stellung dieser Classe noch besser zu 
würdigen, mag man namentlich die Bemühungen sich vergegen- 
wärtigen , welche es den Herrschaften machte , die ländlichen Mi- 
nisterialen , die villici so viel als möglich in ihrer Stellung als wirk- 
hche Beamte zu fixiren , und ihre Aemter nicht zu Lehen noch 
erblich werden zu lassen. In einer Corvey'schen Urkunde über 
eine Schultheissenstelle wird das Recht der Küsterei an die Ein- 
künfte der Stelle ausführlich festgestellt, auf Bitte des Priors 
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^quod eadem curia a tot militibus administraretur , quia hoc gemis 
hominum raro suis contentum est, sed semper plus sibi com- 
missis usurpare solet: Herenfridus enim pater prenominati Bru- 
nonis primus in genere militari ipsam curiam admiDistraverat, cum 
antea semper a villanis administraretur^' [Kindlinger Hörigkeit 
p. 244]. „Ne jure" heisst es in einem Privileg für Stablo [Mar- 
tene Coli. II p. 91] „hereditarii villici vel judices fiant, sed utrum- 
que ministerium — eis jure et lege ministeriorum et non jure 
beneficiorum — consistart". Der Wunsch, bei diesen Stellen das 
jus ministeriorum aufrecht zu erhalten, veranlasste die Herr- 
schaften bei Verleihungen in viUicationem , non in beneficium den 
Beliehenen so vortheilhalt wie möglich zu stellen [z. B. Lacom- 
blet I p. 210], und doch ging die Veränderung der vilHcationes 
in beneficia fast überall unaufhaltsam ihren Gang [Wigand Corvey. 
Güterbesitz p. 146 ff. Bluntschli Staats- u. Rechtsg. Züricl^ 
I p. 244 ff. Blumer Schw. Demokratien I p. 66]. Dass die 
städtiischen ministeria und officia, unter den Augen der Herr- 
schaften selbst, länger in jure ministeriorum gehalten werden 
konnten. Hegt auf der Hand, aber wir haben dabei nun vor allen 
den Elnfluss zu betrachten, den das Verhältniss der verschiedenen 
Herrschaften zu einander dort auf die Lage der verschiedenen 
Stände zu einander äusserte. 

''Es war diess, wie wir oben p. 224 sagten, der zweite 
Punkt, der bei der Entwicklung der städtischen Verhältnisse in 
Betracht kam. 

Jede dieser Herrschaften hatte für sich ihr Hofrecht, ihren 
Complex von Rechten und Einktlnften, den sie mit dem Beirath 
ihrer ministeriales verwaltete. Aber wir dürfen nicht vergessen, 
dass die scharfe Schliessung dieser Hofrechte erst allmähg er- 
folgte. Wir haben oben gesehen , dass sich zu St. Maximin das 
Recht des Raths erst im Verlaufe des 12ten Jahrhunderts auf die 
geborenen Ministerialen fixirte, und dass diese ministeriales noch 
keineswegs alle milites waren. Dann sahen wir ebenso, dass die 
eigentlichen ministeriales, die Verwaltungsbeamten nur in die früh 
errichteten Dienstrechte, und damit also auch in das Recht des 
Raths mit aufgenommen werden, in den späteren dagegen fehlen. 
Daraus dürfen wir aber sthliessen, dass die Herrschaften, die 
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erst später zur Schliessung ihrer MinisleriaHläi kamen ,• lange Zeil 
hindurch diese Beamten , obwol sie nicht im Felde dienten , doch 
zu ihren Berathungen ziehen mochten. Ferner sahen wir, dass 
das Wormser Dienstrecht dem censualis, der Heer- und Hofsteuer 
zahlte, erlaubte zu dienen, wem er wolle. Durch diese einzel- 
nen Züge gewinnen wir schon für das 1 1 te Jahrhundert etwa die 
Vorstellung, dass zwischen den verschiedenen Ständen der städti- 
schen Hofrechte, aber auch zwischen den verschiedenen Hofrech- 
ten selbst, jene scharfe Abgränzung nicht statt fand, die sich 
später als charakteristisches Merkmal der Dienstrechte ausbildete. 
Der Censual konnte so , ohne seine Zinspflicht zu dem einen Stifte 
aufzugeben, in das oflicium eines anderen treten, ja er könnt« 
auf diese Weise mit den unteren officiales, seinen neuen Ge- 
nossen, in den Rath dieses Hofrechts neben dessen milites ge- 
nügen. 

Anderer Seits aber gab es Einkünfte, die an die eine Herr- 
schaft gehörten und in ihre Kammer fielen, deren officium und 
Einnahme aber einem fremden minister, eines anderen Herren 
gehörte [s. oben p. 221 f.]. 

Und endlich kam in den bischöflichen civitates die Wichtig- 
keit hinzu, welche die Richtergewalt der Kirche hatte, hier nicht 
in den Händen eines vereinzelten Pfarrers , sondern unmittelbar in 
der gewaltigen Hand des geistlichen Oberhaupts selbst 

^Civis civem" heisst es im Ulmer Statut [Jäger Ulms Verf. 
p. 732 § 24] „de jure non debet ad Judicium spirituale compel- 
lere vel citare dummodo Judicium ilU non fuerit denegatum , judex 
vero ipsi judicare et ipsum ad hoc compellere, ut juris comple- 
mentum in sua curet presencia acceptare". Wie viel näher als 
zu Ulm lag die Versuchung zu solchen Apellationen an das geist- 
liche Gericht in civitates , wo ein Bischof residirte. Das Episkopat 
hatte den entschiedenen Trieb, sich gerichtlich auszubreiten, und 
die Gelegenheiten fehlten nicht [s. oben p. 1 35 ff.]. Alle benach- 
barten Dienstrechte derselben civitas mussten mehr oder weniger 
den Druck oder den Halt einer so nahe liegenden Gewalt dieser 
Art empfinden. 
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T. Allgemeine Darstellung der städtischen Entwickelung nach 
den vorgehenden Untersuchungen. 

Allerdings wird jedes allgemeine Bild, welches man sich von 
dem Fortschritte dieser verschiedenen Elemente zu einer neuen und 
eigenthümhchen Gesammtbildung macht, immer nur relativ der 
concreten Wirkhchkeit des einzelnen Falls entsprechen. Jedoch, 
ehe wir zu der Betrachtung solcher bestimmter Entwickelungen 
übergehen, wird es hier am Orte sein, die Hauptzilge jenes Pro- 
zesses hervorzuheben, den die bischöfliche und die burggräfliche 
Gewalt bei ihrer langdauernden Wechselwirkung auf einander 
durchzumachen hatten. 

Die bischöfliche Gewalt , wie sie uns Ui Burkhard von Worms 
ganz persönlich und individuell entgegentrat , arbeitete mit der be- 
rechnendsten Ueberlegung auf ein grosses Ziel hin. Sie wollte die 
Bischofstadt zu dem Mittelpunkte einer sitthchen und religiösen Re- 
form machen , zu diesem Zwecke weltiiche und geistliche Mittel aller 
Art in ihrer Hand vereinigen. Eine Redaction des canonischen 
Rechts gab Gelegenheit, die Einflüsse des weltlichen Rechts ab- 
zuschneiden oder mögHchst zurückzudrängen. Andrer Seits aber 
arbeitete sie rastlos darauf hin, sich in der civitas eine Residenz 
zu verschaffen, die von keiner welllichen oder geistlichen Neben- 
gewalt beeinträchtigt würde. 

Das Burggrafeüthum sah sich namentlich durch diese letztere 
Pohtik Schritt vor Schritt aus seinen Positionen herausgedrängt, 
aber eben nur Schritt vor Schritt. So allgemein zum Theil die 
Pi'ivilegien lauteten, immer war noch damit in den meisten oder 
in vielen Fällen der Einfluss der weltlichen Gewalten keineswegs 
ganz aufgehoben. Zum Theil bheben einzelne Posten ganz, zum 
Theii andere in gewissen Parzelen in den Händen der frühereu 
Administration. Die Bischöfe suchten allerdings auch hier uninit- 
telbar vorzudringen oder aber, was nicht so gewonnen werden 
konnte, durch verdeckte Züge zu erreichen. Nur waren sie da- 
bei durch die alten Unzuträglichkeiten ihrer eignen engeren Ver- 
waltung wesentüch beengt. Jedes Gegenwicht gegen die advocati 
musste auch ihnen erwünscht sein und dasselbe kirchliche Recht, 
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was sie zum Theil venvaiidten , die Marklpolizei sich ganz unt^- 
zuordnen, verbot ihnen die Blutgeiichtsbarkeit. 

In einzelnen Fällen, wie z. B. in Strassburg gelang dessen- 
ungeachtet die Herstellung einer einheitlichen bischöflichen Gewall 
vollkommen, in anderen wie in Augsburg [s. unten] wenigstens die 
Unterwerfung des Burggrafen. 

Wo die bischöfliche Gewalt ^wirklich die Oberhand vollständig 
gewann, wurden zunächst auch alle ministeria bischöflich, aber 
diess war keineswegs auch da schon der Fall, wo sie das Burg- 
grafenthum vollständig unter sich brachte , indem manche ministeria 
sich gleichzeitig von dessen Verwaltung loslösten. So kamen 
z. B. die tria placita der censuales, die ursprünglich detfi Burg- 
grafen gehörten, zu Augsburg nicht mit unter den Bischof. Und 
keineswegs überall hatte das Fpiskopat das Burggrafen! hum sich 
jjjiterthänig gemacht. Wo diess nicht der Fall war, aber auch 
zum Theil, wo es der Fall, gab es also neben den bischöflichen 
noch eine Reihe nicht bischöflicher, königlicher ministeria, zum 
Theil einzelne Stücke der früheren, zum Theil noch ganz diese 
alten. 

Neben diesen beiden Gruppen von ministeria bestanden auch 
die der städtischen Stifter und Abteien. 

Die eigenthümliche Entwicklung dieser ministeriales , soweit sie 
mit dem Stadtrecht zusammenhängt und auf dieses zuführte, wer- 
den wir erst im folgenden Abschnitt betrachten , hier kommt es nur 
darauf an, nachzuweisen, wie sich überhaupt aus diesen verschie- 
denen Elementen doch wieder eine städtische Gemeinsamkeit heraus- 
bildete. 

Die Ministerialen Burkhards von Worms hatten ganz unter 
dem Eindrucke seiner grossarlig frommen und tüchtigen Natur ge- 
standen. Solche Einwirkungen verschafl'ten auch dem kirchlichen 
Rechte einen so merkwürdigen Einflüsse auch die weltlichen Verhält- 
nisse der Ministerialität, wie wir sie «och im Cölner Dienstrecht wahr- 
nahmen [oben p. 136 f.]. Und so wenig auch in der früheren Pe- 
riode die einzelnen Dienstrechte gegen einander abgeschlossen wa- 
ren, so war doch der allgemeine Geist kirchlicher Obedienz uud 
wirthschaftlicher Einfachheit, damals noch nicht von den Interes- 
sen durchsetzt, die sich später geltend machten. 
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Eine grössere Fülle von Einkünften liess noch ieder einzelnen 
Verwaltuttg die Möglichkeit laxerer und bequemerer Formen, eben 
dieser Ueberfluss machte die Verwaltung weniger misstrauisch : die , 
einzelnen wirthschaftlichen und administrativen Complexe verkehr- 
ten mit und neben einander und berührten und mischten sich auf 
die verschiedenste Weise. 

Diese Mischung war um so eher möghch als damals noch der 
Begriff des Staatsministeriums nicht ganz verblasst und der des 
Hausministeriuffls noch nicht in der späteren Schärfe ausgebil- 
det war. 

Die älteren Burgstädte enthielten so auf dem relativ engen 
Raum der eigentlichen Altstadt dicht neben einander die bischöf- 
lichen und stiftischen Verwaltungen mit grösseren oder geringeren 
Resten der königlichen. Innerhalb dieser engen Grä^zen besorgte 
der hörige Detailkaufmann des früher königlichen, jetzt bischöf^ 
liehen officinms den Marktverkehr unter der Polizei "des Burggrafen. 
Dieser bescheiden und straff controFlirte Verkehr konnte natüriich 
den alten Charakter eines königlich -kirchlichen Regierungs- und 
Verwaltungssilzes wenig afficiren. Die grossen Versammlungen 
der weltlichen und geistlichen Reichsaristokratie, ohne Zweifel 
lange die wichtigsten Ereignisse für diese Plätze hörten erst all- 
mälig auf, in ihrer alten, stätigcn Weise überwiegend das ganze 
städtische Leben und namentlich auch den Verkehr des alten Pfalz- 
marktes zu bestimmen. 

In diese Zeit gehört auch noch der institor oder negotiator 
urbis regalis, ein königlicher, dann bischöflicher scararius, mit 
besonderen Privilegien aber ebenso besonderen Diensten , der kauf- 
männische Geschäftsmann erst des königHchen, dann des bischöf- 
lichen Fiscus und zugleich der verpflichtete Bote auch auf seinen 
eignen Reisen. 

So eng, so knapp und bescheiden zum Theil diese Zustände 
erscheinen, so ist es, merkwürdig genug, dem Episkopat dennoch 
nur an wenigen Stellen gelungen, die Ziele zu erreichen, die Burk- 
hard ihm vorgezeichnet zu haben schien. 

Anderes, was bei der Beurtheilung dieser Thatsache in Be- 
tracht kommt, werden wir später zu betrachten haben [s. das folg. ^ 



250 

Cap.]. Hier koinml es hauptsächlich darauf an, das bisher G^ 
sagte zusammenzulassen, und diess giebt folgende Resultate. 

Die städtischen minist eria, früher in sich fest zu einem Ganzen 
vereinigt waren jetzt zum Theil mitten in den Zusammenhang der 
bischiiflichen oder stiflischen Verwahungen hineingerathen , die nur 
zum kleineren Theil ihre Einnahmen aus den städtischen Aemtern 
und Zinslcistungen, zum bei Weitem grösseren aus den ländlichen 
zogen. Noch zu Burkhards Zeit, und kurz vor ihm am Schluss 
des 1 ten , am Anfang des 1 1 ten Jahrhunderts war aber die Ver- 
fassung der ländlichen famihae noch nicht auf jene Stufe mnerer 
Festigkeit gelangt, die sie dann später erreichte. Der Stand der 
censuales und seine eigenthUmliche Verfassung bildete sich ersl 
aus un4. war unterdess noch eine bunte, ^ zum Theil unsichere und 
schutzlose Masse. Jede wirthschaftliche Fahrlässigkeit, jede ausser- 
gewöhnliche Katastrophe zerstreute oder erschütterte wenigstens 
diese Classe eines noch unausgebildeten Ilofrechts [s. oben p. 94]. 
Also trotz der Menge und Mannigfaltigkeit der ministeria , trotz 
der Massenhaftigkeit der Einkünfte, waren diese selbst doch Schwan- 
kungen der heillosesten Art ausgesetzt. 

Hält man damit die unentwickelte , Form der alten burgstäd- 
tischen Märkte zusammen, so gewinnt man ein ziemlich vollstän- 
diges Bild der wirthschafthchen Zustände, die auf die athemlose 
und gedankenreiche Generaladministration der KaroUngischen Ver- 
fassung [s. oben p. 80 f.] folgte. Das war das Feld , auf dem eine 
bischöfliche Politik, wie die Burkhards, ihre bedeutenden Aufgaben 
erkannte und grosse Resultate nach jeder Richtung hin erwarten 
mochte. 

Aber es erfolgte eine Reaction, wie man sie kaum erwartet 
hatte. Die Censualität bildete sich aus , d. h. es entstand zunächst 
hauptsächhch auf dem Lande das feste und wohlgeordnete Recht 
der Vogteileute und dieser ncuorganisirte Stand setzte sich, nicht 
mehr von jeder unseligen Conjunctur zersprengt, fest um die en- 
gere familia in einer eigenthümlichen , verfassungsmässigen Selb- 
ständigkeit. Lange Zeit allerdings die Pflanzschule der mmisteria- 
les schliesst er sich allmälig gegen diese Thätigkeil ab und ent- 
wickelt andrer Seits eine immer energischere Opposition gegen 
die Uebergrifl'e der vülici wie aller übrigen ministeriales. Diese 
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mnere Umbildung einer Schicht musste das Ganze afficiren und 
auch die städtischen ininisteria mussten sie empfinden. Sah doch 
so die bischöfliche Gewalt, die nach Burkhards Plänen mit kirch- 
lichen und weltlichen Mitteln auf eine neue Verfassung hingearbei- 
tet hatte, jetzt auf einmal ganz entschieden die früher ungeord- 
neten Gemeinden und Genossenschaften sich abschliessen und ihre 
eignen Interessen vertreten. Es ist die Periode, wo an die 
Stelle des presbyter ftlr den ländlichen Verkeh der magister villae 
trat. 

Aber ein zweites kam hinzu. Eine immer grössere Anzahl 
der ministeria hörte auf ministeria zu sein und wurde beneficia. 

Das feste Recht der Censualen brachte die Geldeinnahme auf 
sichere und einträgliche Sätze. Dagegen ging ein grosser Theil 
der alten Einkünfte als Lehen in diejHände der milites mihtaribus 
anniS| oder der ministerialis zog es vor als Lehnsmann aus der 
früher so zahlreichen und wechselnden Schaar seiner Genossen in 
jene kriegerische Classe überzutreten, die sich immer unabhängiger 
und weiter von dem alten Complex der Verwaltung zurückzog. 
Bis zu den Zeiten Heinrichs IV und den maasslosen militärischen 
Anstrengungen dieser Periode ging diese Veränderung, allerdings 
nur allulälig, mit jener ersteren Hand in Hand. Aber man sieh!, 
wie der freien gesetzgeberischen Thätigkeit im Geiste Burkhards 
doch immer mehr der Boden entzogen wurde. 

Gleichzeitig nun nahm der städtische Verkehr einen anderen 
Charakter an. Neben dem negotiator urbium regaUum und dem 
hörigen Marktverkehr der Burgstadt bildete sich ein immer be- 
deutenderer Engrosverkehr namentUch in den Vorstädten aus. Je 
mehr die alten grossen Einnahmebudgets an Naturalleistungen und 
damit die Hofhaltungen zusammenschwanden, desto weniger be- 
durfte der Bischof, der Abt, der geistliche oder weltliche Jlerr der 
unmittelbaren Arbeit seines dageskalkischen Handwerkers. Es 
musste also in den altstädtischen ofßciis immer mehr Mitglieder 
geben, deren Dienst unmittelbar zu Hofe überflüssig war. 

Je mehr dagegen mit der Zunahme der Censualen die Geld- 
einnahmen sich fixirten, desto mehr musste die Hofhaltung ihre 
Bedürfnisse auf dem Markte zu befriedigen suchen. Der Dienst zu t 
Hofe nahm für den Handwerker ab und der Markt verkehr zu. 
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Endlich aber gingen eben gleichzeilig die grossen lieber- 
Schüsse aus , die früher meistens durch die Hände der mercatores 
scararii auf Rechnung der Hoflialtungen , bisweilen wol auch auf 
eigenes Risico umzusetzen gewesen sind [s. oben p. 192]. Dadurch 
verrückte sich zunächst die alte Ordnung des burgstädtischen Ver- 
kehrs. Bis dahin hatte eben dieser negotiator urbium regahum, 
ein Mitglied der städtischen Ministerialität, das Judicium de victua- 
hbus gehabt d. h. die Gerichtsbarkeit und Pohzei tlber den Detail- 
verkehr in Victualien mit dem Burggrafen getheilt. Der hofrecht- 
hche Kleinhändler hatte unter der Controlle des Grosshändlers 
gestanden. Dieses Verhältniss blieb, aber die beiden Factoren 
veränderten sich , indem sich in der angegebnen Weise ihre frühere 
Abhängigkeit lockerte. 

Mit dieser inneren Revolution innerhalb der alten Burgstadt 
hielt eine zweite vor den Thoren derselben Schritt. Der bufgstäd- 
tische negotiator war zollfrei, er war aber auch zur Heer- und 
* Hofsteuer pflichtig. Die Marktabgaben waren höher als ausserhalb 
der Stadt. Dass in den Vorstädten und in den suburbiis eben- 
falls ein Marktverkehr stattfand, zeigen die Markt- und Zollprivi- 
legien, und versteht sich ohnedem von selbst Aber dieser Ver- 
kehr war offenbar früher nicht so bedeutend gewesen, da man in 
der alten Verfassung nicht nöthig erachtet, die Controlle des Burg- 
grafen darüber auszudehnen [s. oben p. 153]. Er war wesent- 
Uch Umsatz en gros, von Waare gegen Waare, von Schiff zu 
Schiff, von Saurathier zu Saumthier [s. oben p. 188 f.]. 

Das grossartigste Bild eines solchen vorstädtischen Markts 
geben uns die topographischen Nachrichten über den Cölner In- 
selmarkt, wie sie Wallraf [Beitr. z. Gesch. d. Stdt. Cöln § 11] 
zusammengestellt hat. Die 31 Schusterbänke, daneben die für das 
Kinderschuhzeug, die der Wildhändler, Gewandschneider und Hüh- 
nerhändler, die Flachskeller, die Salzlager, der Buttermarkt, der 
Fisch- Eisen- Hörn- Kreidemarkt, der Sachsenhof und der Heu- 
markt, diese und andere Locale zeigen uns sehr deutlich den 
Markt des Engrosverkehrs, zum Theil in Rohproducten, aber schon 
in dem Stadium , wo sich daraus auch ein Detailverkehr entwickelt 
hatte. Wir haben uns zunächst noch jenes frühere zu vergegen- 
wärtigen , wo er wesentlich nur Engrosmarkt war. Von den Schif- 
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fen dieses Ufermarktes ging der Aufstand gegen Erzbischof Anno 
aus , von einem solchen vorstädtischen Markt begann zu Augsburg 
unter dem Sturmläuten der Marktkirchen der Aufstand gegen Kö- 
nig Lothar. 

Man würde aber den Charakter dieses vorstädtischen Handels 
falsch beurtheilen, wenn man nur den fremden Kaufmann, die 
Friesen etwa [Barthold Hansa I p. 41 f.] oder die Sachsen jenes 
Sachsenhofs vor Cöln oder eine freie Bevölkerung als seine haupt- 
sächlichsten Vermittler dächte. Die Kaufhallen des dortigen Insel- 
markts waren grossentheils im Besitze der Stifter und Abteieif, ihre 
Fruchtspeicher lagen eben dort. Wenn die Bürgerschaft die Leute 
von St. Pantaleon in der letzten Hälfte des 12ten Jahrhunderts 
zu ihren Steuern anziehen wollte, so liegt darin schon [s. oben 
p. 234], dass diese Kaufmannschaft trieben, und eben diess gilt 
von St. Thomas zu Strassburg [s. oben p. "225]. Wie der hörige 
Höker und Handwerker des inneren Stadtmarkts und der merca- 
tor urbis regalis wandte sich auch die stiftische famiha ausserhalb 
der Mauer einem Verkehre zu, der, früher unmittelbar durch die 
Herrschaft selbst betrieben, auch hier die Revolution der neueren 
Zeit durchmachte. 

Dass. der steigende Ertrag von Markt und Zoll in höchst er* 
wünschter Weise den Ausfall ersetzte, der durch die steigenden 
Verlehnungen und die Fixirung des Censualenrechls sich bemerk- 
lich machte ^ Hegt auf der Hand. ^ Aber wir haben dabei nicht zu 
vergessen , dass die betreffenden ministeria zum Theil immer noch 
nicht überall in die Hände der Bischöfe wenigstens vollständig 
gelangt waren. Es war ein anders gearteter Verkehr gewesen, 
den die Ottonen und die Bischöfe jener oben bezeichneten Richtung 
ganz unter die kirchliche Controlle hatten bringen wollen. Er 
hatte sich umgestaltet, noch ehe überhaupt diese Uebertragung 
vollständig durchgeführt war. 

Allerdings nahm ausserhalb der Städte die Verwaltung einen' 
anderen Charakter an: ihr Gebiet wurde enger und der ministe- 
rialis der früheren Hofrechte, der eigentliche, besondere Verwal- 
tungschef, ist in die späteren nicht mehr aufgenommen. In den 
Städten dagegen blieb zum grossen Theil die alte Ministerialität. 
Sie stand an der Spitze der ofOcia , die ihren alten strenghpfrecht- 
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liehen Charakter nllmüHg ahstreiflen, oder sie verwallelen Münze und 
Zoll, deren Einkünfte zum Tlieil aus bisher unbedeutenden Quel- 
len mit ungekannter Fülle flössen, oder sie standen an der Spitze 
von censuales verschiedener Herrschaften, die alle mehr oder we- 
niger dem Verkehr desselben Marktes zudrängten. Grade dass 
die Einkünfte nicht alle in denselben Händen oder dass ihr Cha- 
rakter und Ertrag kaum mehr zu berechnen war, gab den mini- 
steriis in solcher Zeit eine besondere Bedeutung. 

Nun ist es unzweifelhaft, dass die Bischöfe und die Geist- 
lichkett übe;rhaupt an manchen Stellen den Versuch machten, die- 
ses neuen Verkelu-s mit geistlichen Mitteln Herr zu werden [s. 
oben p. 129]. Grade weil der grösste Theil der neuen Kauf- 
mannschaft aus stiflischen oder klösterlichen Hofrechten stammte, 
mochte dieser Weg sich empfehlen. Wir haben gesehen , dass die 
ritterUche Ministerialität von Cöln , die hier grosse Concessionen 
gemacht hatte, dagegen auch bestimmte Rechte sich ausbedang 
[oben p. 1 36 f.]. Auch der städtische Kaufmann ist überall be- 
müht, gegen die Uebergriffe der Synodaljustiz sich sicher zu stel- 
len [oben p. 138]. Diese natürliche Reaction gegen die Eingriffe 
der Kirche und des Episkopats musste zunächst von den ministe- 
riis ausgehen, deren ursprüngliche Stellung durch sie beeinträch- 
tigt werden musste. Diess gemeinsame Interesse musste, als der 
ritteriiche Ministerial sich aussonderte, den städtischen Ministerialen 
oder Ofßcialen des einen Stifts mit dem des anderen zusammen- 
führen und ebenso die bischöflichen officiales mit ihnen und mit 
den Resten der alten königUchen Ministerialität verbünden. Im 
Ganzen Hegt diese Richtung der bischöflichen und synodalen Straf- 
gewalt auf den Marktverkehr so deutlich vor und ist doch eben nur 
so fragmentarisch durchgeführt worden , dass eben dadurch die 
Nothwendigkeit und die Thätigkeit einer starken^ widerstrebenden 
Gewalt unverkennbar sich bemerklich macht. 

So wenig aber diese Versuche gelangen , eben so wenig konn- 
ten auf die Länge die einzelnen Hofrechte die Gerichtsbarkeit über 
ihre familia den Anforderungen des Verkehrs gegenüber behaupten. 
Unmöglich konnte jede kaufmännische Sti*eilfrage auf die Länge 
immer erst vom Markt an den Richter der hörigen Partei gebracht 
und dort durch ihn nach seinem Gutdünken entschieden oder ver- 
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miilelt werden [s. oben p. 213]. Zu diesem Zwecke konnte das 
einzelne officium ganz dem strengeren Rechte .der Dageskalken ent- 
zogen und zum Theil wenigstens in die Censualität hinaufgehoben 
werden ; wurde damit aber auch die unbeschränkte Strafgewalt der 
Herrschaft beschränkt, so war es doch immer noch eine beson- 
dere Behörde, an welche die fremde Partei zur Erledigung des 
betreilenden Geschäfts sich zu wenden hatte. Der Verkehr for- 
derte auch 80 noch mehr als diess, nemhch die Anerkennung 
einer allgemeinen richterUchen Gewalt. 

Hier hätte nun allerdings jene alte Verfassung sich weiter 
gestalten können und wir werden finden, dass sich in dieser Rich- 
tung die Gewalt des Burggrafen « zu Augsburg ausgebildet hat. 
Im Strassburger Stadtrecht dagegen hat der scuitetus die „qui^ 
mercatores esse volunt" aus allen Siiften zur Anerkennung seiner 
Gerichtsbarkeit gezwungen. Das war hier und dort zunächst, un- 
verkennbar noch eia Fortschritt der bischöflichen Gewalt. 

Aber dass dieser Weg nicht überall noch immer eingehaUen 
werden konnte , dazu eben musste der grosse Umschwung wirken, 
in dem unter Heinrich IV alle bisher erwähnten Umstände noch 
gewaltiger hervortraten. 

Die maasslosen Verlehnungen reducirten allmälig die Einkünfte 
auf ein Minimum und zugleich hob der Luxus der ritterlichen 
Kreise, die Bedeutung des Kaufmanns und die Lebhaftigkeit im Um- 
satz grade der werthvoUsten Artikel. Die Folge davon war eine 
entschiedene Spannung zwischen den Lehensleuten und den mini- 
steriales. Hier bedeuten die letzteren noch einmal die urbani wie 
die oificiales der ländlichen ministeria. Wir fanden beide gegen 
jdie Fürsten und ihre milites damals verbündet. Die Noth dieser 
Zeiten bildete den Begriff der späteren Ministerialität erst vollstän- 
dig aus. 

Allmälig war ausserhalb der Städte der untere Dienstmann , der 
scararius oder caballarius immar höher gerückt [oben Gap. 2, c— e]. 
Jetzt begann er als Reise- und Hausdiener seines Herren die 
Hausämter streng zu organisiren und die Hausdienerschaft im Ge- 
gensatze gegen die Lehensleute mit beneficia für den Kriegsdienst 
auszurüsten. Die schroife Scheidung dieser neuen Ministerialität 
gegen die übrigen, noch vorhandnen ministeriales oder ofliciales 
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wurde ausgeführt [s. oben p. 116 f.]. Unter dem, was sofort 
draussen blieb oder doch aus dem Stand der ritterlichen Haus- 
dienstmannen allmälig immer entschiedener ausschied, steht die 
städtische Ministerialität oben an. 

Hier lag ein zweiter Grund vor, der die städtischen ofßcia- 
les der verschiednen Hofrechte einander zuführen mussle : die Op- 
position gegen die neuen Prätensionen der ofticiales curiae. 

Aber ein andrer kam jetzt noch hinzu. Die einzelnen Hofhal- 
tungen, stiftische wie klösterhche suchten sich de^ servitiums an die 
Könige zu entlasten. Sie erhielten diese Befreiung für ihre ministe- 
riales und dagescalci. Diese Wendung entsprach dem Bedürfniss 
der bedrängten Wirthschaften ganz entschieden. Dagegen ward 
jler Grundsatz von immer grösserer Wichtigkeit, dass der merca- 
tor foro publico , im Gegensatz zu dem quotidie serviens , in den 
Städten Hof- und Heersteuerpflichtig sei. So alt diese Begel sein 
mochte, in ihrer ganzen Wichtigkeit für die Städte trat sie erst 
allmälig hervor. 

So ward diese Abgabe immer mehr eine wesentlich censua- 
lische [s. oben p. 232 f.] und zugleich eine wesentlich städtische. 

Sie war für das Reich bestimmt, aber sie wurde bezogen 
von den censuales der verschiednen städtischen Hofrechte und den 
Gliedern ihrer engeren familia: „qui mercatores esse volunt". 
Vergegenwärtigen wir uns , dass diese censuales und Hörige neben 
dieser Steuer zugleich noch ihren Zins fortzahlten und dass zu- 
nächst doch der Herrschaft alle diese Hebungen oblagen, so waren 
die officiales, die damit zu thun hatten, durch die gemeinsame 
Beziehung zum Reiche im Gegensatz zu den sich abschliessenden 
Hofrechten sich wesentlich nahe gerückt. 

Hier also war der Punkt erreicht, wo einmal die telonearii, 
monetarii, die magistri ofßciorum, die mercatores urbium regaliuui, 
die sculteti und praecones, kurz alle Ministerialen, die nicht im 
neuen Sinn Ministerialen waren, auf. der einen Seite, gegen die 
Kirche auftreten mochten, die falsches Maass und Gewicht, Mein- 
kauf und alle Marktvergehen vor ihr Forum ziehen wollte, dann 
auf der anderen gegen die camerarii, marscalci, dapiferi und pin- 
cernae, die nun als ein besondrer Stand eine neue Administration 
organisirten, endlich aber entschieden dem Reiche zugetrieben wur- 
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den , das von ihnen und allen denen , die in den verschiedenen Hof- 
rechten „non quotidie serviunl" die lief- und Heersteuer bean- 
spruchte. Dieser Anspnich des Reichs gab ihnen allen , mochten 
sie, z. B. in Cöln, dem Hochslifl oder den anderen Stiftern oder 
der alten königlichen Verwaltung pflichlig sein, ein gemeinsames 
Interesse und einen gemeinsamen Halt. Die enge Verbinduqg, in 
welche diese Steuer zu dem Verkehr gebracht war, machte diese 
ministeriales oder officiales , wie man sie nun nennen mag , zu den 
natürlichen Vertretern und SchiUzern des sich entwickelnden Gross- 
und Kleinhandels. Dieser nahm reissend zu und je weniger die 
alten Einrichtungen mehr zureichten, [desto natürlicher bildete 
sich hier aus jenen Elementen eine neue allg^emein anerkannte Be- 
hörde. 

In einzelnen Fällen mochte die Scheidung nicht genau so er- 
folgen , wie wirs im Allgemeinen angeben mussten , auch marscalci 
und camerarii konnten wie in Basel mit in diese städtische Mini- 
sterialität übertreten. In anderen mochte, wie zu Speier, ein ein- 
zelnes ministerium, die Münzer die Führung dieser ganzen Bewe- 
gung übernehmen und lange behalten. Noch anderswo mochte 
selbst die Ministerialität späterer Form, wie zu Worms, noch län- 
ger die städtische Ministerialität in dieser Richtung begleiten , wäh- 
rend endlich, an anderen Orten, wie zu Cöln [s. oben Cap. 1] 
der Gegensatz dieser ofiiciales zu den Ministerialen als officiales 
curiae schon früh feststand , so viele auch noch lange beide Stel- 
lungen zu vereinigen suchten. Ueberall sind die hofrechthchen 
Züge dieser neuen Behörde lange hin durchaus unverkennbar. * 

Die nothwendige Folgerung daraus ist, dass die Einwohner- 
schaft, welche eine solche Behörde anerkannte, nur zum gering- 
sten Theile aus vereinzelten Freien bestehen konnte, dass im Ge- 
gentheil ihre überwiegende Mehrheit ebenso wie diese Behörde aus 
•den verschiednen Hofrechten stammte und nur durch den fort- 
schreitenden Verkehr zu einer neuen , selbständigen Gemeinsamkeit 
zusammenschmolz. 

Dieses neue Regiment und nicht diese Regierten überkam den 
Namen der Bürger und der Bürgerschaft, der tiniversitas civium 
im ofßciellen Sinne und zwar von jenen alten „Burgern" oder 
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„Burgmannen" oftne die der Burggraf und die Burgstadt älteren 
Stils ilberliaupt nicht gedacht werden konnte. 

Man wird uns nicht einwenden wollen, dass bei der von uns 
gegebenen Darstellung die Ausbildung der späteren Stadtverfassung 
eigentlich eine schmähliche und unverantwortliche Entfremdung 
unterthUuiger Leule und mit Hecht beanspruchter Einkünfte aus 
den Händen der Stifter und Klo^tor, der Kirche und des Fiscus 
sei, dass also die geisüichen Gewalten in ihrem beständigen Kampfe 
gegen die städtische Selbständigkeit ein viel besseres Recht hatten, 
als man gewöhnlich annimmt. Für uns hat diese Bemerkung ihre 
volle und ernste Bedeutung. Dass aber eine solche Entfremdung 
möglich war, dazu fmden sich die Analogien in jenen unzähligen 
Fällen, in denen dem Fiscus wie der Kirche ihr Gut entweder an 
fürstliche Lehensleute oder an viel bescheidener gestellte villici 
abhanden kam.- Dass aber diese hjer gegebene Entwickhing bei 
Weitem die wahrscheinhchste ist, darauf scheint uns jene Menge 
hofrechthcher Spuren hinzuleitcn. Wir brauchen daher hier zu- 
nächst nur daran zu erinnern, dass die Kirche oder die Bischöfe 
fast nirgends den Kampf, zu dem sie berechtigt waren, aufgaben, 
und dass er fast überall unentschieden büeb. 

Ehe wir aber unsere allgemeine Betrachtung weiter fortsetzen, 
wird es zweckmässig sein, wenigstens an einigen Beispielen nach- 
zuweisen, wie die hier gezeichnete allgemeine Entwicklung sich im 
Detail des besonderen Falles gestaltete. 

Erst nachdem diess geschehen, werden wir zur Darstellung 
desjenigen Instituts übergehen, in dem diese verschiedenen hof- 
rechtlichen Keime mit eigenthümlicher Productivität sich ein neues 
und selbständiges Organ schufen, den Stadtrath. 



g. Eegensburg. 

AVir sprechen zuerst von Regensburg. 

lieber die inneren Verhältnisse dieser civitas besitzen wir eine 
Reihe von Urkunden, allerdings erst aus der ersten Hälfte des 
13ten Jahrhunderts, da das Burggrafeiiamt endhch an die Her- 
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zöge von Baiern gelangt war, aber jene Urkunden folgen sich ver- 
häUnissmässig so schnell auf einander, und behandeln die städ- 
tische Verfassung aus so verschiedenen Gesichtspunkten, dass wir 
dadurch früher als bei irgend einer der anderen civitates Gelegen- 
heit erhalten, uns ein deuthches und wirklich concretes Bild der 
Verhältnisse zu entwerfen. Freilich muss man zu diesem Zwecke 
auch wirklich das ganze hier gebotene Material benutzen, und nicht, 
wie Arnold gethan, sich nur an die eine Reihe der Urkunden hal- 
ten, ohne die anderen für deren Erklärung zu verwenden. Er 
hat nemlicb bei seiner Darstellung a. 0. I p. 372 ff. nur die von 
den Kimigen verliehenen Privilegien , nicht aber die Schiedsprüche 
benutzt, ^urch welche in derselben Periode die Rechte des Herzogs 
von Baiern und des Bischofs festgcslellt wurden. Und doch -wird 
nachzuweisen sein, dass in jenen entschieden auf diese Rücksicht 
genommen wurde. 

Das erste Actenstück ist der Vergleich zwischen Herzog Lud- 
wig von Baiern und Bischof Konrad vom Jahre 1205 [Ried cod. 
Rat. I p. 289 ff.], der von KOnig Pbihpp in einer Urkunde, wahr- 
scheinlich vom August dieses Jahres [Böhmer Reg. K. Pliilipps 73] 
bestätigt wurde. Die Anordnungen, welche uns hier zunächst an- 
gehen, bilden im Original die zweite, in der Bestätigung [Mon. , 
Boica 29, 1p. 524 ff.] die erste Hälfte des Actenstückes. Es 
sind folgende: 

•1) De jure quoque et judiciis et aliis agendis in civilate — 
quicquid in ea simul vel singulariter habei^e debeant, ab hominibus 
eorum quos ad hoc procurandum deputaverint, sine Hte et con- 
troversia ulrique jus suum in hoc conservetur. Pretera conductum 
simul prestabunt et lucrum inde acceptum pariter divident. — 
CoUectas etiam super civitatem generales et lucra simul divident, 
hoc excef\lo, si homo episcopi vel ducis domino suo singulariter 
aliquid tribuat vel pro aliquo delicto bonis mediantibus ad gratiam 
suam redeat, in quo auxilium unius alteri necessarium non habe- 
tur, ita tamen quod dux exactionem faciat in hominem suum se- 
cundum consilium et moderationem ep. et ep. e conversb secundum 
Gonsihum ducis idem facere tenetur. Item de manifesto conflictu 
in civitate et de indicendo rerum venalium quaümncumque et de 
Omnibus unionibus quarumlibet venditionum modum simul statuent 
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et lucruni sinuil divideiit, et »eiiter sine altero vel alterius voluii- 
tate aliiiuid de bis statuet vel tnutabit vel remittet. Similiter de 
vendilione saiis diix quod statuerit de cunsilio episcopi ordinabit. 
Item de moneta Hatispoiieiisi quod nulla uuqnam post eam fiat, 
qiiüd si factum fuerit dux ad consiiium et velle episcopi prohi- 
bebit. 

Betiacbten wir diese ganze Stelle genauer, so umfassen die 
einleitenden Worte de jure et judiciis et aliis agendis in civilale, 
alle folgenden einzelnen Artikel in sieb, sie setzen also für diese 
alle fest, dass sie von den beiderseitigen bomines sine litc et 
controversia ausgefübrt werden sollen. Dann wird in den folgen- 
den Sätzen für Geleit, collectae, Friedensbrucb und die ganze 
Marktpolizei angeordnet, dabs alles diess „simul" verwaltet, und 
die Einkünfte „simul" getbeilt werden sollen. Ich weiss nitht, 
wie man eine gemeinsame Verwaltung durcb, aus beiden Diensl- 
mannscbaften zusammengesetzte Collegien deutlicher und präcis.er 
bezeichnen könnte. Selbst auf die einzelnen Leistungen des homo 
an seinen dominus wird diese Gemeinsamkeit in der Art ausge- 
dehnt, dass er nicbt ohne den Rath des anderen Herren ange- 
griffen werden solle. Es sind also die bomines beider Herren, 
so weit sie in der Stadt sitzen, unter den Schutz dieser Gemein- 
samkeit gestellt. 

Man kann nun zunächst eine solche Anordnung vielleicht als eine 
Singularität hinstellen, die eben unhaltbar war, und desshalb schon 
nach .wenigen Jahren erneuert werden musste [Arnold 1 p. 373]. 
Wir haben aber gesehen, dass in einzelnen Fällen allerdings eine 
solche doppelte Verwaltung in den Händen Eines Dienstmannes nicht 
unerhört war, sowie auch die Verwaltung Eines Amtes durch zwei 
bomines verschiedener Herren ebenfalls vorkam [s. oben p. 221 f.]. 
Diesen Analogien im Kleinen entsprechen die hier gegebenen An- 
ordnungen vcdlkommen: es i^l gleichsam eine gemischte Ministe- 
riahtät oder Officiahtät. Eine Urkunde, die Böhmer a. 0. wol 
mit Recht in nahen Zusammenhang mit der hier besprochenen 
bringt, regulirte das Eherecbt der beiden in Betracht kommenden 
Hofrechte: „si officialis epi, velut marscalcus, dapifer, pincerna, 
camerarius vel alter qinlibet uxorem de ministeriaUbus ducis duxe- 
rit, vel officialis ducis mir'sterialem episcopi duxerit". Böhmer 
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hat [a. 0. 72] diese Stelle nur auf die vier Hofämter bezogen, 
atptr offenbar deutet das „vel alter quilibet" eben auf jene anderen 
ofßciales hin, die wir oben p. 241 f. als den eigentlichen Bestand 
der städtischen Verwaltungen nachwiesen, und man kann so diese 
Urkunde eine Ergänzung jener stadtrechtlichen Bestimmungen 
nennen. 

Eine solche städtische, gemeinsame X)fficialität zweier Herren 
war nun zunächst allerdings nur Verwaltungsmannschaft, wenn ich 
so sagen darf. Aber in den Hofrechten war eben der Verwalter 
auch zugleich Berather, er hatte als oflicialis die Ehre und Pflicht 
des Raths [s. oben p. 104 u. 167]. Wird nun hier beständig an das 
consilium des einen Herren für die Handlungen des anderen re- 
currirt, so giebt es sich von selbst, dass die homines der gemein- 
samen Verwaltung eben die waren, deren consilium in solchen 
Fällen zunächst eingeholt wurde. Es wird wenigstens höchst wahr- 
sclieinhch, dass sie eben den Rath für die städtischen Angelegen- 
heiten bildeten. 

Gehen wir nun aber von dieser Gemeinsamkeit einer städti- 
schen Verwaltung auf ihre einzelnen Bestandtheile zurück, so war 
derjenige Theil, welchen die Herzöge von Baiern daran hatten, eben 
nichts anderes als das Burggrafenthum mit seinen ministeriis [Ar- 
nold I p. 373], das als Reichslehen in die Hände der Witteis- 
bacher gekommen. Wir haben hier also eine aus Reichsofficia-- 
len und Bischöflichen zusammengesetzte städtische Verwaltung. 

Wh" gehen jetzt zu dem weiteren Inhalte unserer Urkunde 
über, der vom Landfrieden handelt. Ich bemerke dazu nur, dass 
die Versicherung am Schlüsse des mitgetheilten Passus, keine 
Münze nach der Regensburger einzurichten , eben vom Herzog als 
Verwalter dieses Regals für das Herzogthum gegeben wurde. Sie 
leitet eben zuni folgenden Abschnitt über: 

2) De ordinalione vero pacis sie statuerunt in provincia, ut 
quicquid inter eos vel ipsorum eoadjutores vel utriusque ministe- 
riales emerserit — damnificatus sine talione 6 ebdomadis se con- 
tineat et conqueratur ep. si ducis est et e conyerso et plenariam 
recipiat satisfactionem. Si vero dampnificatus hoc transgreditur, 
quod pro dampno — dampnum fecerit, factum duplo restituat, 
et pro sibi illato nullam habeat emendationem. Sed si dampnifi- 
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catus sine talione injurias siias conqueritur et sacramentum calumnie 
preiuiserit, illc, in quem agitur dampnun) resUtuat testimonia.Mf)^- 
nienti trium denomiiiatonini et si negare voluerit simili modo ne- 
gahit. Item si agens in alium sacramentum calumpnie premittere 
noinerit, illc qui pro reo habetur, sola manu se poterit expurgare. 
Item si danmificans perlinacia vel paupertate satisfacere contemse- 
rit excommunicetur ab episcopo et a duce pröscribatur et a tali 
damnalione non liberetur nisi prius de excessibus dignam exhibeat 
satisfactiofiem. Talem enim ultra solam noctem vel prandium nui- 
lus in domo sna recipiat vel detineat, §ed qui eum detinuisse cui- 
patus fuerit et tertia manu se expugnare noluerit vel nequivcrit, 
satisfaciat pro ipso. — — De predictis ergo excessibus si aliquis 
coram ep. vel duce vel aliis judicibus quibus hoc commissum est 
conveneritsicut supra constitutum est et ipsi judices hoc judicare 
neglexerint vel noluerint ipsi pro eo quod non judicaverunt — 
loco rei infra dies 12 satisfaciant. 

Man könnte zunächst fragen, ob diese ganze Stelle eine un- 
mittelbare Beziehung auf die Stadtverfassung hätte. Arnold hat 
sie bei seiner Untersuchung ganz, unberücksichtigt gelassen. Ich 
glaube aber, dass es nur einer einfachen Zusammenstellung be- 
darf, um klar zu machen, dass die Urkunde Friedrich's IL von 
1230, in der Arnold die Ursprünge der Stadtverfassung nachzu- 
weisen sucht, sich unmittelbar auf jene herzoglich -liischöflichen 
Festsetzungen bezieht. Dort heisst es [Gengier Sladtr. p. 373 ff.]: 
„§ 2 item quicunque civis impetitur, quod de domo sua vel in 
domum suam aliquis sit interfectus, vel quod in ea servaverit 
proscriptum, propter quod domus sua destrui deberet, si esset 
verum, et actor causam ipsam prosequitur conquerendo sed pax 
eo tempore non esset in civitate jurata , sola manu se expurgabit. 
Si vcro cives pacem servare juraverunt, is qui reus putatur , tertia 
manu se purgabit, inter quos sint duo, qui dicuntur denominati. 
§ 3 Item nullus invadere debet domum alicujus civis vel res in 
ea sibi usurpare sine judicio civitatis. § 4 Similiter neque dux 
neque aller potens dominus debet domum alicujus civis post mor- 
tem ipsius vel ejusdem res infra civitalcm vel extra sibi usurpare, 
sed bona civium, domus et reliqua, suis heredibus relinquantur et 
quicquid domini vel alii quique contra heredes agere velint, illud 
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ordine judiciario prosequantur". Jede einfache Exegese wird den 
er^fp § dieser Stelle auf die Landfriedensatzüngen beziehen müs- 
sen, welche Bischof und Herzog in der angeführten Urkunde von 
1 205 so dicht auf die stadtrechtlichen Bestimmungen folgen Hessen. 
Man wird das um so eher müssen, da schon zwei Jahre nach 
jener Urkunde, König Philipp in einem Privile"gium für die Stadt 
der denominati und der Fälle erwähnt: „si nuUa tunc pacis forma 
statuta fuerit" und „si aliqua pacis forma statuta fuerft" [Mon. 
Boica 29, 1 p. 533]. Diese Erwähnung bildet das deutliche Mit- 
telglied zwischen der im Briefe von 1 205 und der im Privileg von 
1230. Es handelt sich eben um die Anwendung der Landfrieden- 
satzungen auf die civitates, und die beiden späteren Urkunden ge- 
ben diese nur zu „si cives pacem servare juraverunl", oder, wie 
die frühere sich vorsichtiger ausdrückt „si aliqua pacis forma sta- 
tuta fueril''. Von einer eigenthümlichen städtischen commuiiio im 
Französischen Sinne, wie Arnold [a. 0. p. 378 f.] annimmt, ist hier 
gar nicht die Rede, sondern nur von der Annahme eines Land- 
friedens der prQvincia von Seiten der civitäs. Der Herzog und 
der Bischof machen alle ihre homines und also auch die städti- 
schen judices für Nachachtung des Friedens verantwortlich, alle 
judices, quibus hoc commissum est. Die beiden Urkunden da- 
gegen von 1207 und 1230 machen diess von dem Umstände ab- 
hängig , ob die Stadt wirklich ihrer Seits den Frieden angenommen 
habe. 

Dieser Gegensatz zwischen dem von "den Fürsten festgestellten 
Rechte und dem städtischen gewinnt nun aber bei der näheren Be- 
trachtung eine ganz eigenthümliche Bedeutung. 

Die fürsthche Urkunde zeigte uns die ganze städtische Ver- 
waltung in den Händen gemeinsamer officiales, und allerdings 
treten diese auch in König Friedrich's Brief von 1230 deutlich zu 
Tage; „§ 10: major advocatus, qui tumbvogt vulgariter appellatur 
et potestatem habet judicandi a parle episcopi et ex parte ducis 
burggravius etc. § 10: tribus in anno vicibus cives — de volun- 
tale episcopi et ducis monetam intrabunt cum magistris ab epis- 
copo et duce ad hoc deputatis et denarios examinabunt et si qua 
in eis inventa fuerit falsitas praefati episcopus et dux judicabunt". 
Bemerke man wol, gerade über die Münze allein fehlte im fürst- 
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Vu'hvn Brl<'f<» die Angabc fil>(?r die gemeinsame Verwaltwig. Das 
Sladtreclit ergänzt mit den angeführten Worten diese Lücke. tJjQd 
eben diese iTkunde , die anf jene so entschieden Rücksicht niihtnt, 
erwähnt nichts nher eine selhst«indige Zusammensetzung der Be- 
hörde, sie nimmt nur für die Behörden, wie sie einmal sind, eine 
gewisse Selbständigkeit in Anspruch. Arnold schliesst aus den 
collect is et ahis, qüae ad usum spectant civitatis auf selbständige 
stadtische Angelegenheiten, aus diesen auf einen selbständigen 
Rath, und, weil er keinen dergleichen fmdet, macht er die deno- 
niinali des Landfriedens dazu. Dass dieses letztere ein Fehlgriff 
ist, haben wir eben gesehen [s. Hegel Allgem. Monatschrift 1854 
p. 183], aber auch über die collectae et alia, quae ad usum 
spectant civitatis hat er sich geirrt. Die oben [p. 225] ange- 
führte Strassburger Urkunde, welche die Stiftshörigen von Heer- 
und Hofsteuer frei erklärte, nennt diese Leistungen [IVürdtwein 
nova siibs. 7, 56] diversa publica servitia non debita, und be- 
zeichnet diese Steuerfreiheit als die ab publico civitatis jure oder 
ab omni jure fiscah. Wir haben gefunden, dass Heer- und Hof- 
steuer eben das Zeichen der Bürgerschaft waren: zu Augsburg ist 
Aufnahme in das Steuerbuch gleichbedeutend mit der in die Bür- 
gerschaft, Stadtbuch § 88 [Walch Beitr. 4 p. 112] und Heer- 
und Ilofsteuer geben die vollen Rechte bürgerlicher Selbständig- 
keit [,ebd. § 259 p. 266]. Sind also die denominati gewiss kein 
Rath, so sind die alia, quae ad usum spectant civitatis gar nicht 
nothw endig verschieden von den collectae, sondern die collectae 
gehören ebensowol zum jus fiscale imperii , wie zum publicum jus 
civitatis, ja die Hof- und Heersteuer ans Reich bildet das eigent- 
liche Zeichen des städtischen Bürgerthums. 

Arnold hat aber auch versäumt diesen coUectis in den älteren 
Stadtrechten weiter nachzugehen. „ Bemerkenswerth " sagt er 
p. 374 „ist die Definition, wer für einen Mitbürger der Stadt gel- 
ten soll : homines , qui communi jure eorum reguntur cum eisque 
consuetudines easdem in dandis collectis et aliis, quae ad usum 
spectant civitatis, observant." Diess steht im Briefe von 1 207, der 
von 1230 dagegen verpflichtet § 16 jeden „quicunque emendo et 
vendendo ritum nißgotiationis cxercuerit" mit Ausnahme der Kle- 
riker, zu den collectae, § 21 erklärt er: „quicunque residens'in 
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civitate impetitus fuerit, quod sit vogtmanii aliciijus et ille civis 
exy^us coUectas det nobis et episcopo tanquam alius civis nulla 
po^modum advocato servitia exhibebit per coactionem , sed tan- 
lummodo certum et ab antiquo determinatum servitium § 22. 
Item si homo, qui censualis dicitur, conlinuam fecerit in civitate 
residentiani , jiira civitatis conservando in dandis coliectis et aliis, 
quae a civibus statuuntur, nnlla postmodum exhibebit domino ser- 
vitia per coactionem sed tantummodo persolval censum, salvum 
tarnen in bis esse volumus jus ccclesiarum". 

Vergleichen wir hiermit die Sätze , die wjr aus dem Wormser 
und Strassburger Stadtrecht [oben p. 225] über die collectae 
gewannen , so ist also auch hier jeder , der ein Kaufgeschäft treibt,- 
pflichtig zu der Steuer. Was dagegen die censuales betrifft, so 
finden wir hier nicht so bestimmt wie zu Worms das Verhältniss 
der bischöflichen zu den städtischen Steuern angegeben , aber jene 
beiden §§ über den Vogtmann und censuahs zeigen uns doch 
durchaus dasselbe Princip, wie wir es überhaupt fanden. In Worms 
kaufte sich der censuahs durch die Hof- und Heersteuer frei von 
allen gezw ungenen Hofdiensten dem Herren gegenüber, und hatte 
nur dem Vogt die tria injussa placita zu leisten. Eben diese letz- 
teren meint das Regensburger Recht § 21 mit dem certum et ab 
antiquo determinatum servitium, und ebea die ersteren § 22 mit 
den servitia per coactionem. Wenn aber die fürsthche Urkunde 
von 1205 an die collectae generales und deren gemeinsame Er- 
hebung ausdrücklich den Fall anschhesst, dass ein homo episcopi 
vel ducis singulariter aliquid tribuat, so scheint mir daraus her- 
vorzugehen, dass eben die collectae generales zumeist von diesen 
homines gezahlt, und dass nur einzelne davon noch zu singulären 
Leistungen schuldig waren. Wie sich § 2 des Stadtrechts auf die 
Landfriedensordnung des fürsthchen Briefs, so beziehen sich ^/f0\ 
und 22 auf jene Anordnung der Fürsten über die collectae gene- 
rales und die besonderen Dienste. Ohne, wie dort auch die Für- 
sten zu nennen, suchen sie die Dienstleistungen auf die allgemei- 
nen Principien zurückzuführen, die wir überall anerkannt fanden, 
und die beer- und hofsteuerpflichtige Bevölkerung möglichst selb- 
ständig hinzustellen. Der Satz, dass diese eben die Bürgerschaft 
bilde , ist hier nicht direct ausgesprochen, aber wie er § 21 [coUectas 
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det tanquam alius civis] iudirect ganz deutlich vorliegt, so sucht 
das Stadtrecht diesen Steuerpflichtigen gegen alle übrigen Dienste zu 
sichern: § 4 [s. Gengh»r a. 0. p. 373 f.] schützt beim Tode sein &be 
gegen den Eingriff des Herren , und verweist die Ansprüche dessel- 
ben, also die Sterbfall fordern ng an das Gericht; § 6 lässt für den 
stadtischen Hörigen nach zehn Jahren Verjährung seiner Hörigkeit 
eintreten; § 10 beschränkt die Achtserklärung des Domvogts und 
Burggrafen auf ihr Vogtding, und diess auf drei Mal im Jahre für 
jeden, und § 9 verbietet dem Herzog ausser per sententiam suo- 
rum conciviuni gegen Burger zu verfugeh. 

Sucht der Fürstenbrief von 1205 durch die Vereinigung der 
beiderseitigen Ofßcialität, durch ein enges Bündniss der Herren 
und durch die Ausdehnung eines Landfriedensbündnisses über die 
Stadt ihre hofrechtliche Verfassung zu ordnen und zu sichern, so 
suchen dagegen die Stadtrechte von 1207 und 1230^ diese hof- 
rechtliclien Ansprüche möglichst bestimmt zu reduciren und die 
Ansprüche der Herren auf ein Minimum zurückzuführen. 

Wer aber ist es denn nun, der dabei an der Spitze der Stadt 
steht? 

Die denominati gewiss nicht, denn, sah Arnold in ihnen judi- 
ces civitatis, so waren es doch in Wirklichkeit nur besondere 
Eideshelfer der Landfriedenordnung. Ich weiss eben Niemand 
anderes zu nennen, als, wie der Fürstenbrief sich ausdrückte, die 
homines „quos ad hoc procurandum [für. die Verwaltung] ^epu- 
taverunt", wie wir auch § 11 des Stadtrechts die magistri, ab 
episcopo et düce ad officium monetae deputati fanden. Es ist die 
beiderseitige städtische Officialität, die im Fürstenbrief und im 
Stadtrecht an der Spitze der Verwaltung steht. Diese eigentliche 
Verwaltungsmannschaft [s. oben p. 1 66 IT.] muss wie anderswo auch 
hl#f im den Dienst daheim gefesselt gew esen sein. Die Absonde- 
rung von der übrigen Ministerialität erfolgte aber ofTenbar erst in 
der Periode unserer Urkunden. Noch 1205 in der Ordnung über 
das Ehe- and Erbrecht standen die übrigen officiales depen A^t 
4 Hofämter gleich [s. oben p. 261], und der Landfrleden, der 
sich so entschieden auf die Stadt beziehen sollte, nennt nur die 
coadjutores und ministeriales beider Herren. Darunter ist also 
offenbar ein Theil der cives begriffen, und diess können nur die 
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städtischen officinles sein. Das Stadtreclit dagegen scheidet § 9 
z>vis^eu den ministeriales und den cives. Es ist ehen die Ab- 
sonderung erfolgt, der städtische officialis, an seine Verwaltung 
gefesselt und desshalb zu Heer- und Hofsteuer pflichtig , hat sich von 
dem eigentlichen ministeriaUs gesondert und tritt, wenn auch noch 
a domino depulatus, an der Spitze der übrigen Steuenpflichtigen, 
Censualen wie hörigen Handeltreibenden, dem Herren und seiner 
Ministerialität vorsichtig, aber sicher entgegen. 

Bemerken wir w ol , dass das Sladtrecht von 1 230 bei diesem 
Bemühen die Interessen des Bischofs aufs Sorgfältigste berücksich- 
tigt: den letzten § über die Censualen schliesst es mit den Wor- 
ten: salvum tamen in bis esse volumus jus ecclesiarum, bei der 
Steuerpflicht der Commercirenden ist hinzugefügt: „exceptis cle- 
ricis, quos super talibus relinquimus episcopo corrigendos". § 21 
werden die collectae ausdrücklich als die des Königs und des Bi- 
schofs bezeichnet, und § 9 wird Jem Herzog ausdrücklich unter- 
sagt, auf seinen Hoftagen nicht allein über die cives, sondern auch 
über die minisleriales episcopi vor dem dritten Tage zu urtheilen. 
Doch diese Eintracht war bald gestört. Die berühmten Verfügun- 
gen gegen die Autonomie der Städte vom Winter 1231/32 [Böh- 
mer Reg. Friedrichs U, no. 699], sprengte auch hier diess Ver- 
hältniss, aber dessen Ausdrücke klären auch eben hier die Sache 
noch mehr auf; „sicut" heisst es dort [Pertz Leg. H p. 186] „re- 
troactis temporihus ordinacio civitatum et bonorum omnium, quae 
ab imperiah celsRudine conferuntur ad archiepos. et epos. pertine- 
bat, sie eandem ordinacionem ad ipsos et eorum officiales ab eis 
specialiter institutos perpetuo volumus pertinere". Ich urgire hier 
besonders die officiales ab eis specialiter institutos, sie werden ent- 
gegengesetzt den magistri civium seu rectores vel alii quilibet of- 
ficiales „qui ab universitate civium sine archieporum et ^tlttti 
beneplacito statuuntur". Es sind immer officiales, für die nun 
aber^ nicht etwa nur die Abhängigkeit vom Bischof, sondern die 
specielle Abhängigkeit, das specialiter constitui gefordert wird. 
Im Gegensatze zu diesem letzteren Ausdruck konnte immer der 
städtische officialis auch früher in einem hofrechtlichen Verhält- 
nisse , aber in einem freieren und lockereren gestanden haben. Wie 
es an einzelnen Stellen den censuales zugestanden wurde, sich 
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für die Erhebung von census und Stcrbefal] einen magister census 
aus ihrer eigenen Mitte zu wählen [s. oben p. §8], ebenso 
konnte ein magister civium, der nicht vom Bischof gewählt, doch 
als officiahs, als Mitglied der städtischen Verwallungsmannschaft 
hdfrechllich von ihm abhängig sein. Denn wenn Frjedrich II. 
1 245 die freie Bestellung der magistri civium seu rectores vel alii 
quilibet offjciales vor 1231/32 für eine althergebrachte Freiheit der 
Regensburger erklärte [Ried Cod. Ratisb. I p. 409], so fanden 
wir im Stadtrechte voi; 1 230 keine Spur davon , und in der fürst- 
lichen Urkunde von 1205 im Gegentheil die oiBciales von dem 
Fürsten, auch dem Bischof eingesetzt. Dieser Widerspruch aber 
erklärt sich am einfachsten durch die Annahme einer wirklich von 
dem Fürsten eingesetzten Verwaltungsmannschall, deren Mitglieder 
aber für die einzelnen officia, mit ^Ausnahme der Münze, nicht 
specialiter von den Fürsten, sondern durch die Wahl der Genos- 
senschaft bestimmt w urden. ßer König griff also durch solche 
Verfügungen ebenso in ein Hofrecht ein, wie Heinrich V., wenn 
er sich für den euizigen advocatus der Ministerialen von St. Maxi- 
min erklärte [s. oben p. 102]. Er hatte ein unmittelbares Inter- 
esse, "diess zu thun, weil die Hof- und Heersteuer ihm ebensowol 
wie dem Fürsten* zu Gute kam. Sie laber bildete zunächst den 
Hauptgegenstand der städtischen Verwaltung. 

Die von uns nach den Urkunden gegebene Darstellung gilt 
zunächst nur für das 13te Jahrhundert. Aber das Verhältniss, 
wie es hier erscheint, war das Resultat einer vorhergehenden Ent- 
wicklung: zwei Ministerialitäten , die eine des Bischofs, die andere 
des Herzogs als Burggrafen, so dicht neben und, man möchte 
sagen , zwischen einander geschoben , dass sie eben schliesslich 
sich zu Einer Genossenschaft mit gleichem Interesse und^ gleicher 
I^rffek zusammenschliessen. Beide haben unter sich ihren Theil 
an^Iünze, Markt und Gerichtsbarkeit, beide haben ihre^ drei pla- 
cita, also auch ihre Vogtleute oder censuales. Der eigentliche 
Punkt, der sie vereinigt, sind die Reichsteuern. Die Reichsteuer- 
pflichtigkcit vermischt in. dem einzelnen Dienstrechte den censualis 
und den Dageskalken, aber sie vermischt auch den censualis des 
einen mit dem des anderen, den* Dageskalken des burggräflichen 
mit dem des bischöflichen Hofrechts. Und mit ihnen allen, an 
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ihrer aller Spitze, steht, ebenso steuerpflichtig, der städtische of- 
ficialis, der sich von dein.kriegspflichtigen ministeriahs sondert. 

Fragt man nun, wo lag bei einer solchen Neubildung die 
eigentlich lebendig wirkende Kraft, so erinnern wir Folgendes: 

In Regensburg war das Burggrafenthum und seine ministeria 
siclitbarlich stärker geblieben , denn irgend wo sonst. Das Epis- 
kopat hat, wie es scheint, nicht vermocht sich wirklich nachhal- 
tig auszubreiten. Dieses Burggrafenthum und seine ministeria aber 
stammte eben unmittelbar vom Reich. Der praefectus und seine 
cives, der Graf und die Bürger der Burgstadt waren als sohhe 
Reichsbeamte, und das ganze Einkommen des R,eichs von der ci- 
vitas war in diese ministeria getheilt. Indem das Reich einzelne 
Theile der Stadtverwaltung und ihrer Einkünfte an das Episkopat 
gahf verringerte es dadurch den Geschäftskrfeis des Burggrafen- 
thums, wie wir ihn oben feststellten, in etwas, aber keineswegs den 
Bestand der ministeria, die bestehen blieben unter dem Bischof, 
wie sie unter dem Burggrafen bestanden, und im Ganzen musste 
die vereinte Ministerialität des Burggrafen und des Bischofs am 
Anfange des 13ten Jahrhunderts denselben Kreis von Geschäften 
enthalten, wie die des Burggrafen allein im Anfange des lOten. 
Wir haben nun gesehen, dass überall sonst die einzelnen Ein- 
nahmeposten zu beneficiis verschleudert wurden , nur in den Städ- 
ten nicht, im Gegentheil wurde hier der steigende Ertrag der 
Hof- und Heersteuer immer bedeutender, und diese Leistung selbst 
schützte den censualis und d«n Dageskalk gegen die gewaltsam er- 
zwungenen servitia, so dass er offenbar für das Lehenrecht ein 
weniger anlockender Gegenstand war als sein Standesgenosse auf 
dem Lande. 

Sowie aber die Heer- und Hofsteuer an Bedeutung gewann, 
musste sich durch dieses neue Blut, um so zu sagen, dMBke 
Reichsverwaltungsorganismus wieder beleben, und an einem orte, 
wo er trotz aller Verwirrung und Vermischung noch so mächtig 
war, wie in Regensburg, musste diese Officialität als Verwalterin 
der Geldsteuern an Bedeutung wieder gewinnen, was sie mit dem 
Verfalle des Naturalsystems verloren hätte. Der älteste Bürger 
war , nach unserer Meinung , Vertheidiger der Stadt und zugleich 
ihr Beamter gewesen. Um diese Burgstadt halten sich Vorstädte 
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gebildet mit geringeren Rechten, aber auch geringeren Pflichten. 
In Regensburg waren in der eigentlichen Kunigstadt wenig Kauf- 
leute, die Neustadt war ihr Quartier [s. oben p. 187]. Hier 
also stand die alte Bürgerschaft zur Kaufmannschaft im Verhält- 
niss des Altstädters zum Neustädter , und die AVeigerung der Kauf- 
leute sich an den coUectae zu betheiligen — Heinrich VII. trat 
ihr 1230 entgegen [Gemeiner Urspr. p. 74] — war die Weige- 
rung des Neuslädters, sich an den Lasten der Altstadt zu be- 
theiligen. 



h. Cöln. 

Wir sprechen zweitens von Cöln. 

Nachdem wir in Regensburg an der Spitze der Stadt eine ge- 
mischte Officialität zweier Fürsten getrolTen haben, werden die 
Thatsachen nicht mehr aufl'allen,. die wir im Beginn dieser Un- 
tersuchung zu constatiren Gelegenheit nahmen. Es ^waren fol- 
gende [oben Cap. 1]: 

a) Unter den viri illustres et tötius civitatis probatissimi, welche 
1149 den Bruderschaftsbrief der Bettziechenweber unterschrieben, 
finden sich Leute , die noch wenige Jahre später als Ministerialen 
der Abtei S. Pantaleon, und andere, die als Ministerialen des Erz- 
bischofs ausdrücklich erscheinen. Der eine derselben findet sich 
auch vor 1 1 49 als Ministerial von S. Pantaleon. 

b) Gleichzeitig mit dieser Erscheinung macht sich die allniälige 
Sonderung der Ministerialen von den cives oder burgenses in den 
Namenreihen der Laienzeugen bemerklich. 

.^.c) Gleichzeitig oder ungefähr gleichzeitig treffen wir in dem 
DB||^cchte den Ausdruck ofßciales curiae für die Minsterialen, 
die den laufenden Dienst des Hofes haben , und im Weisthum von 
1169 den Ausdruck ofßciales de Rigirzecheide für eine Genossen- 
schaft an der Spitze der Stadt. 

Diese Thatsachen zeigen uns nun, so viel ich sehe, einen 
ganz ähnlichen Zustand der Stadtverfassung zu Cöln , wie wir ihn 
für Regensburg aus der Urkunde von 1 205 kennen lernten , d. h. 
wir treffen an der Spitze der civitas eine zusammengesetzte Ver- 
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waltungsmannschaft , deren Absonderung von der eigentlichen Mi- 
nlsterialität sich erst alhnälig vollzieht. Der Ausdruck officiales 
de Rigirzecheide im Gegensatze gegen die ministerialischen officiales 
curiae bezeichnet eben jene aus verschiedenen Officialen verschie- 
dener. Herrschaften zusammengesetzte Genossenschaft, und der 
^ame der Rigirzecheide drückt das Selbstgefühl städtischer Mini- 
sterialengeschlechter gegenüber dem kriegerischen Dienslmanne aus, 
insofern jene dem Glänze des Hofs den ihrer eigenen reichen Ge- 
nossenschaft gegenüber stellten. 

Allerdings wird man gegen diese Rehauptung einwenden kön- 
nen, dass noch 1154 die habitatores ville S. Pantaleonis bis weiter, 
als ausserhalb der Stadt gelegen, frei von allen altstädtischen 
Steuern erklärt wurden [Lacomblet Urk. I p. 263], und dass da- 
her die Retheiligung der Ministerialen der Abtei an der Stadtver- 
waltung im Jahre 1 1 49 nicht wahrscheinlich sei. Es ist aber wol 
zu unterscheiden zwischen der villa und deren habitatores uni-' 
versi, cpii — wie die Urkunde sich ausdrückt — eorum viciniae 
jure tenentur und den anderen Resitzungen und Hörigen der Abtei, 
deren einige wir sogar urkundUch viel früher in der Altstadt Cöln 
nachweisen können [ebd. p. 160]. Das Gesammthoirtcht der 
Abtei konnte sich also sehr wol in die Altstadt erstrecken, wäh- 
rend das der villa ganz ausserhalb der Mauer lag. 

Diese Retheiligung einzelner Stifter an dem Stadtrechte giebt 
schon demselben einen eigenthümlichen Charakter. Dann aber 
kommt die Stellung des Erzbischofs den Rurggrafen gegenüber na- 
mentlich in Retracht bei einer weiteren Darlegung seiner Verhält- 
nisse. 

Der Cölner Erzstuhl hat, wie wir schon bemerkten [oben 
p. 136 f.], mit besonderem Erfolg die Redeutung des kirclükhen 
Rechts und der kirchlichen Strafgewalt auszudehnen gevvuaiHpn 
seinem Hofrechte fanden wir die wellliche Verfolgung des Tod- 
schlags und Mords auf das Strengste bedingt durch die Strafge- 
walt der Synode. In seinem Stadtrechte hatte er falsches Maass und 
Gewicht und Meinkauf an seine burdecani gezogen. Wie ganz 
anders ist diese Stellung, wie zu Augsburg, wo das älteste Stadt- 
recht dem Stadtvogte alle Rlutsachen unbeschränkt Überhess und 
dagegen die Civilsachen dem -Rischof. Eine ganze Reihe von Civil- 
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klagen sind hier direct in die Hände der Pfarrgeistlichkeit gerathen 
nnd gegen das Biutgericht schiebt die geistliche Gerichtsbarkeit 
allmäUg ihren beschränkenden Bann vor. Schon oben machten 
wir auf die Worle des Weislhunis von 1 1G9 aufmerksam: „Et ne 
judicio sanguinis macuiemur nos et nostri successores dicere de- 
bemus burggravio et scabinis ut diilgenter caveant ne reo vel actori 
injuria fiat". Noch merkwürdiger aber ist folgende Wendung des 
Üienstrechts. Nachdem § 7 das Verfahren gegen den Ministeria- 
len, der des Mords seines Genossen überwiesen, geschildert, er- 
klärt § 8 , dass bei der Forderung zum Kampf Seitens eines Reichs- 
ministerialen gegen einen erzbischöflichen , der Kaiser die Parteien 
vor den Erzbischof lasse und schüesst dann so: „quia hoc modo 
Imperator ministeriales Sti Petri non judicat, sed eos ad dominum 
eorum remittit, evidens est et manifestum, quod nobiles lerre Gel:, 
qiü jurisdictionem in locis et terminis suis habent, nulla ratione 
habent judicare ministeriales beati Petri de allodiis et de capiti- 
bus suis, sed si aliquid contra eos habuerint, quod vel personas 
vel aliodia eorum tangat, coram dno suo archiep. querimoniain 
de eis proponant et justitiam suam ibi prosequantur. Zur Zelt 
des Dienstrechts waren die Burggrafen aber entschieden nobiles 
[Arnold I p. 99 f.]. Jene Bemerkungen des Weisthums von 1169 
schliessen sich unmittelbar dem Satze an, dass in der Stadt das 
Kampfrecht dem Burggrafen gehöre. Sie versuchen also in ähn- 
licher Weise eine Einwirkung auf die burggräfliche Gerichtsbarkeit, 
wie das Dienstrecht , w enn es die monomachiae zwischen fremden 
und erzbischöflichen Ministerialen aus den terminis der nobiles ter- 
rae Coloniensis an den Erzbischof unmittelbar zu ziehen sucht. 

Gelang es dem Erzbischofe alle monomachiae seiner Mini^eria- 
lej^^uch die mit Fremden, an sein Hofrecht zu ziehen, so war 
ioIPpsem eben der kirchlichen Gerichtsbarkeit eine für den Kir- 
chenförsten so erwünschte Bedeutung gegeben. Die Anerkennung 
seiner hofrechtlichen Gerichtsbarkeit war nur der erste Schritt znr 
Ausdehnung seiner kirchhchen Strafgewalt. 

Diesem Bestreben entspricht nun offenbar in eigenihümlicber 

Weise die merkwürdige Stellung des sogenannten erzbischöflichen 

Vogts, denn wirklich ist er [s. oben p. 239] nifr scheinbar ad- 

^vocatus, in, Wahrheit, seinem früheren Namen und seiner Thätig- 
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keit nach scultelus oder villicus. Dass er als solcher mit der 
Blutgerichtsharkeit Nichts zu thun hatte, hegt auf der Hand. 
Während zu Regensburg def Burggraf und der Domvogt neben 
einander jeder seine tria placita hatte, der eine für die cen^uales 
des Königs, der andere für die des Bischofs, spricht das Cölner 
Weisthum die tria placita und auch das de hereditatibus dem Burg- 
grafen zu und dem advocatus ab und das Dienstrecht weisst aus- 
drückhch dem sogenannten advocatus das Amt zu „reditus curtium 
ep. colUgat et conservet". > Von allen Seiten kann also über den 
ursprüngüchen Zweck dieses Amtes gar kein Zweifel sein. Dieser 
reine Verwaltungsbeamte, der Cölnische ministerialis im Sinne des 
Wormser Dienstrechts [s. oben p. 238 f.] und früher nur scultetus 
archiepiscopi genannt, hatte den Titel des advocatus angenommen i 
und beanspruchte nun neben dem Burggrafen das Recht die Vür- 
gezimmer zu brechen und den placitis legitimis vorzusitzen. Diese 
Ansprüche, die das Weisthum von 1169 ausdrücklich zurückweist, 
waren offenbar nur eine aus dem Namen gezogene Consequenz und 
würde man den Namen geändert haben, hätte man nicht diese 
Consequenz im Auge gehabt? 

Eine- solche Absichtlichkeit entspricht zu gut jener eben an- 
gedeuteten Richtung, um den Verdacht derselben von der Hand 
zu weisen. Suchte das Hofrecht alle Sachen der Ministerialen an 
den Erzbischof zu ziehen, und dadurch den nobiles, auch dem 
Burggrafen seine Gerichtsbarkeit zu begränzen, so schob die stille 
Metamorphose des scultelus in einen advocatus allmäUg den An- 
spruch weiter, wie überall auch hier dem advocatus die tria le- 
gitima placita zu überlassen. Halten wir dazu die Thatsache, dass 
gleichzeitig die untere Marktgerichtsbarkeit von den burdecani be- 
ansprucht und auch gewonnen wurde , so sehen wir die g[jpwe 
städtische Rechtsverfassung von den verschiedensten Seiten'litis 
durch die erzbischöfliche kirchliche Gewalt angegrilfen und be- 
droht, t 

Grade solche Bemühungen des erzbischöflichen Stuhls mussten 
aber eine Ausbildung der städtischen Behörden zu der Form för- 
dern, wie \yir sie oben constatirt haben. 

Beanspruchte der Erzbischof für alle Streitigkeiten zwischen 
seinen Ministerialen und denen anderer Fürsten die unbeschränkte 

Nitzsch, Gesch. d. Stauf. Per. I. lg 
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Gerichtsbarkeit, so wurden dadurcU namentlich nicht allein die 
Jurisdiction des Burggrafen, sondern auch alle Ilofrechte bedroht 
die mit dem crzhischöflichen in der Stadt dicht zusammengränz- 
ten. Beanspruchte sein Villicus oder MinisteriaUs unter dem ganz 
unmotivirten Titel eines Vogts die tria placita, so ging damit das 
(ileichgewicht der hofrechtUchen Gewalten zwischen Villicus und 
Vogt verloren , das [s. oben p. 86 IT.] für die Sicherheit der cen- 
suales wie der ganzen familia so wichtig war. Diese Gefahr war 
um so drohender, da das Dienstrecht im officium ministerialis auch 
den eigentlichen Verwalterstand unmittelbar in den Hofdienst zu 
ziehen suchte [p. 107]. 

Man braucht nur die Stellung der officiales de Rigirzecheide 
genauer zu betrachten um in ihr diejenige Combination zu ßnden, 
welche allen diesen Gefahren gegenüber geeignet war, der Aus- 
dehnung der erzbischöflichen Gewalt einen Damm entgegenzu- 
stellen [s. oben Gap. l]. 

Sie vereinigten in sich ofßciales des Erzbischofs und der ver- 
schiedenen Stifter , und sonderten allmälig den eigentlichen ritter- 
lichen ministerialis für den Felddienst aus sich aus. Dadurch ent- 
zog die Genossenschaft sich dem kirchlichen Einflüsse, den der 
Erzbischof auf Grund des Dienstrechts auszuüben gesonnen war. 
Zugleich aber bildete sie für die städtische Verwaltung die ge- 
meinsame Behörde aller daran participirenden Herrschaften. Wie ' 
zu S. Maximin sich allmälig [s. oben p. 101] mit der Hebung 
der Dageskalken auch die MinisteriaUtät ausbildete und ein Schöf- 
fenthum schuf, das den Vogt beschränkte und wie dann wieder 
neben diesem Schöffenthum der geschlossene Rath der Ministerialen 
als Stand trat, so auch hier, nur in etwas andrer Weise. Die 
hülsten , die ritterlichen ministeriales sondern sich aus , erst neh- 
m^ sie die eigentlichen Beamten mit, aber deren Bedeutung 
schwindet ausserhalb der Stadt, innerhalb derselben sind es die- 
jenigen Ministerialen, die nicht Feldministerialen sind, eben die 
eigentlichen Beamten, die nun aus verschiedenen Hofrechten ver- 
einigt, ein Schöfl'enthum bilden. 

Das foro rerura venalium studere machte den Dageskalken pflich- 
tig zu Hof- und Heersteuer, und war eben desshalb unvereinbar mit 
dem cottidie servirc und diesem entgegengesetzt. Der censualis seiner 
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Seits mhlie diese collectae , um das Recht zu haben serviendi €ui- 
cimque veht [s. oben p. 232]. Auf diesem Wege konnte in jedem 
Hofrechte ein Theil der familia sich fast ganz von dem täglichen 
Dienste und von allen ausserordentlichen servitiis emancipiren. So 
weit* die Steuerpflicht reichte, reichte zu Strassburg die städtische 
Gerichtsbarkeit des bischötlichen scultetus, nur der ministerialis 
und sein Haus, nur der Hausdiener, der Dageskalk im engsten 
Sinne ist davon eximirt [s. oben a. 0.]. Aber diese Exemtion von 
der Steuer und von der Gerichtsbarkeit flnden wir in der Alt- 
und Neustadt [s. oben p. 225]'. In Cöln sind die Steuern auf die 
Altstadt beschränkt, aber sie sind in dieser off'enbar viel weiter 
vorgedrungen, das Privileg der villa St. Pantaleonis [s. oben 
p. 235] unterscheidet nicht zwischen Dageskalk und mercator, die 
EinSchliessung in die Stadtmauer, so erklärt es, wird die inhabi- 
tatores auch unter die collectae bringen. Es darf uns das auch 
ein Zeugniss sein für die grosse Entwickelung des Verkehrs, die 
in der Altstadt die ganze Bevölkerung ergriffen und nur kleine 
Reste von wirklich dienstbaren und daher steuerfreien familiae an 
den Stiftern zurückgelassen haben mochte , so dass die ganze Be- 
völkerung tier Altstadt zu den collectae pflichtig erschien. Die 
Ausdehnung der Steuerpflicht schliesst die Lockerung der Hofrechte 
die Hebung der Dageskalken, der Censualen in sich. Ein solcher 
stätiger , unaufhaltsamer Prozess der Lockerung des einzelnen Hof- 
rechtes, der Amalgamirung einer neuen städtischen Bevölkerung gab 
den offrciales eine höhere und freiere Stellung. Eine Reihe von 
solchen , darunter der telonearius des Erzbischofs und ein Ministe- 
rial von S. Pantaleon als viri probatissimi civitatis [s. oben p. 19 f.], 
garantiren und bezeugen die Bildung einer fraternitas von Hand- 
werksgenossen , die entschieden foro rerum venalium Student [La- 
comblet Urk. 1 p. 25t]. Dieser einzelne Fall aus ihrer ält^ten 
und frühesten Periode charakterisirt sie hinreichend, ihre Zusam- 
mensetzung und ihre Thätigkeit. 

Diese officiales nun de Rigirzecheide ernennen die magislri 
civium, die nach einer Eidesleistung ihr Amt antreten [ebd. \l 
p. 249] und bei dieser Gelegenheit erhalten sie und die abtreten- 
den^magistri ein servitium [ebd. und p. 250]. Ihr Versammlungs- 
local ist (lie domus civium und dort fassen sie Beschlüsse, bei 

18* 
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denen allerdings im ]3ten Jahrhundert der Erzhischof ehi'Bestä- 
ligungsrecht heanspruchte [ebd. p. 246]; die magislri civium und 
die officiahfs, die majores civitatis legen die servitia und Steuern 
auf die Kaufleute [ebd. p. 245]. Aus ihnen endheh ergänzen sich 
die scabini und der Burggraf bestätigt sie. Die scabini sind ihm 
pflichtig , sobald er es verlangt sogleich oder innerhalb dreier Tage, 
ein lirtheil zu finden, oder 60 solidi zu bruchen [Lacomblet I 
p. 303]. Und hier tritt der Unterschied zwischen einer Entwicke- 
lung, wie wir sie zu St. Maximin nachwiesen und der einer Stadt 
wie Cöln besonders deuthch zu Tage. Dort trat das Schöffenthnm 
der ministeriales immer deuthcher hervor. Es trat in Censussachen 
als Instanz über den viUicus, im eigentlichen Dienstrechte als Auc- 
torität neben den Vogt und an dieses Schöfl'enthum schloss sich 
dann wieder die richterliche Bedeutung der ganzen Genossen- 
schafl an. 

Das Cöiner Dienstrecht des Erzbischofs giebt aber nicht dem 
Ministerialen das SchöfTenthum wie ein Recht, sondern es befreit 
ihn davon wie von einer Pflicht. 

Das Weisthum von 1169 befiehlt dem Officialenschöfl'en: „sca- 
binus Coloniensis de quacunque sit causa requisitus a*dicto bur- 
gravio de sententia — sententiam ferre debet" das Dienstrecht da- 
gegen gesteht dem Ministerialen zu „omnium ministerialium beali 
Petri nullus sententiam archiepiscopo dicet praeter soluni advoca- 
tum Coloniensem si opus fuerit, si presens non fuerit sententiam 
dicet alius ministerialis beati Petri , de qu(t eam archiepiscopus re- 
quisierit [Fürth Minist, p. 513 § 5]. 

Diese Stellen legen, glaube ich, einen Knotenpunkt der gan- 
zen Entwickelung dar. 

Wir haben oben [p. 200] darauf aufmerksam gemacht, wie 
das Schöff'enthum für den censualis eine Last war, hier tritt nun 
besonders deutlich zu Tage, wie auch die ritterlichen Ministeria- 
len die VerantwortUchkeit einer solchen richterhchen Thätigkeit, 
wenigstens die stehende Verpflichtung zum Rechtsfinden als eine 
Last mieden. Sie musste um so schwerer erscheinen, wenn der 
steigende Wolstand und Verkehr einer städtischen Bevölkerung die 
Rechtsfälle zahlreicher und schwieriger machte. Denken wir uns 
das Durcheinander der verschiedenen Hofrechte, aus denen von 
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hier und dort der immer selbständigere raercator und censualis 
mit dem ursprunglichen Ungenossen zusammentraf, so , war hier 
der Rechtsfinder des einzelnen Hofrechts immer von Neuem durch 
die schwierigsten und unklarsten Fälle in Anspruch genommen. 
Sowie der kriegerische ministerialis daher diese Verpflichtung von 
sich ablehnte, fiel sie zunächst eine Stufe tiefer auf die Schulter 
der ofßciales, die nicht curiae waren, und diese waren nur da- 
durch im Stande, dieser Verpflichtung nachzukommen, indem sie 
sich aus allen verschiedenen Hofrechten zu einem „gemeinsamen" 
SchöfiFenthum im Sinne der Regensburger Verwaltung vereinigten 
. und sich dem Rurggrafen anschlössen. 

Denn allerdings war die Stellung des Rurggrafen von einer 
ganz besondern Redeutung für diese Entwiekelung. 

Der Rurggraf stand noch nach dem Weisthum von 1 1 69 selb- 
ständig mit seinem Rann neben dem Erzbischof „una'nobiscum" 
sagt dort der Erzbischof „bannum judicii ab imperio tenet, in 
quo banno talis est vis, quod sicut et nos proscibere poterit illos 
qui de jure fuerint proscribendi et etiam poterit proscriptos ab eo 
in jus suum in quo prius fuerunt restituere". Man braucht gar* 
nicht, wie die Urkunde thut, den Wortlaut des Rurggrafenbanns 
hinzuzufügen , um zu sehen , dass wir es hier wirklich mH einem 
ganz selbständigen und unabhängigen Richter zu thun haben, der 
— so sind die Wort^ — „bit minin banne" und nicht wie der 
advocatus „bit mines herren banne" bannt. 

Aber betrachten wir, was diese Theilung des Rannes zu be- 
deuten hat? Es ist das doch etwas ganz anderes, als wenn der 
Rurggraf nur den Bann als Vasall des Rischofs vom Reiche hat, 
dann würde auch er bei „seines Herren Bann" zu bannen h^ben. 
Wir haben schon oben [p. 219 f.] darauf aufmerksam gemacht, wie 
in den einzelnen Privilegien immer der Gedanke wiederkehrt, dass 
für den Bischof überhaupt das Judicium sanguinis eine Verunreinigung 
des Episkopats sehi würde. Doch zeigte sich die Art und Weise 
wie die Rischöfe dieses Hinderniss zu umgehen suchten, in den 
verschiedenen Städten sehr verschieden. Wir werden später sehen, 
dass in Augsburg alle wirklichen Rlutsachen ganz beim königlichen 
advocatus bleiben. Wenn Arnold I p. 107 es unbestimmt lässt, 
ob die Rischöfe dort „in den vollen Resitz der Gerichtsbarkeit ge- 
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kommen", so ist das entschieden nicht der Fall gewesen. Noch 
in dem späteren Stadtrechte z. B. § 364 [Walch a. 0. p. 340] 
steht der Vogt als Richter über dem Bischof. Im älteren Strass- 
hurger Rechte heisst es ausdrucklich § 11 „habet autem [scultetus] 
potestatem cogendi et constringendi judicatos, quam vocant ban- 
num, non ah ep. sed ah advocato. Iliäm enim potestatem, quae 
spectat ad sanguinis effusionem — ecclesiastica persona nee ha- 
bere nee dare debet. linde postquam episcopus advocatum po- 
suerit imperator ei bannuni id est gladii vindictam in hujusmodi 
damnandos — tribuit". Es hegt auf der Hand , dass nach dieser 
Deduction dieser advocatus „mit seines Herren Bann" nicht 
bannen konnte, denn sein Herr hatte eben keinen Bann. Und 
ich glaube, dass ursprunglich ebensowenig der Cölner Erzbischof 
einen Bann hatte, weil eben sein advocatus [s. oben p. 272 f.] über- 
haupt gar kein advocatus, sondern nur ein scultetus war. Ja das 
Cölner Dienstrecht, das, wie wir sahen [p. 136 f.] keine monoma- 
chia kannte, kannte auch keinen welthchen Bann, sondern nur 
eine sehr eigenthümliche Form des kircldichen Banns, den es an 
die Stelle der weltlichen proscriptio setzte. Diese beiden Thatsa- 
chen auf der Seite des Erzbischofs und auf der Seite des Burggrafen 
die, dass er seinen Bann ganz unabhängig vom Reiche besitzt, 
scheinen es mir vollständig zu erhärten, dass wirklich nicht allein 
der Burggraf ursprünglich der einzige Blutrichter in Cöln war, 
sondern dass auch das Cölner Erzbisthum um die Mitte des 1 2 ten 
Jahrhunderts durch eine ausdrückhche Verleihung überhaupt noch 
nicht den Blutbann für die Stadt erhalten hatte. So auffallend diess 
für ein Erzbisthum sein rauss, das wahrscheinlich schon sehr früh 
in Besitz herzogUcher Gewalt kam [Ficker, Engelbrecht der Heil, 
p. 223 ff.], so entschieden treffen wir doch grade in Cöln den 
Gedanken politisch entwickelt, dass die Vereinigung welthcher Rich- 
tergewalt und geistHcher Würde unvereinbar sei. 

Hatte nun aber das Erzbisthum Cöln ausserhalb der Stadt eine 
so bedeutende weltliche Gewalt und war es ihm dagegen bis zum 
12ten Jahrhundert innerhalb derselben nicht gelungen, den Blut- 
bann zu gewinnen ja hatte es sich veranlasst gesehen , wegen die- 
ses Mangels in seinem Dienstrechte den geistlichen Bann an die 
Stelle des weltlichen zu setzen, so erscheint gerade die Stärke des 
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Burggrafenthums als der Hauptgrund dieses merkwürdigen Verhält- 
nisses. Das Weisthum von 1 169 spricht keineswegs dem erzhischof- 
lichen Vogte den Blutbann ab , es behauptet nur die Unabhängig- 
*keit des burggräflichen Banns. Es gestattet dem Vogt alle mögliche 
Gerichtsbarkeit nur die tria placita legitima und das placitum de 
hereditatibus für die Altstadt spricht es ihm ab und dem Burg- 
grafen zu. I 

Grade aber die Angaben eben dieses Weisthums , mit denen des 
Strassburg er zusammengehalten, haben uns [oben p. 152 f.] deut- 
lich gemacht, dass der Burggraf ursprünglich königliches Haupt 
der Burgstadtverwaltung war und dass diese einen wesentlich hof- 
rechtlichen Charakter trug. Wir haben das Judicium de heredita- 
tibus als hofrechtiiches buwedink erklärt [s. oben p. 120 f.] wie wir 
ein solches auch in der Pfalzstadtverfassung von Frankfurt trafen, 
und die placita legitima desshalb auch als Censualengerichte genom- 
men haben. Nach dieser Annahme würde schon das Bestehen des 
Burggrafenamtes als Beweis zu betrachten sein, dass hier noch 
bedeutende Reste jener alten königlichen Verwaltung sich erhalten 
hätten. Und dass dem so war, scheint mir auch aus einem an- 
deren Grunde sehr wahrscheinlich. 

Die Verleihung der nona der Reichseinkünfte eines Orts an 
die Kirche war eine Form königlicher Mildthätigkeit, die wir im 
Uten und 12ten Jahrhundert wiederholentlich angewandt finden. 
So besass das Bamberger Capitel die nona der Bopparder Wein- 
berge, [Mon. Boica 29, 1 p. 282] was man^ glaub ich, von dem 
Eigenthum einiger Weinberge dort unterscheiden muss [ebd. p. 
124], so das Capitel zu Frankfurt die nona der königlichen pro- 
ventus in Ingelheim, Geresheim, Nierstein und Tribur [Boehmer 
cod. Moenofr. I p. 22 und 42] , so hatte St. Simon und Judas zu 
Goslar eine Zeit lang die nona der dortigen königlichen Fiscalgüter 
[Boehmer Reg. Heinrichs IV 1773], und so verlieh Heinrich IV 
1063 an Erzbischof Anno „nonam pecuniae nostrae partem unde- 
cunque adquisitam" zur jährlichen Theilung zwischen sämmtlichen 
Klöstern der Metropolis [Lacomblet 1 p. 128]. Böhmer führt den 
Inhalt der letzteren Urkunde [a. 0. 1763] mit den Worten an: 
„H. schenkt dem Erzbischofe und — den Klöstern von Cöln den 
neunten Theil seines Geldes** Lacomblet [a. 0.] setzt dagegen „den 
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neunten Theil aller Reichsgefalle ziir jährlichen Vertheilung'*. Dass 
es sich nun wirklich um ein jährliches Einkommen handelt, dafür 
scheinen die Worte „ut hec nostra regalis muniflcentia stabilis et 
inconvulsa per succedentium momenta temporum permaneat" un- 
widerleglich zu sprechen. Eine einmalige Vertheilung aus dem kö- 
niglichen Schatze hätte nicht einer solchen Bestätigung wie die Ver- 
leihung eines Grundbesitzes bedurft. Sollte aber andrer Seits 
wirklich hier von einer Uebertragung des Neuntels aller Reichsge- 
fälle die Rede sein? Sollte Adalbert von Bremen, den die Ur- 
kunde ausdrücklich nennt, zu einer so exorbitanten Maassregel 
wirklich seine Zustimmung gegeben haben? . Möchte die Urkunde 
zunächst nur. geheim gegeben und für spätere Zeiten zurückge- 
legt werden, sollte nicht Adalbert selbst^ ja jeder halbwegs ver- 
nünftige Mensch, und also auch Anno eingesehen haben, dass sie, 
wenn sie endlich bekannt wurde, die ganze Reichsministerialität zum 
erklärten Gegner der Stuhls von Cöln machen musste? Mit Einem 
Worte,, in dieser Ausdehnung verstanden, ist die Urkunde eine so 
exorbitante und alles Maass Obersteigende Verfügung, dass wir uns 
nach einem anderen Sinne umsehen müssen und da diess eine ein- 
maUge Vertheilung aus dem küniglichen Schatze dem Wortlaute nach 
nicht sein kann, so giebt es keinen anderen Ausweg als den, die ganze 
Urkunde eben auf Cöln zu beziehen und auch die pecunia un- 
decunque acquisita von dea Reichsgeföllen dieses Platzes zu ver- 
stehen. 

Dass die Reichsteuer, die Hof- und Heersteuer für die Alt- 
stadt im I2ten Jahrhundert einen sehr bedeutenden Posten erge- 
ben musste, haben mr oben schon erwähnt [s. p. 234], Ausser- 
dem können wir jedenfalls die Fürgezimmer und den Judenschutz, 
die 1169 noch dem Burggrafen gehörten, die Hälfte der Mühlen, 
die noch 1375 der Erzbischof nur zur Hälfte besass [Lacomblet 
111 p. 668] zu den Einkünften des Reichs unter der Hand des 
Burggrafen zählen. Dass die Reste eines solchen Einkommens 
unter der Hand eines so mächtigen Burggrafen auch einen Rest 
der alten Burgstadtministeriahtät erhielten, scheint mir unzweifel- 
haft, und wenn wir die offlciales de Rigirzecheide in der domus 
civium ihre Beschlüsse fassen sehen, so traten dort die vereinig- 
ten ofäciales der verschiedenen Hofrechte mit den alten Burg- 
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stadtburgern der königlichen Verwaltung in die Verbindung, welche 
ihre gemeinsamen Interessen anriethen. 

Arnold 1 p. 415 erwähnt des Titels fideles imperii, welchen 
Otto IV und Friedrich II, und des Titels nobiles, den ihnen Fried- 
rich II, Richard und Rudolph, sowie des Prädicats illustres, das sie 
sich schon 1149 [s. oben p. 18] selbst beilegen. Ich füge noch 
hinzu, dass Rudolph von Ems im Guten Gerhard [ed. Haupt Z. 836] 
den Kaiser die Rürger von Cöln „ir herren" anreden lässt. Obwol 
die Stadt nach Arnold hiernach „schon reichsunmittelbar erscheint" 
so dürfen wir doch seiner Meinung nach, diess Verhältniss „noch 
nicht für ein festbegründetes halten, da es an jedem rechtlichen 
Ausdrucke der Reichsunmiltelbarkeit fehlte. Der Kaiser ernannte' 
keinen Richter, er hatte die Stadt noch nicht einmal in seinen und 
des Reiches Schutz genommen. Gerade die alte Freiheit und Selbst- 
regierung der Bürger, die keiner Befreiung von bischöflicher Herr- 
schaft , keiner kaiserlichen Privilegien bedurfte , war dem Uebergang 
der Stadt in die Zahl der freien Reichsgemeinden hinderlich" [ebd. 
p. 415]. 

Giebt man aber zu, dass der Titel fideles imperii auf ein 
Ahhängigkeitsverhältniss zum Reiche hindeutet, so ist es jedenfalls 
die „Freiheit und Selbstregierung der Bürger" nicht, die dieser 
Annahme entgegensteht, denn die officiales de Rigirz. waren, wie 
wir gesehen haben, nicht freien, sondern dienstmännischen Stan- 
des. Wird aber nun ein solcher Verein von Dienstmannen als 
fideles imperii bezeichnet, so Hegt der Schluss nahe, dass eben 
Reichsleute einen so bedeutenden Theil dieser Genossenschaft bil- 
deten , dass hier pars pro toto genommen und die ganze Genossen- 
schaft desshalb mit ihrem Namen genannt wurde. Man wird uns 
vielleicht einwerfen, dass gar keine Spur davon vorliege? Aber 
würden wir aus dem Regensburger Statut von 1230 von der dienst- 
rechtlichen Zusammensetzung der Stadtbehörde eine Vorstellung er- 
halten, wenn nicht der Fürstenbrief von 1205 uns dieselbe bestimmt 
erkennen Hesse? In Cöln fehlt uns eben eine solche Urkunde, 
die uns noch deutHcher als die Namen der probatijssimi viri ci- 
vitatis eine solche Zusammensetzung erkennen Hesse, die uns na- 
mentlich bestimmt die ofticia imperii zeigte, ohne welche die fide- 
les imperii nicht zu denken sind. Da wir aber wissen, dass die 
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viri illustres et probatissinü civitatis, die ofliciales de Rigirz. Dienst- 
leute verschiedener Dienstrechte befassten, so dürfen wir die Reichs- 
ofYicia , die wir im Besitze dieser Genossenschaft finden , ohne dass 
wir von einer Uebertragung an die Stadt oder an ded Bischof Nach- 
richt haben , zunächst als solche erklären , die seit dei; alten Burg- 
stadtverfassung in den Händen der Burgministerialen gewesen und 
gebliehen waren. Dass z. B. der telonearius unter den Schöffen 
vorkommt, ist för uns wie für Arnold [ä. 0. p. 412] kein Beweis, 
dass das Amt damals schon vom Erzbischof an eine freie Rürger- 
schafL , die wir überhaupt in Abrede steilen müssen , übergegangen, 
der telonearius als ofßcialis ,des Erzbischofs konnte sehr wol zu 
den ofuciales.de Rigirzech. gehören. Ein anderes aber ist es mit 
den Münzern, die wir 1252 [Lacomblet Urk. 11 p. 206 u. 203 f.] 
als die communitas campsorum Colonjensium, qui husgenoze dicun- 
tur kennen lernen. Arnold [p. 272] hält sie und die Regensburger 
Münzer für Altfreie. Ueber die Regensburger Verhältnisse haben 
wir oben [p. 263 f.] gesprochen; „die Unabhängigkeit der Cölner 
Münzer" sagt er selbst , „war mehr factischer als rechtUcher Natur, 
da die Münze ebenfalls stiftisches Lehen war". Man*wird bei ge- 
nauerer Erwägung jedoch nicht recht veretehen, wie ein für den 
ganzen Verkehr so wichtiges Institut, der Gegenstand beständiger 
Eifersucht und Streitigkeit, in den erblichen Genuss einer freien 
Genossenschaft kommen konnte, wenn der Erzbischof wirkUch das 
ganze Lehen rechtlich besass. Die Selbständigkeit der erblichen hus- 
genozen dem Erzbischof gegenüber, ihr eigenes Siegel, ihre eigene 
Gerichtsbarkeit erklären sich viel einfacher durch die Annahme, 
dass bei Uebertragung der Münzeinkünfte die ofticia monetae nicht 
mit übertragen waren d. h. dass die husgenozen Reichsleute blie- 
ben, als der Münzertrag erzbischöflich wurde. Eine solche Er- 
klärung ist beim telonearius nicht statthaft, weil hier eben aus- 
drücklich das Ganze an den Cölner Erzbischof übertragen war 
[s. oben p. 216], hier aber scheint sie doch unendlich viel näher 
zu liegen , als die fabelhafte Vorstellung einer „ahfreien Genossen- 
schaft" im Besitze eines erblichen ofßciums. 

Die Verbindung der übrigen städtischen officiales mit denen 
der alten königlichen Verwaltung,' wie wir sie annehmen, musste 
jenen eine wachsende Stärke verleihen. Eine solche Verbindung 
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fand einen besonderen Hall in dem allen Privilegium, auf welches 
das Weislhum von 1169 zurückgeht. Hier waren die wizzehl dinc. 
die legitlma placila und das placitum de heredilalibus allein dem 
Burggrafen innerhalb der Altstadl vorbehallen. Er allein hatte 
die monomachia. Diese alte Urkunde kannte überhaupt keinen 
Vogt, sondern nuf einen Schultheissen des Erzbischofs .in der 
Stadt, ja die Art und Weise wie das Dienstrecht den Zweikampf 
und den weltlichen Bann umgeht, zeigt uns deutlich die Bemühung, 
die gesetzliche Einmischung einer fremden Gewalt auf ausserordent- 
lichem Wege zu vermeiden. Diese fremde Gewalt, das scheint uns 
nicht zweifelhaft , war der Stadtburggraf, der somit innerhalb der 
Stadt als der alleinige Blutrichter und Vogt aller städtischen Dienst-* 
rechte anerkannt war. Mit der Abhängigkeit von ihm als Vogt 
war aber auth ,das Recht seiner famiha, in diesen placilis zu ur- 
lheilen anerkannt, denn diess hing wesenthch zusammen. Ein 
erzbischöflich -dienslrechthcher Spruch von 1171 [Lacomblet a, 0. 
1 p. 307] erklärt ein praedium frei ab omni exactione advocati 
tam illius de V. quam illius de L. — ita quod nee familia de V. 
nee familia de L. quicquam super hoc praedium statuere — - ha- 
berent. 

Hier war also, innerhalb der Altstadt, schon längst eigent- 
lich des Königs Bann Grundlage der einzigen gesetzlichen Voglei, 
wie er es zu St. Maximin erst im 12ten Jahrhundert wurde [s. oben 
p. 101]. Und damit war gleichzeitig das Schöffenthum der allen 
burggräflichen oder königlichen oföciales anerkannt. Sowie die 
Bedeutung der königlichen Einkünfte durch die wachsende Heer- 
und Hofsteuer stieg, musste auch die Wichtigkeit dieser Aemter 
und ihres SchölTenthums steigen. Der städtische pfficialis des 
einzelnen Hofrechts sah, wie wir oben zeigten, mit der Zunahme 
der königlichen Steuer die innere Entwicklung seines Hofrech Is 
stiU stehen, er sah andrer Seils den' Felddienstministerialen sich 
abschhessen zu einem neuen Adel und in den Händen dieses Adels 
die Einkünfte der alten Verwaltung als Lehen seinem Einflüsse ent- 
zogen. Eben jener neue Adel wälzte die Last des Schöff^Bnlhums 
auf die Schultern dieser seiner früheren Genossen. Gedrängt durch 
die steigende Bedeutung und Verantwortlichkeit des Schöfl'enthuras 
fanden daher die städtischen officiales ihren natürlichen Heffer und 
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Genossen in dem alten Bür^'cr oder Stadtburgministerialen der 
königlichen Verwaltung, der von vorn herein für die ungebotnen 
Dinge des Burggrafen, der alte Schöffe der verschiedenen Dienst- 
rechte war. Dieses weltliche Bündniss war um so erwünschter, 
je mehr das Ei^bisthum Miene machte, jene unangenehme Vogtei 
durch l^irchenrechtliche Institute zu umgehen, aber das Verhältniss, 
das sich so gestaltete, musste natürlich eine eigenthümliche und 
schwer zu bestimmende Doppelseitigkeit haben. Auf der einen 
Seite tritt der Charakter der Abhängigkeit vom Reiche, auf der 
anderen die vom Erzslifte zu Tage — nirgends dagegen eine wirk- 
hch unleugbare Spur einer freien Gemeinde. Ein und dieselbe 
Urkunde nennt die Bürger fldeles imperii und die Stadt eine Stadt 
des Erzbischofs [Arnold I p. 416 IT.]. Die Umschrift des Stadt- 
siegels „Sancta Colonia Romanae ecclesiae fidelis fiha" deutet nach 
der einen, nach der anderen Seite das bekannte Wort: „halt vast 
am rieh, du Cölnischer buer". 

Diese Doppelseitigkeit der Bezeichnung, die Arnold a. 0. aus 
den Urkunden in einer ganzen Reihe von Beispielen nachgewiesen 
hat, war durchaus dem doppelten Verhältnisse entsprechend, und 
wenn er meint: „Und doch kann nur Eine Bezeichnung die wahre 
sein" , so hat er eben dadurch eingestanden , dass seine Vorstel- 
lung von rein bischöflichen oder rein königlichen Städten durch- 
aus unzureichend ist, die königliche und die bischöfliche Gewalt, 
des Königs und des Bischofs Hofrecht waren eben hier so wun- 
derbar in einander gewachsen, dass jeder in gewissem Sinne die 
Stadt seine civitas nennen konnte. 



i. Augsburg. 

Nach Cöln wird es am zweckmässigsten sein, Augsburg ins 
Auge zu fassen, die Schicksale des Burggrafenthums hier sind von 
denen des Cölner so vollständig verschieden, dass gerade dieser 
Gegensatz besonders lehrreich erscheinen muss. 

Arnold hat diese Verfassung nur nach dem Inhalte des ältesten 
Stadtrechts [Mon. Boica 29, 1 p. 327] dargestellt. Ich benutze 
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dazu das spätere Stadtrecht, wie es sich bei Walch Sammlungen 
Theil 4 in einer zwar schiechten und interpoürten Recension 
vorfindet, da mir der von Freiberg besorgte Abdruck nicht zur 
Hand ist. 

Schon das älteste Stadtrecht zeigt uns den Burggrafen als 
einen bischöflichen Beamten wie auch den Münzer, der Bischof 
soll nur Einen Burggrafen ernennen „ministerialium , urbanörum 
et totius popuü civitatis petitione". Es werden ausserdem [s. oben 
p. 228] gewisse Rechte festgesetzt, die die Gewerke der Bäcker, 
Mezger, Sülzer und Brauer dem Burggrafen leisten und von ihm 
erhalten. Auch in dem späteren Stadtrechte § 364 fl". sind die 
Bäcker und Mezger, dann aber noch die Futterer, Höker und 
Schenkwirthe , dem Burggrafen besonders untergeben. Nur mit 
seiner Erlaubniss darf der Bürger Oel, Heringe, Feigen, Aale und 
Hausen auf dem Markte en detail verkaufen. § 26: Mit Einem 
Worte, wir trefl'en hier jenen alten burggräflichen Detailverkehr, 
den wir nach den Angaben des Strassburger Stadtrechts [s. oben 
p. 153] als einen wesenthchen Zug der älteren Burgstadtver- 
fassung zu betrachten hatten. Hiermit im Zusammenhange steht 
es, dass der Burggraf zunächst Bussen hat „niht.nober denn ze 
5 SchiUing" § 10. und dass er „soll rihten umb aUe kauff und 
was' zu klag von kauff'en komt aun um den fürkauff'en" § 369, 
und „wo ein burger klagt hinz dem anderen um gülte oder ein 
bürger hinz einem gast oder ein gast hinz einem bürger und ein 
gast ^ gen dem andern um heimsteur die verbürget sey" § 370. 
Er ist also der eigentliche Handelsrichter. Dessenungeachtet ist 
ihm aber die Polizei des Engrosverkehrs ganz entzogen; unter 
dem Vogte, der diese zum Theil §§ 27 fl"., und desshalb auch 
die Weinträger unter sich hat § 40, stehen eine Reihe von Ge- 
werken, wie z. B. die Weissmauler, Rindschuster, Flösser und 
Fischer. 

Fragen wir nun, wie sich dieses eigenthümhche Verhältniss 
gestaltete, so tritt uns da zunächst entgegen, dass das spätere 
Stadtrecht dem Burggrafen § 10 verbietet, er „sofl ouch keinen 
saz setzen über die hepnar aun die ratgeben", und § 364 wieder- 
holt für die Höker „sie sollen halten all die sätze, die dieburger 
getunt, da der burggraf bei ist über alles daz sie veil haben es 
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sey lipnar oder ander ding und soll ein burggraf das der stat 
sleit haben und niht ablan aun ir wort". Nach § 221 [Welch a. 
0. p. 223] ist lipnar eben nichts anderes als Victualien . „es seyen 
hüner, eyer, käss, milch, schmalz, rübe und obst und öl — und 
alles wildpret", so dass wir also hier sehr lebhad an jene kö- 
niglichen Privilegien erinnert werden, die den mercatores urbium 
regaUum die Gerichte über die victualia verleihen [s. oben Cap. 5, 6]. 
Es könnte sich freilich dabei fragen , ob die institores urbium re- 
galium — denn so werden die negotiatores oder mercatores auch 
genannt — nicht eben gerade die Höker, Schenk- und Stall wirlhe 
wären, doch treten die eigenthümHchen Verhältnisse der letzteren 
Classe zu den eigentlichen Bürgern und Kaufleuten in unserem 
Stadtrechte so deutlich hervor, dass über die Bedeutung jener alten 
königlichen Verordnungen, werden diese auch nicht ausdrücklich 
auf Augsburg bezogen , nach diesem Stadtrechte gar kein Zweifel 
sein kann. Die Bürger werden bestimmt von den, dem Burggrafen 
untergebenen , Gewerken unterschieden ; wenn die Höker Burggraf 
und Bischof umsonst um Schutz angehen,' „so soll sie ein vogt 
»schirmen mit der burger rat, wan sie mit den burgern legen und 
heben", d. h. steuern § 364. Dagegen wird den Bäckei:n aus- 
drücklich verboten, in der Stadt Korn zu kaufen, es draussen 
zu backen und dann das Brot wieder einzuführen „wan sie mit 
der stat weder heben noch .legen, thät es aber jemand darüber 
das müst er mit des burggraven willen tun, der ist der stat steur 
schuldig, dass er mit ir heben und legen soll" § 366. Auch das 
Augsburger Recht hält den Grundsatz aufrecht, „dass ein jeglich 
mann der hie ze Ausspurg sitzet und kauffet und verkaufPet der 
soll dienen als ein ander burger mit stür und mit allem dienst 
hinder wem er sitzet" § 67. Unter dieses Recht gehörte also 
der Bäcker, der nur in der Stadt sein Korn kaufte und sein Brot 
verkaufte, nicht. Er war an den Markt gebunden und sollte sich 
daher der unmittelbaren Marktcontrolle niemals entziehen, was da- 
gegen dem, der kaufet und verkaufet, gestattet war. Und hier, 
soweit ich sehe, haben wir den eigentlichen Unterschied zwischen 
dem Verkehre der alten burggräflichen ofticia auf der einen Seite, 
und dem kaufmännischen Verkehr auf der anderen. Die Höker, 
die mit der Stadt steuern, haben sich dieser vollständigen Ab- 
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hängigkeit dadurch entzogen, aber ursprünglich wird man alle of- 
ücia, die unter dem Burggrafen standen, dahin rechnen müssen. 
Indem sie an den Markt gebunden waren, wurde dadurch aliein 
eine scharfe und ununterbrochene ControUe möglich, die um so 
nolhwendiger war, als Höker und Obsthändler [Walch a. 0. p. 343], 
Weinschenker, Bäcker und Fleischer eben den Victualienkleinhandel 
in Händen hatten. 

Das königliche Recht, was nun die judicia de victualibus den 
negotiatores in die Hände gab, erkannte den Unterschied zwi- 
schen diesen und den burggräflichen ofßciis an [s. oben a. 0.]. 
Die negotiatores steuerten mit der Stadt, überall war die eigent- 
liche Kaufmannschaft steuerpflichtig. Wo der Kaufmann daher die 
judicia de victualibus und % ^^r Brüchen erhielt, war diess der 
Anfang einer kaufmännischen Gerichtsbarkeit über den Höker und 
die anderen Amtleute. So ausgebildet ist in Augsburg die Sache 
nicht, nicht die Kaufleute, sondern die Bürger haben nicht die 
Gerichtsbarkeit selbst, sondern nur die Feststellung der nöthigen 
Polizeiordnungen für den Kleinverkehr mit dem Burggrafen, und 
zwar zuvörderst für den Victuahenhandel. 

Die Gewichte für den Kleinverkehr, wie überhaupt alles Ge- 
wicht „wer mit wagen oder gelöth umgeht , [Walch a. 0. p. 45], 
sollen ally gemacht sin nach des münzmeisters gelöt und — mit 
des münzmeisters stempfei gemerkt^^ Der Münzmeister ist ein 
bischöflicher Beamter, aber „wo man die gestempten gelöt also 
niht recht fmdet, daz heisset falschi gelöt und soll es der vogt 
rihten nach falschheit relit" [ebd. vergl. p. 39 f.]. 

Ebenso hat der Burggraf allerdings [s. oben p. 285] über 
Heimsteuer zu richten, aber über un\erbürgte der Vogt, „es hat 
ouch noch der vogt noch der burggraf noch nienfian andeVs zti 
richten — in der münz — wan der bischof und sin münzmeister" 
§ 16, aber „wen der bischof seine münze heisset verschlaen — 
mit gutem Rath — so soll der vogt die Sturmglocken heissen leu- 
ten und — die alten pfennige verbieten". 

Man sieht, das Verhältniss ist zunächst diess: die allen Ver- 
kehrsinstitute, die Münze und ihr Recht, die burggräflichen officia 
und ihr Marktrecht, sind alle zusammen in die Hände des Bischofs 
gerathen, der „obrister burggrav ist" § 264. Hier kann kein 
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Zweifel sein, däss Münze und Marktrecht, Burggraf und MUnz- 
roeister vom Könige wirklich an den Bischof übertragen sind. Es 
ist weder , wie in Hegensburg , eine Tbeilung der Gewalten zwischen 
Burggraf und Bischof und eine Vermischung derselben, noch je- 
.ner unklare und unentschiedene Gegensatz wie zu Cöln. Aber 
oflenbar hat die burggräfliche Gewalt in des Bischofs Händen einen 
ganz anderen Charakter angenommen. Jener Grundsatz „ne lua- 
culemur sanguinis judicio", der in Cöln das Hofrecht so eigen- 
Ihümlich umgestaltete, der dort entschuldigen sollte, dass der 
Bischof nicht des Burggrafen Herr sei [s. oben p. 277 f.] , dies^ 
Grundsatz hat hier dem bischöflichen Burggrafen alles Blutgericlit 
genommen und ihm nur diejenige Gerichtsbarkeit gelassen , welche 
die Kirche verwalten mochte, ohne 't)lutige Hände. Die andere 
Gerichtsbarkeit ist in den Händen des Vogts und der Richter. 

Die Bedeutung des Vogts ist nun aber nicht so leicht festzu- 
stellen. Arnold nennt ihn [I p. 107] Schutzvogt über Stadt und 
Kirche, und ündet keinen Unterschied darin, „ob del* oberste Vogt 
von dem Bischöfe oder von dem Herzoge ernannt wurde, da wr 
auch in den anderen Städten sahen, wie der Vogt- Burggraf Ifolz 
der Ottonischen Privilegien, thatsächlich ein kaiserlicher Beamter 
blieb". Aber nach unserer Darlegung [oben p. 219 f.] bezogen sich 
die Ottonischen Privilegien keineswegs überall auf den Blutbann, 
im Gegentheil blieb dieser aus kirchlichen und politischen Rück- 
sichten immer noch einem königUchen Beamten vorbehalten. Der 
Augsburger Vogt aber ist immer des Königs Vogt geblieben , noch 
am Schlüsse des 15len Jahrhunderts trat er activ als solcher auf 
[Jäger Gesch. der Stadt Augsburg p. 36 u. 89]. ' Allerdings sucht 
ihn das ältere Stadtrecht [Arnold I p. 110 f.] auf möglichst enge 
"GräHzen einzuschränken, er soll nur zu den drei legitimis placitis 
in die Stadt kommen , und für die bischöfliche Jurisdiction vnvA 
beansprucht: „omnis satisfactio in civitate bonis redimenda^ 
Kann nun kein Zweifel darüber sein, dass der Augsburger Vogt 
immerdar nicht ein vom Könige beliehener bischöflicher, sondern 
durchaus ein unmittelbar königlicher Vogt war, so ist offenbar 
auch hier in gewissem Sinne eine Tbeilung vorhanden, zwischen 
dem Vogte und dem obersten Burggrafen, dem Bischöfe, wie 
zwischen dem Burggrafen und dem Bischöfe zu Regensburg. Das 
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Auffallende dabei ist, dass die königiiche Gewalt, die hier neben 
dem Vogte noch eine ganze Reihe von officiales behielt [s. oben 
p. 240.f.], es nicht vorzog, überhaupt das Burggrafenthum , wie 
zu Regensbui^, in den Händen ihrer Laienvasallen zu lassen. 
Wesshalb schuf sie statt dessen eine Vogtei, deren Eigenschaften 
^um Theil die des ursprünglichen Burggrafen waren? 

Ich habe schon oben [p. 21 8 f.] darauf aufmerksam gemacht, 
dass in dem älteren Stadtrechte der Abschnitt „et hec est urbana 
justicia", der dem „de justicia advocati" vorhergeht, offenbar 
auf eine Censualenbevölkerung Rücksicht nimmt, die zu den tria 
legilima placita des Vogts pfilichtig war, und dass, wenn der Vogt 
des Königs Vogt war, auch diese censuales seiner placita könig 
liehe sein niussten. Jener Abschnitt, die urbana justicia, lautet 
so: „Et hec est urbana justicia. Si quis curtile annum et diem 
^ine contradictione possederit, quod de cetero nullius inpeticioni 
respondeat, nisi hoc inpetitor probaverit, quod causa hostilis ne- 
cessilatis vel inopiae absens proclamare non potuerit, vel quod 
nondum annum discrelionis non habuerit. Item quicunque jus ci- 
vitatis nactus est, nulius eum impetere debet de jure proprietatis 
vel beneficii nisi secundum urbanorum justiciam. Item si censua- 
lis talem habet uxorem quod filii ejus ecclesiae sunt et censualem 
nuromum dederit et ad tria legitima placita advocati venerit ultra 
non est injuriandus nisi quod in fine vitae suae ad curiam Opti- 
mum jumentum dabit et vestimenta, in quibus operari solebat 
praeconi suo et quisquis ei hanc justiciam infringet, episcopus ejus 
defensor erit et ubicunque census deciderit, totum quod habet in 
episcopi potestate erit". Das letzte Item dieses Passus verstehe 
ich also so: Ein Censualis, der so verheirathet ist, dass seine 
Kinder an die' Kirche fallen, hat seinem eigenen Herren, also nicht 
der Kirche zu leisten den Zins und die drisi Dinge, und ist von 
diesem seinen Herren zu nichts weiter zu zwingen [non ultra in- 
juriandus] , als dass bei seinem Sterbefalle sein bestes Vieh an des 
Herren Hof, und seine täglichen Kleider an seinen praeco fallen. 
Bricht ihm jemand diess Recht, so ist der Bischof sein berech- 
tigter defensor. Wird, der Zins hinfälhg in irgend einer Weise, 
d. h. also, giebt er selbst entweder das Verhältniss zu seinem 
bisherigen Herren auf, oder kann er den Zins nicht zahlen, wo 
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sonst der Herr im dritten Jalire in seine Habe greifen durfte [s. 
oben p. 88] , so kann weder im letzten Falle der Herr in seine 
Habe greifen, noch im ersteren er selbst ein neues Recht ein- 
gehen, sondern totum quod habet in episcopi potestate erit. 

Die so besprochenen censuales gehören nun offenbar einer 
Censualenschaft an, die nicht der Kirche gehört, und zwar einer 
königlichen, da es der königliche Vogt ist, von dem das Stadt- 
recht sogleich weiter fortfährt. Auf diese königlichen Censualen 
sind dann nun aber auch die vorhergehenden Items am einfach- 
sten zu beziehen. Das jus civitatis, was darin erwähnt wird, tritt 
nicht, wie Arnold [1 p. 110] meint, als „der Begriff Stadtrecht in 
seiner persönUchen Beziehung als Vorrecht der Bürger^ bestimmt 
hervor, sondern es ist das Burgrecht, dessen Entwicklung im spä- 
teren Stadtrechte vorliegt, in seiner ersten Gestalt Diese erste 
Gestalt finde ich § 22 des Stadtrechts [Walch a. 0. p. 50]: „Das 
sint die recht, die der zollner hat an dem eygen, die in der stat 
ze burchrecht liegen , die sullen im zins geben ally Jar an S. Mi- 
chaelstag als der zoller darkumt — . Git man im in des ersten 
Jars-und des anderen Jars nit, das enschadet jenem nit der das 
aigen hat. git er aber — sinen zins — von dem dritten Jar und 
von den ersten zweyen, so ist er ledig vor dem zollner. — Ver- 
säumt aber der daz aigen hat daz er den zins ze den dreyen Jaren 
versezzen het daz er dem zollner nit worden ist — so ist im das 

aigen zinsvellig und ledig . So hat der zollner des gewalt 

daz er tor und tür niderlegen soll an dem aigen und soll die je- 
i\er niht wider anhenken unz er dem zollner sin reht davon gil. 
Brach aber jener das so git er dem vogt 5 Schilling und soll der 
vogt dem Zollner rihten luii sin weylos". Dieser §, überschrie- 
ben von den burgzinsen , wird noch erläutert durch "*§ 329 [Walch 
a. 0. p. 320]: „Alle die eigen, die in die ehaflen nicht hörent 
und doch zu burgzins ligent' — die hant das selb recht als die 
eygen, die in den burgzoll gehören". Auf diese eygen also he- 
zieht sich zunächt der Satz: „si quis curtile annum et diem posse- 
derit etc.". Ich vergleiche damit folgende Salzendes Wormser 
Dienstrechts [Schannat-a. 0. p. 44, 2]: „si autem aliquis nian- 
sus in manum ep. judicio judicum pervenerit — loci minister cui- 
cumque mansum illuni dederit, hie postea haeres firmus sit, si 
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autem postea aliquis vcnerit post 2 annos aut 3 aut phires et 
dicat: ego sum haeres, pauper cram, orphanus eram, non liabiü 
qui me pasccret, ideo extra patriam ivi — constituimus: Qnia 
prius nullus heredum — supersessum jus emendare voluisset, ille 
primus haeres sit, qui a minislcriali haeres eirectus est^. Diese 
Worte verdeutlichen uns die des Augsburger Rechts : „nisi — pro- 
baverit, quod causa hostilis necessitatis vel inopiae ahsens procla- 
mare non poluerit vel quod nondum annos discretionis habuerit^^ 
Die urbana justicia oder das jus civitatis desselben, ist eben das 
Burgrecht als Zinsrecht der städtischen Censualen. Und diese 
städtischen Censualen , jeder unter seinem praeco , wie die Worm- 
sischen unter dem minister loci , sind es , auf welche sich im äl- 
teren Stadtrechle die Thätigkeit des Vogts hauptsächlich bezieht. 
Die curia, an die ihr Besthaupt föUt, ist des Königs Hof, und ihr 
praeco ist ein officialis des Königs [s. oben p. 237]. Ihr ma- 
gister ccnsus [s. oben p. 88] ist hier der Zöllner, und dieser als 
solcher auch nothwendig des Königs ofliciahs. 

Mit Einem Worte, während die officia der alten Pfalzburg 
und ihre moneta namenthch mitsammt dem Burggrafen an den 
Bischof kommen, ist eine curia mit einem grossen Bestände von 
censualcs zu Burgrecht in den Händen des könighchen fiscus ge- 
blieben. Das ganze Hofrecht der alten Pfalzstadt, das wie jedes 
Hofrecht [s. oben p. 82 u. 89] aus Dageskalkgi und Censualen be- 
stand, ist in zwei Hälften zerlegl; die eine, die eigentlich hörige 
ist dem Bischöfe zugefallen, die censualischc dem Könige ver- 
blieben. 

Bis zu dieser Trennung stand, nach unserer Annahme, der 
Burggraf an der Spitze der ganzen Verwaltung, zugleich ober den 
officiis der Dageskalken und tlber den placitis legitimis der Cen- 
sualen, mit dem Marktgerichte und dem Blutbanne. Wie man 
aber an die Trennung ging, nahm man dem Burggrafen das Blut- 
gericht und die placita, und ernannte einen Vogt, der nur zu den 
drei gebotenen Dingen, oder auf ausdrückliches Ersuchen in die 
Stadt kommen und dort nur urbanorum justicia richten sollte. 
Damit erreichte man zweierlei : Der Bischof , allerdings ohne Blut- 
gericht, ward, soweit möglich oberster Richter der Stadt; wir haben 
gesehen [s. oben p. 220] , wie er im älteren Stadlrechte jede salis- 
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fadio bonis rediiiienda vor sein Ueclit zieht, und wie iui spjilereii 
[s. p. 285] der Burggraf das gauze Handelsrecht in seiner Hand 
behalten. Die königlichen (^ensnalen dagegen ihrer Seits, brauch- 
Icn nicht mehr im Burggrafen einen Vogt zu fürchten, der, ihnen 
Uiglirh in gefährlicher [Nahe, unmittelbar unter ihnen sass. So 
lange der Bischof in der Stadt das alte Verhältniss der burggräf- 
lichen oflicia als höriger festhalten konnte, bedurfte er kaum eines 
sttUigen advocatus. Ja , da der advocatus nur königlicher Vogt und 
von einem Domvogte wie zu Regensburg nicht die Rede, so konnte 
zunächst der Gedanke sein, die bischoßiche familia in der Stadt 
fin* ab omni jurisdictione advocati absoluta zu erklären [wie z. B. 
Kindhnger Horigk. p. 214. Lappenberg Urk. 1 p. 338]. 

So lange die censuales des Burgrechts nur einfache Bauern 
auf ihrem Eigen bheben , bedurften sie nicht der Ausbildung wei- 
terer Behörden und Institute. Wie an roaucheu Stellen dieser 
Stand sich jeder Last einer ausgebildeten Recbtsverfassung, des 
Schöfl'enthunis und ausserordentlicher Gerichtstage zu entziehen 
suchte [s. oben p. 93 u. 99], so wol auch bier. Das ältere Stadt- 
recht erkennt das Bestliaupt und den Sterbefall an, der censuaiis 
desselben steht also noch auf der niedrigsten Stufe seiner Enl- 
wickelung. Wir treflen ausser dem Vogte in ihm die praecones und 
(he justicia urbanoruin erwähnt. Die praecones erscheinen auch 
imter den könighch^n ofiiciales neben dem niagister civiuni und 
den cives [s. oben p. 237]. 

Die Weibel oder praecones des späteren Stadtrecbts entspre- 
chen nun dem vilhcus mancher Ilofrechte, die eben ausdrücklieh 
zum Schutze der Gensualen und der HeiTschaft als die nolhwen- 
digen Beisitzer jedes Gerichts anerkannt sind [s. oben] p, 87]. 
„Man soll mehr wissen- heisst es § (58 [Walch a. 0. p. 95] „dasz 
die weibel und ihr kneht alle tag so geriht ist by den richleni 
suUen sin an dem geriht, darum dasz es ir recht ist von alters 
her und gerichts helfen sollen einem jeghchen manne nach sinem 
rechte, wan es von ir fürbot darkomt und sullen auch von dem 
gepicht nicht kommen diewil die burger sizend, es wer dan als 

var dass etwa der ricbter einen sanle durch gerichtsnot . 

Und sollen auch niendert sizen under den burgern weder weibel 
noch kneht, wan an den ortern da gol nit mer leut hat, miigen 
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aber si mit gesilzen so «ollen sie slan". Dieser Artikel zeigt uns 
nicht allein die Weibel als anwesend in allen städtischen Gerich- 
ten, sondern gleichzeitig auch die „burger" als die eigentlichen 
Inhaber dieser Gerichte, wie im älteren Stadtrechte der advocatus 
an die urbanorum justicia gebunden erscheint und die urbani ne- 
ben den ministeriales, dem Capitel und dem totus populus civitatis 
dem Bischöfe gegenüber gestellt werden. 

Diese Burger nun, die über die Censualen mit dem advoca- 
tus zu Becht sitzen, die mit den ministeriales die Ernennung 
eines Burggrafen und Burg- oder Stadtpfarrers beantragen, waren 
es auch, die mit dem Burggrafen über „lipnar und andere ding" 
[s. oben p. 285 f.] Satzungen aufrichteten. 

Jede Censualenverwaltung mit ihrer curia, ihrem Zinse und 
ihrer Steuer forderte einen Bestand von officiales , das Burgrecht 
von Augsburg auch , da es seinem bisherigen Burggrafen entzogen 
und dem Könige nach wie vor erhalten wurde. Den Zins fanden 
wir in der Hand des Zöllners, den niederen Dienst der Gerichte 
in der Hand des Weibels, die Steuer aber wird von den Bürgern 
gesetzt, vom Weibel mit erhoben § 70 ^ doch bildet gerade die 
Art und Weise dieser Erhebung § 92 eine beständige und schwie- 
rige Aufgabe der städtischen Verwaltung. Es gab also schon für 
die Censualengemeinde ein altes Bedürfniss und einen alten Be- 
stand von Beamten und von Geschälten, die den Beamten an 
die Stadt fesselte, vom Felddienste fern hielt, mit einem Worte 
ihn zu jenem Verwaltungsdienstmannen machten, den wir als 
den eigentlichen Kern der Bürgerschaften betrachten. Die 
ofüciales, denen Konradin [Mon. Bo. 22, p. 221] noch An- 
weisung ertheilte, die Privilegien der Geistlichkeit zu schonen, 
die urbani, an deren justitia der advocatus gebunden war und die 
Bürger, in deren Gerichtsitzung der Weibel sich nicht setzen darf, 
sind offenbar der Complex jener königlichen Beamten. So lange 
der Bischof den Vogt so fern halten konnte , wie noch im älteren 
Stadtrechte der Fall ist, musste für diese älteste Bürgerschaft der 
Bischof entschieden die grösste Auctorität sein. Die annales Augu- 
stani [Pertz Scr. HI p. 1 24 ff.] , allerdings eine Arbeit der Augs- 
burger cannonici , stellen die Stadt immer als ganz bischöflich dar, 
die Vorstädte heissen [p. 130] sanctae Augusten sis ecclesiae subur- 
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baiia, die Aiigiisteiises ziehen filr die Rechte Unserer lieben Frauefi, 
der Donikirche, ins Feld [p. 127], bei Verwüstung der Stadt wer- 
den nur die Verluste an Kirchen und an bischöflichen Gebäuden 
erwähnt [p. 131]. Die cives erscheinen keineswegs bedeutend und 
die Stadt, die sich mit neuen Kuxhen und Klöstern füllt [p. 129], 
lijillt wiederholentlich durch der Bürger Unachtsamkeit in feindliche 
Gewalt. Am Anfange des 12ten Jahrhunderts waren der Bischof 
und seine Vögte Herren der ganzen Verfassung, und das Capitel sah 
sich [ebd. p. 135 f.] genöthigt, gegen die bischöflichen Vögte 
beim König Heinrich zu Regensburg Schutz zu suchen, dessen 
Urtlieil dann die placita legitima für die Capitelleute an bestimmte 
Dingslätten auch zu Augsbtirg fixirte und für jede derselben 
nur Ein placitum im Jahre gegen bestimmte servitia erlaubte 
[Mon. Bo. 29, 1 p. 329]. Diese Spannung zwischen Bischof 
und Capitel musste die Macht der Augsburger Kirche wesentlich 
schwächen. Es ist diess gerade die Zeit , wo auch sonst [s. oben 
p. 241 IT.] das Umsichgreifen der Vasallen und Vögte die alte Kircb- 
hche Verwaltung afQcirte , und den Gegensalz zwischen dem städ- 
tischen Beamten und dem belehnten Felddienstmanne entwickelte 
[255 f.]. 

Auch in Augsburg scheint von da an die königliche Ofliciali- 
tat der civitas im entschiedenen Fortschritte gegen die bischöfliche 
Verwaltung. Das ältere Stadtrecht ist so reich an eigenthümlichen 
Zügen, die wir im späteren wieder weiter entwickelt finden, dass 
seine Aechtheit , uns wenigstens, unzweifelhaft erscheint, aber ge- 
rade die Art, wie es dem königlichen Spruche von 1104 ange- 
fügt ist, zeigt, dass es bestimmt war, durch di^ spätere Aufzeich- 
nung bestimmter Rechte jene ältere Anordnung in ein weiteres 
Licht zu setzen. Bestimmt der königUche Spruch das Recht der 
Stiftsvogtleutc dem Bischöfe und den bischöflichen Vögten gegen- 
über, so setzen diese folgenden Statute das Recht des Bischofs 
für die civitas auseinander, und zwar für die ganze civitas, sie 
zeigen also seine Gewalt, die dort in seinen Vögten wesentlich be- 
schränkt war, hier nach einer anderen Seite in voller Entwicke- 
lung. Doch daneben heben sie nun das Recht der königlichen 
censuales und ihres Vogts bestimmt hervor, um nicht -etwa die 
bischöfliche Gewalt, die bei seinen eigenen Vogtleuten 1104 regu- 
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lirt war, hier wieder über die königlichen sich ungerecht ausdeh- 
nen zu lassen. Ist diess der Zusammenhang der Urkunde, so 
Laben wir darin ein Merkmal von der zunehmenden Mächtigkeit 
und Ausdehnung der königlichen censuales. 

Sie werden zugenommen haben mit dem Verkehre. Die burg- 
gräflichen ofßcia waren entschieden nicht für den grossen Verkehr 
[s. oben p. 1^3]. Aber schon unter Lothar trefl'en wir vor den 
Thoren eine Marktbevölkerung, in grosser Bedeutung und voH 
Selbstgefühl [s. oben p. 150], die also ausserhalb der Altstadt 
einen vor- oder neuslädtischen Verkehr ausgebildet halte. Nun 
setzt aber das spätere Stadirecht den burggräflichen officiis, die 
urspünglich den Kleinhandel in Händen haben und nicht mit der 
Stadt heben und legen [s. oben p. 286], die Bürger entgegen, 
die eben steuern und die mit ibrer Kaufmannschaft nur ilann un- 
ter die Polizei des Burggrafen fallen-, wenn sio statt en gros en 
detail verkaufen wollen. Dem Gaste wird en gros zu handeln ge- 
stattet § 26. 

Diese nichtburggräfliche, steuerpflichtige, zum Engrosver- 
kehre berechtigte Bürgerschaft konnte aus zwei Classen bestehen, 
d. h. einmal aus dem Dageskalken, der durch seine Hof- und 
Heersteuer sich das Recht der Kaufmannschaft erkauft hatte [s. 
oben p. 226 fT.], oder aus dem Censualen, der eben zu derselben 
Steuer pflichtig war. Denn bei der Aufnahme zum Burgrechte d. 
h. zum königlichen Zinsrechte [s. oben p. 290 f.] , wurde der Auf- 
genommene sofort in den Steuerbrief eingetragen, „wenn man 
ihms gelihet — so soll man in an den stürbrieff schreiben" § 88. 
Es liegt nahe, dass eben die Censualen durch diese Steuer zur 
Kaufmannschaft berechtigt waren, da wir das Recht zur merca- 
tura mit dieser Steuer eng verknüpft gefunden haben. Dass aber 
den Kern der Augsburger städtisch - gewerblich - kaufmännischen 
Bevölkerung die censuales bildeten, zeigt die eigenthümliche Ent- 
wickelung der Vogtei. 

Allerdings ist der Burggraf Richter über Kauf, Gült und Heim- 
steuer, aber seine Gewalt, die von der Pohzei des altstädtischen 
Detailverkehrs ausgeht, ist doch überall umgränzt und überwachsen 
von der des Vogts. 

Das ältere Stadtrecht beschränkt den Vogt auf die drei placita 
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legitima, und erlaubt ihm ausserdem nur auf ausdrückliche Auf- 
forderung juslicia urbanorum in der civitas zu richten. Hier ist 
die Vogteigewalt noch ganz beschränkt im Geiste der älteren ausser- 
städtischen Dienstrechte- [s. oben 86]. 

Diese ältesten drei Vogtdinge sind offenbar die placita legi- . 
tima, hier zugleich de hereditatibus [s. oben p. 85], „Der Vogt" 
sagt § 7 „suU richten um ally eygen die hie ze der stat um 
burgreht hegent , um ally lehon, — zinslehen — erblehen — lip- 
ding — und um ander sach die in sinem buch — geschriben 
stand". Auf den drei Vogtdingen, die § 230 auf die Montage nach 
S. Walburg, S. Michael und Unserfrauenlichtmess setzt, „soll 
— ein vogt — richten hinz allen burgern und hinz allen jden, 
die eygen haus haben — r um gült um eygen um leipding um 
welch sach das ist". Diess Vogteigericht und die eigentlichen Zins 
leute, die im Burgrechte sind, bilden den eigenthchen Kern der 
Gerichtsbarkeit. Aber hier zeigt sich nun, wie sich der Begriff 
erweitert: Chorherren hof und der dienstman oder die in goz- 
heusern sitzen werden [a. 0.] ausgenommen, „es war denn ob ein 
ir gesind icht geschafft hätten davon sie stürten, den mag man 
wol in vogtsding an der Strassen fürgebieten". Also die Steuer 
ist das eigentliche Merkmal des Vogteimanns geworden, und dazu 
ist pflichtig, wer eine negotiatio treibt. Und so finden wir schon 
in der Urkunde König Rudolphs von 1276 den Begriff des Vogt- 
rechts und der Steuerpflicht ganz gleichbedeutend , er bewilligt 
„quod de bonis suis, curiis, hubis et aliis possessionibus extra 
muros civitatis sitis, ita si nullo jure advocaticio constringuntur, 
nulla servitia faciant" [Walch a. 0. p. 10. Böhmer Reg. Rudolfs 
240]. Die Höker hatten das Recht, nach Burggraf und Bischof 
den Schutz des Vogts anzusprechen, weil sie mit der Stadt steuer- 
ten [s. oben p. 286]. 

Haben wir früher gesehen, mit welcher Eifersucht die Vogtei- 
gewalt zumeist von den censuales, wie von den Hörigen und den 
Herrschaften beobachtet und umstellt zu werden pflegte, so ist 
diese entschiedene Ausdehnung derselben über alle, die an Ilof- 
und Heersteuer sich betheiligten, gewiss von Bedeutung. 

Dass der Vogt bei verfallenem Eigen eine Brüche von 5 Schil- 
lingen erhält und über die „Weglos" richtet § 22, das ist die natür- 



297 

liehe ConsequeDz seiner ursprünglichen Gerichtsbarkeit über Eigen. 
Dass er über Fälschung richtet ist eben so selbstverständhch , als 
der Fäffecher § 150 zu denen gehört, qiü morte plectendi sunt vel 
truncandi [Mon. Boica 29 , 1 p. 330]. Das Recht über Fälschung 
gehört ihm, wie die ganze Blutgerichtsbarkeit, die das ältere Stadt- 
recht jedenfalls für die könighchen censuales anerkennt. Mit dem 
Rechte über Fälschung mochte es zusammenhängen, dass der 
Vogt, „wenn der bischof seine münze heisset verschlahen — soll 
— die Sfürmglokke heissen leuten und — die alten Pfennige ver- 
bieten daz sie nieman nem" § 17, 

Aber nach einer ganz anderen Richtung breitet sich die Vogtei 
au^ , wo sie die Marktpolizei der nicht burggräflichen officia hand- 
habt, der Gewandschoeider, Kramer, Weissmauler u. s. w. [s. 
oben p. 285]. In einzelnen Fällen mag der Begriff der Fäl- 
schung, die ja unter die Vogtei gehörte, auch hier maassgebend 
gewesen sein [§ 28 a. E.], aber in den meisten wäre zu erwar- 
ten gewesen, dass die Burggrafengewalt, die alle Kauf- und alle- 
Gültsachen für sich behielt, und die Polizei einer ganzen Reihe 
von ofQciis hatte, sich von dem Detailverkehre derselben auch 
über den Grosshandel ausgebreitet hätte. Der Grund, wesshalb 
dem nicht so war, kann auch nicht der sein , dass der Burggraf 
seine Gewalt, wie in Strassburg, nicht über die Altstadt auf den 
Verkehr der suburbia ausdehnte, denn, wie gesagt, aller Kaufund 
Gült ohne Unterschied gehörte vor ihn. So bleibt denn keine an- 
dere denkbare Ursache übrig, als eben die, dass alle Geschäfts- 
leute dieser officia nach der oben angegebenen Entwickelung, weil 
siö Hof- und Heersteuer zahlten, als Vogteileute betrachtet wur- 
den , und in dieser Stellung den burggräfiichen officiis gegenüber, 
die Polizei ihres speciellen Verkehrs, des Grosshandels, in die 
Hände des Vogts brachten. Man kann diese Entwickelung also 
so bezeichnen: indem die Censualen sich auf verschiedenem 
Wege zu einer vielgegliederten Kaufmannscbaft ausbildeten, trat 
ihr Vogt als Polizeibeamter für den Grosshandel dem Burggra- 
fen gegenüber und beschränkte dessen Polizei auf den Detail- 
verkehr. 

Sowie die Vog(ei und die censuales in diese Entwickelung 
eintraten und fortsch ritten, musste sich dadurch die Stellung 
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der officiales , bisher der Verwalter der königlichen censuales oder 
des königlichen Burgrechts wesentlich verändern. 

Die annales Augustani sprechen, wie wir oben [p. 293 f.] schon 
erwähnten, nur im Allgemeinen von den cives oder Auguslenses, 
noch 1093 sammeln sich die cives beim Dome, und schlagen die 
eingedrungenen Baiern aus der Stadt [Pertz Scr. III p. 134], die 
Kirche ist noch der entschiedene Mittelpunkt und HeiT der Stadt. 
Bei dem Aufstande unter Lothar stellen sich die ministeriales ec- 
ciesiae bei der ecclesia matrix kriogerisch auf [Cod. lJdalr.*ep. 359], 
während die cives auf das Geläut der caropanae forenses zu den 
Waffen eilen, und die milites des Königs angreifen. Im äUeren 
Stadtrechte werden die ministeriales, die urbani und das übrige 
Volk neben einander genannt, auf deren Gesuch der Burggraf er- 
nannt wird. Wer waren nun hier die ursprünglichen urbani oder 
cives? „Unter den ältesten Königsleuten" sagt Jäger [Gesch. Augsb. 
p. 1 6] , der damit eben die cives meint , „werden genannt die von 
■ Bazenhofen , Maisach u. s. w. , meist Benennungen von ihrem ehe- 
mahgen Sitze auf dem Lande. Sie traten zum Theil in ministe- 
rielle Verhältnisse , wozu ihnen die Hoflialtung der Könige , sowie 
die des Bischofs reiche Gelegenheit darbot. — Von ihrem Dienste 
in der königlichen Pfalz hatten sicherlich die Pfortner [die Pfalz 
lag am Königsthore] ihren Namen, und sie mögen sich später, 
nach der Auflösung der Palatinatverhältnisse , in deu Besitz des 
Königshofes gesetzt haben". Hier also kann keine Frage sein, dass 
die älteste Bürgerschaft eben in engster Beziehung zu den beiden 
Hofrechten stand. Und wenn ihre MitgHeder sich unter beiden 
Ministerialitäten , der bischöflichen und königlichen flnden, so haben 
wir uns die ältesten ministeriales, aber auch die ältesten urbani, 
aus beiden familiae zusammengesetzt zu denken. Einige vöti ihnen 
dienten beiden Herrschaften gemeinsam, so die Weibel, Burggraf 
und Vogt, d. h. Bischof und König [§ 68 f. Walch a. 0. p. 94 
und 96], Eben die praecones zählt aber Konradin zu seinen of- 
ficiales, nicht aber den Burggrafen, den er gewiss genannt haben 
würde, wenn er alle städtischen, aber nicht nur die königlichen 
Beamten nennen wollte [s. oben p. 237], So lange die bischöf- 
hche Verwaltung, der Burggraf und seine officia grössere Be- 
deutung hatte, war auch die Gesammtheit der urbani natürlich 
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ihrem Einflüsse wesentlich unterthan. Sowie aher der advocatiis 
und die censuales mit der Ent\vickelung des Grosshandels an An- 
sehen wuchsen, und der advocatus nicht mehr gerufen in die 
Stadt kam, wie im ältesten Sladtrechte, sondern im Gegentheile 
dieselbe nur ausnahmsweise und unter besonderen Vorkehrungen 
verlassen durfte, wie im neueren Stadtrechte § 6 und 9, so 
wuchs natürhch die Bedeutung der königlichen Verwaltung, und 
die bischöflichen urbani traten hinter die königUchen an Gewicht 
zurück.- 

Indem Konradin dem Stifte von St. Ulrich seine Freiheiten 
zusichern verspricht, nennt er advocatus, magister civium, prae- 
cones et universitas civium seine Officialen. Sie begreifen ihm die 
gesammte städtische Verwaltung, und eben diese nennt Rudolf 
zehn Jahre später fideles noslri cives Augustenses [Walch a. 0. 
p. 9]. Es kann kein Zweifel sein, dass die Bürger von Augsburg 
und die könighchen Officialen der Stadt zusammenfallen , aber eben 
so wenig, dass diese urbani ihrer Mehrheit nach, mit Ausnahme 
des advocatus, nicht ministeriales sind. Den feinen Unterschied, 
der doch nicht alle Standesgleichheit aufhebt, deutet eine Ur- 
kunde König Ludwigs in den Worten an: „cum secundum san- 
ctiones legitimas a juris exercitio et prosecutione persone quedam 
tanquam indigne et inhabiles tantum modo excludantur, volunius, 
ut — cives . Augustenses , qui discreti probantur et idonei, tan- 
quam ahi fldeles et ministeriales regni in quovis consistorio juris- 
dictionis temporalis valeant sententias — dicere cum aliis nobihbus 
et vasallis conlradictione quorumhbet non obstante". Jäger, der 
diese Stelle anführt [Ulms Verf. p. 92], fügt hinzu: „die — dis- 
creti werden nicht nur von den ministerialibus , sondern auch von 
den fidelibus, nobilibus et vasallis unterschieden". Gewiss, aber 
zugleich werden sie durch das alii und aliis eben auch zu ihnen 
hinzugezählt, und eben diese Doppelseitigkeit stellt hier den Cha- 
rakter der cives als officiales , die zum kaiserhchen Dienstrechte in 
einer bestimmten Beziehung stellen, in ein ganz unzweifelhaftes 
Licht. 



Siebentes Gapitel. 

Ge8chiclite der älteren Stadträtlie. 



a. Die dienst- und hofrechtlichen Züge der älteren Stadtrathe. 

Die einzelnen Beispiele städlisqjier Verfassung, welche wir 
bisher durchgegangen, haben gezeigt, dass die hof rechtlichen Ver- 
fassungen sich auf sehr verschiedene Weise gegen einander ab- 
setzen oder mit einander verschmelzen konnten, und dass daher 
auch , trotz ihrer gemeinsamen hofrechllichen Grundlage , die end- 
liche Form der einzelnen Verfassung eine sehr verschiedene werden 
konnte. 

Dennoch steht Ein Institut als ein gemeinsames und zwar 
zugleich als das eigentliche Kriterium der städtischen Unabhäu- 
gigkeit fest, der Stadlrath und seine Besetzung durch eine Reihe 
e'genlhümhch bevorrechteter Geschlechter. 

Wir haben schliessHch noch die Entwickelung der Stadträthe 
in Gemässheit unserer Ansicht darzustellen. 

. Die beiden Schriftsteller, welche in der neuesten Zeit davon 
gehandelt haben, Arnold und flegel, stehen mit ihren Ansichten 
im schroffsten Gegensatze. Arnold [Freist. I p. 172 f.] nimmt als 
den Ausgangspunkt der Rathsverfassung den ursprünglichen Rath 
des Bischofs an, an dem Altfreie und Ministerialen Theil genom- 
men ; Hegel dagegen [Allgem. Monatsschr. 1 854 p. 1 74 fT.] leug- 
net beides und behauptet, dass der Stadtrath überall unabhängig 
von dem bischöflichen Rathe sich entwickelt habe, und dass die 
burgenses oder cives, die sich daran betheihgten, nicht als Alt- 
freie bezeichnet werden könnten. Die hofrechlliche Ableitung, die 
wir für die richtige halten, wird also von beiden Schriftstellern 
venvorfen , obwol der eine zugiebt , dass die cives keine Altfreien 
gewesen sein können, und der andere sogar den Rath des Bischofs, 
in dem seine Ministerialen sassen, als den Ursprung des Stadt- 
raths betrachtet. 

Der erste Ausgangspunkt für unsere Betrachtung ist die That- 
sache, dass in allen Städten früherer Form unleugbar ministeriales 
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und cives zusammen als eine cnlscheidende und berathende Ver- 
sanimluDg auflrelen [Arnold a. 0.]. Dass diess nicht nur in Mainz, 
Strassburg, Worms, Speier und Regensburg, sondern auch in 
Cöln der Fall war, das glauben wir aus den Zeugennameu der 
ältesten in Betracht kommenden Urkunden schon hinreichend be- 
wiesen zu haben [oben Cap. l]. 

Die zweite Thatsache, die dann in Betracht kommt, ist die, 
dass, wie uns das Hofrecht von S. Maximin zeigte, der Rath der 
ministeriales sich erst allmähg zusammenzog, und eben auf die- 
jenigen beschränkte, die überhaupt zu den ministeriis geboren 
[oi>en p. 104], dass aber dann auch wieder ebenso allmälig sich 
die ministeriales der 4 oder 5 Hauptämter als die oflQciales curiae 
aussonderten [s. oben p. 239 f.]. 

Diese Abschliessung. der späteren Ministerialität ist an den 
verschiedenen Orten zu sehr verschiedener Zeit, aber auch wol 
auf verschiedenen Wegen vor sich gegangen. Sie erfolgte aber im 
Ganzen im 12ten und It^ten Jahrliunderte , d. h. gerade in der 
Zeit, wo wir die cives als eine Rathsbehörde, bisher unerklärter 
Herkunft treffen. 

Die Vermuthung , dass in den urbani oder cives desshalb ein 
auch seiner Seits hofrechthcher Rath vorliege, der sich im Gegen- 
satze gegen die sich abschliessenden ministeriales curiae constituirt 
habe , wird uns dadurch nahe gelegt. Wir haben die Entwickelung 
der städtischen Verfassungen auf hofrechtlicher Grundlage im All- 
gemeinen und an einzelnen Beispielen darzulegen versucht, und 
kehren nun hier nochmals zu der Wahrnehmung zurück, die wir 
in den Cölner Urkunden des 1 2 ten Jahrhunderts machten. Dort 
trafen wir die allmähge Scheidung der urbani und der ministeria- 
les in einzelnen, ganz concreten Beispielen [oben p. 18 If.], uml 
gleichzeitig mussten wir den Gegensatz der ofQciales curiae des 
Dienst- und der officiules de Rigirzecheide des Stadtrechts als 
einen zunächst )io frech tlichen gelten lassen. Diese letzteren und 
die urbani oder senatores sind entschieden dasselbe, eine zum 
Regiment berechtigte Genossenschaft. Als solche kommen sie in 
der domus civium zusammen, und setzen die magistri civium [La- 
comblet Urk. II p. 246 § 42]. Allerdings tritt, wie Hegel mit 
Recht erinnert ,[a. 0. p. 183 f.], der Rath in Cöln erst später 
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neben die SchöfTen [Städteverf. von Ital. II p. 503 ff.]. Er wen- 
det die Analogie der Flandrischen SUdte an und sieht in dem con- 
siliuin den Gemeinderath , wir beziehen uns dagegen auf die Ana- 
logie des Dienstrechts von St. Maxiinin [oben p. 103]. Wie dort 
erst die scaremanni, d. h. ministeriales, dann ihre scabini allein 
und dann die scabini und ministeriales erscheinen, so hier erst 
die officiales de Rigirz. d. h. die communitas civium, dann die 
scabini und endlich die scabini et consiliarii. Aus der Gesammt- 
heit sondern sich erst die scabini aus und dann tritt die Gesammt- 
heit wieder zu den scabini hinzu. Allerdings -werden die Geschlech- 
ter in Gottfried von Hagen Reimchr. [ed Grote v. 3566 ff.] ange- 
redet: Ir syt van rehter edeler art, sint Coline alreerst cristen 
wart, von heren und van schellen komen, uren alderen en wart 
ny benomen erve noch goit noch scheffendoim^ aber wir haben 
[oben p. 160] im Uten und 12ten Jahrhundert die burgenses 
oder burger , die wir immer den ministeriales nach oder unter ihnen 
treffen, als edele herren angeredet gefunden. Diese ältere städ- 
tische . Ministerialität trägt einen entschieden anderen Charakter 
und kennt den späteren Unterschied zwischen ministeriales und 
cives als wesentlich verschiedener Stände noch nicht [oben Cap. 
4, d.]. 

Eine solche städtische Ministerialität und zwar zusammenge- 
setzt aus Dienstienten des Bischofs und des Herzogs trafen wir 
[oben p. 263J an der Spitze der Regensburger Stadtverwaltung. 
„Ich habe" sagt Hegel [AlJg. Monatschr. a. 0. p. 182] „den Stadl- 
rath zu Regensburg noch im Jahre 1205 nicht finden können, weil 
wir aus diesem Jahre einen Vergleich zwischen Bischof und Her- 
zog «her ihre beiderseitigen Hoheitsrechte besitzen, worin gerade 
diejenige Befugniss, welche immer zu den frühesten Befugnissen 
des Stadtraths gehörte, nämhch die Marktpolizei, als ein gemein- 
schaftliches Hoheitsrecht bezeichnet wird, welches beide Stadiher- 
ren durch ihre Beamten ausübten" [Ital. Städteverf. II p. 437]. 
Da nun aber dessenungeachtet beide Schriftsteller die Entstehung 
des Stadtraths in die ersten Jahrzehnte des I3ten Jahrhunderts 
setzen, so, ist meiner Meinung nach das Einfachste, den Bestand 
des Stadtraths für diese Jahrzehnte so zu acceptiren , wie wir ihn 
1205 finden d. h. als eine vereinte städtische Officialität zweier 
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Hofrechte. Diese Annahme ist um so natürlicher, da [s. ohen a. 0.] 
das Stadtrecht von 1230 entschieden auf jenes bischöflich -herzog- 
Hche "Statut Rücksicht nimmt, da hier gerade städtische und rein- 
ministerialische Namen besonders häufig durch einander stehen [oben 
p. 109] und da z. B. ein Beschluss der cives Ratisbonense& be- 
urkundet wird „presentibus mehoribus tam mihtibus quam civibus 
Ratisponensibus^^ [Ried Cod. dipl. I p. 373], ja da die universitär 
civium für eine bestimmte Streitsache 5 miiites und 7 cives zu 
consules ernennt [ebd. p. 443 ff.]. 

Man muss , unserem Gefühle nach , die nicht hofrechtliche Na- 
tur der Stadträthe von vorn herein als ein unumstOsshches Axiom 
gelten lassen , wenn man gerade in diesem letzten Falle 'zwischen 
allen solchen doch ziemlich deutlichen Thatsachen Raum für die 
Hypothese eines freien Stadtraths sucht, der nicht aus dem Dienst- 
rechte, sondern gegen dasselbe entstanden sei. 

Fügen wir noch einige andere Thatsachen hinzu. In Speier 
wurden Münzverordnungen mit Zustimmung des Stifts und der 
Domherren noch im 1 2 ten Jahrhunderte erlassen, [Rau Regiments - 
vrf. p. 12], in Basel treffen wir neben Clerus und Dienstmannen 
das gedigene, als die mitrathende Bürgerschaft [oben p. 168]. 
Endlich in Würzburg hatte der obere Rath im 15ten Jahrhunderte 
noch die Marklpolizei in Händen und dieser obere Rath bestand 
aus dem bischöflichen Oberschultheissen , vier Domstiftscapitularen, 
einem zu Neuenmünster, einem zu Hang', einem zu St. Burkhard, 
dem ältesten Bürgermeister, zweien des unteren Raths, einem 
Bäcker, Metzger, Gemeinbürger und Höker [Scharold Beitr. z. 
Chronik v. Würzburg I, 1 p. 2]. Wie zu Basel das gedigene kei- 
neswegs schon im 13 ten Jahrhunderte auch in städtischen Ange- 
legenheiten immer neben Domherren und Dienstmannen zu Rathe 
gezogen wurxle^Arnold a. 4>, I. p. 347] , so ist in Würzburg der 
alte bischöfliche Ralh der Stiftsherren, eines bischöflichen oflicialis 
und der alten officia fest als oberer Rath gerade als „die eigent- 
liche Polizeistelle der Stadt" [Scharold a. 0. p. 1] bestehen ge- 
blie)>en. 

-So unverkennbar nun, wenigstens nach unserem Gefühle, .in 
diesen verschiedenen Entwickelungen immer dieselbe Thatsache vor- 
liegt, dass nemlich der Stadtrath entstand durch eine mehr oder 
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minder allmldige Aussonderung alter liofrechtlicher Bestandtheile, 
so unklar ist doch noch der Prozess, durch welchen diese Aus- 
sonderung erfolgte. Versuchen wir es, ihn klar zu machen'. 

Indem wir hier nun zunächst auf die zusammenfassende Dar- 
stelluug Cap. 6, f. zurückverweisen, haben wir hier das Bild der 
städtischen Entwickeluug , das wir dort gaben, weiterzuführen und 
zum Theil zu ergänzen. Diese Fortsetzung unserer Darstellung 
wird jetzt auf den sicheren Grundlagen fortschreiten können, die 
eben durch die specielle Entwickeluug der origines einzelner Stadt- 
verfassungen für das allgemeine Bild gewonnen sind. 



b. Der bischöfliche Bath und seine frühesten Spaltungen. 

Die Häupter der städtischen Bevölkerungen Deutschlands er- 
scheinen zuerst von politischer Bedeutung bei den Bischofswahlen 
des lOten und Uten Jahrhunderts [oben p. 139 f.]. Sie führen 
mit dem Stadtclerus die Verhandlung über die Besetzung der Va- 
canzen am königlichen Hofe in jener Periode, wo die Besetzung 
der Bisthümer eine der wichtigsten Fragen der königlichen Politik 
und Finanz war. In eben dieser Zeit bilden miütes und cives un- 
leugbar neben dem stiftischen und städtischen Clerus den Ratb 
des Bischofs, und ebenso sind in jener Zeit ofBciatl und cives 
wesentlich gleichbedeutend [oben p. 1 67]. Damals steht entschie- 
den der Burggraf noch an der Spitze der wichtigsten städtischen 
)ninisteria als das kriegerische und polizeiliche Oberhaupt der Stadt- 
und ist der Clerus noch im vollen Besitze der Pohzei über seine 
Hörigen. So oft die Besetzung des bischöflichen Stuhls von 'den 
Königen nach der Sitte jener Zeit nur gegen die Auszahlung einer 
bedeutenden Summe verfügt ward , musste der Clerus wie die Laien 
der Stadt ein unmittelbares Interesse an der Wahl, abgesehen von 
der kirchlichen Berechtigung, auch desshalb haben , weil die Bi- 
schöfe selbst dadurch genöthigt werden mussten, für die grossen 
Ausgaben bei ihrem Amtsantritte sich durch den Ertrag der folgen- 
den Verwaltung zu entschädigen. Dieses Interesse wuchs, je mehr 
die Stadtverwaltung durch königliche Verleihungen in die Hände 
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des Bischofs ifberging und je freier daher der Bischof den Bedürf- 
nissen seiner Hof- und Haushaltung nachleben konnte. 

Erwägt man diesen Zusammenhang, so erscheint die vielver- 
schrieene Simonie der deutschen Könige, die doch gleichzeitig die 
stadtischen Einktinfte immer weiter den Bischöfen zufliessen Hess, 
in einem wenigstens etwas günstigeren Lichte. Es ist ein freilich 
rohes Finanzgeschäft, durch welches für das Königthum die ein- 
malige Auszahlung grosser Summen an die Stelle laufeader Bud- 
getposlen tritt. JNothwendig fällt dabei ein immer grösseres Ge- 
wicht auf diejenigen , die die Wahlen , d. h. die grossen Zahlungen 
am Königshofe vermitteln und anderer Seils [oben p. 223] die 
Verwaltung des laufenden Budgets immer noch in der Hand be- * 
halten. 

Auf diesem Wege verloren aber die civil ates, die alten Bur- 
gen 5 ihren früheren tiberwiegend königlichen Charakter. Diese Ver- 
änderung trat in derselben Zeit ein, wo die Heere kleiner und 
ganz ritterlich wurden [oben Cap. 2, c]. Dass Heinrich HI auf 'den 
Onanziellen Ertrag der Bischofswahlen verzichtete und zugleich den 
grossen Gedanken fasste , in Goslar eine stehende Residenz zu er- 
richten, diese beiden Thatsachen stehen offenbar in einem unmit- 
telbaren Zusammenhang. Seine Politik verzichtete auf die alten 
civitates und das deutsche Episkopat, mit seiner Zustimmung , be- 
gann, wie Adalbert in Bremen die slädtische Politik jetzt ins Grosse 
zu treiben. Dass das zeitweilige Aufliören der Simonie die Be-, 
deutung jenes bischöflichen Stadtraths eher verringerte als hob, 
ist sehr wahrscheinlich; nimmt man dazu, dasg dieser Rath eben- 
falls seine militärische und administrative Bedeutung für das Kö- 
nigthum verlor, so lässt sich schon nach diesen Thatsachen die 
Opposition der städtischen Gewalten gegen die streng kirchliche 
PoHtik voraussetzen. Heinrich IV baute den Plan seines Vaters 
insofern weiter aus, als er nicht allein zunächst die Connivenz 
gegen die Bischöfe und die Residenz in Sachsen festhielt, sondern 
hier in Sachsen zuerst den Bau von Burgen neuen Stils , wenn 
wir sie so bezeichnen dürfen, in Anwendung brachte. 

Im Gegensatze gegen die alten, grossen königlichen Burg- 
städte mus*s nemhch ein Burgenban im Grossen, wie er ihn in 
Sachsen versuchte, wesenthch als eine militärische und politische 

Nilzsch, Gesch. d. Slauf. Per. I. 20 . 
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Neuerung betrachtet werden. Nach diesem Systeme f das die Stau- 
fen von den Saliern geerbt zu haben scheinen , traten an die Stelle 
der alten Burgen, der civitates, die neuen kleinen castella. Nur 
für eine kleine militärische Besatzung berechnet , schlössen sie den 
früheren burggräflichen Pfalzmarktverkehr vollständig aus. In Folge 
davon war hier die militärische Stellung des Burggrafen und des 
Burgers, der hier immer ein belehnter und kein beamteter Burg- 
mann war, nicht mehr durch seine auch administrative Thätigkeit 
beeinträchtigt und gefährdet. Diese neue Methode entsprach voll- 
kommen der Beduction und steigenden Wehrhaftigkeit der Feld- 
trvppen. Hier und dort sucht man sicherere Erfolge durch an 
Zahl geringere, aber besser ausgerüstete und organisirte MitteLzu 
erreichen. Heinrichs Sächsischer Burgenbau misslang, aber die 
Methode tritt in den späteren Keichsburgen wie z. B. Landskron 
bei Oppenheim, [Baur im Archiv f. Hess. Gesch. H p. 42] und 
Friedberg [Thudichum Gericht Kaichen p. 27] sehr deuthch hervor. 
Dabei ist eins zu bemerken: diese kleineren Burgen, die offenbar 
absichtlich den Detailvefkehr aus ihren Mauern ausschlössen, be- 
durften doch auf die Länge überall eines Marktes, wie das bei dem 
königlichen Landskron u. s. w. hinreichend bekannt ist, wie es 
aber auch bei anderen wie z. B. dem Prümer Longia [Marlene 
Coli. H p. 107] ausdrücklich gesagt wird. 

Heinrichs Sächsische Burgen waren mit der ganzen Strenge 
eines neuen Princips ohne solche Verkehrsplätze entworfen. Die 
Bequisitionen der Besatzungen, ersetzten vorläufig die regelmässi- 
gen Einnahmen , die noch fehlten [Lambert : 1 073 Pertz. Scr. V 
p. 192]. Heinrich suchte aber diesem Mangel abzuhelfen, indem 
er einen Theil der Thüringischen Zehnten durch den Erzbischof 
von Mainz für diesen Zweck disponibel machte [ebd. u. p. 194]. 
Doch fiel offenbar dieser Posten nicht so reichlich aus , als er er- 
wartet und nun sollte auf diese Burgen dasselbe System, was bei 
den alten Burgen galt angewandt werden. Die tributa et vectigalia 
silvarum et camporum imporlabilia [ebd. p. 194] und die Klage 
der Sachsen über die Burganlagen „ut aquas nostras pecunia bi- 
bere et hgna' nostra precio comparare cogeremur" [ebd. p. 198] 
erinnern an die Forstgerechtigkeiten der Pfalzstadt Frankfurt [oben 
p. 179 f.] und jenen Grundsatz, dass- „wasser und weide des kuni- 
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ges sy und Biemafles ine und dass man davon dem konige dienen 
sal in den dorfen" [ebd. p. 174]. 

Hier ward wie dort neben den ßurgen ein Forstrevier einge- 
richtet und die Bevölkerung zu Diensten verpflichtet, ^die die Bur- 
gen schliesslich zu dem Mittelpunkte grosser Censualencomplexe ma- 
chen mussten, wie wir diess bei Frankfurt sahen. Der ursprüngliche 
Plan hätte dem Königthume den Fürsten und den alten Burgstädten 
gegenüber eine neue Stellung auf einer neuen streng militärischen 
Grundlage gegeben. Es war^ganz natürlich, dass die Fürsten und 
die milites ausserhalb Sachsens denselben mit gleichem Misstrauen 
wie die Sachsen selbst betrachteten. Und, wie bekannlK gewg, 
wäre er ohne Zweifel diesen beiden so verschiedenen Gfigaern 
unterlegen, hätte nicht der Gegensatz der cives gegen die milites 
zuerst dem Könige einen neuen Anhalt gegeben. 

Wir haben oben [p. 63 f.] darauf aufmerksam gemacht, dass 
im Verlaufe der Regierung Heinrichs IV die Zunahme der Lehen 
überall den Bestand der herrschaftlichen Einkünfte schmälerte 
und dass dadurch zuerst der Gegensatz der Beamten gegen die 
milites fühlbar und die, straffe Organisation des Hausdienstes noth- 
wendig wurde, der dann wieder den ministeriülis und den nicht 
hausdienstlichen officialis einander entgegensetzte. Diese Entwicke- 
lung war nun keineswegs überall so früh, noch auch überall so 
spät. 

In Speier und Bamberg z. B. zeigt sich die Bevorzugung und 
unverhältnissmässige Zunahme der milites schom im Beginne des 
Sächsischen Krieges [Pertz Scr. V p. 222 und 230], und damals 
schon tritt in Worms und Cöln der Gegensatz zwischen milites und 
cives hervor [ebd. p. 204 und 215]. Der bekannte Aufstand in 
Cöln ist nur eine Nachahmung der Wormser Bewegung, durch 
welche der König gegen den Willen des Bischofs und seiner mi- 
lites in die Stadt aufgenommen wurde [ebd. p. 212]. Betrachtet 
man nun die Elemente einer solchen städtischen Revolution, wie 
sie in Lamberts ausführhcher Schilderung der Cölner Revolte deut- 
licher zum Vorschein kommen, so geht sie namenthch von den mer- 
catores aus [a. 0. p. 212, 2. 215, 5]. Dass auch in Worms 
die Kaulleute ein sehr wichtiges Element sind, geht entschieden 
daraus hervor, dass er zum Dank der Stadt eine ausgedehnte Zoll- 

20* 
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freiheit verlieh [Arnold I p. 149 f.]. Ehen so gewi^ aber bilden 
diese Kaurmannschuften keineswegs das eigenllich poHUsche oder 
wenn ich so sagen darf, souveräne Element der Stadt. Dass Erz- 
bischof Anno bei dem Cölnischen Streite im Rechte gewesen , d. li. 
dass seine Hausbeamten mit Hecht von dem schuldigen Kaufmanne 
einen Schiffdienst „in ministerium archiepiscopi" [Pertz a. 0. p. 
212 Z. 3] gefordert hatten, d. h. also dass der Kaufmann dienst- 
pflichtig war, mussle Heinrich selbst anerkennen [ebd. p. 216 
Z. 34 f. Arnold a. 0. p. 152]. Der Sohn dieses Kaufmanns war 
„luni propter generis atfmitatem tum propter merita sua primo- 
rÜMis iivitatis maxime carus^ die primores civitatis stehet) also 
diesen Kaufleuten nahe, ohne dass diese unmittelbar zu ihnen ge- 
boren. Bei dem Fortgange der Bewegung „conferunt primores inepla 
concilia" [Pertz a. 0. 212 Z. 35] während der vulgus, vom Kauf- 
mannsohn bewegt „saevit intemperaus novarum reruni studio." 
Dass die primores civitatis zu Coln, die of!iciale§ de Rigirzecheid, 
ritterhcher Bildung sind, müssen wir auch hier gelten lassen. Dass 
sie noch i 258 entschieden den mercatores entgegengesetzt werden 
[Lacomblet Urk. H p. 245 § 21], giebt uns auch hier das Recht 
dazu. 

Diese städtischen officiales stehen gegenüber denjenigen „qui 
archiepiscopi domestica negotia procurabant" [Pertz a. 0. p. 21 1 a. E.] 
und dem advocatus urbis [ebd. p. 212 Z. 11], der hier nur der 
oberste ministerialis des Bischofs war [oben p. 272 f.]. Der König 
erkennt nothgedrungen das Strafrecht des Bischofs über sie an, 
ihr Aufstand gegen ihn war, also doch keines Falls der einer freien 
Gemeinde, und dass er dennoch für die Aufständischen Partei er- 
greift, ist für die königlichen und erzbischöflichen milites der Ge- 
genstand grosser Sorge [ebd. p. 217 Z. 7]. 

Man sieht hier den ganzen Charakter jener städtischen Be- 
wegungen vor sich: die milites folgen ihnen mit besorgter Auf- 
merksamkeit, die eigenthchen Hausbeamten des geistlichen Herren 
werden eben als solche den städtischen primores gegenübergestellt. 
Schon ist der scultetus archiepiscopi [s. oben a. 0.] unbemerkt 
advocatus urbis umgenannt , das erste geheime Attentat gegen den 
Burggrafen und die burggräfliche Ministerialität gewagt, aber die 
Stellung der olficiales de Rigirzecheid ist noch unsicher. Gerade 
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aber die. Zunahme der mercatores und der mercatura musste in 
den Händen jener officiales die Hof-^ und Heersteiier [s. oben 
p. 225 f.] anwachsen lassen. Darauf beziehe ich, wenn die Worm- 
ser Heinrich „operam suam benigne spondent, jusjurandum dant, 
suinptus ad bellum administrandnm ex sua re familiari singuli pro 
virili portione offerunt et quoad vivant pro honore ejus dqvote se 
mililaturos confirmant" [Pertz a. 0. p. 204 Z. 36 ff.]. Hier ist, 
unserer Meinung nach, genau die Stelle bezeichnet, wo die könig- 
liche Gewa!t noch einmal in die alte Stadtburgverfassung eingrei- 
fen konnte. Nicht die mercatores seihst waren es zunächst^ die 
die Städte von den Bischöfen an den König brachten, alfer i^l 
war durch die Zunahme der mercatores die Bedeutung dlbijeni^ 
primores civitatis gestiegen, die, obwol auch officiales, den Haus- 
beamten und den milites gleichmässig entgegengesetzt werden. 
Indem Heinrich sich diesem Theile der städtischen Bevölkerung 
• zuwandte, und indem ihre Hof- und Heersteuer ihm zur Dispo- 
sition gestellt wurde, konnte er der abtrünnigen milites und ihrer 
Herren desto eher entbehren. Seine Hofhaltung, die auf die ser- 
vitia der Herren verzichten musste , w urde , mit der der Gegner ver- 
glichen, immer knapper [ebd. p. 306 Z. 11 ff., p. 309 ff., 311 
Z. 45, 315 Z. 30, 319 Z. 33, 324 Z. 11 ff.], aber desto unerschöpfr 
lieber erschienen seine Mitlei für den Krieg [ebd. p. 295 oben], 
die ihm immer neue Streitkräfte zur Disposition stellten. Die pro- 
digiosa effusionis inauditae abusio, die Berthold [a. 0.] für den 
Gegenkönig Budolph für unstatthaft hält, war dem antiquus dissi- 
pator , wie er Heinrich nennt , offenbar möglich , weil er eben über 
die Steuern in der angegebenen Weise verfügte. 

Die Spaltung, die hierdurch in den grossen hofrechtlichen 
Complexen erfolgte, schied die zu dem Fürsten haltenden mihtes • 
und ministeriales auf der einen Seite, von den censuales und fisca- 
lini auf der anderen, welche an den König zahlten. Aber es kam 
noch Anderes dazu, um den alten Bestand der herrschaftlichen 
und städtischen Verwaltungen zu lockern. Das Gölibat, das Burk- 
hard von Worms noch keineswegs urgirt hatte [oben p. 130] riss 
den städtischen Clerus aus seiner natürlichen Verbindung mit dem 
Laien, das Verbot der Simonie hob mit den bisherigen Wahlge- 
schäften die davon abhängige Bedeutung der bischöflichen Raths- 



Versammlung, der capilauci civilalis zum guten Theil auf, die Fort- 
schritte der streng kirchlichen Richtung eröffnetem aber dagegen 
auf der anderen Seite der Geistlichkeit Gelegenheit, einen wichtigen 
Theil der Laien sich enger zu verpflichten. Je strenger nemlich der 
Haushalt der mönchischen Genossenschaften und der Stifter geord- 
net wurde , desto mehr Bestandtheile des bisherigen Gütercomplexes 
konnten an milites zu Lehen weggegeben werden. So wurden 
die Stiller und Klöster der strengeren Richtung auch nach aussen 
wehrhafter und boten den milites immer reichlichere Einkünfte, 
wahnip(d ihre ministeriales den alten Bestand der Wirth^chaft und 
(taitaii jfee eigene Bedeutung zusammenschwinden sahen. So kla- 
go^ (fijii^lBönche von Lorch über die Verwaltung der von Hirsau 
aus eingewanderten Vertreter der strengeren Richtung [Cod. Lau- 
resham. I p. 230], dass sie die Güter zu Lehen weggegeben 
und dass dadurch „ministeriales et hubarii omnes depraedati". 



c. Die Ausbildung der Ministerialitat und die bischöflichen 

Eathe. 

So verlor also gleichzeitig in den Bischofstädten der alte bi- 
schöfliche Rath einmal seine bisherige Bedeutung und zweitens den 
Geist innerer Uebereinstimmung , welcher Clerus, milites und ci- 
ves vereinigt hatte. Die milites nahmen an Zahl und Ansehen zu, 
während die ministeriales oder ofßciales an Bedeutung sanken und 
der Clerus, durch das Cölibat schärfer von den Laien geschieden, 
stand häufig auf Seiten der milites den ministeriales gegenüber. 

Diese Thatsachen erklären die allgemeine Opposition der mi- 
nisteriales gegen die milites in den letzten Jahren König Heinrichs 
[oben p. 242]. 

Betrachten wir sie genauer, so war diese Opposition zunächst 
hervorgerufen durch die Schmälerung der alten Einkünfte durch die 
Lehen. Der Zustand, wie ihn der Biograph Heinrichs IV [oben p. 240] 
schildert, zeigte auf der einen Seite eine unverhältnissmässige Zu- 
nahme des ritterlichen Vasallenstandes , dem mit dem Aufhören des 
Bürgerkrieges die bisherigen ausserordentlichen Erwerbs- und Unter- 
haltsmittel abgingen, auf der anderen Seite die Reste der alten gros- 
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sen Eionahmeconiplexe, auf deren Erhaltung jetzt Alles ankam. Sa- 
hen wir im Anfang des Bürgerkrieges die städtischen officiales gegen ^ 
mililes und Hausbeamte dem Könige verbündet, so zog jetzt das In- 
teresse der Selbsterhaltung auch die Hausbeamten auf Heinrichs 
Seile, der entschlossen war, dem Krieg ein Ende zu machen und 
also die Anmassungen des Vasallenstands niederzuhalten. 

Diese Bewegung zeigte sich nun in verschiedenen Richtungen. 
Wir haben gesehen [oben p. 1 00 ff.] wie in dieser Periode zu St. 
Maximin die Ministerialenschölfen sich ausbildeten und. dadurch 
offenbar den Vögten einei fester als bisher geschlossene hofrecht- 
liche Behörde entgegentrat. Die Vogteigewalt war das eine «MMBe 
Mittel für die mihtes, sich in die Gütercomplexe, die durch il||^ L^hjl 
so arg geschmälzt waren, noch weiter einzudrängen. All^jMlpile 
Beschlüsse gegen den Missbrauch der Vogtei, wurden auf jenem Tage 
zu Regensburg gefasst, der mit einer Gewaltthat der erbitterten 
ministeriales endigte [Pertz Leg. II p. 62 und Scr. VI p. 225]. 

Diese Ministerialität war aber offenbar von der früheren we- 
sentlich verschieden. Eine Menge der alten Ministerialen früheren 
Stils [oben p. 72 ff.] war unter die milites übergetreten. Die Zu- 
nahme und die thatsäcliHche Stellung der milites militaribus armis 
[oben p. 42 ff,^ drängt die Herrschaften immer entschiedener dem 
scararius zu [oben p. 58]. Die berittenen Boten, die Reisege- 
fährten und Ordonanzen der Verwaltung, schon längst die bevor- 
zugten unter den servientrs, werden jetzt die eigentlichen Führer 
und der geheime Rath der Hausverwaltung [oben p. 78]. Sie 
bilden die sicherste und zuverlässigste Stütze für die Herrschaften, 
den Lehensträgern und den Vögten gegenüber. Inctem aber der 
scararius sich auf dem Lande so ganz entschieden in die Höhe 
arbeitet, fand er dagegen namenllich in den Städten noch die ur- 
bani oder officiati oder das gedigene neben sich, die weder in die 
Vasallenschaft noch in die Hausbeamten eintreten wollten. So lange 
die Schhessung der späteren Hausdienstmannschaft nach unten 
und in den Städten di^ Trennung der ministeriales von den urbani 
noch nicht stattgefunden , steht diese ungesonderte Masse den mi- 
lites gegenüber und leistet zusammen ihnen und den Vögten Wi- 
derstand , wie früher die meliores civitatis oder die urbani es allein 
gegen mihtes und Hausbeamte gethan. 
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In (lieser Periode konnte es unentschieden sein, ob die cen- 
snales zu den Dageskalken und somit unmittelbar unter den Schutz 
der Miniblerialen traten [oben p. 99 IT.] oder ob die Dageskalken, 
von der Prtigelstrafe befreit, zu den Censualen hinaufstiegen [oben 
p. 226 f.]. 

Im ersteren Falle sahen wir die Voglei , die eben für die Cen- 
sualen die grösste Bedeutung hatte, beschränkt durch das steigende 
Ansehen des Ministerialengerichts und -raths. 

Diese Bewegung konnte natilrhch im einzelnen Falle sich ver- 
schieden gestalten. Im Grossen und Ganzen musste sie überall 
Wjjdi einmal den Rest der alten Verwaltungscomplexe und zwar 
fester Üs früher zusammenschliessen. Je grösser die bisheiigen 
Virtaije waren, desto schärfer musste man di^vorhaudenen Be- 
stände abzugränzen , desto deutlicher sie in sich zu organisiren su- 
chen. Diese Organisation aber war nothwendig , wenn ich so sagen 
darf, weltlicher als die frühern. Die religiöse Indifferenz Deutsch- 
lands dem ersten Kreuzzug gegenüber ist bekannt. Hatte die 
grosse Politik der streng kirchlichen Partei die innere Einstimmig- 
keit der stiftischen und bischöflichen Räthe gestört, so war diese 
Politik auf einige Zeit Heinrich unterlegen. Schon in den Land- 
frieden von 1 083 und 1 085 tritt auf dem Lande der magister vil- 
lae an die Stelle, die früher der presbyter eingenommen hatte 
[Pertz Leg. II p. 59 oben p. 136]. Es ist nicht mehr die geist- 
liche Disciplin, im Sinne Burkhards, Seeleder geisthchen Verwal- 
tung, sondern die weltliche Gewalt der ministeriales und ihrer scabiui 
wird die Stütze des Organismus. Der steigende Luxus der ritterli- 
chen Ki-eise, eine Folge des Krieges , musste wieder ein Steigen des 
kaufmännischen Verkehrs zur Folge haben. Die wieder vereinigten 
Räthe des Clerus, der milites und der cives fanden also eine städ- 
tische Bevölkerung vor, in der das rein kaufmännische Gewerbe 
eine grössere Menge als früher aus der Immunität des einzelnen 
Stifts zu der allgemeinen Steuer und unter die Gerichtsbarkeit der 
eigentlichen Marktbehörde zog [oben p. 224 f.]. Alle diese wurden 
aus Dageskalken gewissermassen censuales d. h. sie traten wenig- 
stens aus den quotidie servientes [oben p. 226 f.] in eine freier ge- 
stellte und unabhängigere Classe der städtischen Bevölkerung. 
Wie lange auch das eine städtische Stift in diesem Prozess hinter 
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dem anderen zurückbleiben mochte, im Ganzen musste er sich 
schon überall bemerklich machen. Wenn man daher auch hier 
noch den möghchen Zusammenhang jener früheren Stadträlhe mit 
den späteren aus dem Auge lässt, so ist doch nicht zu leugnen, 
dass die älteren bischöflichen Stadträthe damals innerhch einen 
anderen Charakter annahmen und äusserlich ganz anderen Aufgaben 
gegenübertraten. 

Die Empörung Heinrichs V gegen seinen Vater wird von des- 
sen Biographen [Pertz Scr. XII p. 277] mit dem Gegensatz zwi- 
schen mihtes und ministeriales in Zusammenhang gebracht: um 
den für sie unleidHchen Friedenstand umzustossen hätten die wik' 
tes den jungen König für sich gewonnen und ihn dazu gfllriebeni 
als Vertreter der streng kirchlichen Partei noch einmal öeaj^rap^ 
zu beginnen. Die Verbindung zwischen den milites uqd jener kirch- 
lichen Richtung war, wie wir sahen, schon früher bemerkHch. 
Neu aber war die Richtung, die der Kampf jetzt in Beziehung 
auf die städtischen Verfassungen nahm. Bekanntlich nahmen die 
Städte, Cöln an ihrer Spitze, für Heinrich den älteren auf das 
Entschiedenste Partei. Sie brachten den Krieg zum Stehen und 
Heinrich der jüngere hatte ihre Wichtigkeit vollkommen erkannt, 
als er zur Kaiserkrönung nach itahen zog. Die civitates stehen 
an der Spitze der regalia , über deren volle Rückerstattung an die 
Kirche einen Augenblick zwischen Papst und Kaiser 1111 verhan- 
delt ward. Bekannthch verschwand die Aussicht, auf diesem Wege 
unter den übrigen Regalien auch die Städte zu gewinnen sehr bald. 
Kaum zwei Monate wieder diesseits der Alpen gab er den Einwoh- 
nern von Speier die Befreiung für „omnes, qui in civitate Spi- 
rensi modo habitant, vel deinceps habitare voluerint — a lege ne- 
quissima et nefanda, videlicet a parte illa, quae vulgo buteil voca- 
hatur — per quam tota civitas ob nimiam paupertatem annihilabatur" 
[Gengier Sladtrechte p. 449]. Drei J^hre darauf erhielten die 
Wormser dieselbe Befieiung „ut nullus advocatus conjugia eorum — 
dissolvat et nulla vel major vel minor potestas in obitu vel viri 
vel nmlieris ahquid de rebus rehctis tanquam jure debitum exigat" 
[ebd. p. 560 f.]. Das freie Erbrecht bildet gleichzeitig eines der 
vordersten und wichtigsten Zugeständnisse für die mercatores von 
Freihurg im Breisgau und Hegel [Städteverf. v. Ital. 2 p. 410 f.] 
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hat mit Recht, auch hierauF mit das consuetudinarium et legiti- 
mum jus umnium mercaturum praecipue autem Coloniensium des 
Freihurger Statuts § 7 [Gengier p. 126] bezogen. 

Die Speierer verpflichten sich dabei alle, am Sterbetage Hein- 
richs d. (t. mit einer Kerze im Dum und einem Brode für jedes 
Haus an die Armen sehi Gedächtniss zu begehen, so wie die Kauf- 
leute von Freiburg zu einem Jahreszins von jeder Hofstätte ange- 
setzt werden. Dass es sich hier um ein, wenn man so sagen 
darf, allgemeines Censualenrecht handelt, kann nicht zweifelhaft 
sein. SjerbefaJl oder buteil waren wesentlich Zeichen jenes Stan- 
deB [oben p. 84]. Dass der Zins oder die jährliche Kerze den 
Befreiten auferlegt bleibt, deutet ihr cigenthches, ursprüngliches 
Kechly als censuales seU cereales noch immer an, aber dieses 
Hecht ist wesentlich, ja so wesenthch verbessert, dass es kaum 
an das alte erinnert. Wie der Kaufmann als solcher von selbst 
zur Hof- und Heersteuer angezogen d. h. nach dieser Seite Cen- 
sual wurde [oben p. 225 und p. 236], so wird jetzt die Befreiung 
vom censuahschen Sterbefall ein Recht aller städtischen Censualen 
und zugleich wird sie als Kaufmannsrecht bezeichnet. Die Pri- 
vilegien Heinrichs V, die ausdrücklich auf „omnes, qui in civitate 
habitant" sich erstrecken , gelten also der ganzen Masse aller vor- 
handenen censuales, unter welche Herrschaft sie gehören mögen. 
Sie bezeichnen also für diese Menge einen Act der Verschmelzung 
und sie treten im Interesse dieser Menge den advocatis und jeder 
potestas entgegen. 

Hierin offenbar lag für Heinrich den Jüngeren eine wesent- 
hclie Wendung seiner Politik. Es ist dieselbe, nach welcher er 
in S. Maximin [s. oben p. 10 IJ, als Vogt und Schützer der Mini- 
sterialen und des Hofrechts den Vögten gegenübertrat. Er, der 
bei seinem ersten Auftreten an der Spitze der mihtes seinem Va- 
ter, dem Gegner der Vögte und dem Schützer der ministeriales 
entgegengetreten war, wendet sich jetzt auf die andere Seite. 

Die Neueren [Hegel in d. Allg. Monatsschr. a. 0. p. 174 ff.] 
haben über die Existenz städtischer Räthe in dieser Periode viel- 
fach gestritten. Unsere Nachrichten über die städtischen Hofrechte 
reichen alferdings zur Lösung der Frage nicht aus. Um so eher 
dürfen wir die Analogie eines erkennbaren Hofrechts auf jene Ver- 
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hältnisse anwenden, deren wesentlich hofrechtlicher Charakter 
doch entschieden zu Tage hegt: zu S. Maximin hatte zu dieser 
Zeit sich erst ein Schöffencollegiuin aus den scararii gebildet, dann 
trafen wir neben den Schöffen auch die übrige Gesamintheit der 
ministeriales. Diese Ministerialen in ihrer Gesammtheit beschränk- 
tet! 1 1 35 die Theiinahme an des Bischofs Rath und Tisch an dem 
Dingtage nach S. Maximin [s. oben p. 1 04] , auf die „qui mi- 
nisteriales sunt et jus ministerialium a predecessoribus suis inte- 
gritate generis et conditionis obtinuerunt". Durch eine solche 
Bestimmung wurden nun nicht allein, wie das die Urkunde frei- 
lich jausdrückhch ausführt, die Söhne einer ungenosFen Mutter aus- 
geschlossen, sondern unzweifelhaft auch, alle, die ihre Ministeria- 
lität nicht ererbt hatten , die also erst etwa von dem Abte zu den 
ministeria aus den Ccnsualen berufen werden mochten [s. oben 
p. 87 f.]. Alle diese ministeriales sind , mit dem Ausdrucke des 
Cölner Dienstrechts [Fürth a. 0. p. 516]: „ad — officia — nati 
— ". Aber keineswegs sind alle, wie doch ]die des Cölner Erz- 
bischofs, mihtes, sondern nur einige sind befähigt ,„loco mi- 
litis abbati decenler assistere et servire" [oben p. 104], 

Im Ganzen wird ein. solches Uebergangstadium sich auch in 
den Stadtministerialenräthen gefunden haben. Wie aber war der 
Charakter und was war die Thätigkeit dieser Rathsversammlungen, 
als sie ^o nach unten sich abzuschliessen begannen? 

Im Cölner Dienstrechte waren alle ministeriales von bcstimm- 
•ten Einkünften zum Römerzuge pflichtig [Fürth a. 0. p. 512], in 
der Stadt Zürich nur die Ritter, im Gegensatze gegen die Bürger 
[Bluntschli Staats- u. Rechtsg. I p. 145], Zu König Heinrichs 
Zeit musste diese Verpflichtung zum kriegerischen Dienste zu- 
nächst gerade noch beschränkt sein , weil eben die unmässige Ver- 
gabung der Einkünfte um Kriegsdienste den Nothstand der Ver- 
waltungen herbeigeführt hatte. Diess wäre unnöthig gewesen , wenn 
jene geregelten Leistungen damals überall schon eingeführt ge- 
wesen wären. Das Cölner Dienstrecht lässt den advocatus vom 
Römerzuge frei „ut redilus curtium episcopi colligat et conservet" 
und den camerarius „ut redditus telonii et monetae" [Fnrth a. 0.]. 
Gerade diese Fürsorge ftlr die Verwaltung lag damals besonders 
nahe, und gerade sie musste bei der städtischen Ministerialität 
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und Officialittit die Ausbildung des kriegerischen Dienstes zurück- 
halten. Die Reguhning und Ordnung des kriegerischen Dienstes 
erscheint nun aber besonders als Gegenstand der keineswegs hä^u- 
ligen Versammhingen der Ministerialen- und Vasallenräthe. 

Freihch ist nun jenes consihum des Abts von S. Maximin 
eine ausserordentliVhe Rathsversanimhing, die nur einmal des JahVs 
zusammenzutreten scheint. Diese grosse -Rathsversammlung ist 
eine Leistung, zu der die ministeriales dem Abte pilichtig sind, 
daher „si abbas eorum praesenlia carere voluerit, circa nonam 
— redeundi ad propria hcentiam singulis dabit" [Honth. I p. 528]; 
die Berufung dazu war aber auch eine Ehre , durch die der Herr 
seine Mannen gowann. So finden wir [Kaiserchronik ed. Diemer 
p. 397 Z. 24 IT.] den Rath an einen Herren : „nun nahet der oster- 
tach un gebiut du din wirtscaft, dinen mannen haiss du wol di- 
nen damit soltu .si aller erist lieben, vorder si zu diner keme- 
naten, swaz di dir da raten, des soltu gerne volgen, dannen ge- 
winnest du manhen holden, der dir e viend was". Eine solche 
Versammlung für den wichtigen Zweck eines grossen Heereszugs 
fhiden wir bei König Otnit [ed. Ettraülier Str. 30 ff.], wo die 
einzelnen Fürsten nicht Geldbeiträge, sondern Mannschaften „ze 
stiure" geben. Der König hebt es besonders hervor, dass man 
ihn „ungebeten unde ungemant gestiuret" habe [ebd. Str. 39]. 
Und so bestimmt das Dienstrecht von Maurmünster [Schöpflin Als. 
dipl. I p. 226 f.]: „Regis profectio si nuntiata fuerit episcopo 
[Metl.] — abbas [Maurim.] ministeriales suos convocabit, profec- 
tionem notificabit". Die Ministerialen bestimmen nach dieser Be- 
sprechung „ze stiure", wie wir werden sagen dürfen die Ochsen- 
wagen, Saumpferde mit den nölhigen Fahrern und Knechten. 

Die Bedeutung der ausserordentlichen Rathsversaramlungen 
wird jedenfalls hier deutlich zu Tage treten. Der Herr und seine 
ministeriales betrachten diesen Rath gegenseitig als eine Pflicht 
und eine Ehre. Es ist nicht das alte ministerium comitis oder 
episcopi der Karohngischen Zeit [oben p. 73], sondern ein 
freieres und noch erst zu lixirendes Yerhältnis's. In voller Aus- 
dehnung vereinigt sich der ganze Bestand der ministeriales oder 
olTiciales dazu, sowol an den hohen Festen, nach ihren Rechts- 
tagen, oder auf Veranlassung einer grossen kriegerischen Unterneh- 
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mung. Wie die Fürsten in solcher Versammlung ihre Heeresaul- 
gebole dem Könige „ze stiure" geben, so die ministeriales einer 
kleinen Abtei ihre Ochsenwagen und Lastthiere. 

Ohne solche Versammlungen sind jedenfalls auch die Städle 
nicht zu denken. 

Es ist nicht das alte «ninisterium des Burggrafen [s. oben 
p. 154], der Gescilüftsralh seiner ministeriales, sondern ein we- 
sentlich Neues, zusammengesetzt aus den Trümmern jenes und 
den neuen Bestandtheilen der sich entwickelnden Hofrechte. Wie 
weit der Herr ein Recht oder der Diener eine PIlicht hatte zu er- 
scheinen, das musste wesentlich von den Geschäften abhangen, 
die zu erledigen waren. Nun haben wir aber schon oben [p. 250] 
auf die steigfende Bedeutung hingewiesen, welche die Hof- und 
Heersteuer der mercatores für die Könige gewann. Dass es für 
die Beitreibung dieser „stiure" eines Baths bedurfte, darüber kann 
kein Zweifel sein. Dass die Hauptmasse der Steuernden aus 
Leuten der verschiedensten Hofrechte bestand, auch das ist deuthch. 
Der Ertrag dieser wesentlich kaufmännischen Steuer, hing aber von 
der Entstehung und Zunahme des allgemeinen .Verkehrs ab. 

Aus allen diesen, wie uns scheint, unzweifelhaften Sätzen, 
dürfen wir uns den Charakter der Stadträthe in so früher Zeit 
etwa so vergegenwärtigen. Sie umfassten gewiss im Grossen und 
Ganzen die Lehensmänner der Bischöfe, wie ihren hohen Clerus, 
ihre und dessen Ministerialen und die burgenses. Ja, so lange 
die Sonderung nach unten noch nicht erfolgt war, konnte der 
censualis in die nnnisteria eintreten und dadurch in den Bath, und 
so lange die ebenfalls strenge Sonderung zwischen den ministeria 
principaüa [s. Gap. 7, g] noch nicht erfolgt war, waren hier die 
verschiedensten Amts- und Lelienträger befähigt, gleichmässig zu 
rathen und ihre Stimmen abzugeben. Die gemeinsamen Interessen 
der verschiedenen Hofrechte, die neben einander in den Mauern 
bestanden, vereinigten sich hier, so lange die spätere scharfe 
Sonderung der Hof- und Dienstrechte noch nicht eingetreten war. 
Die potiores civitatis, die bei der Bischofswahl stimmberechtigt 
waren, waren ebenso bei der Pohzei der Stadt, ihrer pohtischen 
und mihtärischen Erhaltung interessirt. 

Dass eine allmähge Sonderung eintrat, haben wir schon wie- 
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derholentlich erwähnt. Glerus und Laien, Vasallen und Minislo- 
rialen, die officiales curiae und die anderen ofOciales traten sich 
immer schroffer gegentlber, ohne dass dadurch zunächst der Ge- 
sammtratb gesprengt wurde, im Colner Dienstrechte wird es dem 
eines Mordes schuldigen ministerialis gestattet, an den drei hohen 
Festen seine Haft zu verlassen „ut tunc universos priores eccle- 
siae , et dominos terre et omnes amicos et doqiesticos suos moneat 
et roget, qualenus pro eo intercedant" [Fürth a. 0. p. 514], Hier 
haben wir noch den ganzen Rath, die Fest- und Rathsgenossen- 
Schaft des Erzbischofs vor uns , in ihrer Mischung von geistlichem 
und weitlichem Rechte, und in ihrer engsten Verbindung mit dem 
eigentlichen Dienstrechte. 



d. Der Gegensatz zwischen den officiales curiae und den 
städtischen officiales. 

Sowie aber der Gegensatz der zwischen dem ministerialis und 
Vasallen, durch die schärfere Ausbildimg des Dienstrechts den 
Kern eines neuen Rathes innerhalb jener Gesammiheit schuf oder 
bestimmter normirte, musste diess auch nach unten seine Wir- 
kung äussern. Der Gegensalz gegen den ofticialis curiae [oben 
p. 21], musste den übrigen officiales auch ihre neue Stellung 
deuthch macheu. 

Und hier kam noch Anderes hinzu : der Vasall war zur Heer- 
fahrt, der ofßciahs curiae oder ministerialis im späteren Sinne 
zur Folge mit des Herren Hof verpflichtet' [oben p. 233 f.], der 
nicht hütische officiahs hatte Nichts, was ihn so oft und so weit 
entfernte. Der officialis curiae sah sich durch die schärfere Aus- 
bildung des Hofrechts strenger als bisher an sein besonderes Hof- 
recht gewiesen. Der eigentlich städtische ofticialis dagegen musste 
die zunehmende städtische Handlung, die Polizei und die Erträge 
des Verkehrs immer noch mit den Augen eines allgemeinen städ- 
tischen Interesses betrachten. Jede ßerathung über eine städ- 
tische „stiure" zu Hof- und Heerfahrt musste den Gegensalz 
deutlicher zeigen zwischen den einzelnen Lehensmannschaften, die 
„ire man ze stiure" gaben, den Hofrechten , die wol auch Geld, 
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aber daneben doch auch und vor allem Tross und Mannschaft 
stellten , und dem . städtischen officialis , durch dessen Hand die 
gemeinsame Leistung der kaufmännischen Bevölkerung überwiegend 
in Geld ging. 

Ich glaube hiermit den Punkt getroffen zu haben, wo der 
eigentliche Ansatz zu jenen Stadträthen sass, die, aus officiales 
verschiedener Dienstrechte zusammengesetzt, sich ganz allmahg 
erst von den eigentlichen minisleriales und milites an den meisten 
Stellen sonderten. Eben wie der advocalus und camerarius des 
Cölner Dienstrechts durch ihre finanzielle Bedeutung [Fürth a. 0.* 
p. 512], waren auch sie durch die Ueberwachung des städtischen 
Haushalts und* Verkehrs an die Stadt gefesselt. 

Das Zeitalter Heinrichs V. und seiner drei nächsten Nach- 
folger, musste wesenthch die Bedeutung dieses eigentlich stächi- 
schen Elements fördern, die Lage der Dinge war damals eine 
höchst eigenthümhche. Deutschland war durch dea Gang seiner 
inneren Enlwickelung militärisch matt gesetzL Die Verfassung des 
Reichs war schon unter Lothar auf den Punkt gelangt , dass selbst 
dieser Schützhng der Kirche auf die Schwächung hindeuten zu 
müssen glaubte, welche die weltHche Gewalt durch die unbe- 
schränkten Vergabungen erliifen habe [Otto Frising. VH, 18]. 
Heinrich V. hatte daran gedacht, „das ganze Reich nach dem Rathe 
seines Schwiegervaters , des Königs von England , sich steuerpflich- 
tig zu machen" [ebd. 16]. Lothar selbst ermöglichte wol seine 
zweite, wirklich wirksame Italienische Expedition nur durch die 
Tribute, zu denen er vorher Polen und Ungarn zwang [ebd. 19]. 

Denn in Deutschland war nicht allein das meiste Gut in kirch- 
lichen Händen, es war eben diess auch, wie gesagt, zum gröss- 
ten Theile in Lehen verausgabt, und dieser ritterliche Adel ver- 
zehile in kostbaren Hofhaltungen auch das übrige Gut seiner 
Herren. „Fecerunt" sagt Gerhoh von Reichersperg [de edificio 
dei § 6] von den milites „episcopis hominium, ut essent eccle- 
siae defensores, cum sint ipsi hostibus extrancis omnino deterio- 
res, quia ecclesiae bona inter se dissipant et id ipsum, quöd 
beneficiis eorum superesse videtur, sumptuose apud episcopos 
convivando ita volunt consuraere, ut pene nihil possit mihtum 
sumptui superesse". Diess sind die Mäuse, auf die er die Stellen 
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der Schrift bezieht, wenn er in derselben Schrift [Petz Script II 
p. 240] sagt: ,,Regnum Homanoruin — nunc a muribus h. e. vi- 
iissimis hoininihns infeslatur. Nee desinent isti n^ures regnuin et 
principes perse(|üi, donec arca ad populum suum — dimittator. 
Und an einer anderen Stelle [ebd. § 11] ruft er aus: Quid pro- 
dest Moguntino, quod ante eum sedet populus manducare et bi- 
bere c\ postea surgit ludere?" Man sage nicht, dass diess die 
ilbertriebenen Behauptungen eines kirchlichen Fanatikers seien. 
Koorad selbst und Friedrich erklären zunächst für Göln die Wie- 
*dereinziebung der Lehen für berechtigt, weil „bis — bonis utili- 
tati ipsius dumtaxat archiep. non providetur, verum — in curiis 
quoque et exercitihus regum — cum suo archiepiscopo statuta sin- 
gulis slipendia debentur" [oben p. 56]. Der Wunsch, die über- 
zähhgen Lehen einzuziehen , und dadurch die versiegenden Einnah- 
men herzustellen , wird immer allgemeiner. 

Der Gang der Dinge war eben der, dass die Ministerialen, 
sobald sie sich nur als Stand abgesondert und die Hausverwaltung 
allein in die Hand genommen hatten, nun ebenfalls beneficia zu 
gewinnen, und zu den ritterhchen Ehren nicht mehr in einzelnen 
ausgezeichneten Fällen, sondern in ihrer Gesammtheit als Stand 
aufstrebten. Die Schliessimg der ttienst- und Hofrechle, zuerst 
odenbar bestimmt, dem Lehenswesen einen Damm entgegenzu- 
stellen, bildete diess nur in neuer Form und noch drückender aus. 

Die Folgen für die städtische Bevölkerung konnten nicht aus- 
bleiben. 

Das Königthum brauchte jetzt mehr als sonst die Hof- und 
Heersteuern. Die gewerb- und handeltreibende Bevölkerung allein 
bot sie in immer reichlicherem Maasse. Und eben dieser Gewerb- 
und Handelsstand stand als solcher so weit aussen vor den Hof- 
rechten, und fand in den nicht ministeriahschen Amtleuten oder 
officiales einen so natürlichen Schutz, dass er sich dem steigen- 
den Drucke der hofrechtlichen Wirthschaflen am Einfachsten und 
Leichtesten entzog. Die untere städtische Ofliciahtät ward da- 
durch immer bedeutender. Sie beanspruchte das Recht über den 
mercator und bot dadurch jedem Hörigen die Hand, der sich 
durch ein Marktgeschäft oder -gewerbe den Forderungen des stren- 
geren Hofrechts zu entziehen suchte. Nicht durch die ofticia 



curiae oder die militia hiijk- und hergezogen, konnte sie, bestän- 
dig bei ihrer localen Aufgabe, eine dauernde "und nachdrückliche 
Gewalt den Heer- und Hoffahrten gegenüber entwickeln. Treffen 
wir nun später ganz entschieden auch diese officiales , officiati oder 
urbani ebenso nach unten geschlossen, wie die späteren ministe- 
riales, so war diese Schhessung ein ähnlicher Act wie die der 
Ministefialität. Auch hier musste der Trieb , sich zu consolidiren 
und dem Drange der Verhältnisse Stand zu halten, fremde und 
neue Elemente von der Leitung der gemeinsamen Geschäfte «us- 
zuschliessen , und diese in den Händen erblicher Geschlechter zu 
fixiren suchen. Wie aber eine Zeit lang der Begriff ministerialis 
ein weiterer und engerer sein konnte, so konnte der des Burgers 
nicht allein den Nachkommen oder Erben des alten Burgminisle- 
rialen bezeichnen, der sich jetzt als erblicher Aristokrat festsetzte, 
sondern daneben auch den Gewerb- und Handelsmann mit um- 
fassen, der als solcher zu Burgrecht „hebt und legt", und sich 
eben dadurch von seinen Miteinwohnenr der engeren Hofrechte 
unterscheidet. 

Nichtsdestoweniger haben weder Lothar noch Konrad HL sich 
in diesem Sinne der Städte bedient. Diese sind unter ihnen eben 
so inproductiv für des Reiches Dienst , wie die Masse der Lehens- 
mannschaften. Alles steht in fast unbegreiflicher Weise stilL 
Hätte man damals sofort energisch auf die städtischen Steuern 
gegriffen, so würde sich, unserer Meinung nach, die Unabhängig- 
keit der Sladträthe viel früher ausgebildet haben, als es jetzt ge- 
schah. Dass man es nicht that, ja dass selbst Friedrich L im 
Wesentlichen einen ganz anderen Weg einschlug, um wieder zu 
Kräften zu kommen, daran war unzweifelhaft die Unklarheit der 
neuen Verhältnisse Schuld. Erst allmähg bildeten sich die Gegen- 
sätze heraus, die wir angegeben haben, und sonderte sich nament- 
lich der städtische ofOciaHs und sein Ministerium aus dem Lehens- 
und Dienstrechte aus, das in dieser Periode, namentHch erst durch 
Friedrich L, zu seiner vollen und sicheren Ausbildung gedieh. 

Das bedeutendste und eclatanteste Beispiel einer solchen städ- 
tischen Bevölkerung bietet Mainz in seiner heftigen Opposition 
gegen Erzbischof Arnold während des ersten Jahrzehnts der Re- 
gierung Friedrichs L 
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Der Erzbischof hatte 1 1 55 den Kirchenscbatz zu einer grossen 
Fehde verwandt , um die wieder eingezogenen Lehen mit den Waf- 
fen in der Hand zu behaui^ten [Martyrium Amoldi Böhmer Font. 
3 p. 276]. Als FriedricJi ihn nun zu seiner Italienischen Unter- 
nehmung dringend aufforderte: ^ut secuudum Maguntine ecclesie 
decentiani ad tantum imperii negotium se possct accingere, sicut 
jus gentium habet, a Maguntinis civibus tam ministerialibus quam 
burgensibus, stipendia mililie deposcere cepit. Proponens eis, 
quod cum frequenlissime pro honorc ecclesie et totius civitatis 
magnis lal)orasset impendiis, sive in imperiali sivc in apostolica 
curia, sive contra hosles ecclesie, nihil exegisset ab eis". Es 
, war diess bekanntlich der erste Römerzug wieder im grossen Stile, 
und der Erzbischof erwähnt nur seine Hof- nicht seine Heerfahr- 
ten im Dienste des Kaisers. Der Stillstand, in 'den durch das 
üebermaass der Verlehnungen , des Reiches Dienst gerathen war, 
hatte die Forderungen an die städtische Bevölkerung ganz in Ver- 
gessenheit gebracht. Hier konnte man sich dazu noch auf ein 
Privilegium berufen. Zuerst zeigte man sich willig, aber „quidaro 
Arnoldus ministeriahs — cum ad ipsum vcrbum petitionis venisset 
— forte ex privilegio per Albertum civibus concesso allegavit, 
ipsos de jure nihil domino episcopo ex justicia debere. Unde a 
cunctis — civibus animum tribuendi — revocavit" [ebd. p. 285]. 
Der Erzbischof ging doch nach Italien , und nach den lehensrecht- 
lichen Beschlüssen auf den Roncalischen Feldern wurde auch mit 
Bezug auf die Mainzer beschlossen: „quod abjudicata forent eis 
beneficia donec et stipem persolverent sccundum beneficiorum jura 
et contemtum , quem fecerant per compositionis dispendium dominis 
suis civiliter expiarent". 

Dessenungeachtet gelang es den Renitenten die Sache lange 
hinzuziehen. Der Biograph des Erzbischofs geht auf die Rechts- 
frage nicht klar genug ein, aber, sehe ich recht,, so war es eben der 
Begriff des beneficiums, der wesenthch die ganze Angelegenheit 
verwirrte. 

Allerdings verlangen die Dienstrechte von den beneficiatis 
einen Beitrag zum Römerzuge, das Cölner sogar, wenn sie zu 
Hause bleiben, die Hälfte der Jahresrente. Aber eben der Be- 
griff des beneficiums war damals noch keineswegs für alle diese 
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cives, sowol ministeriales als burgenses zur Durchbildung gekommen 
[s. oben p. 242 ff.]. Allerdings konnt§ der eigentliche städtische 
Einwohner, wie schon früh der Wormser censualis, so alle, die 
an dem öffentlichen Verkehre sich betheiligten [s. oben p. 232 ff.]|, 
zur Hof- und Heersteuer angezogen werden, jedoch fielen auch 
diese Steuern in das officium eines städtischen officiahs , so fielen 
sie desshalb noch keineswegs unter die Bestimmungen des sich 
entwickelnden Leheurechts. Von diesem Standpunkte aus versuch- 
ten die Mainzer die gewaffnete Opposition' und sogar die Appellation 
an den Kaiser [ebd. p. 293]; dass sie ihnen fehlschlug, hatte der 
Erzbischof hauptsächlich der leidenschaftlichen Fürsprache seiner 
grossen Vasallen am kaiserUchen Hofe zu verdanken [ebd. p. 297]. 

Indessen in eben jener Zeit erwähnt die Cölner Chronik bei 
den Heerfahrten des Erzbischofs Reihäld ausdrücklich, dass er 1166 
nach Itahen gezogen sei „tam a clero quam a populo Coloniensi 
accepta licentia, cum centum loricatis militibus" [ebd. p. 439]. 
Ich beziehe diese licentia eben auf solche Bewilligungen, wie die 
Mainzer sie sich vorbehalten wollten, mid Friedrich sie lehensrecht- 
lich zu erzwingen gedachte. 

Die grossen und immer wiederholten Anstrengungen Friedrichs 
für seine Italienische Pohtik, und die von ihm durchgeführte Aus- 
bildung der lehensrechtlichen Leistungen konnte die Städte in 
eine schwierige Lage bringen. Sie mussten einer Seits die Aus- 
dehnung des Begriffs beneficium auf ihre officia oder die Ueber- 
anspannung zu Hof- und Heersteuer befürchten.. 

Jedoch sind nur wenige Spuren vorhanden, dass die kaiser- 
liche Pohtik auf diesem V^ege vorzuschreiten suchte. Sie nahm 
2um Theil jetzt, zum Theil früher schon eine V^endung, die sie 
zunächst von den Städten ablenkte. 



e. Die späteren Burgen und Burgmannschaften der Staufen. 

In dieser Periode verloren, merkwürdig genug,, die civitates 
zunächst für das Königthum ihre alte Bedeutung. Im Jahre Uli 
[Pertz Leg. H p. 69] wurden sie noch an der Spitze aller Rega- 
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lien genannt. Burkhard von Ursperg läs»l bei seiner Darstellung des 
Jahres Uli die civitates aus [ed. Argentor. 1609 p. 194]. Seitdem 
war an die Stelle der alten Stadtburg die neue militärische Burg im 
engeren Sinne getreten.. Pliihpp nennt bei der Aufzälüung seiner Mit- 
tel im Jahre 1206 [Pertz a. 0. p. 2n] zuerst die castra plurima el 
fortissima , dann die ministeriales , dann die castella, civitates, villae, 
burgenses und die pecunia. Burkhard erzählt [a. 0. p. 237] die 
Verschleuderung und Schwächung der Staußschen Besitzungen 
durch König Phihpp so : „primus coepit distrahere praedia, quae 
pater suus — acquisierat in Alemannia — sicque factum est, ut 
nihil sibi remaneret praeter'innane nomen dominii terrae et civi- 
tates seu villas, in quibus fora habentur, et pauca castella terrae^ 
Hier sehen wir deutlich , dass der Kern der Staufischen Besitzun- 
gen damals eigentlich die castra und castella sein sollten. Neben 
ihnen sind die civitates Nichts weiter als villae, in quibus fora 
habentur, und als solche fast bedeutungslos. Arnold von Lübeck 
giebt [VII, 16 und 19] die Zahl der Staufischen castella, die nach 
Burkhards Angabe zum grOssten Tbeile in Lehen weggegeben wa- 
ren , auf 350 au. Mag diese Zahl auch noch so tibertrieben sein, 
mit jenen anderen Notizen zeigt sie doch, dass die castella ganz 
entschieden damals den civitates vorangingen. 

Hatten die Ottoneu die alten Pfalzburgstädte in die Hände 
des Episkopats zum Theil gebracht, und war den Saliern der 
Plan misslungen, in Sachsen sich neu festzusetzen durch den 
Bau und die Einrichtung zahlreicher Burgen, die Nachkommen 
Herzog Friedrichs , der „immer eine Burg an seines Bosses Schweif 
führte", reahsirten den Plan Heinrichs IV. und bedeckten ihre Er- 
werbungen mit einer Masse von festen -Häusern. 

Natürlich hat es schon früher neben den alten Stadtburgen 
auch feste Häuser gegeben , aber für das deutsche Königthum war 
unzweifelhaft das 12te Jahrhundert das des Burgenbaues im grossen 
Stile. 

Diese zahlreichen liurgaiilageu späteren Stils müssen nun aber 
zunächst im Zusammenhange mit der städtischen Verfassung und 
in ihrer Einwirkung auf sie betrachtet werden. 

Die Stellung und die Verfassung dieser kleineren Burgbe- 
satzungen musste für die ganze Ausbildung der Ministerialität und 
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der OfQcialität von grosser Bedeutung werden, je häufiger solche 
Bürgen gebaut und besetzt wurden. 

Die Burgen selbst waren entweder einzelne feste Häuser, wie 
die Landskrone über Oppenheim [Steiner Archiv f. Hess. G. H 
p. 43 ff.], oder es waren mehrere, die aber zusammen ein mili- 
tärisches Ganze bildeten, wie die Festen Stein und Kallenfels bei 
Kirn im Nahethale [Wigand Wetzlar. Beitr. HI, l p. 146 ff.]. Sie 
waren für sich Mittelpunkte einer eigenen Verwaltung, oder sie 
standen in einem engeren oder loseren Zusammenhange zu den 
älteren VerwaHungstätten des Reichsgutes. So war Ingelheim Ober- 
hof für die beiden letztgenannten [a. 0. p. 158], und so stand 
auch Gelnhausen, Friedberg und Kalsmunt bei Wetzlar im Zusam- 
menhange mit Frankfurt. 

Die Burgmannen werden nicht allein castrenses, castellani 
und borchmannen , sondern auch burger und urbani genannt [Ho- 
meyer Sachsenspiegel H, 2 p. 552]. Wie nun schon diese Namen 
an den Bürger der Burgstadt erinnern, so ist eben auch anderer 
Seits der Burgmann keineswegs Mann im streng lehensrechtlichen 
Sinne, sondern das Burgrecht wird bestimmt vom Lehensrechte 
geschieden [ebd.]. Er Hat die Pflicht, auf einer bestimmten Burg 
zu wohnen, sie zu vertheidigen und seinem Herren Urtheil zu 
Burgrecht zu finden. Dagegen ist er frei von Hof- und Heerfahrt 
[ebd. p. 553]. Man sieht leicht, dass die Einrichtung zahlreicher 
Burgen und Burgmannschaften dieses Stils die Schlagfcrtigkeit im 
offenen Felde wesentlich beschränkte. Der wesentliche Unterschied 
zwischen einer ausgedehnten Anwendung des Burgenbaues und der 
Burgverwaltung einer Seits, und anderer Seits einer zahlreichen 
und streitfertigen Lehensmannschafl, tritt in der Sage von den 
beiden Brüdern hervor, die Albert von Strassburg in die Habs- 
burgische Stammsage einfügte [Urstisius German. histor. U p. 97]. 
Der eine zeigte dem Vater seine zahlreichen munitiones und prae- 
dia, der andere versammelte alle seine Vasallen bei der Habsburg 
„quos et omnes eorum posteros — suos et posteritatis suae fide- 
les vasallos illis profitentibus patri probavit. Quo viso pater in 
illius animosa nobilitate gavisus reversus ad urbem, magnum the- 
saurum eidem destinavit". 

Als sich der'Burgenbau in der oben beschriebenen Weise unier 
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der Staufischen AdiniDistralion ausdehnte, war die Klage über die 
maass- und ziellose Verschleuderung der Güter zu Ldien, wie wir 
gesehen haben , allgemein. Es wdrden , hiess es [s. oben p. 239], 
dadurch die für die Hof- und Heerfahrten nothwendigen Einkünfte 
in unverhältnissmässiger Weise geschmälert. Damals erschien also 
die Ausdehnung der Lehensmannschaflen keineswegs in dem gün- 
stigen Lichte , wie in der - eben angeführten Stelle Alherts von 
Strassburg. Dagegen griff die Einrichtung von Burgraannschaften 
nicht so gefährlich in das Budget der miUtärischen und c{\ilen 
Hofhaltung ein. Der Burgniann, weder hof- noch heerpflichlig, 
vermehrte nicht die Kosten der Tag- und Heerfahrten schon allein 
durch seine Anwesenheit, und verstärkte doch durch seinen Fes- 
tungsdienst die Stellung seines Fürsten. Man darf keinesfalls daher 
die Ausdehnung der Burgmannschaften und der Burgverfassung 
etwa als gleichbedeutend mit jener Ueberspannung der Lehensver- 
fassung betrachten, über deren Folgen um die Mitte des 12ten 
Jahrhunderts geklagt wurde. Im Gegentheile hat jene entschieden 
dieser Einhalt gethan. Die Staufische Macht war am stärksten 
und energischsten am Schlüsse des 12ten Jahrhunderts, wo sie 
über die grösste Menge von Burgen verfügte. 

Wie früher nach unserer Ansicht das städtische Burggrafen- 
thum und die Verwaltung der städtischen burgenses den Verfall 
der Karolingischen Pfalzverfassung aufhielt, so hat die Ausbildung 
dieser jüngeren Burgverfassung nochmals die Verwaltung des Beichs-. 
und Hausgutes aus der Ermattung gehoben , die sich unter Kon- 
rad 111. und Lothar bemerkhch machte. 

Für die Stadträthe war das von grosser Wichtigkeit. Die 
neugewonnene Unabhängigkeit der könighchen Verwaltung mussle 
noch einmal den städtischen Hof- und Heersteuern die Wichtig- 
keit nehmen, die sie schon gewinnen mussten, sobald der Ver- 
fall des Beichs- und Hausgutes unaufhaltsam fortgeschritten wäre. 

Dann aber trat ein Zweites ein. Bei vielen dieser Burgen 
entstanden auch Märkte. „Quoniam solttudo erat circa castellum 
et aedificia haec ad necessarium ornatum et munitionem et comme- 
atum victuahum non sufficiebant et quia villa — Longia — a 
castello remota omnium injuriis patebat, visum — est, eandem 
villam sub* castello — collocare." Dieses Befspiel einer Burg 
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[Marlene Coli. 11 p. 107] zeigt sehr deutlich die Motive zur An- 
lage von MSfrkten und Marktstädten unmittelhar neben den engen 
Burgen. Aber diese neuen Marktstädte sind nun meistens mög- 
Uchst unabhängig von der Burgmannschaft gelassen. 

In dem Privilegium für die villa Gelnhusen von 1169 wird 
schon jedem advocatus jeder Eingriff in die Verwaltung verboten, 
und nur dem Kaiser und seinem viHicus das Gericht vorbehalten. 
^Nulius advocatus ibi justitiam exercebit, sed solus Imperator et 
ejus vilHcus justitiam villae manuteneat" [Lünig Reichsarchiv Pars 
spec. contin. 111 p. 784]. Schultheiss, Bürgermeister und Schöf- 
fen verwalten zu Friedberg die Stadt, ihre Steuern, Weg- und 
Wagegeld, Mahlschatz und Gericht [ebd. cont. IV, 1 p. 740, 737], 
und neben ihnen ki der Burg bilden wieder Burggraf, Baumeister 
und Burgmannen eine scharf geschiedene Genossenschaft [ebd. 
cont. III, 2 p. 104]. Allerdings erhalten die Burgmannen später 
die Judenschutzgelder und die Hälfte der Steuern angewiesen, ja 
es werden sechs Burgmannen dann auch an den Rath gezogen. 
Nichtsdestoweniger und obwol der Burggraf im Einzelnen als 
Schultheiss die Stadtverwaltung controlHrt [ebd. cont. IV, 1 p. 736. 
740 ff. Thudichum Gesch. d. Gerichts Kaichen p. 30 ff.], haben 
die Burgmannen bei der Steucrumlegung gar nicht mitzureden, ja 
es ist ihnen bis ins 15te Jahrhundert die Wohnung in der Stadt 
verboten. 

Diese schaffe Scheidung der Burgmannschaft von der an- 
gränzenden Bürgerschaft ist allerdings bemerkenswerth, da doch 
bei solchen Anlagen das Interesse* der beiden Genossenschaften so 
eng an einander gränzte. Es liegt darin eine Anerkennung, dass 
sich die Interessen der militärischen Besatzung und ihres Marktes 
gegenseitig verletzen konnten , es liegt aber namentlich darin auch 
die Anerkennung, dass der städtische Verkehr am zweckmässigsten 
von den Verkehrtreibenden selbst am besten administrirt werde, 
und dass dazu die möglichst grosse Unabhängigkeit von den Ein- 
griffen der Reichsburgverwaltung nöthig sei. 

Dass eine solche scharfe Scheidung der städtischen Verwal- 
tung aus dem grossen Ganzen der flscalischen Einkünfte und ihrer 
Administration nicht nur eine Beschränkung der Burgmannen, son- 
dern zugleich eine Anerkennung des communalen Lebens der he- 



trcfTenden viflii, in cjiia forum habetur, war, erhellt aus der Ver- 
leihung, die von demselben Kaiser dem Pfalzorle Hag^u zu Theil 
wurde. Hier werden gerade die Eingrill'e zurückgewiesen, denen 
eine solclie villa von Seiten der Pfalzverwaltung immer von Neuem 
ausgesetzt sein musste. „Quicunque" heisst es dort [SchOpflin 
Alsatia dipl. I p. 256] „hujus loci incola fidelis exstiterit, ab omni 
exactionis pecunia, ab importuno et contra velle suum hospitandi 

gravamine infra vel extra hberos esse concedimus. Ad haec 

nee Uomanus imperator ncc aliquis burgensium, vice nostra ibi- 
dem locatus, aliquem concivium in frumento triturato vel non tri- 
turato, viridi vel sicco feno, collecto vel non collecto, vel in qui- 
bu^cunque rebus suis — inquietare presumat". Dahin gehören 
auch die Bestimmungen [ebd. p. 257] über den Wein-, Brod- 
und Fourage verkauf , sowie über den übrigen Verkehr. Dass dabei 
wesentlich an die Erfordernisse der kaiserlichen Hofhaltung und 
den dadurch veranlassten Umsatz gedacht wird, zeigen die Sätze 
wie: „venditoribus pabuli, si quando imperator intervenerit, in quar- 
tali nummos 2 lucri permittimus*^ oder „Imperator si villam in- 
traverit, marscalcus^ipsius , absque civium detrimento, de hospiciis 
pacifice disponat". 

Man erkennt hier sehr deutlich den Grundgedanken, durch 
die Sicherung des Verkehrs vor plötzlichen Irrungen und Störun- 
gen ihm eine solche Ausdehnung zu geben, dass er eben den Be- 
dürfnissen der Pfalz immer genüge. Diese Richtung passt voll- 
kommen in jene Zeit: war das Einkommen der Hofhaltungen durch 
die Verlehnungen zusammenge^chwunden , so kam es darauf an, 
bei den Pfalzen und Burgen dem Marktverkehre eine ruhige Stä- 
tigkeit zu geben, die gewaltsamen Erpressungen und die plötz- 
lichen schreckhaften Preiserhöhungen zu verhindern, den Bedürf- 
nissen der Hofhaltungen dadurch einen reichlichen, geordneten 
und eben desshalb wolfeilcn Markt zu eröffnen. Zu diesem Zwecke 
verzichtet der Kaiser selbst und sein villicus wie sein Marschall 
auf ungeordnete Leistungen. Der judex oder scultetus und der 
preco, die conjurati und das consorcium civium sind die Behör- 
den, in deren Hände die Justiz und Polizei gelegt wird. 

Man erkennt leicht, dass diese Gedanken schon früher und 
in grossartigerem Stile von den Zähringern im Freiburger Stadt- 
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rechte ausgeführt waren. Die möglichste Unabhängigkeit von der 
fürstliclicn Hofhaltung [Gengier Sladtr. p. 126 §§ 11 'und 19], 
die möglichste Selbständigkeit der grossen Verkehrsgenossenschaft, 
war füi* diese frihurc von vorn herein zugestanden. Wie so oft 
ward auch hier früh durch einen genialen Blick die ganze Bedeu- 
tung eines neuen Gedanken erkannt, und der glückliche Versuch 
gemacht, ihn einmal zu realisiren; die folgende Zeit führt dann 
dasselbe Princip nach verschiedenen Richtungen durch, und tindet 
den allgemeinen Plan anwendbar auf das Detail der bestehenden 
Verhältnisse. 

Die Staufer mit ihren Burgen und jener allgemeinen Noth 
der Hofhaltungen gegenüber, wurden auf dasselbe Princip hinge- 
lenkt, mu* dass sie es nicht in solcher Ausdehnung an einer ganz 
selbständigen Stadtgründung realisirten. An vielen einzelnen, an 
sich unbedeutenden villae wiederholten sie das Zähringische Experi- 
ment, immer doch aber für die Zwecke der einzelnen Burg oder 
einzelnen Pfalz. 

Dadurch wurden nun keineswegs wirklich freie städtische Ge- 
meinden gegründet; meiner Ansicht nach kann man wenigstens als 
solche Bürgerschaften die nicht bezeichnen , die noch um die Mitte 
des tSten Jahrhunderts dem hofrechtHchen Heirathszwang, wie 
Gelnhausen und Friedberg, unterworfen waren [Böhmer Cod. Moe- 
nofr. I p. 55 f.]. Es war eben nur eine freiere Form der Cen- 
sualität, die auf diesem Wege entstand. Wie König Heinrich V. 
durch die Kerze, welche jeder Speierische Blirger an seines Vaters* 
Tag zum Dome trug, dieselben gleichsam zu Wachszinsigen machte, 
wenn er sie auch vom Sterbefalle befreite, so wurde beino Ein- 
tritte in die Hagenauer Bürgerschaft auch ein nummus an die 
Gemeinde bezahlt pro cera in honorem ecclesiae [Schöpflin a. 0. 
p. 256], 

So gewiss aber diese neuen Verkehrsgemeinden im hofrecht- 
lichen Zusammenhange mit der königlichen Verwaltung blieben, so 
erfolgte doch durch sie eben in jhr selbst eine sehr wesentliche 
Scheidung. Die Verwaltung des Marktverkehrs und seine Behör- 
den setzten sich scharf gegen die Burgmannen und gegen die" 
Pfalzministerialität ab. Allerdings gränzt der Burgmann, wie wir 
ihn oben aulfassten, recht nahe an den alten burgensis der gros- 
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sen Pfalzslädle, aber er ist nur eben ausserhalb der Verwaltung 
des Verkehrs, der doch für ihn selbst und seine Burg so wesent- 
lich ist. Hierin Hegt der Unterschied. 

In dieser Hinsicht mussten auch alte Pfalzstädte, wie Frank- 
furt, davon bertlhrt werden, wie sie neben sich in Gelnhausen tind. 
Friedberg hofrechtliche , aber doch selbständige städtische Gemein- 
den anerkannt sahen. Der Mittelpunkt jener grossen fiscahschen 
Gebiete konn^ von einer solchen Veränderung, wenn sie auch 
nur an weniger bedeutenden Punkten vorging, doch auch seiner 
Seits eine Wirkung verspüren. Wie König Philipp 1198 [Perlz 
Leg. n p. 211] zuletzt unter seinen Mitteln die burgenses ditis- 
simi aufzählt, so liegt darin die Bedeutung ausgesprochen, die 
man neben den castris — sie stehen jenen voran — einem wol- 
habenden Bürgertbume einzuräumen begann. 

Diese neue Richtung der Stauüschen Organisationen , der ßur- 
genbau und die Einrichtung eines selbständigen Marktverkehrs, 
mussten die Politik Friedrichs 1. und seiner Nachfolger zunächst 
von dem Bemühen abbringen, die alten Burgstadtverfassungen in 
der W^eise anzugreifen, wie das bei Mainz geschehen war. 

Die Art und Weise gerade, wie bei der Erwäjinung ihrer Macht 
die castra zuerst, aber auch die burgenses divites genannt werden, 
lässt keinen Zweifel , dass die Zeitgenossen und sie selbst in jenen 
neuen Ordnungen wesentliche Bedingungen ihrer Macht erkannten. 
Es ist allerdings keine Italienische Städtefreiheit, die dadurch ge- 
fördert wurde. Die bekannte Stelle Ottos von Freisingen [Vita 
Friderici II c. 13] hebt bei der Betrachtung der Itahenischen Städte 
hervor: „inferioris ordinis juvenes, vel quoslibet contemptibilium 
etiam mechanicarum artium opifices, quos caeterae gentes ab ho- 
nestioribus et liberoribus studiis, tanquam pestem propellunt, ad 
mililiae cingulum vel dignitatum gradus assumere non dedignan- 
tur. Ex quo factum est, ut caeteris orbis civitatibus divitiis et 
potentia praeemineant". In diesen Worten Hegt eben sehr deut- 
lich ausgesprochen, dass die deutschen Städte damals noch von 
ritterlichen Leuten verwaltet wurden, dass man aber anderer Seils 
die Vortheile einer Mischung aller Stände für das städtische Leben 
nicht verkannte. Die Staufische Politik hielt an dem Grundsatze 
der Slandesunterschiede fest, ja es ist eben aus dieser Stelle zu 
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schliessen, dass auch die SchOlTen und Obrigkeiten der neuen 
Marktgemeinden noch durchaus eine besondere Standesehre be- 
wahrten. Aber andrer Seits suchte sie, indem sie Burg und 
Markt schied, dem Interesse beider volle Selbständigkeit zu ver- 
schaffen. 



f. Die früheren Staufen nnd die Bischofstädte. 

Dieser Grundgedanke tritt nun auch, unserer Meinung nach, 
zum Theil in der Behandlung de? Bischofstädte zu Tage. Nicht 
überall auf gleiche Weise. An zwei Stellen griff die Reichsgewalt 
in solchen Sinne unmittelbar ein, sonst aber zeigte sich diese 
Richtung ihnen gegenüber in einigen allgemeinen Maassregeln. 

Wir sprechen zuerst von jenen unmittelforen Eingriffen. 

Allerdings geschah das in den beiden Städten, von denen wir 
darüber sichere Kunde haben , nicht auf dieselbe Weise. Dass der 
Stadtrath im späteren - Sinne , zu Worms durch Kaiser Friedrichs 
Urkunde entstand, das hat Hegel [Allgem. Monatsschrift 1854 
p. 181] nicht mit Recht gegen- Arnold geleugnet und letzterer hat 
dafür auf die Aulfassung der Wormser Annalen selbst hingedeutet 
[Boehmer Fontes II p. 160 f.]: Fuerunt oHm multis temporibus 
in civitale W. 40 consules, videlicet 28 cives et 12 miUtes eccle- 
sie ministeriales , qui per se sine episcopo totam rexerunt civitatem 
— judicantes pacem et ordinantes jura civitatis et commoda se- 
cundum privilegia ab imperatoribus et regibus ipsis tradita". Eben 
diese 40 judices wurden durch Friedrichs I Stadtfrieden von 1156 
eingesetzt. Die von Friedrich gegebene Verordnung kann gewiss 
ebensowenig mit den alten Stadtfrieden Longobardischer Könige 
verghchen werden, wie Hegel will, wie sie andrerseits nach Ar- 
nolds Anschauung, einen unabhängigen Wormser Freistaat grün- 
dete. Das Eigenthümliche ist gerade, dass diese 40 Richter als 
eine neue Behörde nur aus einem grösseren und älteren Ganzen 
ausgesondert werden, ohne desshalb sofort alle Beziehung dazu 
zu verlieren. Friedrich weist im Gegen theil den vicedorainus, 
den praefectus und den Schullheissen der bisherigen hofrechtlichen 
Stadtverwaltung an, die 40 judices oder consiliarii bei Aufrecht- 
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haliung des neuen Friedens zu unterstützen [Schannat Hist ep. 
Worm. 11 p. 76], E# liegt daher auf der Hand , dass die betref- 
fende Behörde^ mit der Stadt keineswegs aus dem hofrechtlichen 
Zusammenhange trat. Der Kaiser griff, indem er sie schuf, hier 
ebenso in das Hof- und Dienstrecht ein, wie zu St. Maximin, als 
er sich dort für den einzigen Vogt der Ministerialen erklärte. Aus 
der grossen bischöflichen Rathsgenossenschaft von ministeriales und 
cives, die wir auch zu Worms annehmen müssen, wurde dadurch 
eine kleinere zur unmittelbaren Verwaltung des Stadtfriedens aus- 
gesondert. Damit wurde auch hier allerdings jene Sonderung der 
städtischen Verwaltung aus der grösseren Gesammtheit durchge- 
führt, wie wir sie in der Stadtverfassung von Friedberg und Ha- 
genau erkannten, nur unterschied sich diese von jenen Maassre- 
geln dadurch, dass hier die Behörde ausdrücklich noch aus mini- 
steriales und burgeiTses zusammengesetzt blieb. Dass aber auch 
die burgenses rechtlich vom Bischof abhängig blieben, das geht 
unleugbar aus der ganzen folgenden Ent Wickelung hervor: schon 
Hegel hat auf die Einseitigkeit jener Chrouikenstelle aufmerksam 
gemacht und bemerkt, gerade Friedrichs Stadtfriede behalte dem 
Bischof einen bestimmten Theil an den Gerichtsgeldern vor und 
die von Arnold angeführten späteren kaiserlichen Privilegien zur 
Erleichterung des Erbrechts [Arnold a. 0. p. 232 ff. und 247] 
zeigen unleugbar, dass die Bürgerschaft sich am Schlüsse des 1 2ten 
Jahrhunderts noch in einer ganz ähnlichen hofrechtlichen Stellung 
zum Bischof befand , wie z. B. Friedberg , Frankfurt und Gelnhau- 
sen zum Könige [oben p. 329]. Wenn daher Arnold, wo er ein 
Amt in den Händen eines burgensis statt eines ministerialis sieht, 
sofort ein Zeichen städtischer Emancipation erbUckt [ebd. p. 263], 
so können wir diese kurze Art des Beweises unmöglich gelten las- 
sen. Die Aufzeichnung von 1482 [Boehmer Font. 2 p. 210 ff.], 
die er selbst auf das 13te Jahrhundert zurück datirt [a. 0. p. 296 f.] 
zeigt so unverkennbar den hofrechtlichen Charakter der Stadtver- 
fassung, dass man gar nicht begreift, wie hier von einer wirklicher 
Bepublik die Bede sein könnte: der Kämmerer des Bischofs hall 
das echte Ding und zwar in der bischöflichen curia [Boehmer a. 
0. p. 210]. Neben ihm zieht der Scliultheiss die bestimmten Lei- 
stungen für den Bischof ein und darunter für sich von den cives 
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20 Pfd., von den officiati eben so viel und von den 16 Heimburgern ~ 
12 Pfd.; der Verbrecher wird auf dem bischöflichen Hofe von con-. 
sules et judices sive scabini verurtheilt, das Urtheil verkündet vom 
pedellus civium, dann nimmt ihn der sculletus entgegen, Uefert 
ihn an den comes und ille „qui habuerit telonium episcopi, quod 
dicitur puntzoll" legt ihm den Strick um. * 

Jedenfalls soviel erhellt, dass Kaiser Friedrichs I Brief von 
1 1 56 keine unabhängige Verfassung schuf, sondern nur zuerst eine 
besondere Behörde für städtische Angelegenheiten, ohoe damit,' 
diese selbst ganz aus ihrem bisherigen Zusammenhange mit dem 
bischöflichen Hof- und Dienstrechte herauszureissen. 

Ebenso wird die Verleihung freier Bathsw^il an Speier durch 
König Heinrich zu betrachten sein. Ich glaube, dass Hegel [All- 
gem. Monatschr. 1854 p. 181] mit Recht sie Heinrich VI zuschreibt. 
Dass aber dieser Rath durchaus ein ministeriaUscber blieb, ergiebt 
die Geschichte des Speierer Raths unleugbar, sobald man sich an 
die klare und behutsame Darlegung Raus [Regimentsverf. der 
Reichsstadt Speier 1844 p. 10] hält und sich nicht 3urch die ge- 
wagten Interpretationsversuche Arnolds [a. 0. p. 359 f.] irren IS^sst, 
Beide nehmen nemlich an, dass der Rath zu Speier das 13te 
Jahrhundert hindurch von und mit „Münzer und Hausgenossen^ 
besetzt wurde und dass die Münzer unzweifelhaft ministerialischer 
Herkunft waren. Rau führt dann weiter den auch sonst anerkann- 
ten Satz durch , dass eben die Hausgenossen nur die weitere Mün- 
zergenossenschaft bezeichnet, deren activen Ausschuss gleichsam 
die Münzer bildeten. Man sieht leicht, dass bei dieser Sachlage 
für „Altfreie" im Speierer Rath kein Platz bleibt. Arnold findet sie 
aber doch, indem er die Münzer als Ministerialen und die Haus- 
genossen als Altfreie betrachtet. „Der Name Hausgenossen" heisst 
es [a. 0. p. 360] „veränderte in Speier zum dritten Male seine Be- 
deutung: zuerst hatte er die bischöfliche Familie bedeutet, dann 
ging er auf die Milnzer über, jetzt wurde er allen Geschlechtern 
zu Theil. Und da die Münzer nicht aufhörten," eine besondere 
Corporation — zu bilden, so nannte man grade diejenigen Ge- 
schlechter vorzugsweise Hausgenossen, welche nicht Münzer wa- 
ren." Wir verweisen auf das Privilegium Kaiser Ludwigs von 1330 
für die monetarios cives nostros Spyrcnscs , qui vulgariter die hus- 
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genossen appellantur, qui pro tempore sunt et eorum in hftc so- 
cietate successores [Rau a. 0. p. 32] und bleiben bei der Rau- 
seben Ansicht. Nur dürfen wir, unserer Ansicht nach, m der Stel- 
lung der Münzer „vermöge welcher sie in der städtischen Gemeinde 
aus der sie hervorgegangen sind eine eben so grosse Geltung hat- 
ten, als unter den Ministerialen des Bischofs^ [a. 0. p. 22] nicht 
eine abnorme uqd ausserordentliche Erscheinung, sondern nur ein 
Beispiel sehen von der allgemeinen Entwickelung patricischer Ge- 
schlechter aus llofrccht zu Stadtrecht, wenn auch ein besonders 
deutliches. Und wir stimmen weiter der Ausführung zu, dass vi^e- 
der jenes Privilegium einen vollen Rath im späteren Sinne schuf, 
noch auch die Stacjt von dem bischüfiichen Regimente losriss [ebd. 
p. 14 f.]. 

Aber war auch hier zu Speier das Privilegium der Rathswahl 
ebenfalls nur eine relative Aussonderung der städtischen Behörde 
im Gegensatze gegen die übrige Ministeriahtät, so ist es interessant 
zu sehen, wie auch hier das Staufische Haus auf diesem Wege 
gerade für die städtischen Leistungen, die es beanspruchte, eine 
grossere Sicherheit und Bereitwilligkeit zu erreichen wusste. 

König Philipp verzichtet bei der Bestätigung jenes Privileginms 
auf städtische Quartiere für sein Heer, wie wir zu Hagenau auch 
die Gemeinde gegen überlästige Bequartierung sicher gestellt sahen 
[Lehmann Chronik V, 69]. Dagegen aber erhält er von den Biir- 
gern Unterstützung mit Flussfalu^zeugen und in victualibus forum 
sccundum possibihtatem eorum zugesagt Die Herstellung eines 
sicheren und reichlichen Markts war ebenso zu Hagenau , zu Fried- 
berg und Gelnhausen Zweck des verliehenen Privilegiums. 

Neben diesen Reguhrungen bischoflicher Stadtverfassungen 
unmittelbar durch die kOnighche Gewalt und für einzelne Städte 
stehen nun aber andere allgemeine Maassregeln, durch welche das 
Konigthum seine unmittelbaren Verwaltungskreise gegen die der 
Bischofstädte schärfer abgranzte. 

^ Wir lernen diese Maassregeln hauptsächlich aus den Gesetzen 
Friedrichs H kennen und werden sie hier nicht allein für sich be- 
trachten, sondern uns zugleich dem Eindruck klar machen, den 
sie auf die Städte selbst uolhwendig haben mussten. 

Zunächst sehen wir ans Friedrichs grossem Privilegium für 
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die gütlichen Fürsten, dass unter Friedrich I erst den geistlichen 
Fürsten zugestanden war „ne quis officialium [imperiaUum] in ci- 
vitatihus eoruudem principum Jurisdictionen) aliquam sive in te- 
loneis sive in monetis seu in aHis officiis quibuscunque sibi vin- 
dicet, nfsi per 8 dies ante curiam ibidem publice indictam ^i per 
8 dies post eam finitam. Nee etiam per eosdem dies in ahquo 
excedere presumant jurisdictionem principis et consuetudinem civi- 
tatis. Quotiescunque autem ad ahquam civitatem eorum [acces- 
serit imperator] sine nomine publicae curiae, nihil in ea juris 
habeant sed princeps et dominus ejus plena in ea gaudeat potes- 
tate" [Pertz Leg. II p. 237 § 10]. Stellen wir dieses grosse Zu- 
geständniss , das schon Friedrich I gemacht haben soll , mit dem in 
Zusammenhang, was wh» bisher über seine Maassregeln bemerkt ha- 
ben, so liegt hier wie dort derselbe Gedanke zu Grunde, nemhch der 
die einzelnen Verwaltungskreise möglichst bestimmt gegen einander 
abzugränzen. Die Worte, die Friedrich II der Wiederholung des 
Privilegiums a. 0. hinzufügt, zeigen, dass er es für ein besonders 
grosses Zugeständniss hielt. Zugleich aber getvannen dadurch ne- 
ben den Bischöfen die ofiiciales der betreffenden officia. Diess 
tritt noch deutlicher an der zweiten grossen Concession hervor, 
welche das Königthum, erst am Anfange des 13ten Jahrhunderts 
dem Episkopat machte, dem Verzicht auf die Jahreseinkünfte und 
den Nachlass des verstorbenen Prälaten nach dem Tode des Bi- 
schofs [a. 0. p. 204, 208 und 224]. Friedrichs II ausführlicherer 
Verzicht auf das jus spoliorum [ebd. p. 227] wird 1220 mit dem 
Zusätze bestätigt „ne laicus quisquam [principis ecclesiastici reli- 
quias] sibi vindicet, sed reddant successori" [ebd. p. 236]. Und 
eben gegen diese Uebergriffe der officiales in den Zeiten der Va- 
canz war zweifelsohne die Bestimmung gerichtet „quod mortuo 
uno episcopo et alio substituto, . omnia ofQcia vacant, exceptis 4 
principahbus" [ebd. p. 234] was dann später in einem anderen 
Falle so wiederholt wird „quod universa officia ecclesie seu per- 
tinentia vacent et ad nutum suum sint instituenda, exceptis 4 of- 
ficiis principalibus, quorum bona nullius justitie vel astutie inter- 
ventu ab ipsis officiis poterunt abahenari, officiatorumque filii 
seniores et legitimi patrum succedent officiis pleno jure — Dona- 
tiones mansorum, concessiones feudorum, obligationes pignorum ^ 
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.ante regalium reccptionem factae^ sint in irritum rei^iCindae^ 
[ebd. p. 252]. 

Die ofiicia principalia , die hier' anderen officiis entgegenge- 
setzt werden, umfassen die eigentliche Ministerialität , von deren 
Erbrecht es schon im Cölner Dienstrechte § 12 heisst: mortuo pa- 
tre senior filius obsequium patris recipiet, et jus serviendi in curia 
archiepiscopi in suo oflßcio, ad quod natus est, obtinebit. Eben 
daher heisst in Freisinger Urkunden [Meichelbek I, 2 p. 447 und 
457] die Ministerialität neben den principales vasalli principalitas 
famiiiae oder de familia principales. 

Die übrigen oflicia also, die diesen ofßcia principalia entge- 
gengesetzt werden, sind diejenigen, die wir oben [s. p. 166] 
als OfGcialität der MinisteriaHtät entgegensetzten. Und diese un- 
teren ofliciati sind es nun, deren ungeregelte und unberechtigte 
Eingriffe in das Kirchengut für die Zeiten der Vacanz zurückge- 
drängt werden sollen. ' Ueber die Stellung dieser ofßciales zu den 
Bischöfen giebt uns eine andere Stelle der Fridericianiscben Ver- 
fügtmgen Aufschluss; in dem bekannten Edict von Ravenna [Pertz 
a. 0. p. 286] heisst es: „[civitatum] ordinationem ad ipsos [epis- 
copos] et eorum ofßciales ab eis speciabter constitutos, perpetuo 
volumus pertinere." Es sind also wol ofßciales, ja auch bischöf- 
liche ofßciales , nur nicht specialiter ab eis instituti , die zum Theil 
diesen Beschluss hervorriefen. Wir sehen daraus, wie diese ofii- 
cia, ohne zunächst den Charakter bischöflicher Aemter zu ver- 
lieren, doch aus dem unmittelbaren Zusammenhange sich loslösten; 
indem der Bischof aufhörte sie specialiter einzusetzen. Diese of- 
ßcia, die in der engsten Beziehung zur Stadtverwaltung standen, 
mussten sich durch die Eingriffe der königlichen ofßciales beengt 
sehen, so lange diese, vor der Verfügung Friedrichs 1, das Recht 
hatten, bei ihrei^ Anwesenheit die Jurisdiction in Zoll, Münze und 
den anderen ofßciis zu beanspruchen. Und so lange der Kouig 
das jus spoliorum hatte, trat auch während jeder Vacanz eine Pe- 
riode ein, in der sie in eine nähere Abhängigkeit von der könig- 
lichen Gewalt geriethen. 

Es war das noch der Fall , während auch die Bischöfe ihrer 
Seit« sich immer mehr dem System des Burgenbaus und der Bur- 
genverwaltung zuwandten. Erzbischof Philipp von Cöin soll 50000 
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Mark M)C- den Bau und Ankauf von Burgen verwandt haben5[Henr. 

de Herfort bei Abel König Phib'pp p. 272 und Boelimer Fontes 
3. p. 458]. Diese allgemeine Ausdehnung der reinen Burgverwal- 
tung scheint mir auch darin sich zu zeigen, dass z. B. in den 
Nibelungen „al di burk zuo dem lande" ^tr. 2030 oder „bürge unde 
land" Str. 828 den InbegrilT alles Landbesitzes* bezeichnet. Rüdi- 
ger giebt seiner Tochter Silber und Gold „sit ich der bürge niht 
enhan" Str. 1619 f. [cf. 2066, 2094 IT. und 2101]. 

Wir haben oben darauf aufmerksam gemacht , dass noch Erz- 
bischof Reinald liceiltia populi Coloniensis' eine Heerfahrt nach Ita- 
lien antrat. Zu diesem populus zahlten damals jedenfalls zu Coln, 
wie wenige Jahre vorher zu Mainz, die cives, sowohl ministeria- 
les als burgenses. Bemerken wir wol, dass der Zusammenhang' 
dieser Cölnischen officiales oder burgenses mit dem Reiche eigent- 
lich enger war, als die Erzbischöfe es wünschten [s. oben p. 279 ff.]. 
Diese engere Verbindung einer mächtigen und einflussreichen Offi- 
cialität musste durch jene immer wiederholten Einmischungen der 
königlichen Verwaltung wesentlich gefördert werden. 

Eine Officiahtät, die mit der Ministeriahtät ihre Einwilligung 
zu den Leistungen an das Reich gab und auf Zeiten von der 
Reichsofficialität in der Verwaltung abgelöst wurde, hatte schon 
dadurch Gelegeüheit genug, sich ihres Zusammenhanges mit dem 
Reiche immer von Neuem zu erinnern. 

Hier war von jener bestimmten und sicheren Ordnung der 
officiales curiae episcopalis , der eigentlichen DienstmanAschaft nicht 
die Rede. Die Friedriche, indem sie die Thätigkeit ihrer officiales 
nur auf die grossen Hoftage beschränkten , hoben damit doch kei- 
neswegs diesen Zusammenhang sofort ganz auf. Das Interregnum 
so zu sagen, bei jeder Vacanz bHeb und in ihm die Unsitte der 
Verpfandungen , Verlehnungen und anderen Uebergriffe ,' die Fried- 
rich H dann ausdrücklich für solche Zeiten verbot. Dass dabei 
nicht die eigentlichen ministeriales, sondern die officiales die Ver- 
gewaltiger des geistlichen Guts waren erhellt daraus , dass eben 
gleichzeitig in jener Verordnung das Erbrecht der ofßcia principalia 
anerkannt ward. Finden wir nun jene andere Otticialität, der wir 
jene ungesetzlichen Uebergriffe zuschreiben müssen, dann auch, 
ohne von den Bischöfen specialiler eingesetzt zu sein, in der Ver- 

Nilzsch, Gesch. d. $tauf. Per. I. 22 
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waltung seiner städtischen mficia , so vervoUständigl sieb d^s Bild 
ihrer eigenthümhchen Stellung. 

Nicht nur um die betreffenden Erbschaften und das Gut der 
Kirche zu wahren , kam die Geisthchkeit des Reiches immer wieder 
auf das jus spolii zurück, sondern auch, um den Emancipatioos- 
versuchen der Ofßdalität Rauip und Gelegenheit zu nehmen. Nur 
genügte offenbar zunächst der Verzicht der Könige auf das jus spo- 
hi noch nicht zu diesem Zwecke, die wiederholten Verfügungen 
Friedrichs U, auch nach jener Concession, gegen Eingriffe der 
Laien in das Kirchengut zeigen, dass, nachdem die königlichen 
officiales zurückgedrängt waren, die der bischöflichen und klöster- 
lichen Hofrechte auf ihre eigene Hand die Freiheit der Vacanzen 
ausbeuteten. 

Nicht aber hier allein , sondern noch an anderen Punkten be- 
merken wir die Uebergriffe dieser Classe und das Bemühen, sie 
nach Kräften mit Hülfe des Königs zurückzudrängen. 

Dahin rechne ich namentlich die Verfügung, wodurch schon 
1192 verboten wurde „quod nullus ministerialis alicujus ecclesiae 
feoduili, quod habet ab ecclesia jure ministerialium , filio suo, qui 
sue non est conditionis, vel ahi personae, in fraudem ecclesie 
vel subterfugium potest vel debet concedere" [Pertz Leg. H p. 195], 
und weiter jene andere von 1195 [ebd. p. 199] 9,quod nee liber 
nee ministerialis, qui non habet beneficium a domino, debeat ferre 
• testimonium pro beneficiato vel contra beneficiatum vel contra do- 
minum^^ Diese Bestimmungen bildeten ganz entschieden den stric- 
teren Begriff der belehnten MinisteriaUtät aus, sie zeigen uns aber 
auch die unbelehnte Ministerialität, wie sie namenthch in das Lehens- 
recht sich immer .noch einzudrängen sucht. Wurde sie davon 
immer mehr und mehr verdrängt, und schloss sich die Lehensmini- 
sterialität der officia principaUa oder curiae immer strenger ab, so 
tritt nun auch sonst der Unterschied zwischen diesen sich sondern- 
den Classen zu Tage. 

Wir sahen oben [p. 322 f.] schon, wie Friedrich I auf Grund 
des , Lehenrechtes die Steuerpflicht der burgenses von Mainz zu 
constatiren suchte und wie diese dagegen , auf Grund ihrer Pri>i- 
legien zunächst, opponirten. Wir suchten nachzuweisen, dass und 
wesshalb die Staufen auf die Steuerpflicht der Städte, als Leistung 
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von beoefieiati verzichteten. Die Ilof-* und Heersteuer der städti- 
schen Bevölkerung war allerdings keine lehensrechtliche Leistung, 
sondern wesentlich eine Leistung der censuales [oben p. 332 ff.], 
und die officia, durch die ihre Hebung beschafft wiirde, bheben 
officia und wurden nicht beneficia. Dagegen steuerte der ministe- 
riahs des stricteren Dienstrechts eben als beneficiatus. Diess war 
ein Unterschied, ein anderer war folgender. 

Für die oßicia principaha, d. h. Truchsess, Marschall, Schenk 
und Kämmerer, wurde 1223 zu Recht gewiesen [Periz a. 0. 
p. 250]: „quod nisi de assensu principis fuerit et ejus libera po- 
testate, nullus talium ofQciatorum subofliciatum talem quemquam 
domino suo dare potest nee aliquid de rebus principis disponere 
praeter ejus beneplacitum voluntatis". Dagegen halten wir nun, 
dass erst 1232 in den Städten die ordinatio civitatum ausdruckhch 
dadurch an die Bischöfe zurückgebracht wurde, dass nur die offj- 
ciales ab eis speoialiter instituti dieselbe führen sollten [oben 
p. 336]. Also war im Dienstrechte schon früher die Besetzung 
der ofßcia ausdrücklich dem Herren torbehalten, dagegen die 
stadtrechtüchen officiales noch fast zehn Jahre nachher dieser spe- 
cielleu Verleihung durch den Herren entbehren konnten. 



g. Eückwirkung der Stanfischen Maassregeln auf die 
Bischofsräthe. 

Halten wir nun hier einmal in unserer Betrachtung still , und 
wenden uns zu jenem Punkte zurück, auf dem wir die bischöfli- 
chen consilia 4im Anfange des 12ten Jahrhunderts verliessen. 

Damals war die höhere Ministerialität noch im scharfen und 
entschiedenen Gegensatze gegen die Vasallen. Jetzt war diefser 
Gegensatz fast vollständig verschwunden. 

Damals war die höhere Minister iah tat noch in unmittelbarem 
Zusammenhange mit der niederen, jetzt war er vollstäncjig ge- 
lockert. 

Damals bildeten die civitates noch den ersten Posten im Ver- 
zeichnisse der regaUa, jetzt den ersten die castra, jene den letv:-« 
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ten, aber die liiirgenses ditissimi treten jetzt erst in demsel- 
hoii auf. 

Damals war die Verwaltung der ofßcia principalia noch nicht 
erblicli, und* wenigstens keineswegs überall geschieden von der der 
anderen officia, jetzt waren sie es. 

Lassen wir nun nur einfach diese Thatsachen gelten, so trat 
dadurch eine Scheidung in dem consUium jedes Bischofs ein. 
Die höhere Ministerialität , die in das Lehensrecht neben die Vasallen 
rflrkle, betrachtete sich als die bevorzugte, dem Vasallen nah ver- 
wandte eigentliche famiha, und als den eigentlichen Verwaltungs- 
ratli für das neue System der Burgadministration. 

Die unteren ofGcia namentlich der civitas, blieben noch, zu- 
nächst in den Augen der damaligen Verwaltung von geringerem 
Interesse. Ihr Recht folgte nicht der consequenten Weiterent- 
»Ickelung , durch welche die ofßcia curiae immer fester und mäch- 
tiger sich unmittelbar unter dem Einflüsse des Herren in dem 
Gange der grossen Geschäfte entwickelten. Sie bildeten eine, im 
Vergleiche gegen jene , unberechtigte und wenig entwickelte Masse. 
Wenn wir in Würzburg den oberen Rath von dem Capitel, den 
Stiftern und den Aemtern besetzt finden [Scbarold Beiträge z. 
Chronik v. Würzburg p. 2 und oben p. 303] , wenn zu Regens- 
burg ohne Zweifel [oben p. 302] der Rath aus officiales des Bischofs 
und des Burggrafen zusammengesetzt war, und wenn endheb 
zu Cöln [oben p. 19 f.] die officiales de Rigirzecheid solche des 
Erzbischofs und des Stifts St. Pantaleon umfasstßn , so scheint 
mir damit bewiesen, dass bei der Scheidung jener unteren Offi- 
cialität von der höheren, zugleich officiales verschiedener Hof- 
rechte zu einer Genossenschaft zusammentreten konnten, die fast 
unabhängig von ihren verschiedenen Herren, ihre eigentliche Ver- 
einigung in der Vertretung der städtischen Interessen fanden. Al- 
dings war diess nicht überall der Fall, wie zu Speier, wo allein 
die monetarii des Bischofs, oder zu Basel, wo nur dessen gedie- 
gene [s. oben p. 333 und p. 303] den Rath bildeten. Wie aher 
eine solche städtische Genossenschaft nur aus den Bestandthellen 
eines oder auch aus denen mehrerer Hofrechte sich zusammen- 
setzte, ebenso konnte ihre Scheidung von der eigentlichen Mini- 
•sterialität auf sehr verschiedene Weise gefördert werden. Zu Worms 
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ward sie, nach der Darstellung der einheimischen Annalen, jeden- 
falls gefördert durch Friedrichs I. Friedehrief [ohen p. 331 ff.], aber 
hier eben blieb die höhere Ministerialität immer doch noch bei 
dem Stadlrathe, wenn auch in der Minorität, betheiligt. Dasselbe 
wird von Heinrichs VI. Verleihung für Speier gelten müssen. In 
Regensburg wirkte wahrscheinHch die Ausdehnung des Landfrie- 
dens auf die Stadt in ähnhcher Richtung [s. oben p. 261 ff.]. Im 
Allgemeinen musste die Richtung gerade der königUchen Ver- 
waltung auch hier den eigentlich städtischen Kreisen zur Aner- 
kennung helfen. 

Wenn aber auch in allen diesen Fällen uns keine Spur einer 
Gemeinde von „Altfreien" sichtbar wird, so ist doch hier an die 
Anfange zu erinnern, die wir für die Verfassung dieser alten Bi- 
schofstädte annehmen mussten, solange sie noch wirkUche Pfalz- 
burgstädte waren. Wir sahen in der ersten Bürgerschaft eine 
Ministerialenverfassung, die dem Begriffe nach der Karolingischen 
noch viel näher stand, als der späteren [s. Cap. 2, h]. Diese 
kriegerischen nnd administrativen Beamtengenossenschaften waren 
nur zum Theil unter die Bischöfe gerathen, ja die Bischöfe Lat- 
ten die burggräfliche Gewalt, ihren alten Mittelpunkt zum Theil 
absichtlich zum Theil gezwungen anerkennen müssen [s. Cap. 6, a 
u. ff.]. Ein Rest jener alten Burgministerialität war noch vor- 
handen, wenn auch bedeutende Theile derselben davon abgekom- 
men und in die neue Entwickelung hineingerathen waren. Die 
ritterhche Streitbarkeit und die eigenthümüche Ehre, die wir für 
jenes frühere Bürgerthum annehmen mussten [oben p. 159 f.], waren 
keineswegs ganz verschwunden. Diese Reste begannen jetzt zu 
reagiren : der monetarius oder telonearius der früheren Pfalzburg- 
stadt, von Anfang an ritteriich bewaffnet und als edeler Herr be- 
grüsst, hatte den König dem .Bischöfe in der Stadtverwaltung wei- 
chen sehen, und war mehr oder weniger in jene Abhängigkeit 
hineingerathen , die seinen Standesgenossen zum officialis curiae 
und dann zum ministerialis beneficiatus machte; jetzt war die 
civitas, mit der er ohne beneficium eng verbunden war, nicht 
mehr der Kern der bischöflichen Gewalt, die, Burgen sollten sie 
an Bedeutung überwachsen. Die ministeriales beneficiati traten 
nicht, wie um 1100, mit ihm den vasalli, sondern mit den vasalli 



342 

der civitas und ihren officiales gegenüber. Hier erwachte das 
specifisch städtische Interesse, und der Rest jenes alten Bfirger- 
thums ward von dem Triebe einer neuen Selbständigkeit gleichsam 
neubelebt. 

Ich glaube, dass diese Annahme am Einfachsten es erklärt: 
1) dass die spätere universitas civium oder Burgerschaft als eine 
obrigkeitliche Gemeinde der übrigen Einwohnerschaft gegenüber- 
steht, die unzweifelhaft hofrechthchen Ursprungs ist; 2) dass diese 
universitas civium hinter den ministeriales, von ihnen gesondert 
und doch ihnen gleichsteht, und 3) dass wir schon so früh z. B. 
in der älteren Judith die Bürger in ritterlichen Waffen und als 
edele Herren bezeichnet finden. 

In diesem Sinne mochte ein Geschlechter von Cöln mit Recht 
von seinen Standesgenossen rühmen: 

Ir edel gesleihte! — 

Ir syt van reihter edeler art 

Sint Cölu alre eirst cristen wart , 

Uren alderen en wart ny benonieu 

Erve noh goit noh scheffendoim. 

[Hagen Reimchronik ed. Grote 3566 ff.] 

Es sind officiales, die so von sich reden „mannen, gewapnel 
van gesiebten in Köln mit overdeckden orsin na iren eren" [La- 
comblet ürkundenb. II p. 298] eine {)ienstmannschaft , die aber 
Erbe, Gut und Schöfi'enthum immer ungeschmälert erhalten hat, 
obwol sie unzweifelhaft doch an Ehren hinter den ministeriales 
späteren Sinnes zu stehen gekommen war. 



h. Conjuratio und Freundschaft innerhalb der städtischen 
Officialität. 

Fragt man nun aber, wie diese Reste der allen Bürgerscliafl 
sich aus der niedrigen Stellung neben der Ministerialität gehoben 
halten, so kommt, glaube ich, hier namentlich das Verhälhiiss 
der friundschaft und magenschaft besonders in Betracht, das im 
Gegensatze zu dem der Mannschaft, diesen officiales nach allen 
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Seiten Halt und eine sichere Stellung gab. „Vriunt und mage 
wir syn geborn" sagen jene Cölnischen Geschlechter ebenfalls von 
sich [ebd. 3580]. 

lieber die Bedeutung der friundschaft finden wir namentlich 
in den Nibelungen einige merkwürdige Aeusseningen , wie denn 
dieser Begriff für die Entwickelung jener grossen Tragödie von 
besonderer Wichtigkeit ist. 

Hier haben wir diese Stellen nur zur Erklärung der städti- 
schen Geschlechterverfassung zu betrachten. 

Allerdings begreift die Freundschaft im weiteren Sinne Sipp- 
schaft und Mannschaft unter sich, aber sie ist auch ein engerer 
Begriff, der jenen beiden entgegengesetzt wird: „Welt ir friunt 
suochen" sagt Sigfried zu Günther [Str. 155] „der sol ich einer 
sin", und dann bittet er ihn [Str. 165]: „So heizet mir gewinnen 
tüsent iur man , sit daz ich der minen bi mir niht enhan". Der 
nahenden Chriemhilde reiten entgegen, „vil der üoten vriunde und 
der Guntheres man". 

lieber die Entstehung der Freundschaft ist, glaube ich, die 
Hauptstelle der Abschnitt , in dem Rüdiger, Etzels Bote, Chriemhil- 
dens Abscheu vor der fremden neuen Heimath zu überwinden sucht. 
„Er sprach zer Küniginne": 

„Ob ir zen Hiunen betet nieman danne min 

gctriwer miuer mAge und euch der minen man. 

er mues es s6re entgelten , unt het iu ieman iht gelAn**. 

Si sprach „so swert mir eide swaz mir jeman getuot, 

daz ir sit der nächste der bueze miuiu leit". 

Do sprac der maregräve „des bin ich , vrouwe , vil bereit". 

Mit allen sinen mannen swuor ir do Rüedig^r 

mit triuwen immer dienen un daz die rehen hör 

ir nimmer niht versageten üz Etzelen lant 

des si ^re haben solle, dez sichert ir Rüedigöres hant. 

Do gedachte diu getriuwe „sit ich vriunde hän 

also vil gewunnen, so sol ich reden län 

diu Hute swaz si wellenf. [Str. 1196 ff.] 

Man sieht, es ist eine besondere und eigenthümliclie Ver- 
pflichtung zur Treue, unabhängig von der Mannschaft, denn Rü- 
diger hat ihr früher Namens Etzels zugesagt; „ir solt ouch werden 



344 

vrouwe über mancgen worden man" [Str. 1176], aber das ge- 
nügte ilir nicht. Das zweite Beispiel ist wieder Rüdiger in seinem 
Verhältnisse zn den Niltelungen. Rüdiger hatte die Nibelungen als 
seine Gäste zu Bechelaren ganz befriedet: ^swaz ir hie verlieset, 
des wil ich wesen gelt" [Str. 1599]. Er hatte Giselher seine 
Tochter verlobt und die Gäste überhaupt reich beschenkt, üeber 
den Sinn dieser Geschenke sagt Str. 1644 ff.: 

Ir hiez diu marcgrAvinnc eine lade tragen 
[von vrinnti icher gAhe muogcn ir hoeren sagen] 
dar Az nam si zwclf pouge und spien ims an die hanl 
,.die sull ir hinnen fueren in daz Etzelen lanl. 
Und sult durch minen willen si ze hove tragen 
swenn ir wider wendet, daz man mir möge sagen 
wie ir mir habet gedien et da ze der hc^chzif*. ^ 

Die ,,\Tiuntliche gäbe" giebt also — wenn er hier auch nur 
scherzweise erhoben wird — Anspruch auf einen „dienst" und 
auf Treue. So heisst es auch von Kriemhilt, „der kameren pflac 
Eckewart, da von er vriunt gcwan" [Str. 1338], offenbar eben 
durch solche Gaben! Rüdiger, als er nun von Etzel und Kriem- 
hilt gedrängt, die Burgunden angreift, sagt er zu ihnen: 

ir sultct min geniczen nu engeilet ir min. 

6 do wAr wir friundc: der triwe wil ich ledic sin. [Str. 2112.] 

Günther antwortet [Str. 2117]: 

Wir sollenz immer dienen, daz ir uns hapt gegeben. 
Der hörlichon gäbe, do ir uns l)rahtct her 
inEzeln laut ze Ihuncn, des gcdeuct — . 

Und als Rüdiger auch nach Gernots Ermahnung nicht zurück- 
tritt : 

„Nu löne iu got, hör Rüedegcr" sprach do Gßrnöt 
„der vil riehen gäbe". [Str. 2121.] 

Eben in der Gabe hegt die Verpflichtung für den Geber zur 
Treue, für den Empfänger zum Dienste. Ganz besonders scharf 
zeigt sich das, als der Markgraf auf Hagens Bitte ihm seinen 
Schild giebt. Ilagen erklärt [Str. 2138]: 

• „Nu löu ich iu der gäbe — 
daz nimmer iuch mit strite gcrüeret, liie min hant, 
üb ir sie alle slüget, die von Burgonden lanf. "^ 
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und auch Volker [Str. 2140]: 

„Sit min geselle Hageue den vride hat getan 

den sult ir also staele IiaLen von miner hant, 

daz hapt ir wol verdienet, do wir kömen in daz lant*'. 

Dass nun Rüdiger die Mannen der Könige angreift und er- 
schlägt, bricht den Frieden nicht: Mannen und Mannen morden 
einander lange Zeit, ohne dass die Könige und der Markgraf sich 
gegen einander rühren. Hat doch Gieselher [Str. 2128] selbst er- 
klärt, nur wenn er seine „mäge" erschlage, „so muoz geschei- 
den sin diu vil staete friun tschaft" , aber endlich ruft Gernot 
[Str. 2153 f.]: 

„ir weit mir miner man 
nilit genesen läzzen — 

daz müct micli dne mäze ; ichn kans niht an gesehen m^r. 
Nu mag iu iwer gäbe wol ze schaden komen , 
Sit ir mir miner friunde hapt so vil benomen". . 
Und nun erschlagen sich beide. 

Auch Dietrich von Bern steht zu den Burgunden in diesem 
Verhältnisse, und sagt so zu dem verwundeten Hildebrant [Str. 
2249]: 

vil rehte ist iu geschehen 
do ir mih friuntschefte den reken hörtet jehen 
daz ir den fride dö brAchent, den ich in het gegeben'*. 

Fassen wir nun das Resultat zusammen, so ist der Ausdruck 
der friundschaft der fride, der sogar höher steht, als das Verhält- 
niss des Herren zu seinem Manne , obgleich das gegenseitige Ver- 
hältniss wie bei der Mannschaft auch begründet wird durch „gäbe" 
oder Eid, und sich offenbart in der „Treue" und im „Dienste". 
Der wesentliche Unterschied scheint mir nur der zu sein, dass bei 
der Freundschaft beide Theile nicht einer dem anderen unterge- 
ordnet, sondern gleichgestellt sind. Gebrochen wird die Freund- 
schaft nicht durch die Tödtung des Mannes, sondern nur durch 
die des magen. 

Ein so eigenthümliches rechtliches Verhältniss konnte nicht 
unbekannt und nicht ausser Gebrauch sein, als der Dichter es zu 
einer so bedeutenden poetischen Verwickelung benutzte, wie sie 
hier in der grossartigen Katastrophe Rüdigers vorliegt. Dennoch 
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begegnet uns dasselbe in der Geschichte des Uten und l2teo 
Jahrhunderts, seit Herzog Ernsts und seines „Freundes" Werner 
Tagen in den höchsten Kreisen Deutschlands kaum oder gar nicht. 
Desto mehr glaube ich es auf die Kreise anwenden zu müssen, 
von deren Betrachtung aus und zu deren Erklärung wir diesen 
Excurs gemacht haben. 

Wilda hat in der Richerzecheid ein Beispiel jener Schutzgil- 
den gefunden, die er sonst namenthch in Frankreich, England 
und Dänemark nachgewiesen hat [Gildenwesen p. 177]* Indem 
er nun von dieser Ansicht aus die Verfassungen in Speier und 
Strassburg betrachtet, und auch hier nach solchen „Vereinen 
der Freien zu gegenseitiger Hülfe" sucht, findet er in Speier die 
Hausgenossen zugleich als „höchste Gilde" und als „Gilde der 
Münzer", und meint diess so erklären zu können , dass ,jdie Päch- 
ter des Münzrechts" zugleich „Genossen der Altbürgergilde" wa- 
ren [ebd. p. 196]. Diese Vorstellung von einer Münzpacht durch 
Freie ist für die Zeiten des 12ten und 13ten Jahrhunderts kaum 
glücklicher gegriffen, als jene oben erwähnte wechselnde Deutung 
der Hausgenossen bei Arnold [s. p. 333]. Es sind das eben 
immer Versuche , die Thatsache wegzuschaffen, dass an der Spitze 
der Stadt ein eigentlich hofrechtliches officium steht. Noch weiter 
wird Wilda von der Idee von „Vereinen der Freien"- beim Strass- 
burger Stadtrechte fortgerissen: weil eben hier deiln doch gar 
keine Spur davon nachzuweisen, stellt er dessen practische und 
wirkliche Gültigkeit ganz in Abrede [ebd. p. 205]. 

Wir glauben, dass es bei dem Namen der officiales de Ri- 
cherzecheide in Cöln, der Hausgenossen in Speier, bei dem gan- 
zen Charakter des Strassburger Rechts , überhaupt nicht statthaft 
ist, an Freie zu denken. Nichtsdestoweniger aber kann und muss 
man gewiss die Wahrnehmung festhalten, dass überall in den 
Städten sich Genossenschaften bildeten , die im Gegensatze zu den 
lehensrechtlichen Begriffen der Hofrechte sich nach aussen abschlös- 
sen und innerlich organisirten. Nicht allein der Name amicitia für 
eine solche Genossenschaft in Artois [Wilda ebd. p. 147 ff.], 
sondern die ganze Stellung und Art jener städtischen Genossenschaf- 
ten führt uns auf jenen rechtlichen Begriff der „Freundschaft", 
wie wir ihn eben in anderen Kreisen nachwiesen. Der Ausdruck 
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der Freundschaft ist eben der „Friede" und dieser Friede geht 
über die Huld und Treue, zu der Herr und Mann gegen einander 
verpflichtet sind. Das Verhältniss steht also gradezu der Mann- 
schafl; als ein höher berechtigtes gegenüber. 

In den Nibelungen verbindet es die Fürsten und Könige mit 
einander, aber eben sowol konnte es in unteren Schichten gegen 
die Fortbildung des Lehensrechtes reagiren. Da die Ministerialität 
in den höheren Schichten allmälig ganz dem Begrifl*e der Mannschaft 
unterlag, da aber die officiales zu Cöln wie zu Speier früher eben 
so entschieden zur Ministerialität zählten, wie später nicht, und 
da diese officiales dann sich selbst geborene vriund und mage nen- 
nen, wie ihre früheren Genossen geborene Dienstmannen, so scheint 
mir hier thatsächlich vorzuliegen , dass die Aussonderung der städ- 
tischen officiales von den Ministerialen wesentlich durch den Be- 
griff der „Freundschaft" und ihres „Friedens" geschah. 

Um die Entwickelung dieses Begriffs auf städtischem Boden 
aber besser zu verstehen , kommt es darauf an , die verschiedenen 
Verhältnisse zu betrachten, die hier dafür wirksam sein konnten. 

Wir gehen von der Sitte aus, sich überhaupt zu einem be- 
stimmten Vorhaben durch einen Eid genauer zu verbinden, wie 
z. B. Richer. II, 90 milites — jurati ad peragendum rei negotium 
diriguntur. Dahin gehören auch eine confraternitas zu M*aurigny 
[Duchesne IV p. 363] „per quam et pars ecciesiae cooperta et 
vitrea — magna — facta fuit" man wiederholte dieselbe, um alle 
Fenster herzustellen — simulque pons lapideus perfectus. Ad hoc 
exemplar R. monachus per vicinam regionem de annona valde uti- 
lem confraternitatem instituit [ebd. p. 371]. So verproviautiren 
in der Kaiserchronik [ed. Diemer p. 354, 25 f.] „zwelfe des ges- 
woren" geheim einen Thurm. 

Mit derartigen Genossenschaften sind nun zunächst die eigent- 
lich hofrechtlichen officia nicht zu verwechseln , wie z. B. jene 24 
officia piscatorum zu Worms, denen 1106 der Bischof das Privi- 
legium verlieh, dass beim Tode eines officialis „proximus ejus, 
hereditario more, officio suo succederet, sin vero heres deesset, 
urbanorum communi consilio, supradicti muneri fieret restitutio" 
[Schannat a. 0. II p. 62]. Solche Genossenschaften stehen ent- 
schieden in einer erblichen Verbindung mit dem Hofrechte und die 
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Anerkennung von dieser .Seite giebt ihnen ein Privilegium allen 
anderen gegenüber. 

Hüllmann hat daher, wie ich glaube, mit Unrecht in dieser 
Wormser Schifferzunft ein ausserordentUch frühes Beispiel der ge- 
schlossenen nicht hofrechthchen Zünfte gesehen [St^dtewesen 1 
p. 321]. Gerade die bestimmte Zahl, also die Geschlossenheit 
hängt hier offenbar noch mit dem Dienste zusaihmen, wie das auch 
im Strassburger Stadtrechte deutlich ist ; dort sind 1 2 Kürschner, 
4 Handschuhmacher, 8 Schuster zum Hofdienste des Erzbischofs 
in ihrer Zunft, pflichtig [§ 102. 109. 108] und eben so viele des 
Gewerks sind von dem allgemeinen Hofdienste der Bürger frei § 93, 
wie schon im capitulare de villis § 10 die ministeriales frei von 
der manuopera sind. Derselbe Grundsatz gilt zu Strassburg für 
4 Bäcker und alle Schmiede, Fuhrleute, Schlachter und Küfer. 

Gerade im Strassburger Rechte ,kann man nun den Fortschritt 
von dieser hofrechtlichen Stellung zu einer freieren deutlich ver- 
folgen. Die Sattler, Schwertfeger und Becherer § 110 ff. dienen 
auch noch zu Hofe, aber sind dessenungeachtet auch zu dem Hof- 
dienste der Bürger dem „in singulis anni^ operari numero dierum 
in dominico opere", verpflichtet, ja die übrigen Kürschner , Schu- 
ster und Handschuhmacher ausser jener festen Zahl sind auch 
pflichtig zu dem bürgerhchen Dienste aber frei vom Handwerks- 
dienste. 

Erinnern wir uns hier der beiden Gegensätze, des einen zm- 
sehen dem Rechte der dagescalci oder quotidie servientes und dem 
der censuales [oben p. 89] und jenes anderen zwischen dem 
quotidie servire und dem foro rerum venalium studere. Hierin 
liegt, wie es scheint, die Entwickelung einer solchen Zunft sehr 
deutlich bezeichnet; natüriich konnte, nur mit Hinsicht auf das 
Geschäft das quotidie servire, — der Gegensatz ist numero dierum 
— sehr wol vereinbar sein mit dem foro rerum venaHum studere, 
aber der Dageskalk unter der unumschränkten Gewalt seines Her- 
ren entzog sich nur zu leicht rechtlicli den Ansprüchen des Markt- 
rechts. Der erste Schritt für ihn, um wirkhch auf dem Markt 
rechthch auch bestehen zu können , war dass er aus dem engeren 
in das weitere Hofrecht trat, aus einem Dageskalk censualis wurde 
[oben p. 226 f.] und diess geschah hier offenbar durch das operari 
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numero dierum. Diess koluke er thun und doch zugleich noch ' 
im höfischen Dienstrechte bleiben , wie die angeführten Zünfte der 
Schwertfeger , Becherer u. s. w. Für solche officia wird immer 
noch das Hofrecht die eigentliche Organisation abgegeben haben, 
das Verhältniss solcher Zunftgenossen, die wie das Strassburger 
Stadtrecht § 38 sich ausdrückt „mercatores esse volunt" wird im- 
mer ein schwankendes gewesen sein. Hierher rechne ich nament- 
lich auch jenie Augsburger Zünfte [oben p. 228 f.] , die sich dann 
erst an den Vogt wenden, wenn der Burggraf oder der Bischof 
als oberster Burggraf ihnen nicht zu "Recht helfen. 

Auf dieser Stufe stehen gleichsam von vorn herein die Schu- 
ster und Stiefler zu Freiburg [Stadtrecht § 11]: si dux in rega- 
lem expeditiönem ibit , minister ejus in publico foro apud unum 
quemque sutorem isoculares, quoscunque voluerit, ad opus domini 
ducis accipiat. Similiter et apud incisores caligarum". Nur be- 
merke man wol, eben in publico foro wird diese Leistung erho- 
ben , es sind also alle Pflichtigen studentes publico foro und nicht 
quotidie servientes. Es ist die letzte und äusserste Spur des Hof- 
rechts, der Markt und sein Recht ist hier sonst durchaus an die 
Stelle des Uofrechts getreten. 

Noch einen Schritt weiter trat der Zunftgenosse, der zum 
Hofrecht gar nicht pflichtig , ganz in das bessere Recht ein. Ich 
glaube, dass diess zu Strassburg die Lage der übrigen Kürschner 
Schuster und Handschuhmacher ausser jenen festen Stellen hätte 
sein können, aber alle diese officiales, aller drei Kategorieh, er- 
lialten im Strassburger Stadtrecht § 44 noch ihre magistri ofticio- 
rum vom Burggrafen „et de eisdem habet potestatem judicandi 
si quid dehquerint in officiis suis." 

Man wird hieran erkennen, welche Schwierigkeit es hatte, 
dass der officialis vollständig sein engeres Recht durchbrach und 
eine Organisation gewann , die ihm die Theilnahme an dem forum 
pubücum wirkhch ermögUchte. 

Wir haben oben [p. 197] gesehen, dass die Schuster zu 
Coblenz mit ihren drei placitis wirkliche censuales wurden, ähn- 
lich fanden wir [p. 228 f.] einzelne Zünfte zu Augsburg schon 
früh gestellt. 

Ob ein solcher Fortschritt nun gelang oder nicht, wir dürfen 
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nicht vergessen , dass die magistri oljjpi zunächst mit bei der gan- 
zen Entwickelung betheiligl waren. Sie bildeten das eigenthcbe 
Verbindungsglied zwischen dem allgemeinen .Hofrechte und dem 
einzelnen officium. So lange sie noch zu der eigentlichen Mini- 
sterialität gehörten [oben p. 1 55] lastete diese fest und sicher auch 
auf den unteren officiis. Anders ward es, als die Sonderung die- 
ser städtischen ofßciales von der Ministerialität erfolgte, wie wir 
es oben geschildert haben. Da traf die Be\Vegung der ofQciales 
von oben und die der fraternitates von unten zusammen. 

„Ab antiqua consuetudine fraternitates elegerunt — sibi quos- 
dam" heisst es im Cölner Schied [Lacomblet a. 0.] „qui magistri fra- 
ternitatum dicuntur, per quos insolentes fraternitatum compescuii- 
tur et liberum est eis memoratos m^gistros ehgere sive de ipsa 
fratepitate, sive de aliis civibus ad fraternitatem eorum non spec- 
tantibus". Der Erzhischof dagegen behauptete [ebd. p. 247] 
,,quod illi potentes [magistri fratern.] ahquos de fraternitatibus 
hujusmodi pro sua pecunia in suis excessibus et delictis defendunt"; 
• hierauf bezieht sich offenbar der Schiedspruch „(|uod fraternitates 
de rebus venaUbus ad suam rem pertinentibus terminum pretii in 
yendendo vel emendo limitare non possunt". 

Die Wahl der magistri fraternitatum aus den cires, die aller 
Ungebühr steuern sollen, ist also alt und hergebrachte Sitte, aber 
nicht auf alter Sitte begründet ist die Feststellung eines Preislarifs 
Seitens der fraternitates. . Wir dürfen also die eigentliche Neue- 
rung eben in dieser Anordnung sehen, sie betrifft den Verkehr 
und wird möglich durch den Schutz der magistri fraternitatum. 

Es kann kein Zweifei sein, dass auch zu Cöln ursprünglich 
die Gewerke hofrechtlich waren, dass auch hier der Fortschritt 
vom quotidie servire zum studere foro rerum venaUum die zünf- 
tische Entwickelung war. Jenes quotidie servire bestand, wie 
wir zu Strassburg sahen, in bestimmten Lieferungen oder Arbei- 
ten namentUch für die Fahrten an des Kaisers Hof. Als Fried- 
rich 1 Hagenau ein Stadtrecht gab, gab er einigen Gewerken für 
die Zeit der Hofhaltung, indem er auf exactiones verzichtete, feste 
Preise oder übertrug überhaupt die Preisbestimmungen dem praeco 
und den fideles loci [Schöpflin Als. dipl. I p. 257 und oben 
p. 327 f.]. Dieser Fortschritt ist natürUch und vernünftig, Fried- 



351 ♦ 

•f — 

rieh verstand sich dazu im 3irolverstan4enen Interesse seiner Ver- 
waltung. 

Anders war es, wo eine solche Entwickelung nicht durch 
Acte der Gesetzgebung, sondern durch den Gang der Verhältnisse 
sich machte. Eine Zunft, die wie die Strassburger Kürschner oder 
Schuster z. B. nur mit einigen ihrer MitgHeder eigentlich zu Hofe 
diente, musste je mehr die Zahl der nichtpflichtigen wuchs, die 
Interessen des Verkehrs über die des Hofrechtes stellen. Gleich-, 
zeitig sind die officiaies nicht mehr specialiter constituti, sondern 
sie treten als eine andere Classe, freier von der Herrschaft und 
geschieden von den ministeriales , zwischen das neue Dienstrecht 
und die alten HandwerkerofQcia. Sie gerade verwalteten die Er- 
träge des Verkehrs und des Markts. Hier traf das Interesse des 
oflicialis für die Zunahme des Verkehrs und das des Handwerkers 
für die Theilnahme an demselben zusammen. Die alte äussere 
Form bheb: man nahm die magistri fraternitatum aus denselben 
Leuten, die früher dazu gesetzt worden waren, aber im Innern 
bedurfte man eines neuen Rechtes. 

Wir werden diesen Gang der zünftischen Entwickelung mit 
dem vergleichen können, den wir oben [Gap. 2, g.] für die Hof- 
rechte überhaupt nachwiesen. 

Der Dagewärt, der allmälig, der Prügelstrafe entwachsend, 
sich den censuales gleichstellte, ist ganz dasselbe mit dem städ- 
tischen Handwerker, dessen officium allmälig vom Hofdienste fort 
und unter das Recht der übi^igen Bürgerschaft einrückt, die nicht 
täglich, sondern singulis annis termino dierum dient. Trafen 
wir ja oben [p. 83] für die ältere Censualität auch solche Iland- 
dienste statt des census. Der censualis wieder, der sich selbst 
statt des villicus seinen magister census setzt, ist die Analogie zu 
dem officium, das sich eben so seinen magister officii wählt und 
ihn nicht mehr vom Herren erhält. 

Jene Bewegung der Dagewarten und Censualen zu einem bes- 
seren und freieren Rechte, war es, die aus den scaremanni immer 
mehr eine angesehene Gerichtsbehörde machte. Wir begegneten 
zu St. Maximin erst ihrer Gesammtheit, dann einem besonderen 
Schöffencollegium und endlich daneben wieder der Gesammtheit 
als ministeriales. So entstand im Gegensatze zu den vasalli die spä- 
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tere Ministerialität. Ebenso hebt siqEniun hier innerhalb der Mini- 
sterialiiät mit dem Steigen der unteren Classen die Bedeutung der 
unteren StadtofYiciales : auch hier treten aus der Gesammtheit die 
scabini heraus und dann wieder die Gesammtheit neben die scabini. 

Diese Gesammtheit der scaremanni schloss sich aber zugleich 
als Rath ab : die SchöiTengenossenschatt wurde Rathsgenossenschafl 
und zwar eine solche, deren Mitgheder zum Theil wenigstens auf 
ritterliche Ehre Anspruch machten, . 

Ebenso auch hier; das steigende Bedurfniss des stadtischen 
Verkehrs führte in Worms zu den judices aus Rittern und Bürgern 
und diese regierten die Stadt. In Cöln ergänzen sich die Schöf- 
fen aus den officialcs, aber die oßiciales neben ihnen treffen in 
der domus civium ihre selbständigen Verfügungen , namentlich über 
die Steuern. Gerade die Hof- und Heersteuer ward durch den 
Rath der scaremanni oder Ministerialen geregelt. Nur dass in 
Cöln das consilium civitatis sich aus den scabini jurati und unge- 
schworenen cives, ohnzweifelhafL officiales de Rigirz. zusanunen- 
setzt. lieber die Bedeutung dieses consilium« [Lacomblet ürk. 
H p. 427 § 43] erfahren wir wenig, für Steuersachen, Ernennnug 
der magistri civium u. a. ist die Gesammtheit der Rigirzecheid ent- 
schieden der eigentliche Rath. 

Damals entstanden jene communia, consilia, magistri civium 
seu rectores und die cujuslibet artificii confraternitates seu societa- 
tes, die das Edict von Raveinna mit Einem Schlage vernichten 
wollte. 

War die Bildung einer confraternitas für eine einzelne krie- 
gerische oder friedliche Unternehmung ,• die eidliche Genossenschaft 
für eine einzelne Arbeit eine ganz gewöhnliche Sitte, so lag es 
für den hörigen Handwerker nahe , durch diese Form sich zusam- 
menzuschliessen , indem er aus dem servitium quotidianum hinaus- 
trat auf das forum publicum. So wie er das that, ohne doch so- 
fort ganz dem Hofrechte zu entsagen , bildeten seine alten mligistri 
ofiiciorum seine natürlichen Verbündeten, unter deren Schutz er, 
ohne ausserlich zu Verstössen, sich neu organisiren mochte. 

Eben diese sahen sich, in Mitten der so bewegten Zünfte, als 
eine besondere Macht anerkannt und zur selbständigen Ordnung 
altgewohnter Verhältnisse berufen. 
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Das allgemeinStädiische iÄeresse trat in den Vordergrund. 

Konnte sich ein einzelnes officium von dem einzelnen Hofrechte 
lösen , so auch die officia verschiedener Hofrechte , aber desselben 
Handwerks. Dass das einzelne officium eines einzelnen Hofrechts 
auf seine eigene Hand sich durch conjuratio zu einer fraternitas 
oder eynung gleichsam umsetzen konnte, zeigt sich z. B. in dem 
Privileg für Goslar von 1219 [Göschen Goslarer St. p. 11]. Dort 
ist doch offenbar wesenthch nur an die Pfalzofficia und deren Ver- 
waltung zu denken, wenn conjurationes u. s. w. nur den mone- 
tariis gestattet werden. Jener Prozcss der Trennung von Einem 
Hofrechte konnte aber zugleich für die getrennten officia unter* sich 
ein Act der Verschmelzung werden. Die Schuster oder Kürsch- 
ner der verschiedenen Curien konnten und mussten auf dem Markte 
nur dasselbe Bedürfniss haben. 

So gewiss der Prozess der Zunftbildung dieser Art gewesen 
sein muss — und das wird Niemand leugnen — und so gewiss 
eben auch die Rathsbildung uns auf hofrechthche oder officialische 
Anfange zurückfuhrt, so gewiss müssen auch die nun entstehenden 
consilia aus den officiales verschiedener Herren wenigstens sehr 
häufig zusammengesetzt gewesen sein. Und diese naheliegende 
Hypothese wird eben durch die Thatsachen einzelner Verfassungen, 
wie Augsburg und Regensburg [s. oben Gap. 6, g und i] zur 
Gewissheit erhoben. 

Für diese Neubildung der officialischen Genossenschaften, als 
Vertreter eines wachsenden städtischen Interesses, war die „Freund- 
schaft" besonders geeignet. Sie richtete z)vischen den Genossen 
verschiedener Hofrechte einen „Frieden" auf von grosser Festig- 
keit und die alte Sitte gestattete ein solches Verhältniss , ohne dass 
das Verhältniss zu Herr und Mann dadurch afticirt wurde. Zu- 
nächst ward dadurch eine Vereinigung gebildet, die in sich fest 
geschlossen, nach aussen nichts Widerrechtliches hatte und deren 
Erweiterung ganz von dem Willen der Genossen abhing. 

Diess ist das Bild, das wir uns von der allmähgen Zusam- 
mensetzung des Stadtraths zu machen haben. Er entstand wesent- 
lich aus der Aussonderung der officiales aus den sich abschlies- 
senden Dienstrechten und der Vereinigung dieser Ausgesonderten, 
entweder einer oder verschiedener familiae zu einer neuen Genos- 
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Seilschaft. Diese Aussonderung tm^erade iü der Zeit ein, wo 
die königliche und fürstliche Administration darauf hinarbeitete, 
die Burgen und die Märkte , die Burgmannschaften und die Markl- 
ein>vohnerschaften, die militärische und die Verkehrsverwaltung 
mehr als bisher zu trennen. Die Nothwendigkeit einer selbstän- 
digen Behörde für den Marktverkehr ward durch diese und an- 
dere legislative Maassregeln anerkannt, und an vielen Stellen durch 
die Gesetzgebung durchgeführt, während sie eben an anderen 
durch die allmälige Bildung der Stadträthe, jedenfalls unter dem 
Einflusae jener Richtung zur Geltung kam. 

. Wie die ganze selbständige Stadtverwaltung aus den geist- 
lichen und weltUchen Hofrechten sich allmälig aussonderte, so 
zweifelsohne auch diestr Stadtrath aus dem städtischen und mini- 
sterialischen Rathe des Bischofs in seiner früheren Form. 

Wir leugnen also damit, dass die so sich bildenden Raths- 
geschlechter oder die Patricier entweder „Altfreie" waren, oder 
unmittelbar im Gegensatze zU den ministeriales aus den „Königs- 
leuten*' oder iiscalini hervorgingen. Sie waren, unserer Meinung 
nach, vielmehr zu dieser Stellung gelangt, weil sie ursprünglich 
ministeriales oder offlciales eines Diens|- oder Hofrechts waren, 
obwol diese Dienst- und Hofrechte damals noch nicht im späteren 
Sinne abgeschlossen waren. 

' in diesem Gegensatze zu der neueren Ministerialitat finde ich 
die Erklärung des Wortes „fri" in den Zusammensetzungen friburc 
für eine Sladt eines solchen neueren Rechtes, friburcreht für ein 
solches Stadtrecht [Arx St. Gallen I p. 454 A. e.]. fribode ffir 
einen „civitatis minislerialis" [Chron. montis sereni bei Mencken 
Scr. H p. 200]. Man wird diese Erklärung gelten lassen, wenn 
man beachtet, dass das friburcreht von St. Gallen die unverkenn- 
baren Spuren hofrechtlicher Verfassung trug, und wenn man na- 
mentlich auf den schwankenden Begriff der „Freiheit" innerhalb 
der Hofrechte Rücksicht nimmt [s. oben p. 89 und Bluntschli 
Staats- u. Rechtsg. I p. 188]. 

Am schärfsten und bestimmtesten drückt sich bekanntlich über 
die Freiheit der Rathsfähigen jene alte Lübsche Bestimmung aus. 
die aus einer Handschrift des 13ten Jahrhunderts erhalten ist 
[ürk. d. Stadt Lübeck 1 p. 5 f. Pauli Lübeck. Zustände p. 79 (F.]. 
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Niemand soll darnach in den JSilli „lie ne si echt van vrier bort 
unde nemans eghen unde ok nin ammet hcbbe van heren unde 
ok si van godenie ruchte unde van ener vrier moder gheboren , die 
nemens egen si". 

Neben diese Heinrich dem Löwen zugeschriebene Ordnung 
tritt aber der unzweifelhafte Satz des Hamburger Stadtrechts von 
1270 [I, 3] „Noch voghet noch muntemester noch tolnere noch 
ungeldere noch nen ammetman unses heren noch neu man, de 
deel an dessen stucken hevet, schal in deme rade wesen" [Lap- 
penberg Hamb. Rechtsalterth. I p. 2 f.]. Diese Bestimmung zeigt 
uns klarer als jene anderen , dass die Entwickelung jder Norddeut- 
schen Städte sie bald auf einen Punkt führte > wo die verfassungs- 
rechtlichen Begriffe mit denen der sud- und westdeutschjen älteren 
Städte früherer Zeit in vollständigen Widerspruch traten. Denn 
nach jener Hamburger Verordnung war weder ein Zöllner unter 
den Cölner Senatoren des 12ten Jahrhunderts [s. Cap. 1], noch 
eine Münzerhausgenossenschaft als eigenthche Richter - und Raths- 
behörde, wie zu Speier oder Regensburg [Freiberg Samml. bist. 
Schriften V p. 35, 39, 41 , 45], denkbar. 

Solche norddeutsche Bestimmungen zeigen nur, dass hier 
auf diesem Boden die städtische Verfassung, wenn auch aus ähn- 
lichen Keimen entsprossen [s. oben p. 194 f.], doch seit dem 
Ende des 12ten Jahrhunderts sich durchaus selbständig und neu 
ausbildete. 



Achtes Capitel. 

Die städtischen Verfassungen unter den Königen 
Philipp und Friedrich II. 



a. Cöln und die Stanfen am Anfange des ISten Jahrhunderts. 

Die neueren Historiker haben, mit kaum einer Ausnahme, 
den Staufischen Kaisern, und vor allen Friedrich IL, aus der Art 
und Weise einen Vorwurf gemacht, in welcher sie die Städte be- 
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handelt hätten. Unsere Untersuäaing berührt diese Periode der 

städtischen Entwickehjng so nahe, dass wir nicht vor derselben 

stehen bleiben können. Wir haben für die Beurtheilung derselben 

von vorn herein Folgendes zu bemerken. 

Es Hegt auf der Hand , dass die Ansichten , welche wir bisher 
über die Beslandtheiie der städtischen Verfassungen aufgestellt ha- 
ben, auch unser Urtheil über die Stauflsche Politik wesentlich 
anders gestalten müssen: wenn ncmlich wirklich, wie wir anzu- 
nehmen uns von allen Seiten her veranlasst sahen, die neu ent- 
stehenden Käthe und die neuen städtischen Genossenschaften aOer 
Art nur oder wesentlich nur aus hofrechtlichen ßestandtheilen zu- 
sammenwuchsen , so waren die Maassregeln, durch welche Fried- 
rich II. dieser Revolution zum Schutze der Bischöfe entgegentrat, 
nicht ein Act der Willkühr, sondern der . Gerechtigkeit. Die Bi- 
schöfe, die ihn verlangten, forderten damit, wenigstens in vielen 
Fällen, was ihnen von Rechtswegen zukam, und der Kaiser, der 
darauf einging, mochte in einzelnen Fällen damit seine und seiner 
Vorgänger Verleihungen umstossen , im Grossen und Ganzen lenkte 
er nur auf die Bahnen ein, die Jahrhunderte vor ihm weise und 
besonnene Vorgänger eingeschlagen hatten. 

Indessen liegt doch unserer Meinung nach, die Sache keines- 
wegs so einfach, dass entweder eine Verurtheilung oder Aner- 
kennung der Fridericianischen Politik nur das Rechte träfe, je 
nachdem man eine Gemeinde von Altfreien oder aber hofrechtliche 
Elemente als den eigentlichen Kern der Rathsgeschlechler und der 
Bürgerschaft betrachtet. Es will uns vielmehr bedünken, als oh 
eine genauere Betrachtung der gleichzeitigen Denkmäler die Auf- 
fassung dieser Verhältnisse noch wesentlich modificiren müsste. 
Versuchen wir also zunächst die Nachrichten aus jenen Quellen 
zusammenzustellen und knüpfen dabei an unsere bisherigen Re- 
sultate an. 

Wir haben oben gesehen, wie die Staufen die neue Stärkung 
der königlichen Administration namenthch durch eine Ausdehnung 
des Burgenbaues und der Burgverwaltung späteren Stils gewannen. 
Die castra bildeten, wie früher die civitates, am Schlüsse des 
I2ten Jahrhunderts den eigentlichen Kern des Reichs- und Haus- 
gutes dieser Dynastie. Die Ministerialitiit in ihrer späteren Form 
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der officia principalia war voUltändig ausgebildet, und daneben 
die Burgmann schaffen in ihrem cigenthUmiichen Rechte [s. oben 
Cap, 7, e]. Diese grosse, neuorganisirte Ministerialität war es 
hauptsächlich , die die Politik Philipps besliramle und ihn dazu 
brachte, statt seines Neffen die königliche Gewalt zu beanspru- 
chen. „Venernnt ad eum" sagt Burkhard von Ursperg [ed Ar- 
gent. 1609 p. 233] „et ofliciales et ministeriales et quidam de 
principibus et baronibus terrae , cum quibüs habuit mysterium con- 
silii sui". Auch das Schreiben seiner Wähler nennt besonders 
[Pertz Leg. 11 p. 202] „ministeriaUum imperii numerus copiosus", 
wie der Erwählte selbst später von der Zeit, da er das Reich 
autrat, sagte: „habuimus' tot ministeriales, quot nos eos sub 
aUquo certo numero vix comprehendere potuimus" [ebd. p. 211]. 

Wie die Reichsdienstmannen die eigentliche Grundlage der 
Staufischen Partei , so waren dagegen einige wenige , aber mäch- 
tige Städte der Kern der Weifischen. „lam tunc Colonienses et 
Argentinenses cum episcopis suis et alii quidam cogitäverunt et 
machinati sunt nequitiam" mit ^diesen Worten leitet Burkhard 
die Wahl Ottos I. [a. 0. p. 235] , von der Otto von St. Blasien 
sagt sie sei geschehen „faventibus quibusdam illarum partium 
civitatibus" [ed. Urstis. p. 229]. Und so wird denn auch von 
Burkhard die Wahl Cölns als Ort für die entscheidenden Ver- 
handlungen motivirt [a. 0. p. 234] durch die divitiae et po- 
tentia Coloniensium, so wie Arnold von Lübeck [VI, 1] geradezu 
„Colonia Agrippina inclyta in regnis" als die Macht nennt, die 
über Ottos Wahl mit dem'Erzbischofe Adolf und anderen Fürsten 
verhandelt habe. Zum Theile ergiebt sich schon aus diesen Stel- 
len, noch deutlicher aber ja aus dem bekannten Verlaufe des 
Thronstreites, dass von jenen civitates schliesslich Cöln allein, 
und nicht etwa die Macht des Bischofs, sondern hauptsächlich, 
ja allein die Stadt Jahre lang die Stütze der Weifischen Poli- 
tik war. 

Wenn man erwägt, dass die Stauüsche Macht mehr als ein 
halbes Jahrhundert hindurch sich behauptet, ausgebreitet und neu 
organisirt hatte , ohne sich durch einen Thronprätendenten bedroht 
zu sehen, -und dass jetzt eine einzige Stadt dieser ungeheuren 
Hausmacht gegenüber mit einer so unerhörten Maassregel eigene 
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Politik zu machen begann, so gewinnt dadurdh die Beurtheilung 
stadtischer oder antistädtisch^ Politik im Interesse des Staufischen 
Hauses doch ein eigenthümHches Licht. 

Die Erweiterung der Cölner Stadtmauer im Jahre 1180 [Abel 
König Philipp p. 186 f. u. A.], hatte die Kirchspiele St. Panta- 
leon, St. Severin und St. tiemon nicht allein in die Befestigungs- 
linie, sondern auch an die Steuerpflicht der Altstadt gezogen [s. 
oben p. 234]. Die Stadt war nicht allein in ihren neuen Mauern 
viel schwerer durch eine Einschliessung zu bewältigen, sondern 
es waren auch zugleich ihre finanziellen Mittel um ein Bedeuten- 
des gestiegen. Es kann kein Zweifel sein, dass wesentlich die 
Interessen ihres Verkehrs bei der Wahl eines England so nahe 
stehenden Fürsten maassgebend waren. 

In diese Periode dürfen wir jedenfalls auch das Bild eines 
Cölner Kaufmanns ziehen, das uns wenige Jahrzehnte später Ru- 
dolf von Ems im „guten Gerbart" entworfen hat. Freilich wll 
der Dichter eben den Segen sittlicher Besonnenheit und aufrichti- 
ger MenschenHebe an einem „Kaufmanne" besonders einleuchtend 
zeigen. Aber dieser Kaufmann ist im Stadtrathe, den der Erz- 
bischof auf des Kaisers Verlangen beruft. Der Kaiser [ed. Haupt 
V. 836] redet die versammelten Bürger „ir hereh" an. Zwei Jahr- 
hunderte später verzeichnete der Lübscjie Chronist als eine sehr 
aufi'allende Thatsache die Erklärung des Kaisers an den Rath von 
Lübeck, der den Herrentitel ablehnte: „Gi sint heren; de olden 
registra wisen dat ut, dat lubeke is en der vif stede, de van kai- 
seren unde creme ratle i^ de name der herscop ghegeven" [Grau- 
toff Lüb. Chroniken I p. 301]. Cöln gehört, nicht äu den fünfen. 
Man erkennt die Veränderung, die vorgegangen, und dass Got- 
fried Hagen nicht Unrecht hat, wenn er [Reimchronik 2410 ff.] 
sagt: 

„Hie vor do man kaiserliher hove plaich 

als men die bürgere van Coelne comen saich , 

men sprah: van Coelne comeu da die heren". 

So werden von Rudolf von Ems graven, frie und dienstman 
um Cöln als lantherren bezeichnet [a. 0. y. 3411 ff.], und. zu 
London werden diesen „herren" die Bürger als „von dtjr Stadt die 
herren" entgegengesetzt [ebd. 3740]. So bestimmt daher amh 
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der Unlmiehied zwischen Kaufiuann und Dienslmann, ja zwischen 
Städter und Dienstmann feststeht [s. ebd. v. 3386 ff.], so hoch 
steht doch die Bürgerschaft. 

Man wird nicht besser als mit diesen Thatsachen die Stellung 
der Cölncr Bürgerschaft am Anfange des I3ten Jahrhunderts be- 
zeichnen können. Ihr Titel stellt sie den Dionstmannen gleich, 
wie ihre Waffen, aber sie sind eben doch bestimmt davon ge- 
schieden, der Käufmann, 'der zu ihr gehört, erinnert durch seine 
feine Sitte, eben durch diese politische Genossenschaft an den 
mercator urbium regalium [s. oben Cap. o, a], von dem er jeden-^ 
falls seine Stellung herleitete. Dass in seinem Hause eine Königs- 
tochter und ein Königsohn* sich wiederfinden, dass sein Sohn erst 
jener verlobt wird, und dass dann er, der Vater, England seinen 
König zurückführt, das sind allerdings die Erfindungen eines sin- 
nigen Erzählers, die aber doch auf dem Hintergrunde der Cölner 
Gegenwart in jenen Jahrzehnten noch einen anderen , etwas natu- 
ralistischen Ton erhielten. 

Es ist darin ein leiser Schimmer von jener Cölner Bürger- 
schaft [Ficker Engelbert, p. 85 u. A.] , die in dem ersten Jahr- 
zehnte des Jahrhunderts Schiedsrichter zwischen zwei Königen, 
dann, von beiden als solche anerkannt, zwischen ihrem Könige 
und ihrem Erzbischofe war [Pertz Leg. H p. 207]. Diese Stel- 
lung namentlich, und besonders das Zugeständniss: „civitatem Colo- 
niensem ipsi [regi] custodient , contra omnem hominem , quamdiu 
ecclesiam Sti Petri — in suo jure conservaverit" , liatte die bur- 
genses offenbar zu jener Ausdehnung' ihres Besteuerungsrechtes ge- 
führt, das einen so wesenthchen Gegenstand des Vertrags mit 
König Philipp bildet [ebd. p. 21)9 f.]. Die Stadt stellt ihre Mauern 
in die Gnade des Königs, und wir erinnern, dass von der Aus- 
dehnung dieser Mauern die Steuerpflicht abhing, sie verzichtet auf 
alle „exacliones indebitas, quas facere consueverunt tempore guer- 
rae"» dagegen gesteht ihr der König von allen denen „quicunque 
habentes possessiones infra muros civitatis, tempore guerre a de- 
fensione civitatis se subtraxerunt" eine Nachzahlung zu. Man 
sieht, die Steuerberechtigung war im Kriege den Bürgern gleich- 
sam von selbst gewachsen. Mit der Vertheidigung der Stadt war 
sie ihnen durch König Otto gleichsam selbständig in die Hand ge- 
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legt worden, und zwar unter Zustimmung des Erzbisdfofs , der 
Geistlichkeit und der Ministerialen. 

Hierher sind offenbar die Sätze der erzbischöflichen Be- 
schwerdeschrift von 1258 zu ziehen [Lacomblet Urk. II p. 245 
§ 21 f.]. 

Item quod magistri civium cujuscunque generis mercatores 
et maxime alimenlorum angariant prout ipsis placet ad servitia in- 
debila et extorsiones injustas. 

Item, quod, quoties placet majoribus civitatis, ipsi faciunt, 
irrequisito archiepiscopo atque prioribus Coloniensibus nova exac- 
tionum statuta, quarum exactionum onus portant fraternitates et 
alii populäres, qui communitas appellantur et sie depauperantur, 
cum tamen nihil novi hujusmodi debeat de jure fieri de civitate 
Coloniensi sine ipsius archiepiscopi et priorum suorum consensu, 
cum sit summus judex et dominus civitatis. 

Das erste dieser Items deutet so unverkennbar auf das Judi- 
cium de victualibus [s. oben p. 194], dass man hier eben die 
Ausbildung dieser Gerichtsbarkeit der institores urbium regaUum 
über die hörigen Detailhändler nicht verkennen kann. Um so we- 
niger wird man in Abi^ede stellen dürfen, dass die exactiones des 
zweiten Items als Hof- und Heersteuer von denjenigen „qui foro 
rerum venalium Student" zu verstehen sind [s. oben p. 226 f.]. In 
diese beiden Theile zerfiel im Ganzen der sich entwickelnde städ- 
tische Verkehr. Und wenn dem ersten jener Sätze offenbar eiue 
historische Wahrheit zu Grunde Hegt, so ist es jedenfalls nach 
dem zweiten ausserordentlich wahrscheinlich, dass ursprünglich 
der Erzbischof und die priores ein Bewilligungsrecht für exactiones 
hatten , die grösstentheils von ihren familiae bezahlt wurden , d. h. 
also , dass die erzbischöfliche Klage historisch wol begründet war. 
Nehmen wir nun aber an, dass diese exactiones früher einer sol- 
chen Zustimmung bedurften, so war jedenfalls die Zeit Ottos IV. 
geeignet, dieselbe ausser Gebrauch zu bringen. Die officiales de 
Rigirzecheide , selbständig zwischen den Clerus und die Ministeria- 
len gestellt, übernahmen und führten die Vertheidigung und also 
auch die Besteuerung der Stadt bis zum Frieden mit König Phi- 
lipp, und dieser Frie<len erkannte das Recht dieser Besteuerung; 
während des Krieges nachträglich an, wenn auch der König, iu 






dessen Gnade ^e Stadtmauer gestellt, dadurch über die locale 
Ausdehnung des Besteuerungsrecbtes sich die Entscheidung vorbe- 
hielt und jedenfalls die exactiones indebitae verwarf. Philipps 
plötzHcher Tod griff aber so bald auch in diese Verhältnisse, dass 
es leicht sein musste, die Dinge wieder auf den Fuss izu bringen, 
den Otto IV. in den früheren Kriegsjahren offenbar factisch aner- 
kannt hatte. Die „majores civitatis", die „officiales de Rirgir- 
zech.", die „heren van Cöln" blieben ohnzweifelhaft in ihrem Be- 
steuerungsrechte, und erst die Zeiten Erzbischof Engelberts soll- 
ten ihre Fortschritte auf der Bahn städtischer Selbständigkeit 
massigen. 

Diese Betrachtung über die eigenthümüche Stellung der merk- 
würdigen Stadt, gegenüber der gesammten Stauflschen und Reichs- 
ministerialität , wird uns noch lebendiger von der Wichtigkeit über- 
zeugen , welche die Autonomie der Bischofstädte für die päpstliche 
Politik und in den Augen Innocenz III. mit einem Male erhalten 
mussten. Sie muss uns anderer Seits aber auch die Vermuthung 
nahe legen, dass die staufische Partei durch dieses eine Beispiel 
eine furchtbare Vorstellung von den Krallen gewinnen musste, die 
an einem solchen Heerde sich gegen die königliche Gewalt ent- 
wickeln konnten. 

Friedrich IL kam jedoch zunächst als der Vertreter nicht der 
Staufischen, sondern der päpstlichen Politik nach Deutschland, 
und er wurde ausserdem einer städtefreundUchen Richtung durch 
die Lage seiner eigenen Hausmacht zugetrieben. Die kriegerisclien 
Anstrengungen Philipps hatten den grössten Theil der Staufischen 
und Reichsburgen wieder in Lehen verschleudert. „Hie" heisst 
es von ihm in der bekannten Stelle , die wir oben [p. 324] schon 
anführten „cum non haberet pecunias, quibus — solda praeberet 
mililibus, primus coepit distrahere praedia, quae pater suus — 
ac(|uisierat in Alemannia, ita ut cuilibet baroni. sive ministeriaü 
villas, seu praedia rusticana vel ecclesias sibi contiguas obligaret. 
Sicijue factum est, ut nihil sibi remaneret praeter innane nomen 
dominii terrae et civitates seu villas, in quibus fora habentur et 
pauca castella terrae"^. Dass mit diesen pauca castella nicht die 
350 gemeint sein können , Mie Arnold von Lübeck [s. ebd.] als 
Bestand des Staufischen Erbes aufführt, liegt auf der Hand. Es 






ist hier eben eine Revolution geschildert, wie wir^ie obetf [p. 63] 
in der letzten Hälfte des Uten Jahrhunderts sahen; die Worte 
jener Schilderung lassen sich auf Philipp anwenden: „in milites 
bona sua distraxerat, ut multo milite stipalus procederet et aliis 
armorum copia longo praestaret^. Ans den zusammenhängenden 
und wolgeordneten Complexen der früheren Verwaltung waren eine 
Unmasse von einzelnen Lehen geworden, die nur für die Zeit des 
Krieges Werth hatten. Auf diese in Lehen verwandelten Theile 
des alten Staußschen Haus- und Reichsgutes bezieht sich auch, 
was Burkhard [a. 0. p. 239] erzählt, dass Otto die feuda am 
liebsten seinen Sachsen und Engländern verlieh, und, was er hin- 
zusetzt: „Fuerat autem consuetudo principum ut hilariter et 
prompte beneficia seu ecclesias conferrent primis peientibus, quod 
iste nequaquam facere yoluit" zeigt eben den Wunsch , die heil- 
lose Verschleuderung nach Kräften wieder in Ordnung zu bringen. 
Aber Friedrichs H. Lage* unterschied sich doch wesentlich 
von der der Fürsten unter Heinrich IV. dadurch, dass die civitates 
seu villae, in quibus fora habentur ihm einen, wenn auch zu- 
nächst unscheinbaren Ersat? für jene ungeheuren Verluste eröff- 
neten. 



b. Friedrich ü. nnd die bischöfliche Verwaltimg vor 
Die Strassburger Verfassong. 

Wenn Innocenz HL die Förderung städtischer Autonomie 
nach den Erfahrungen des letzten Jahrzehnts als eine Hauptpflicht 
kirchlicher Politik erkennen musste, so war sie für seinen jungen 
Schützling der einzige und letzte Ausweg, seine eigenen Ange- 
legenheiten aus einem desperaten Zustande herauszuarbeiten. In- 
dessen liegt der Unterschied auf der Hand: die Autonomie der 
Bischofstädte war eben nach dem Gange ihrer Verfassungen eine 
schwer zu behandelnde, unberechenbare Kraft, die Verfassung,' 
der alten Königsorte dagegen machte ihre Stellung zum König- 
thume selbst durchaus nicht zweifelhaft. Die anerkennenden 
Worte, mit denen Friedrich die Verdienste Strassburgs, ebenso 
wie die Goslars und Dortmunds rühmte [Löhei* Fürsten u. Slädle 
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z. Z. der Hoheiist. p. 33], sind doch keineswegs dort und hier 
gleich reine historische Wahrheit. Strassburg hatte zuerst mit 
Cöln antistaufische PoUtik gemacht, und hess sich desshalb an 
„unverletzter Treue" keineswegs mit Goslar vergleichen. Aber 
hier eben zeigt sich das Zweideutige und GefährHche des ganzen 
Verhältnisses. Friedrich war, den Städten gegenüber, durch un- 
kfare und schwierige Verhältnisse nach allen Seiten umstrickt. 
Nicht allein jene Resultate der letzten Jahre, sondern die eigen- 
thümliche Stellung der königlichen und der bischöflichen Gewalt 
innerhalb der wichtigsten Städte, machten ihm die Fixirung fester 
und entscheidender Gesichtspunkte ausnehmend schwer. Wir 
brauchen nur an unsere Darstellung der Regensburger, Augsburger 
und Cölner Verhältnisse zu erinnern, um klar zu machen, dass 
hier mit allgemeinen Maassregeln kaum eine sichere Position zu 
gewinnen war. 

Neben jenen Beispielen wird es hier am Orte sein, auf die 
Verhältnisse Strassburgs einzugehen. Sie hegen einfacher, und 
hier zuerst tritt Friedrichs Politik deutUch zu Tage. 

Wir gehen dabei unmittelbar von den Urkunden der Jahre 
aus, in denen Friedrich zuerst diese Fragen zu verhandeln be- 
gann. 

Allerdings erscheint in diesen Urkunden unzweifelhaft ein 
consilium civitatis, und zwar wird es ergänzt und erneuert „quan- 
docunque fuerint renovatum vel immutatum" [Schöpflin Als. dipl. I 
p. 342]. Dieser Rath tritt neben den Ministerialen des Bischofs 
und dem Clerus bei Beschlüssen über die Verwaltung der bischöf- 
Hchen Lehen auf [a. 0.]. Erbo oder Herbo, judex et magister 
burgensium, steht mit einem dispensator, burggravius und sculteti 
fdius unter der betreffenden und anderen Urkunden [ebd. p. 338], 

1219 ist der burggraviu» von ihm. als ministerialis geschieden, 

1220 steht der dispensator hinter dem judex, und die Scheidung 
zwischen Ministerialen und Nichtministerialen fehlt. Hält man 
hiermit den Charakter des älteren Stadtrechts zusammen , so kann 
gar kein Zweifel sein, dass der Rath einer solchen rein hofrecht- 
lichen Stadtverfassung ebenso entschieden in den Rath des Bi- 
schofs neben Ministerialen und Clenis hineingehörte, wie das 
„gedigene" von Basel. Arnold freilich macht jenes Stadtrecht za 
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einem Versuche, längst veraltete Rechte wieder zu restauriren 
[Freist. I p. 323], und sieht in der Betheih'gung des Raths an 
den dienstrechtlichen Verfügungen einen Forlschritt des ganz, freien 
RaÜies zu einem unerhörten Einflüsse auf das Diensirecht. Wir 
müssen diese Umstellung aller urkundlichen Thatsachen wie die 
neuen Thatsachen, die dagegen aufgestellt werden, auf sich be- 
ruhen lassen, namentlich jene städtische Revolution, deren em- 
ziger Beleg die Worte „C. ep. A. capitur a quibusdam ministeria- 
libus ejusdem civitatis^^ .[>I)d* P* 322], und das Stadtrecht, zu 
dessen Aufzeichnung der Grund „nur in einem Streite liegen kann^. 

Betrachten wir die oben erwähnten Üfkunden etwas näher, 
so bezwecken sie zunächst die Sicherheit der Vogteilehen für die 
Kirche. Auch hier waren eine Reihe von Lehen in der Hand des 
Vogts Anselm dicht daran , der Kirche entfremdet zu werden , zum 
Theil durch Pfandschaften, zum Theil auf landere Weise. Zu die- 
sen Lehen gehörte auch die städtische Vogtei, und während An- 
selm seiner Seits alle von ihm besessenen Lehen dem Bischöfe 
aufliess, um sie unter neuen Bedingungen wieder zu erhalten, 
steht unter diesen Bedingungen das Anrecht seiner Neffen auf die 
Stadtvogtei obenan, „quod in advocatia civitatis — cognatos suos 
M. et H. — ipsum permisimus adoptare" [a. 0. p. 337]. Auf 
diese gesammten Vogteilehen bezieht sich nun die Urkunde des 
folgenden Jahres, in der der Bischof sich verpflichtet: „quod spe- 
cialiter advocatiam Argentinensem cum suis pertinentiis nulli un- 
quani imperatori, regi, duci aut alicui proli eorundem — conce- 
dam , committam , infeudabo vel prorsus — alienabo" [ebd. p. 338]. 
Nur bis zum Gesammtbetrage von 500 Mark und auch da nur 
mit Zustimmung des Kapitels sollen überhaupt solche Veräusserun- 
gen gestattet sein. 

Man sieht, jener oft erwähnte «Anflössungsprocess [oben 
p. 63, 116 u. 307] hatte in den vorhergehenden Jahren auch die 
Sirassburger Kirche bedroht : die Verlehnungen hatten in der Zeil 
grosser Anstrengungen einen gefährlichen Charakter angenommen. 
Indem man ihnen entgegentritt, verpflichtet sich dagegen die Stifts- 
geistlichkeil: „quod, si diclo ep. tempore ahquo necessitas evi- 
dens immineret [so lese ich], pro necessitate sua tunc relevauda 
super acquirenda pecunia quocunque modo consilium et auxilium 
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fideliter — studcbit imperLiri'S Also die auxilia des Stifts sollten 
den Bischof der Nothwendigkeit entheben, mit Lehen zu zahlen, 
wo er auch mit Geld zahlen konnte. 

Die Stiflsgeistlichkeit ihrer Seits aber verlangte nun von Mi- 
nisterialen und Büi'gern die Versicherung, die Güter des Bischofs 
nicht in irgend einer Weise anzugreifen, sie befürchtete also hier 
eine Benachtheihgung des bischöflichen Guts, die sie eben von 
anderer Seite zurückgewiesen — und dann ebenso die Freiheit von 
allen exactiones für die canonici und den gesammlen Stadtclerus 
d. h. der Clerus, der sich zur Erhaltung der Lehen zu Geldlei- 
stungen verpflichtet, will dagegen seiner Seits gegen die Steuern 
der Stadt gesichert sein. 

"* Der Zusammenhang in dieser Kette von Versicherungen und 
Zugeständnissen liegt klar zu Tage. Je mehr das Recht der Hof- 
und Heersteuer über die Hörigen „qui mercatores esse volunt" sich 
in die „domus canonicorum vel ministerialium^' ausdehnte [oben 
p. 224 f.], desto schwieriger wurde es dem Stift, dem Bischof mit 
seinen auxihis beizuspringen und desto leichter musste sich dieser 
zu den gefürchteten Verlehnungen genöthigt sehen. 

Was jene eigentlich städtischen Steuern betriff*t, so war auch 
zu Strassburg, wenige Jahre nach der neuen Umwallung von Cöln 
die Stadtmauer und dadurch die Stadtsteuer erweitert worden [Ar- 
nold a. 0. I p. 321 und oben p. 359], Aber kurz darauf hatte 
König Phihpp beurkundet, „quod nos dictam civitatem cum Om- 
nibus ejus pertinentiis tam intra quam extra, ad speciale obse- 
quium imperii decrevimus reservare" [Schöpflin a. 0. p. 311]. 
Der Sinn dieser reservatio erhellt aus der Erklärung für alle Güter 
der Bürger „ut nemini licitum sit, de bis propietatibus — servi- 
cium ahquod accipere vel exigere, vel etiam cujusquam precarie . 
sive exactionis onus imponere." Wurden die Bürger von allen 
sonstigen servitia und exactiones befreit, um sie für das speciale 
obscquium imperii bereit zu halten , so zog der König damit ofl'en- 
bar ihre servitia „ad exerciturti" und „ad curiam" [oben p. 232] 
unmittelbar ans Reich d. h. er untersagte jede andere Verwendung 
derselben als zu seinem unmittelbaren Dienste. 

Auf diesem Wege konnte die königliche Gewalt auch in ein 
Sladtrecht, wie das Strasshurger einen gesetzlichen Einfluss ge- 
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winnen und wenn einige Jahre nach dieser Verfügung das consi- 
lium civitatis und der magister civium zuerst auftritt und die Ver- 
sicherung gieht, mit ihren Steuern nicht die Immunitäten des 
Stifts und des Clerus heläsügen zu wollen, so Hegt hier der Zu- 
sammenhang zwischen Kath- und S teuer Verfassung , wie wir ihn 
[oben p. 316 f.] ausführten, ziemüch deutlich vor. 

Nachdem wir uns so das Verhällniss zwischen Bischof und 
Stadt verdeuthcht, gewinnen auch die übrigen Urkunden eine an- 
dere Bedeutung. Schon 1214 [a. 0. p. 326. ] hatte der König 
Friedrich erklärt „quod nullus in civit. Arg. consilium instituere 
debeat, vel aliquod habere temporale Judicium, nisi de consensu 
— ipsius episcopi.^ Allerdings also hatte das consihum schon 
angefangen, sich selbständig innerhalb des Hofrechtes auszusondeA, 
die Emancipation dieser Behörde hatte mit der Ausdehnung des 
Besteuerungsrechtes Schritt gehalten. Erkannte nun Friedrich 
hier das Recht „specialiter constituendi'^ [s. oben p. 336] für den 
Bischof an , so verzichtete er 5 Jahre später auf eine Erhöhung 
der serviüa und normirte ihre „petitio seu exactio seu superim- 
positio — qualem temporibus — nostrorum progenitorum usque 
ad haec tempoca dare consuevistis" [Schöpflin a. 0. p. 336.]. 
Hier steht Alles in Zusammenhang: der Kath hat sich mit seinem 
Besteurungsrechte ausgedehnt und zugleich vom Bischof emanci- 
pirt, die Steuern, unmittelbar für das Reich erhoben, haben auf 
die stiftischen familiae gedrückt, so dass der Clerus nicht im 
Stande den Bischof zu unterstützen und dieser in der Nothwendig- 
keit seine Lehen zu veräussern. Gingen die Dinge in dieser Rich- 
tung weiter, so zersplitterte sich das bischöfliche Einkommen in 
Lehen und indem seine, Leistungsfähigkeit gegen das Reich abnahm 
. trat die Reichsteuer einer immer unabhängigeren Stadt an deren 
Stelle. Ja , die oben angeführten Versicherungen der bischöflichen 
Urkunde zeigen, dass die Möglichkeil nalie lag, die Vogtei könnte 
in derselben Zeit in die Hände des Königs gerathen, wo ihm die 
Steuer auch von einer anderen Seite den Zugang zu dieser hof- 
rechthchen Stadt eröifnete. Die Slelkmg des advocatus ist im 
Stadtrechte keine bedeutende, aber das Statut bezeichnet gerade 
die Keime der hineinreichenden Gewalt in höchst eigentliümlicher 
Weise. „Habet" heisst es § i 1 vom scultetus „potestatem cogendi 
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non ab episc. sed ab advocato. lUam enira polestalem, que spec- 
tat ad sanguinis efifusionem, — eccles. persona nee habere nee 
dare debet. linde postquam ep. advocatum posuerit, imperator ei 
bannum id est gladii vihdictam — tribuit. § 12 Hanc igitur cum 
non habeat nisi ex gratia advocatie, justum est, ut nulla ratione 
eam neget causidico etc., quoscunque statuerit ep., de quo tenet 
advocatiam § 13. In hanc igitur civitatem judicandi potestatem 
nemo habet nisi imperator, vel ep. , vel qui de ipso habet." 

Man sieht leicht, hätte das Statut, nach der Ansicht Arnokis 
und Wihlas, nur ein Gemälde der Verfassung sein sollen, wie der 
Bischof sie wünschte, aber nicht, wie sie war, so häUe dabei eine 
solche Entwickelung, wie die hier gegebene , leicht erspart werden 
können. Nein, das Stadtrecht bemüht sich die Dinge, hart wie 
sie sind, in ein erwünschtes Licht zu stellen, es fmgirt Nichts, 
aber es sucht zu interpretiren. Das Merkwürdige aber liegt, mei- 
nem Gefühle nach, in der vollständigen Verschiebung der Aem- 
ler, die liier erfolgt ist. Der Burggraf ist auf ein Minimum von 
Bedeutung reducirt in der Altstadt gebUeben [s. oben]. Er hat 
die placita legitima und dep Blutbann schon längst eingebüsst, 
den er zu Cöln und Uegensburg noch behauptete, aber auch der 
advocatus ist hier in einer viel beschränkteren Stellung als zu Augs- 
burg. Die Gerichtsbarkeit über Diebstahl und Frevel [super fu- 
rem et proterviam z. B. Wirtemb. Urk. 1 p. 351] sonst entschie- 
den die Sache des Vogts , ist hier in den Händen des Schultheissen 
„qui judicabit pro furto pro frevela et pro gdtschulda in omnes 
cives urbis". Dass hier eine vordringende und eifersüchtige Ge- 
walt dem Vogte gegenüber steht zeigt die Stellung des cipparius, 
der für den Schultheissen den Delinquenten bis an die Leiter führt, 
wo ihn der vicarius advocati in Empfang nimmt. Jener hält die 
Barte auf den Arm des Verurtheilten , den verstümmelnden Schlag 
führt dieser mit dem Schlägel [Leg. Arg. §§ 19 ff.]. Hier ist 
wirklich der scultetus episcopi, ohne dass er wie zu Cöln den 
Namen des advocatus usurpirte [s. oben p. 278] fast in den 
vollen Besitz der Vogtei und des Blutbanns gekommen; nur dass 
der Burggraf hier den Blutbann längst verloren hatte und dass 
sich (Ueser dagegen in den Händen eines advocatus flndet , der ihn 
offenbar frühei' während des Verfalls der Burggrafschaft geübt 
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hatte, bis auch er dem jetzt bischöflichen, früher burggräflichen 
sculletus unterlegen. Das durch und dur6h bischöfliche Stadtreclit 
zeigt in den angeführten Paragraphen sehr deutlich dass' diese Vog- 
tei als ein fremdes und gefährliches Element auch jetzt noch 
galt. 

Mir scheint sie auf einen alten Bestand königlicher Censualen 
hinzudeuten , nur dass dieser hier statt wie zu Augsburg sich Bi- 
schof und Burggraf gegenüber zu entwickeln allmälig mehr und 
mehr durch den städtischen Verkehr unter den SchUltheissen und 
in eine Art von städtischer Hörigkeit gerathen war [s. oben p. 295 ff.]. 

Nach dieser Auseinandersetzung wird man des Königs Stellung 
zu der Strassburger Verfassung deutlicher überschauen. Hätte er die 
Vogtei an sich gezogen, so würde dadurch diese Gewalt, die man 
so argwöhnisch betrachtete, leicht einen neuen Aufschwung ge- 
nommen und das starke Schultheissenamt, das von ihr seinen 
Bann nahm, entweder zurückgedrängt oder ganz von dem bischöf- 
lichen Einflüsse losgerissen haben. Steigerte er dagegen die Steu- 
erlast der Stadt, so trieb er dadurch von der anderen Seite den 
• Rath zu immer weiteren Uebergriffen in die Immunitäten d. h. zu 
einer immer grösseren Ausdehnung der bürgerschaftlichen Verfas- 
sung. Friedrich that keins von beiden, aber indem er so auf sei- 
nen Einfluss hier und die Erhöhung der Steuern verzichtete , ermög- 
lichte -er dadurch dem Bischof, die Erhaltung seiner Einkunflc 
und Besitzungen uiid verhinderte deren weitere Verschleuderung 
an die Vasallen. 

Wir haben von den Folgen einer* solchen Verschleuderung 
für die Führung der Kriegs- und Friedensgeschäfte oft genug ge- 
sprochen. Das Staufische Haus selbst litt gerade damals schwer 
unter denselben. Allerdings hätte man vielleicht mit Einer kühnen 
Wendung sich ganz auf die städtischen Steuern stützen und die 
bischöflichen Güter ihrem Schicksal überlassen können , aber offen- 
bar gehörte zu einem solchen Entschliisse eine grosse und revo- 
lutionäre Kühnheit. Ausserdem mussten die Güter, die man h» 
an die Vasallen weghess, die Macht des Laienadels stärken, mit 
der bischöflichen Gewalt sank dagegen eins der wichtigsten Glie- 
der der bisherigen Verfassung in eine heillose Schwäche. 

Ganz ähnlich wie in Strassburg lagen zum Theil wenigslens 
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die Dinge in Cöln. Es ist der Ruhm Engelberts, dass er ^pre- 
dia plurima simul et feuda ecclesie diu subtracta et a multis ejus 
antecessoribus sive per torporem sive per invaletudinem neglecta, 
ipse per justiciam et sententiam recuperavit. Preterea Teudis — 
ac prediis multis ecclesiam Col. ditavit" [Caesar. Vita Engelb. Boeh- 
mer Font. 2 p. 300 f. cf. p. 281]. Diese Herstellung- und Er- 
weiterung sollte zugleich durch eine neugeordnete Verwaltung ge- 
sichert werden : der Erzbischof äusserte sich selbst „super omnes 
redditus meos XII scultetos- ordinäre disposui , ut illis ceteri ad- 
minislratores rationem reddant, et ex ilHs XII singulis mensibus 
singuh mihi administrent, et ita non erit necesse, ut^aliena ra- 
piam sive per exactiones aliqaem gravem" [a. 0. p. 302]. Der 
Vorzug einer ganz festgeordneten Administration, das Ziel, worauf 
hier und in Strassburg hingearbeitet wurde, liegt zu Tage: die 
strenge Herstellung der Gütercomplexe machte eine neugeordnete 
Verwaltung denkbar und damit Verringerung der Steuern. Zu- 
nächst aber eben zu jenen Zwecken und zu einer Hofhaltung, die 
vor jenen Resultaten seine Kräfte ungeheuer beanspruchte,, be- 
durfte er der Steuern [ebd. u. Ficker Engelbert p. 60 f.]. Es 
begreift sich , dass wie Friedrich zu Slrassbm^g auf eine Erhöhung 
der Steuern im Interesse der Kirche verzichtete, so hier Engel- 
bert eine Erhebung der Zünfte gegen die Geschlechter benatzen 
konnte, um von diesen eine Steuer zu erheben „ob tribuum per- 
tinäciam 4000 marc. ab eis exegit" [Vita 3 , 37 und Ficker a. 0. 
p. 239]. . 

Man sieht leicht, dass bei dieser Lage und diesem Zusammen- 
hange der Dinge die Entwickelung der Autonomie in den Bischof- 
städten die besonnenste Ueberlegung beanspruchte. Die Anerken- 
nung eines unabhängigen Raths und seines Steuerrechjes stellte die 
Existenz der geistlichen Fürsten, so wie sie für das Reich wün- 
schcnswerth in Frage. Aber man begreift auch, dass Friedrich 
bei seinem ersten Aufenthalt in Deutschland , wie einmal seine 
Mittel fraglich und unklar waren , über den Weg , den er einschla- 
gen sollte, unklar sein mochte. 
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c. Friedrich n nnd die königlichen Städte. 

Anders stand er dagegen zu seinen eignen Städten. Die Gü- 
ter seines Hauses und des Reiches waren zu Leben verschleudert, 
die Städte nnd Marktorte, die noch in ihrer* alten Verbindung mit 
der Verwakung bheben, waren also zunächst aus jedem engeren 
Zusammenhange mit jenen Qudercn Theilen herausgerissen. Die 
Gesichtspunkte, die wir soeben für Strassburg aufstellten, waren 
hier leider nicht mehr maässgebend. Der König war unzweifel- 
hafl an den Ertrag der städtischen Verwaltungen gewiesen. Und 
nnheachtet wird man auch den Umstand nicht lassen dürfen, dass 
er gleich in den ersten Jahren seiner Regierung, wenn auch nicht 
Freiburg, so doch die Zähringische Schwesterstadt Bern an das 
Reich zog. Hier war die Bedeutung städtischer Kräfte, auf die 
ihn die Noth wendigkeit hinwies, gleichsam in einem vollendeten 
Bilde deutlich und schlagend entwickelt. 

Betrachten wir genauer, wie ersieh zu diesen Städten stellte. 

Friedrich fand hier an einigen Orten die alte Verfassung ver- 
wirrt und einer Restauration bedürftig. So waren zu Goslar die 
^jura civitatis — a quibusdam ipsius . civitatis habitatoribus immu- 
tata et in abusionem deducta*^ [GOschen Goslarer Statute p. 111 f.] 
in Bern mussle er die Bürger von der exactio servitii befreien und 
die Leistungen derselben auf den ursprünglichen census ziu*ückführen 
[Schreiber Urk. d. Stdt. Freiburg 1 p. 26]. Dagegen schreibt der Kö- 
nig die Mangelhaftigkeit der städtischen Entwickelung Nürnbergs „si 
quem [antiqua jura] habere videntur defectum" zum Theil der ungün- 
stigen Lage des Ortes zu „cum locus ille nee habeat vineta neque na- 
vigia, sed in durissimo situs sit fundo^' [Gengier Stadtr. p. 321 f.]. 

Wir haben hier zunächst auf die verschiedenen Stadien der 
allgemeinen Entwickelung aufmerksam zu machen, von welchen 
die hier in Betracht kommenden Verfassungen stammten. Im Gan- 
zen waren offenbar die meisten derselben jünger als die burg- 
gräflichen Städte jenes alten Stils, den mr früher zu betrachten 
hatten. Auch Goslar hatte keinen Burggrafen gekannt, so wenig 
wie Aachen [s. oben p. 209]. 

In Goslar unterscheiden wir noch sehr deutlich die Pfalzstadt 
auf der einen Seite der Aducht von der Kaufstadt [Göschen a. 0. 
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p. 369]. Noch heute sind die Reste der Pfalz und des Doms von 
der eigentHchen Stadt gelreqnt durch diesen WasserJauf. . Auf der 
Pfalzdeite findet sich diä Königslrasse^ auf der Marktseite zeigen 
die Münz- Hoken- Fischmäker- Friesen- und Bäckerstrasse, so- 
wie der Schuhhof den alten Verkehr , der zunächst um den Markt 
die Detailhändler und weiter ah den fremden Kaufmann beschäf- 
tigte. Nun ist in dem Privilegium Friedrichs von einer Stellung 
jenes Detailhandels, wie wir sie zu Augsburg oder Strassburg dem 
Burggrafen gegenüber fanden, keine Spur. Das Stadtgericht ist 
in der Pfalz „nullus burgensis — ahcubi judicio stare debet prae- 
terquam in ipsa civitate, in palatio imperii, sub quo habitat [a. 0. 
p. 114 Z. 11 f.]" aber der advocatus, unzweifelhaft der grosse 
Vogt des späteren Rechtes [ebd. p. 368], der eigentliche Rich- 
ter „up deme hove" hat schon in Friedrichs Privileg mit dem' 
Marktverkehr unmittelbar Nichts zu thun „in venah foro ci- 
vitatis nihil debet disponere, nisi per burgenses trahatur ad ip- 
sum" die Bürger selbst erwählen ihre vier Richter [ebd. p. 115] 
„pro quo sunt daturi 6 marcas advocato". Nun erinnern wir uns, 
dass die Kaufleute Goslars schon früh zu den institores regahum 
urbium gehörten, in deren Händen wir überall das Judicium de 
victualibus als den Keim späterer Marktjystiz fanden [oben p. 194 f:]. 
Nur war dieses Gericht sonst mit» dem Burggrafen getheilt, wie 
zu Augsburg, in Goslar fehlt dieser und das Privilegium judicandi 
de victualibus entwickelte sich daher hier früher zu jener unab- 
hängigeren Marktverwaltung. So bestimmt ursprünglich die Pfalz- 
fttadt und Marktstadt — um diese Unterscheidung zu gebracechen 
— Eine Stadt und nicht in Alt- und Neustadt gel rennt waren, 
so gewiss drängte hier von dem Markte aus die bttrgeriich -kauf- 
männische Selbständigkeit den advocatus über die Aducht zurück 
und beschränkte das Gericht up deme hove. Diese Bewegung voll- 
zog sich aber offenbar nicht vollständig, sondern gleichzeitig blieb 
auch in vielen Fällen der alte advocatus auf beidea Seiten der 
Aducht anerkannt und ebeQso erstreckte sich die Gerichtsbarkeit 
der aijderen Richter, ohne Rücksicht auf jene Localunter^chiede 
über die ganze Stadt [a. 0. p. 379]. Müssen wir auch auf ein 
ganz klares Bild dieser Verhältnisse mit dem gelehrten Commenta- 
tor der Goslarschen Statute verzichten, so erhellt doch so viel, 

24* 



372 

(lass unzweifelhaft das aJte Privilegium an die mercatores urbis re- 
galis einen Burggrafen nicht vorgefunden hatte. 

In Nürnberg fehlt nun aber auch offenbar der alle Stand jener 
mcrcatoreis. Die Zollprivilegien, welche Friedrich der Stadt ver- 
lieh [Gengier Stadtr. p. 322 f.] zeigen nicht allein „wie gering- 
fügig der Handelsumfang ^- damals noch war" [Lochner Nürnbergs 
Vorzeit p. 45] sondern eben sowol, dass es hier keine merca- 
tores urbis regahs gegeben hatte, zu deren Privilegien eben die 
Zollfreilieit gehörte. Den Nürnberger Kaufleuten hatte sie bis da- 
hin noch auf den nächsten Märkten gefehlt. Damit stimmt es sehr 
wol, dass der Ort vor Heinrich 111 gar nicht, unter diesem als 
castrum und erst unter Lothar 111 als civitas vorkommt [a. 0. 
p. 37 ff.]. Mag daher die Burg und der Burggraf einer alten 
Markvertheidigung [s. oben p. 145] oder den' Burgenbauten der 
Salier [oben p. 306] seinen Urspining verdanken-, er gehört ^ weder 
zu den Burgstädten ältesten Stils mit Burggrafen und mercatores, 
noch zu den anderen, die wie Goslar ohne Burggraf , doch privi- 
legirte mercatores hatten. 

Inmitten grosser und ausgebreiteter Forsten treffen wir hier 
— auf Salischem Erbe oder königlichem Grund und Boden [a. 0. 
p.*40] grosse und ausgebreitete Betriebe, eine bedeutende Bienen- 
zucht, Mühlen, Schmieden unter angesehenen Ministerialen. Die 
Erträge gehen weder ^ie zu Goslar an den advocatus [Göschen 
a. Q. p. 216] noch ist wie zu Gelnhausen [Lünig Reichsarchiv Pars 
spec. cont. Hl, 3 p. 196] die Burgmannschaft im Besitz der 
Ventaltung, sondern diese Nürnbergische Ministerialität, der bu- 
ticularius an ihrer Spitze bildet eben im Gegensatz gegen die Burg- 
mannscliaft [Lochner a. 0. p. 42 fl. Hist. Norimb. dipl. p. 61 ff.] 
eine selbständige Macht. Die Verwaltungsrechte derselben finden 
wir am Schluss des 13ten Jahrhunderts ausdrücklich in den Hän- 
den des Raths [Hist. N. dipl. Urk. A p. 224 f.] jedenfalls aber 
stand am Anfange desselben auch die städtische Verwaltung, der 
Gerichte und Zölle den vom Burggrafen unabhängigen Ministeria- 
len zu. 

Diese Unabhängigkeit einer grossen Verwaltung neben einem 
Burggrafen erinnert uns an die früher betrachteten Frankfurter 
Verhältnisse. Auch dort trafen wir eine städtische Ministerialität 
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in Mitten und .an der Spitze eines grossen Complexes von Einkünf- 
ten und namentlich einer bedeutenden Forst Verwaltung; [Cap. 4 , e]. 
Doch liegen die Unterschiede auf der Hand. Die Burgverwaltun- 
gen, die dort auf dem Verwaltungsbezirke erstanden, waren vielleicht, 
viel jünger als das castrum Nürnberg und jedenfalls Uatte (he städ- 
tische MinisteriaHtät nicht Burggrafen und Burgmannen zu ihren 
unmittelbaren Nachbaren. Frankfurt entwickelte sich daher, wenn 
auch spät und nicht als Burgstadt, so doch unbeirrt durch eine 
Burg späteren Stils, auch als militärischer Zufluchts- und Verthei- 
digungsplatz. Dann aber auch wurden die Forsten um Frankfurt 
immer mehr und mehr gerodet und eine zunehmende bäuerliche 
Bevölkerung veränderte wesentlich den Charakter dieses Districts. 
Zu Nürnberg dagegen suchte dass Reich die alte Waldinduslrie 
aufrecht zu erhalten und zu diesem Zwecke die Forsten gegen zu- 
nehmende Rodungen zu sichern [Hist. N. dipl. a. 0.]. In dieser 
Beziehung lässl sich Goslar mit Nürnberg vergleichen, hier gab 
der Bergwerksbetrieb dem Walde eine eben solche Bedeutung wie 
die Bienenzucht bei Nürnberg, aber auch hier tritt der Unterschied 
hervor. Die Goslarer „silvani" oder „Waldleute" bedurften für 
ihre Producte otfenbar sehr früh der mercatores, die die Kupfer- 
erze verführten , daher hier die frühe Wichtigkeit des mercalor 
urbis regalis ; der Nürnberger Zeidler dagegen führte seinen Honig 
und Meth gewiss so lange an den buticularius und durch diesen 
unmittelbar an die könighche •Holbaltung ab , als nur überhaupt 
deren Naturalwirthschaft sich hielt. Erst als diese entschieden 
der Geldwirthschaft wich, mochte auch zu Nürnberg der Kaufmann 
und dessen Umsatz für den König und seinen buticularius an 
Wichtigkeit gewinnen. 

Erinnern wir uns nun der Stellung des Staufischen Hauses, 
das, wie oben erwähnt, durch die grossen Verlehnungen seiner 
Burgen grossentheils verlustig gegangen war; es verfügte, nach der 
oben [p. 324] erwähnten Angabe, König Philipp jetzt hauptsäch- 
lich noch über seine Städte und Marktorte und jene burgenses 
ditissimi, die von den ministeriales sehr bestimmt geschieden 
werden. 

Zunächst musste hier daher die Besorgniss Hegen, dass die 
städtischen Einkünfte und die städtische^ Aemter mit durch die 
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Alles verschlingende Entwickeluog der kriegerischeTft Lehen absor- 
birt würden. Einer solchen Gefahr sollte offenbar durch den 
Satz des Goslarer Privilegiums vorgebeugt werden „Nullius bur- 
gensis vel silvani bona pro beneficiis de advocatia solvendis pan- 
dari [debent], nisi tantum bona Jpsius civitatis advocati^' [Göschen 
a. 0. p. 115]. Unter diesen Gesichtspunkt versteht man erst 
vollständig, wenn es für Nürnberg höisst „Quilibet ejusdem loci 
civis nuUum habere debeat advocatum preterquam nos et nostros 
successores" [Gengier Stadtr. p. 322], Alle folgenden Paragra- 
phen des letzteren Privilegs beziehen sich auf diese lehensrecbt- 
lichen Entwickeln ngen und geben uns ein sehr deutliches Bild der 
verschiedenen Wege auf welchen die Bürgerschaft in die Lehens- 
verfassung hätte können hineingezogen werden. Kein Bürger soll 
jemands muntmann werden. Sind einem Bürger Eigen oder Lehen 
zu Bürgschaft oder Pfand übergeben, so soll bei dem Tode des 
Verpfönders weder der Lehensherr noch die Erben Ansprüche 
erheben , er löse sie denn ein. Wer einen civis Norimb. mit Eigen 
oder Lehen belehnt, und ihn nachher belangt, muss sich an dem 
Zeugniss der Mitbürger genügen lassen. Kein Nürnberger Bürger 
kann ans Lehenrecht gezogen und keiner im ganzen Reiche zu 
'Zweikampf gezwungen werden, keiner jemandes gaphant, oder 
auch ein Kaufmann es für den anderen sein. Dagegen ist der 
Hufner oder Kaufmann oder Vogtmann dem Nürnberger Pfand für 
den Herren oder Gläubiger , der eine Anleihe einem Bürger zurück- 
aU4||liatten sich weigert. • 

^ ♦ In allen diesen Bestimmungen sehen wir schon, wie die Ge- 
schäfte und die Verlegenheiten der domini und ihres grossen Le- 
hensverkehrs — um uns dieses Ausdrucks zu bedienen — die 
cives Norimbergenses und ihre Geschäfte von allen Seiten umge- 
ben und in ihre gewaltige Bewegung mit fortzureissen drohen. 
Mitten zwischen diesen Sätzen gewinnt eben auch die Befreiung 
vom Zweikampfe eine besondere und specielle Bedeutung und die 
Verfügung, die auch den belehnten Bürger vom Lehensrechte los- 
spricht und das Äeügniss der concives an die Stelle Ijßhensrechtlicher 
Zeugen setzt, zeigt in merkwürdiger Weise die Bedeutung der 
civitates und der burgenses ditissimi in ihrer damaligen Stel- 
lung. 
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Die Masse der Vasallen, und Lehensherren suchte zum Theil 
die Verlehnungen auch auf die städtischen Einkünfte auszudehnen 
und diess um so mehr, da sie anderer Seifs durch die geschwin- 
den Conjuncturen einer tief erregten Zeit und ihrer Parteikämpfe 
sich genöthigt sahen, die Mittel der cives bald so, bald so in An- 
spruch zu nehmen. So war die Aufgabe für Friedrich eine dop- 
pelte: vr musste für den Bestand der Städte gleichsam eine kräf- 
tige Defensive ergreifen und wenigstens hier die Ausdehnung der 
Lehensverfassung hindern, er konnte aber auch gerade das finan- 
cielle Uebergewicht der cives gleichsam zu einer Offensivbewe- 
gung benutzen , indem er durch ihre Hände eine Reihe von Lehen 
vom Lehenrecht an da^ Stadtrecht zog. Beide Absichten liegen 
in jenen Bestimmungen für Nürnberg deutlich vor. Auf dieselben 
Verhältnisse sind jedenfalls zum Theil auch die Sätze des Gos- 
larer Privilegiums zu beziehen, dass kein König, kein Fürst des 
Reichs, noch ein Auswärtiger einen dortigen Bürger anders als mit 
dem Zeugnisse Äiner Mitbürger überführen kann und dass kein 
König oder Kaiser den einen Bürger zur Anklage des anderen 
„sub obtentu graliae suae" veranlassen darf und endlich, dass die 
bupgenses nicht mit einem Fürsten gegen den anderen, noch über- 
haupt „nisi pro defensione patriae ad jocum qui dicitur Hildeges- 
borch" zu Felde hegen sollen [Göschen a. 0. p. 112 f.]. Geht 
der Wortlaut dieser Bestimmungen auch nicht so offenbar, wie 
bei Nürnberg, auf die Beschränkung des Lehens, so musste eine 
Bürgerschaft, wenn sie so bestimmt dem unmittelbaren Einfluss 
namentlich der Fürsten und ihrer Fehden entzogen wurde^dttnit 
zugleich gegen Lehensverbindungen oder deren gefiihrliche|iBilBse- 
quenzen gesichert werden, die wir aus dem Nürnberger Privileg 
deutlich genug kennen lernen. 

Wir haben, wenn wir an die Strassburger Verhältnisse erin- 
nern, dort und hier Einen Grundgedanken in Friedrichs Politik 
doch ziemlich deuthch zu Tage gelegt. Sowol in jener Bischof- 
stadt, als hier in seinen eigenen Städten ist er bemüh]t, die wei- 
tere Zersplitterung der Einkünfte in Lehen durch neue Bestim- 
mungen mittelbar oder unmittelbar zu verhindern. Diese Richtung, 
in der allgemeinen X.age seiner Verhältnisse vollkommen begründet 
tritt natürlich nur in einzelnen Beispielen schlagend hervor. Die 
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eigeDthümliche Lage der Städte mit ihren Steuern und namentlieh 
, der königlichen Städte dem Lehensadel und dem Lehensreclite 
gegenüber, stellt sich nichtsdestoweniger in ein klares Licht. 



^ 



d. Die Bürger den Beichsdienstmannen gegenüber. 

Keinesweges ist nun aber in Folge dieser Politik sofort eine 
vollkommene Scheidung zwischen den burgenses und ministeriales 
eingetreten. So flnden wir von 1222 bis 1244 eine grosse Reihe 
lllmer Geschlechter, als fideles imperii et viri imperii in der näch- 
sten Umgebung Friedrichs und seines Sohnes [Jäger Ulm p. 83 
und 9)] und haben keinen Grund mit Jäger zu zweifeln, ob „alle 
— diese — Familien von Ulm in näheren Verhältnissen zum Hofe 
standen^. Die Urkunden bezeugen das eben durch jenen Ausdruck 
ganz unzweifelhaft. Die cives von Frankfurt werdtn zu den homines 
des Königs gerechnet [Fichard Entst. p. 75] nicht als ^dienstpflich- 
tige Königsleute'S sondern eben als homines imperii, und in der 
ebenfalls von Fichard [ebd. p. 76] angeführten Anrede: omnibus 
nobilibus ministeriahbus imperii civibus quoque in Frankenv. etc. 
liegt nicht, dass zu den Stadträthen auch Dienstmannen gerechnet 
werden, sondern dass eben noch, die cives fiir eine Classe der mi- 
nisteriales im weiteren Sinne gelten [s. oben p. 165 f.]. Ebenso 
nennt Friedrich und sein Sohn villicus, advocatus, scabini et uni- 
versi Jburgenses von Aachen seine fideles [Quix Gesch. der Sldl. 
Aa||^2 p. 93 und 107]. Und hier dürfen wir an die Bürger 
von Augsburg erinnern, die, officiales des Reichs, unzweifelhaft 
noch von König Ludwig den aliis fidelibus et ministerialibus 
gleich gestellt wurden [oben p. 299]. 

Zu dieser unserer Behauptung, dass nemlich die burgenses 
eben nur eine sich aussondernde Classe der Reichsministerialen 
waren und zu der Stellung, die sie zur Lehensverfassung »ach 
der obigen Darstellung einnahmen, passt auch die spätere Ansicht 
dass „yn [des Rijchs bürgeren] der keyser die genade gedainj, dal 
sy moegen des Rijchs leben besitzen , tzo leben rechte , gelichs des 
Rijchs dienstmanne, dijwile sy des Rijchs burger synt" [Cronica 
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van — Collen CXL, 6. Fürth Minist, p. 131] mit jener anderen, 
dass „des Rijchs bürgere gevryet, dat sij des R. dienstmanne noch 
jemant betzuygen mach, dat yn an yr lyff off an yr^ere möge gain" 
[Cronica a. 0. Fürth a. 0. p. 129]. , Mir scheint in dieser spä- 
ten Tradition eine ziemlich deutliche Spur jener Verhältnisse, wie 
Friedrich sie zu ordnen versuchte, wenn auch nach einigen Seiten 
verschoben und verwischt. In dem Sinne dieser Tradition sprach 
Kaiser Ludwig den Bürgern von Goslar das Recht zu: „quod vülgo 
heerschild vocatur^^ und damit die Fähigkeit Lehen zu besitzen 
[Göschen Gosl. Slat. p. 215]; 

Dass diese Ausdehnung des Lehensrechts und Heerschilds sich 
nicht auf die mercatores und die unteren Classen der städtischen 
Bevölkerung bezog, ist allgemein anerkannt [Homeyer Sachsensp. 
II p. 299], sie gilt eben nur für die rathsfähigen Geschlechter. 
Diese aber wieder in den Reicbstädten zu Friedrichs Zeit für 
schöffenbar freie, d. h. für nicht hofrechtlichen Standes zu halten, 
gestattet der Umstand nicht, dass eben diese Städte, wie z. B. 
Frankfurt und Nürnberg , erst später von dem Heirathszwange be- 
freit wurden: „quod fdias — ac rehctas concivium famuhs curie 
nostre nuptui traderemus", wie Conrad IV. sagt [Böhmer Cod. 
Moenofr. I p. 113. Bist. Nor. dipl. A p. 136]. Fichard erklärt 
diese hofrechlliche Last [Entst. Frankf. p. 1Q9] als einen „von den 
unfreien Dienstmannen und . den hörigen Handwerkern auf die 
freien Königsleule angewendeten Ehezwang", uns aber scheint 
eines Theils die Berechtigung zu Lehen , dann die Unterscheidung 
von den Ministerialen, und wieder die Gleichstellung miramkn, 
und endlich dieser Ehezwang viel einfacher durch die Hj^iRese 
zu erklären, dass eben die consules und cives universi dieser 
Städte, wie in den Biscbofstädten nur eine besondere Classe von 
Ministerialen hofrechthchen Charakters waren. 

Nach dieser Ansicht konnte Friedrich also keineswegs daran 
denken, seinen Städten etwa ihren hof- und dienstrechtlichen 
Charakter zu nehmen. Ja, in der Bestätigung des Zähringischen 
Privilegiums für Bern erklärt er eines Theils : „burgum — et bur- 
genses — recepimus — , in perpetuum vos liberos facienles — 
et absolventes ab omni servitii exactione — nisi — a'censu db- 
morum et arearum vestrarum", anderer Seits aber: „in fundo — 
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imperii volumus vos libcre et sine exactione residere, et eliam 
jure feodali , tanquam alios fideles et ministeriales imperii gau- 
dere'- [Schreiber Urk. d. St. Freiburg I p. 26 f. § 1 und 3]. 
Also eine Betheiligung an dem Rechte der ministeriales imperii 
gehört zu der bürgerlichen Freiheit. Unzweifelhaft werden die 
Bürger der Reichstädte in manchen Punkten vollkommen den 
Reichsministerialen gleichgestellt. Die bevorzugte Stellung dieses 
Standes ist bekannt: im Rathe des Kaisers neben den Fürsten 
und Freien, keinem advocatus, nur dem Kaiser unterworfen, wa- 
ren* sie es, aus welchen der Kaiser in Grafschaften, wo keine 
SchöfTenbaren vorhanden, die Schöffen nahm [Fürth Minist. § 86 fif.]. 
Offenbar hat in der unmittelbaren Nälie der königlichen Gewalt 
der spätere ministerialis mehr als anderswo etwas von jener Ka- 
rolingischen Ministeriahtät bewahrt, deren Spuren sonst nur ver- 
einzelt uns begegnen [s. oben p, 73 f.]. Diess muss auch fttr 
die „Bürger" der Reichstädte, d. h. für die rathsfähigen Ge- 
schlechter in Betracht kommen. Das Stadtgericht zu Frankfurt, 
von ministeriales und cives besetzt, war die oberste Gerichtsbe- 
hörde eines weiten Gerichtsprengeis, der das königliche Kammer- 
gut und die Forsten weithin umfasste [s. Fichapd Entst. p. 65 
und 89 und oben p. 182]. Die Geschichte des Pfalz- und Stadt- 
gerichts zu Ulm [Jäger Ulm p. 27 f., 99 fif. und 155 ff.] zeigt 
uns tu unserer Zeit den Schultheissen der Stadt, einen städtischen 
Reichsministerialen noch bisweilen als Unterbeamlen im Landge- 
richte, woraus er aber später ganz verschwindet. Wenn aber eine 
soflbl*"6eamtenthätigkeit im höheren Sinne den civis dem mini- 
stemlll noch mehr als sonst gleichstellte , so musste durch Fried- 
richs weitere Verfügungen in eigenthümlicher Weise die Stellung 
dieses Beamten noch gefördert werden. 



6. Friedrichs ü. Behandlnng der städtischen Verfassungen im 
Gegensatze gegen die bischöfliche Administration. 

Wir haben bis jetzt des Königs Maassregeln hauptsächlich 
nur in einer Richtung verfolgt, nemlich in seinem Bestreben, durch 
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eine vorsichtige Behandlung der städtischen Verfassungen, der bi- 
schöflichen wie der königlichen, dem Lehensadel die Gelegenheit 
zu weiterer gefähHicher Ausbildung zu entziehen. Wir könnten 
diess die negative Seite seiner damaligen Politik nennen. Die po- 
sitive zeigt sich nun in der Behandlung jener unteren städtischen 
Ministerialität, soweit es die Verfassung und Ausbildung der städ- 
tischen Wirthschaft selbst betrifft. Und da stellt sich nun sofort 
heraus, dass, was auch allgemein anerkannt, keineswegs überall 
damals eine positive Feindsehgkeit gegen die städtischen Behör- 
den zu Tage tritt. 

In Cöln selbst lagen damals die Verhältnisse doch noch lange 
nicht so wie etwa 50 Jahre später; in dem Streite der SchÖfiTen 
mit den Zünften [s. oben p. 369], nahm am Ende Engelbert 
gegen die Zünfte Partei. Zu Strassburg wird in derselben Zeit, 
wo das Verhältniss des Bischofs zu seinen städtischen offlciales 
festgestellt wird, doch vom Clerus selbst das Besteuerungsrecht 
des consiUums anerkannt, und gegen diese Anerkennung über-* 
nimmt das Capitel von Neuem die Pflicht, den Bischof zu unter- 
stützen [oben p. 363 fif.]. Das viel besprochAie Verdammungsur- 
theil gegen den Rath von Basel [Pertz Leg. 11 p. 22(9 f.] steht 
unklar neben diesen ziemhch deutlichen Fällen. In ihnen ist von 
einer totalen Vernichtung der städtischen Unabhängigkeit keines- 
wegs die Rede. Aber allerdings haben in beiden Fällen die Bi- 
schöfe ofl'enbar, wie sie auf eine Ordnung ihres ganzen Haus- 
haltes hinarbeiteten, auch den städtischen zu regulire4jjmicht. 
„In civitatibus suis principalibus^ sagt Cäsarius von'iXypibert 
[Böhmer Font. 2 p. 299] „Col. sciKcet et Susatia majorem exer- 
cuit potestatem zelo justicie, quam aliquis episcopus ante eum'^ 
Er hat denn in der That auch judices und scabiVii zu einer promp- 
ten Justiz angehalten, und durch einen Vertrag mit den SchöfiTen 
die Verpflichtung derselben, nur an den Festtagen Gerichtsferien 
zu machen , und höchstens binnen drei Tagen jede Sache zu ent- 
scheiden ausdrücklich festgestellt [Lacomblet .Urk. II p. 245 f.], 
sowie er anderer Seits die seit 1169 eingeführten Stellvertreter 
von Burggraf und Vogt ähnlich verpflichtete. Der Schied von 1258 
spricht hier von einer defmitiven und positiven Regulirung; „ordi- 
natum exstitit et conäcriptum^% anders von dem Versuche, die 
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Bilduog des Siadtraths zu modificiren. „Quod cum scabinl Col. 
ex dehito juramenti consilio et auxilio jus ecclesiae atque civitatis 
teneantur defendere et conservare, ac ea ratione de ipsorum con~ 
silio civitas Col., consentiente tarnen archiepiscopo ab antiquo 
consueyerit praecipuc gubernari, ipsi tarnen cives, inscio domino 
archiep. ac irrequisito et sine ejus consensu suos concives, qui 
nee civitati nee ecclesie fidelitafem juraverunt, eligunt in consilium 
civitatis, ut spretis aiiquibus scabinis juratis, de consilio non 
juratorum civitas ipsa regatur, quod quum teniporibu^ Eugelberti 
archiep. bone memorie committeretur, ipse obtinuit id ipsum rejici 
atque tanquam illicitum reprobarl^^ [Lacomblet a. 0. Ficker Engelb. 
p. 239]. Der Unterschied dieser letzteren Worte von den eben 
angeführten , wird noch dadurch hervorgehoben , dass die Schieds- 
richter jene Verordnungen Engelberts als zu Recht bestehend an- 
erkennen, in Betreff der Rathsergänzung dagegen von einer Hin- 
zuziehung des Erzbischofs ebensowenig wie von einem Fidelitäts- 
eide der Cooptirten etwas wissen wollen. 

Also selbst Engelbert hat zwar die Thätigkeit der scabini 
und der übrigen G^ichtsbehörden für die Bedürfnisse eines stei- 
genden Verkehrs durch einen Vertrag mit Erfolg geordnet, aber 
weder hat er daran gedacht die Stellung derselben den Zünften 
gegenüber zu ihrem Nachtheile auszubeuten, noch hat er es ver- 
mocht, die Unabhängigkeit des consiliums definitiv zu beschrän- 
ken. Es ist mit nichten der Eifer einer rücksichtslosen und un- 
widerstehlichen Fürstengewalt, sondern vielmehr ein grosser, prac- 
tisctiv^jnn , unmittelbar gestellt auf die dringenden Aufgaben der 
Gegen^frt und bereit anzuerkennen, was sich zu ihrer Lösung 
fähig und geschickt erweist. 

Und unleugbar hat zunächst in diesem Sinne auch der König 
in seinen eigenen Städten gewirkt. 

Nur darf man, indem man diese positive Seite der Politik 
Friedrichs betrachtet, die sehr wesentliche Verschiedenheit zwi- 
schen seiner Stellung und der der geistlichen Fürsten nicht über- 
sehen. Wenn er die Bemühungen der letzteren unterstützte , ihre 
bedrohten Besitzstände zu sammeln und zu vergrössern, so konnte 
er ofTenbar für sich und das Gut seines Hauses nicht unmittelbar 
in derselben Weise vorgehen. Eben durch die berechnete und 
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behutsame Verlheilung der noch offenen Lehen hatte Otto sich 
wesentlich geschadet, und die verschiedenslen Interessen verlelzt 
[Chron Ursp, oben p. 326]. Die grossen Vergabungen Friedrichs, 
wie sie seit seinem Regierungsantritte in seinen Regesten vorhe- 
gen, sind nur in drei Fällen Tauschgeschäfte. Das eine ist un- 
bedeutend und steht in Verbindung mit den grossen Abtretungen 
von Reichsgut an die Kirche von Magdeburg [Böhmer Reg. Fried. 
II p. 127 f. und 173]. Das andere gewann gegen zwei Regens- 
burger Klöster die Stadt Nördlingen für das Reich [ebd. p. 157], 
aber dieser Vertrag stiess auf Widersprüche, und wurde cassirt 
in Folge eines Füi'stenurtheils „nullum principatum posse vcl de- 
bere — ad aliam personam transferri ab imperio, nisi de mera 
voluntatc et , assensu •principis presideutis et ministerialium ejus- 
dem principatus" [Pertz Leg. 11 p. 228]. Wenn man bedenkt, 
dass Fürsten und Ministerialen die früheren und die jetzigen Ver- 
gabungen davon getragen, so liegt die gedrückte und beengte 
Lage Friedrichs vor. Der dritte Tausch, dem wir begegnen, ist 
für unsere folgende Darstellung noch bezeichnender, er überlässt 
dem Kloster St. Fide^ zu Schlettstadt alle seine Besitzungen dort 
und in benachbarten Orten, und erhält dagegen in der Stadt die 
Hälfte des Zolles und Gerichts , den Bannwein , die Schenkgerech- 
tigkeit in opera quotidiana, quae vulgo tagwan dicuntur. Es ist 
in der That eigenthümhch und mehr als Zufall, wie inmitten die- 
ser maasslosen Verlehnungen die beiden einzigen Tauschgeschäfte 
andere Güter hingeben , um eine Stadt oder städtische Gerechtig- 
keiten, dagegen zu erhalten. 

Was diese ganz vereinzelten Fälle nur möglicher Weise ver- 
muthen lassen , 'was wir oben bei der Betrachtung des Besitzes, 
den er vorfand, andeuteten, stimmt merkwürdig zusammen. An 
eine Rückerwerbung dessen, was Philipp verschleudert, konnte er 
nicht denken. Den Bischöfen mochte eine solche Restauration in 
ihren Kreisen möglich siein; diese war^n selbst Fürsten, er war 
zunächst nur der Gewählte der Fürsten. So blieben ihm die Städte, 
aber in welcher Lagel ts sind uns wol spätere Angaben über 
die Gütercomplexe der Reichsvogteien erhalten, auch Städte und 
städtische Einkünfte darunter [Hist. Norimb. dipl. A p. 6 ff., cf. 
Walter Rechtsg. I § 311], aber w^^ waren sie gegen die früheren 
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Bestäüde? Wir haben uns oben [Cap. 4, e] eine Vorstellung zu 
machen gesucht, wie die Städte des Reichs in ihrer Stellung nach 
innen und aussen früher durch die sie umgebenden sonstigen 
Reichsgüter und ihre Verfassung gehalten und bestimmt wurden, 
.wir haben gesehen, wie namentlich die späteren Burgen neben 
sich eine Classe neuer Städte entstehen sahen. Alle diese ver- 
schiedenen Verhältnisse waren ausgebildet und erhalten durch die' 
grosse Ausdehnung und den inneren Zusammenhang der Staufi- 
schen Erwerbungen für sich oder das Reich. Dieser Zusammen- 
hang war jetzt gebrochen oder heillos durchlöchert, und die Städü; 
joder villae, in quibus fora habentur lagen vor Friedrich wie die 
zerstreuten und haltungslosen Glieder eines früheren starken Or- 
ganismus. Nürnberg hatte allerdings noch einen bedeuteiideD 
District unmittelbaren Reichsgutes um und neben sich, aber m 
sahen [oben p. 374], wie hier offenbar die Stadt selbst durch 
die Entwickelung der Verlehnimgen bedroht war. In dem weiten 
Umfange kaiserlichen Kammergutes, in dem Frankfurt lag, war 
Tribur, seit einem Jahrhunderte etwa, als Pfalz verschwunden [pbeu 
p. 170], dann waren die neuen Reichsburgen entstanden, und 
jetzt war unzweifelhaft der gänzliche Verfall Triburs schon eine 
Thatsache. Die Dörfer der Reichsforsten [oben p.,l72] müssen 
gleichzeitig zugenonmien haben, und die Stadt mjt ihrer Pfalz 
musste sehr wol die Veränderung empßnden , die der Vogtei hier 
einen neuen und zunehmenden Einfluss gestattete. Ganz anders 
aber musste sich noch das Verhältniss gestalten, wo der König, 
wie in dem eben angeführten Falle bei Schlettstadt , nur in der 
Stadt selbst die Venyaltung behielt, während die ganze Umgebung 
in fremde Hände überging. Was nemlich dort epst Resultat eines 
Tauschgeschäfts war, musste an manchen anderen Stellen einfach 
durch eine Verlehnung erfolgen , die die praedia und castra weggab, 
und die civitatis als unbedeutenden Rest zurückbehielt [oben 
p. 361 f.]. 

Die Entwickelung unserer städtsischen Verfassungen wurde 
doch damit wieder unbewusst gleichsam einen mächtigen Schritt 
weiter gelrieben. 

Seitdem die alten Pfalzburgstädte entweder in die Hände der 
Bischöfe gerathen , oder sonst vollständig in Abnahme gekommen, 
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hatte sich in anderen Königstädtei^ ohne Burggrafen die Selbstän* 
digkeit des mercator urbjum regalium fortgebildet [oben p. 371], 
andere waren, wie Frankfurt und Ulm, in einer einfach. hofrecht- 
lichen Verfassung als feste Mittelpunkte grosser Palatialdistricte 
erstarkt. Der wichtigste Forlschritt war die Einrichtung der 
neuen rein städtischen Gemeinden in dem grossartig ausgedehn- 
ten Systeme der Staufischen Burgmannschaflen gewesen [oben 
p. 326 IT.]. Hier waren Schultheiss und Schöffen der Verk«hrs- 
commune, möglichst gesondert von der mihtärischen , z|i einer 
besonderen Anerkennung innerhalb des Hpfrechtes gelangt. Aber 
auch hier bedingten und bestimmten doch diese Gegensätze einan«- 
der wesentlich. Die Stadt war für die Burg angelegt, und so 
scharf Burgmannen und Bürger gesdneden waren, Schultheiss und 
Burggraf waren häutig wenigstens eine Person. Jetzt aber sah i^t 
sich Friedrich offenbar genöthigt, noch einen Schritt weiter zu 
gehen, und die städtischen Kräfte ihrer eigenen Erhaltung, ja 
seiner eigenen Existenz wegen möglichst fr^ sich entwickeln zu 
lassen. 

In einer Reihe von Städten konnte er dazu nur anerkennen 
was vorhanden war, und brauchte namentlich keine Vogtei erst 
wegzuräumen. In Alemannien hat er schon 1219 in einem Schrei- 
ben, das er „universis civitatibus suis et earum scultetis" addres- 
sirte, die Scbultheissen als die eigentliche städtische Behörde an- 
erkannt [Schreiber ürk. Freib. 1 p. 43]. In anderen musste die 
Vogtei erst abgeschafft werden, .um alle Gewalt in den Händen 
des Scbultheissen zu vereinigen^ Das ist zu Frankfurt kurz nach 
1219 geschehen [Fichard Entst. p. 60], zu NürnböV-g beginnt das 
schon erwähnte Privileg „quod quilibet civis nullum habere debeat 
advocatum praeterquam nos" [Gengier Stadtr. p. 322]. Wie das * 
Goslarer Privileg den Vogt gegen die judices beschränkt, sahen wir 
oben [p. 371]. Zu Aachen stand er schon im 12ten Jahrhun- 
derte hinler dem scultetus [Quix Aachen I Urk. p. 46]. 

Unserer Meinung nach war der Schultheiss, der so zum Vertreter 
einer neuen Selbständigkeit wurde, ohne Zweifel ursprünglich ein 
hofrechtlicher villicus [oben p. 1 56 f.]. Die grosse Veränderung in den 
Städten oder villae, die früher einen advocatus gehabt, war nun, 
dass nicht allein das buwedinc odejupurgting, was er immer gehabt 
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sondern dass auch das Vogiding oder Echteding an ihn überging. 
Damit verschwand der Gegensatz zwischen d^gescalci und cen- 
suales immer mehr und mehr, und die unteren Classen der städ- 
tischen Bevölkerung wurden Eine Bürgerschaft. Nicht aber traten, 
wie Fichard will, jetzt die censuates oder Königsleute als scabini 
un'd cives neben die ministeriales. Wie sollten diese cives zu 
jener .eigenthünüichen Aehnlichkeit mit den ministeriales in Rech- 
ten und Lasten [oben p. 376] gekommen sein? Sondern eben 
gleichzeitig mit der Verschmelzung der censua|^s und dagescalci 
erfolgte die bestimmte Aussonderung der städtischen officialesals 
cives den eigentlichen ministeriales gegenüber. Diese höhere und 
niedere OfGcialität blieb zusammen noch eine Zeitlang die verwal- 
tende und richtende Genossenschaft, nur dass sich aus ihr sca- 
^# bini aussonderten. Auf die erläuternde Analogie von St. Maximin, 
wo ebenfalls mit der Verschmelzung der unteren Stände das mi- 
nisterialische ScbOffenthum sich aussonderte, haben wir oben [p. 
274] aufmerksam gemacht. 

Diese umversitas civium, ohne KOnigsleute, nur aus alten 
Officialen bestehend, gewann als Vertreterin der Herrschaft auf 
dem buwedinc Raum die Verkehrs Verfassung auszubilden, sie trat 
aber jetzt auch mit dem villicus unbestritten in das Echteding ein 
[oben p. 197]. 

Im Allgemeinen glauben wir hiermit die Bedeutung dieser 
Veränderung angegeben zu haben. Dass sie sich z. B.zu Goslar 
anders gestaltete ,. wo der Vogt blieb und die judices nur als con- 
currirend nel\pn ihn traten [oben p. 371] liegt auf def Hand. 
Dagegen fand Friedrich zu Bern Schultheiss und consulfss, von 
H den cives gewählt, als eigentliche ofliciales der Stadt schon vor, 
und konnte hier nur einfach bestätigen, was anderswo die Con- 
sequenz seiner Maassregeln war [Schreiber a. 0. p. 28 Art. 7]. 

Nur das darf man nie übersehen , dass es sich für ihn überall, 
trotz aller Reformen , immer noch um hofrechtliche Verbände han- 
delte, und dass er, in dieser Zeit grOsster Bedrängniss und in 
seinem Zeitalter unmöglich daran denken konnte, diese ganz zu 
zerreissen. 

Aber höchst bezeichnender ihn und seine ganze Grösse ist 
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nun (loch der Eindruck, den seine^ einzelnen weiteren Verfügun- 
gen in diesen Angelegenheiten auf uns machen. 

Zunächst liegt die Frage, wie er sich» in Betreff der städti- 
schen Steuern stellte. Den Nilrnhergcrn „talis gralia pro jure ab 
Omnibus — R. regibus tradita — dinoscitur, ut si dominus im- 
perii ab ipsis steuram exiget, non particulatim sed in communi 
quihb(4 pro posse suo persolvere debeat'' [Gengier a. 0. p. 322 
§ !(>]. Diess ist auch der Inhalt anderer Privilegien [GOschen 
a. 0. p. 115 Z. 27 f. Hugo Medialisir. d. Reichst, p. 340], nur 
dass hier nicht das Recht des Künigs, auf die einzelnen zu greifen, 
. sondern das der Stadt, alle heranzuziehen, hervorgehoben wird. 
Man erkennt, wie von diesen zwei Seiten her die Stadt wirkhch 
Eine Steuergemeinde wurde. Weiter gehen die Worte des Aachener 
F*rivilegs: „Nullus judex — eos ad ahqiiid dandum regi vel im- 
peratori comp^llat, nisi quanti.m ipsi volueitet facere de bona 
voluntate" [Quix a. 0. p. 94]. Und so wird auch der Sinn der 
Worte des Berner Privilegs zu verstehen sein : „vos liberos l'acien 
tes — et absolventes ab jomni servitii exactione , qua oppressi fui- 
stis, nisi tarnen a censu domorum sive arearum''. Wurde durch 
jene Bestimmungen der Nürnberger und Goslarer Urkunden die 
Einheit der Steuer für die ganze Stadt Grundlage einer geschlos- 
senen Verwaltung, so wurde durch diese die .Unabhängigkeit der 
universitas civium oder der ofQciales als Steuerbehörde den mi- 
nistenales gegenüber gewahrt. Aber alle diese Zugeständnisse in 
einer Zeit, wo der junge König gewiss der Steuern bedurfte, zei- 
gen schoQ den hohen Sinn seiner Politik. Er konnte offenbar 
hier dadurch nicht solche Zwecke realisiren, wie wir oben für 
ähnliche Privilegien bei Strassburg nachwiesen [s. oben p. 365]. 
Eine energische und rücksichtslose Besteuerung hätte hier nicht 
auf der anderen Seite die Erhaltung und den Bestand grosser Gü- 
ter- und Verwaltungsbeslände bedroht, wie dort. Hier war ein 
solcher Bestand kaum mehr vorhanden und die Wiederherstellung, 
wie wir sahen, offenbar zunächst unmöghch. Aber freilich hätte 
ein freies Besleuerungsrecht den Ministerialen freien Angriff auf die 
städtischen Einkünfte gestattet, und die inneren Kräfte des städ- 
tischen Verkehrs , Friedrichs letzte und unberührte Hülfsquelle auch 
noch verschüttet. 

Nilzsfh, Gesch. d. SUuF. Per. I. 25 
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Denn allerdings leucbtel^aus einigen weiteren Bestimmungen 
seiner damaligen Urkunden schon unverkennbar der slaatsmän- 
niscbe Tiefblick berv^^r , • der , seinem Jabrbunderlc weil voraus, 
die unendlicbe Ergiebigkeil eines blübenden Verkehrs und dessen 
Lebensbedingungen erkannte. Es sind das zwar nicht allgemeine 
und generalisirende Maassregeln, wie er sie zehn Jahre später 
auf Normannischen Grundlagen in Siciben ausfuhren konnte, aber 
wenn auch im Tone und Stile der Zeit und des Landes gegrilTen, 
zeigen sie doch vollkommen den sicheren Trieb auf das Recblo. 
Dahin rechne ich zu Goslar das Verbot aller Gilden und Einun- 
gcn , mit Ausnahme der Münzergenossenschaft: „ea de causa, ul. 
caveant de falsis monetis" [Göschen a. 0. p. 114 f.] , und ande- 
rer Seils folgende Erlaubniss für die Nürnberger: „in nundinis 
— : simihter in Nordelingensibus cum denariis Norimbergensibus 
ement et cambiqyjj^aaurum et argentum et magister Norimb. mo- 
nete illuc ibil, sl^oluerit, et denarios sue monete ibi formabit" 
[Gengier a. 0. p. 322 f.]. Er bat kurz darauf den Fluch un- 
sicherer Münzen gerade den neu begnadigten Nürnbergern mit 
den Worten bezeichnet: „in lahbus simihtudinibus et tanquam in- 
demnitatibus monelarum danma latent universalia et ex ipsis ge- 
neralius provenit dispendium provinciis et bominibus quam ex 
guerra vcl causa aliqua temporis sive aeris parliculari" [Ried 
Cod. Ratisb. I p. 325]. Kann man diesen Gedanken schärfer 
und energischer ausdrücken? Und kann man ihn behutsamer zur 
Anwendung bringen, als in jenen statutarischen Bestimmungen? 
Er, der den Goslarern die Wahl ihrer judices beslätigtif will ne- 
ben sqlchen Gewalten noch keine anderen aufkomhien lassen. 
Er hält sie aufrecht, wie Engelbert die Schöffen von Cöln, ein 
Sladtregiment, das sich eben erst nach aussen festsetzen und neu 
zur Geltung bringen soll, wird auch nach innen geschützt. Nur 
eben diese Eine Ausnahme und zwar hier für den grossarligen 
Münzbetrieb des Rammeisberges mit besonderem Rechte , stellt die 
monclarii als Gilde selbständig neben die Stadtbehörden. Wir 
sehen an einem wichligcn Punkte des Deutschen Handelsystems 
ein grosses Princip besonnen zur Anwendung gebracht. Desto 
schlagender ist der Gegensatz , wenn wir denselben Konig für den 
sich entwickelnden Nürnberger Verkehr langsam ein Münzgebiet 
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und die Ausbrcitunor des sicheren und bekannten Geldes mit den 
einfachsten Mittehi ermoghchen sehen. Aber soweit auch von den 
ersten Munzern des Reiches, die die Erze des Harzes in den 
Deutschen Handel strömen lassen , jener Nürnberger magister mo- 
nete absteht, der seine Münze auf die Märkte herumschleppt, sie 
sind ghMchmiissig der (legcnstand der besonnenen Aufmerksamkeit 
Friedrichs. 



f. Friedrichs ü. Eeichsgesetze für die Bischofstädte und die 
königlichen Städte. 

Ich gebe zu, dass diese und ähnliche Verordnungen, für die 
Handelsfreiheit der Aachener [Quix a. 0.], der Berncr und Gos- 
larer, zum Theil einzeln genug dastehen, MjfcTheil nur Bestä- 
tigung älterer Bestimmungen waren, das fllfammtbild scheint 
mir dessenungeachtet fest zu stehen. In einer überaus schwieri- 
gen und verzweifelten Lage sehen wir einen jungen Regenten, 
dessen spätere Jahre seine tiefe staatsmännische Weisheit ausser 
Zweifel stellen , sich nicht ohne Schwanken , aber doch bald einer 
bestimmten Politik zuwenden. 

Er wird gezwungen in seinen Städten und Märkten fast alfcin 
seine Ilülfscjuellen zu sehen. Neben ihm stehen die Fürsten, zum 
Theil in ähnlicher Lage wie er, und eine zahlreiche Ministeriali- 
tät, welche die letzten Jahre in den Besitz der grossen Erbschaft 
seines Hauses gebracht haben. War sein Vorgänger noch Herr 
dieses Gutes und im Genüsse ungeheuerer Einkünfte gewesen , so 
ist er jetzt nur der abhängige oberste Lehensherr einer Vasahen- 
sciiaft von ungeheuerer Ausdehnung und geringer Abhängigkeit. 
Ihm gegenüber steht die erste Stadt des Reiches, die ungestraft 
fast allein mit ihren Mitteln , seinem Hause einen furchtbaren Geg- 
ner gestellt und ihn Jahre laug behauptet hatte. Sein Vormund, 
der Papst, ist ihr eifrigster Gönner. 

In dieser Lage sehen wir ihn zunächst bemiiht, den geist- 
lichen Fürsten die Herstellung ihrer alten Einkünfte zu ermög- 
lichen; die Anerkennung, die er ihren Städten zukommen lässt, 
soll eben jenen Zweck fördern, und ihm so in der allgemeinen 
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Auflösung neue feste Haltepunkte einer geordneten Verwaltung ver- 
schafTen. Er selbst für sich und sein Haus muss auf eine ähn- 
liche Restauration verzichten. Ihm sind nur Städte und Märkte 
geblieben. Er kann entweder durch Steuern hier die Mittel su- 
chen, das verschleuderte Gut wiederzugewinnen, oder er kann 
sich ein neues Gebiet, aus diesen Trümmern ein neues und ei- 
genthömliches Ganze schaffen, indem er es nach aussen schützt 
und im Inneren früher secundäre Kräfte zu einer selbständigen 
Entwicklung bringt. 

Diesen letzteren Weg hat er eingeschlagen. Schritt für Schritt, 
ohne Ueberstürzung, vielfach noch gehemmt, aber mit den ver- 
schiedensten Mitteln positiv und negativ immer demselben Ziele 
zu. Die Selbständigkeit der städtischen Officialität gegen das 
lu^hensrecht und die Geschäfte der VasaUeu, wie gegen die Einun- 
gen der ofticia ui^un dafür Grundbedingung. Aber indem er 
echt mittelalterlrar die Ausbildung eines neuen Standes, der 
langsam herangereift, fördert, wird er gleichzeitig von den grossen 
allgemehien Gedanken bewegt, die Jahrhunderte vor ihm unter 
Karls Centralregierung und Jahrhunderte nach ihm unverhüllt die 
Welt bewegten. 

Man sieht den wesentlichen Unterschied, der sich bei diesen 
Verhältnissen zwischen den bischöflichen und den königlichen Städ- 
ten herausstellen musste. Friedrichs Verwaltung hatte die städti- 
schen Interessen obenanzustellen, für die Bischöfe mussten sie, 
auch in seinem Sume, nur secundäre sein. 

>Vir sind hiermit zu dem Zeitpunkte vorgeschrilte||» .^in dem 
Friedrichs Politik nach den neueren Darstellungen jenen jjlilscliie- 
den städtefeindlichen Charakter angenommen haben soll, der ihm 
so allgemein zum Vorwurfe gemacht wird. Die Geschichte des 
gesahimten Deutschen Bürgerthums bis in die Mitte des 13ten 
Jahrhunderts wurde uns hier zu neuen und weitreichenden Un- 
tersuchungen führen. Die Ketzerverfolgungcn einer Seits und die 
Ausbreitung der Colonisation anderer ^eits, kommen dabei, un- 
serer Meinung nach , sehr wesentlich in Betracht. Indem wir nnn 
die Erörterung der Frage nach diesen Seiten hin spätereifcUnler- 
suchungen vorbehalten müssen, beschränken wir uns hier scldiess- 
lich auf die Würdigung der zunächst in Betracht kommenden Ur- 
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kuiiden. Es sind das -Ijekanntliclj die Reidisgesetze vom 2(5 ten 
April 1220 und, vom IslenMai 1231 mid Jan. 1232 [Perlz Lcj;. 
11 p. 236 f., 282 f. uml 286 f.]. 

Von Löher sowol [Fürsten und Stdle. p. 40 und 57] wie von 
Arnold [Freisldle 11 p. 15] ist mit Recht bemerkt worden, dass 
das erste und letzte dieser Gesetze sich nur auf die bischöflichen 
Städte bezieht. Beide aber haben unzweifelhaft dann geirrt, dass ' 
sie den Ausdruck „civitates nostrae'* nicht von den könighchen 
Ilofsttidlen allein, sondern von „allen bedeutenderen StJidten Deutsch- 
Jands, deren Einwohner wenigstens zum Theil aus Freien bestan- 
den" und „vor allen den Bischofstädtcu mit freien Gemeinden** ver- 
stehen wollen [Löher a. 0. p. 71 Arnold a. 0. p. 12]. Der Aus- 
druck fideles noslri , oder fideles nostri dilecti oder fideles et dilecti 
nostri wird allerdings in der ersten Hälfte des 1 3 ten Jahrhundert«, . 
wie anderswo, so auch gegen Städte und ßtlrggn^aften gebraucht, 
die durchaus nicht oder wenigstens nicht ganl'flem Ueiche gehö- 
ren. So allgemein aber auch dieser Gebrauch in dieser Periode 
ist, so ist dagegen der Ausdruck cives nostri oder civilas nostra 
keineswegs so allgemein, sondern wird unzweifelhaft durchaus 
eben zur Bezeichnung der eigentlichen königlichen Städte gebraucht. 
Zunächst kann sein Gebrauch in einigen Verbindungen, wie na- 
mentlich bei Zollprivilegien allerdings zweifelhaft sein. Der Aus- 
druck des Mollsheimer Privilegs „apud Argentinam et in aliis 
civitatibus et locis nostris** [Schöpflin Als. dipl. I p. 336] lässt 
doch immer unbestimmt ob die letzteren Worte heissen „in bis 
locis, ubi-t^obis et imperio theloneum solet exsolvi** [Günther Cod. 
lUien. Mos. 11 p. 94] oder per omnes regni nostri fines [Schöpflin 
a. 0. p. 150]. Ich leugne nicht, dass hier die letztere Bedeutung 
die wahrscheinlichere scheint, möchte aber nicht definitiv entschei- 
den. Dagegen sind die civitates nostrae in einer Urkunde dessel- 
ben Jahres [Schreiber Urk. a. 0. p. 43 f.] ganz unzweifelhaft nur 
Königstädte. Friedrich zeigt darin seine Sühne mit dem Grafen 
von Urach „universis civitatibus suis** an und erklärt, dass er 
jenem alle seine Leute zurückstelle „qui, postquam inter nos et 
ipsumi|N;Hum incejul, de civitate sua Frib. et de aliis locis sibi 
pertinenlibus ad civitates nostras et ad loca nostra ad habitandum 
transmigraverunt*^. Diese ganz deutliche Stelle — denn hier sind 
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(loch unzweifi'lhafl die KOniji^släcUe f^'ünieint — scheint mir auch 
für das Mollsheiiner Privih^g heachleiiswcrth. Ich füge nuii Stellen 
hinzu, wo IM'üHendorf villa aoslra [Hugo Mediatis. d. Rchst. p. 339], 
Oppenheim oppidum nostiuni [Hoehmcr Cod. Moenofr. 1 p. 48], 
Wienerisch Neustadt civitas nostra nova [Hugo a. 0. p. 287] , Lü- 
beck [Urk. d. St. Lübeck I p. 11 und 44], Nünilierg [Gengier 
a. 0. p. 321], Ulm [Neugart Cod. AI. II, p. 157], Frankfurt 
[Hoehiner a. 0. p. 59] und Constanz , nachdem es sich dem Ueich 
übergeben [llugu a. 0. \), 224] civitas nostra genannt' werden. 
Ebenso wird burgenses nostri für die Bürger von Lübeck [Urk. 
d. Sl. Lüb. 1 p. 9] und von Wetzlar [Boehmer a. 0. p. 17] ci- 
vis nosler allgemein für die Bürger der Wctlerauischen Beicli- 
stadte [ebd. p. 5G] und bona, in quocunque oppido noslro con- 
stituta für Güter in den Beicbslädlen gebraucht [ebd. p. 59]. In 
allen diesen StellM^kaun über die Anwendung dieser Ausdrücke 
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im engeren, ja enPtcn Sinne zur Bezeichnung eigentlicher Reichs- 
oder königlicher Städte durchaus kein Zweifel sein. Dabei ist 
wol zu bemerken, dass er keineswegs sehr häufig in dieser Zeit 
vorkonunt, so z. B. weder in dem oft erwähnten Goslarer noch in 
dem Lübecker Privileg Friedrichs II [Urk. d. St. Lüb. 1 p. 45 ff.]. 
.,F(u' Lübeck entnahmen wir den Ausdruck für diese Zeit nur der 
Wiederholung des älteren Privilegiums. 

Wenn aber Speier von Heinrich , Friedrichs Sohn , ebenso no- 
stra civitas genannt wird, wie Heinrich V hundert Jahre früher 
dessen Bürger nostri cives nannte [Gengier a. 0. p. 453 und 450], 
so liegt hier die Erklärung in dem intimen Verbal tnisi^^ 49s seit 
Heinrichs IV Zeit die Stadt mit den Saliern und ihren "Bf^cti den 
Slaufen verband. 

Nach diesen Bemerkungen glauben wir also den Ausdruck 
civitates nostrae in den oben angeführten Gesetzen nicht anders 
als nur und allein von den Reichsstädten verstehen zu müssen. 
Dann aber gestaltet sich der Inhalt derselben wesentlich anders, 
als wie er jetzt gewöhnlich gefasst wird. Wir haben denselben 
schliesslich, soweit er eben die Städte angeht, hier darzulegen. 

Die Einleitung des ersten Gesetzes spricht Friedrichs ?((lcllung 
zu den geistlichen Fürsten sehr bestimmt und entschieden aus: 
„quanta efficacia et fide dilecti fideles nostri principes ecciesiastici 
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nobis baclenus astilorunt, ad ciilmen imperii nos promovemlo, 
proiiiütos in ipso firiniuulo, et tlemuni iilium nostrinn IL in regem 
sibi — cligendo". Wir babcn oben an einzelnen Beispielen klar 
geniacbt, wie eben der König die Biscnüfe in der Herstellung und 
Festigung ibrer Einkünfte mit Uinsicbt zu fördern sjucbte. Alle 
«Bestimmungen dieses Gesetzes sind dazu gemacbt, Ordnung, Ein- 
beit und Zusammenbang sowol in ibre Leben wie in ibre städ- 
tiscbe Verwaltung zu bringen. Man erkennt wie die iuscböfliebe 
Gewalt nacb allen Ricbtungcn bin, im Münz- und ZpUwesen, in 
Sacben der Vögte und der Vasallen jenen grossen Zielen zuarbei- 
tet, die wir in der Strassburger und Cölner Verwaltung der Zeit 
als maassgebend erkannten. Und wir erkennen gleicbzeitig , wie 
Fried rieb aueb bier seine grossen Grundsätze zu realisiren bofll, 
die Worte: „in monetis, que se invicen^ ex similitudinlbus imagi- 
nuni destruere- consueverant" erinnern uns an den oben [p. 380] 
besprocbenen Grundgedanken seiner eigenenr'ÄfinzverwaUung. Es 
ist eine verbündete Macbt, von glcicben Interessen und gleicben 
Aufgaben, die er hier unterstützt; wie er von seinen Städten die 
Ministerialen zurückzudrängen sucbte, so bief die officiales impe- 
rii von den Biscbofstädten [Pertz a. 6. p. 237 § 10 s. oben 
p. 335]. Andere dieser Zugeständnisse baben wir sebon bespro- 
cben [oben Gap. 7, f.]. Hier interessirt uns pamentlicb nur daö 
eine: Item bomines, quocunque genere servitutis^ ipsis attinentes, 
quacumque causa se ab eorum obsequiis alienaverint, in nostris 
civitatibus non recipiemus in eorum prejudicium et idq|| ab ipsis 
inter ^q eisque a laicis omnibus inviolabiliter volumus observari" 
[a. 0.*.jg4^'236 § 3]. Wir erinnern an den scbon oben [p. 389] 
erwähnten Ausdruck, mit dem Friedrieb ein Jabr vorher dem • 
Grafen von Urach seine Leute zurückstellte „qui de Friburc et 
aliis locis sibi pertinentibus ad eivitates nostras et ad loca nostra 
ad babitandum transmigraverunt". Gerade der Zusatz in unserem 
Gesetze, der dort fehlt, macht es deutücb, dass hier nur des Königs 
eigenen Städte unter den eivitates nostrae gemeint sind. Aber wir 
bemerken bier und dort schon unverkennbar die Folgen von Fried- 
richi^olitik : die Reichstädte fangen an, die Leute anderer Her- 
ren anzuziehen und deren Städte zu überflügeln. 

Friedrichs Verw^altung, die nothgedrungen eine vorzugsweise 
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städtische ge>vonlon, >vanl als soKlie durch die Bewegung der 
unteren Bevölkerung schon anerkannt. Die Bischöfe, die eben 
nicht in dieser einseitigen Richtung vorgehen wollten und sollten, 
sahen sich jetzt schon gen5thigt, ihre Interressen wahrzunehmen. 
Bekainitlich trat Friedrich durch die Wahl seines Sohnes zum 
deutschen König in ein Verhältniss zu Rom, das ihm die Zustim-. 
mung und Unterstützung der geistlichen Fürsten selu* wünschens- 
werth machte. Aber, nach unsrer Darstellung, war er schon frö- - 
her bewusst und entschieden für die Herstellung ihrer Macht thatig 
gewes^. Der Conflict, der allerdings zwischen seinen städtischen 
und den bischöflichen Interessen eintreten musste, war noch liii 
beschwichtigen, ich halte ihn hierin für ehrlich und sehe in dem 
Versuche dazu damals noch den Beweis, dass er selbst seine und 
die bischöfliche Politik für vereinbar hielt d. h. doch, dass er die 
Kräfte, auf die er in den Städten für sich rechnete, nicht für so 
unwiderstehlich hielt, wie sie sich bald erweisen sollten. 

Die Gesetze König Heinrichs vom Jan. und Mai 1230 zeigen 
uns nun die reisseude Zunahme der städtischen Entwickelung und 
das Königthum in einer eigen thuoilichen Steilung dazu. Es ver- 
pflichtet sich in denselben : „quod nailum novum castrum vel civi- 
tatem in prejudicium principum construere debeamus". Diese Be- 
stimmung entspricht schon einer früheren von 1220 [a. 0. p..282 
cf. p. 237] , sowie andere über neue Zölle und Münzen und über 
die Aufnahme fremder Leute in die königlichen Städte. Aber dass 
die BewMing viel intensiver geworden, zeigt sich darin, dass man 
ihr specieller und bestimmter entgegentreten zu müssen glapbt. 
Gerade' diese Bestimmungen verschafl'en uns ein deutlich^ia Bild des 
• ganzen Verhältnisses. 

Erinnern wir uns, wie Friedrich noch 1219 im Goslarer und 
Nürnberger Privileg seine Bürger gegen das Andrängen der Va- 
sallen und des Lehensrechles schirmen zu müssen glaubte [s. oben 
p. -374]. Jetzt treffen wir folgende Bestimmungen „Item princi- 
pibus, uobililms, ministeriahbus , ecclesiis proprietates et feoda per 
nostras civitates occupata reslituanlur, nee ulterius occupentur — . 
Item in civitalibus nostris nemo recipiat in pignore bona, juiibus 
quis infeodatüs est, sine consensu et manu domjni principalis" 
[a. 0. p. 282 f.]. Halten wir die ZeifVerhältnisse gegeneinander, 
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in welchen beide Verfügungen erlassen wurden, so war die des 
Nürnberger .Statuts unzweifelhaft die der höchsten und^ unum- 
schränktesten Macht der Ministerialen. Eben desshalb konnten wir 
in den Bestimmungen des Statuts nur eine Defensivmaassregel ge- 
gen die Fortschritte des Lehensrechtes auch in die Städte sehen. 
Dass dagegen die ebenangeführten der Furcht des Vasallenstandes 
vor den Uebergriffen der Städte ihren Ursprung verdanken , sehen 
wir aus den anderen Anordnungen, die uns den Einfluss der Städte 
in entschiedenem Fortschritte zeigen. Ich meine folgende: „lt. con- 
ductum principum per terram eorum, quam de manu tfDstra te- 
rient in feodo, per nos vel per nostros non impediemus. It. n^ 
compellantur aliqui per scultetos "nostros ad restitutionem eorum, 
que a longinquo tempore receperant ab hominibus, {»riusquam se 
in civitatibus nostris collocarent. It. in civitatibus nostris nullus 
terre damnosus vel a judice damnatus, vel proscriptus scienter 
recipiatur, recepti convicti restituantur. — It. civitates nostrae 
jurisdictionem suam extra civitatis sue ambitum non extendant^ 
nisi ad nos pertineat jurisdictio specialis. It. in civitatibus nostris 
actor forum rei sequatur/tiisi reus vel debitor priocipalis ibidem 
fuerit inventus, quo casu res[iondeat ibidem. -— It. ad opera ci- 
vitatum nemo cogatur, nisi de jure teneatur. It. homines advoca- 
ticü in nostris civitatibus residentes, antiqua [et debita jure per- 
solvant neque indebilis exactionibus molestentur." 

Dass alle die angeführten Bestimmungen durchaus ^erkannte 
Rechtsätze der damaligen Verfassung enthielten, kannVrht zwei- 
felhaft sein. Löher hat sie in der Fassung, die sie ein Jahr später 
durch Friedrieft erhielten [Pertz a. 0. p. 291 f.] ausfuhdich com- 
mentirt und mit Recht daraus geschlossen, dass die Städte alle 
diese Bestimmungen schon damals überschritten hatten oder zu 
überschreiten im Begrifle waren [Fürsten und Städte § 14 if.]. 
Alter er geht dabei von der Ansicht aus, dass sie im Rechte ge- 
wesen und diess eben müssen wir entschieden in Abrede stellen. 
Was z. B. die Geächteten und ihre Aufnahme in die Städte be- 
trifft, so kommen hier ganz entschieden der von ihm auch ange- 
führ|^ Landfriede und die Bestimmungen des Sachsenspiegels zu- 
nächst in Betracht [a. 0. p. 95 Pertz a. 0. p. 317 Sachsensp. III 
60 und 68]. Die von ihm angeführten späteren städtischen Statute 
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fiihiTii (las Verbot mir im Delnil ans, iiml neben dem Satze der 
frfilieren Gosbirer Slalnlen [Göschen a. 0. p. 119 Z^ 19 ff.], der 
sicli odVnbar anf das geistliche Gericht nnd die Excouimunication 
bezieht, steht der andere ebd. Z. 10 11*.; dieser stellt nnr den 
IIansfrie(h»n gfj^en die Verfolgnng eines Aechters sicher , giebt aber 
sonst diese dnrchans nnd ohne Einschränkung zu. ^ 

Ebenso verwirrt der Commentatör die Saciie, wenn er gegen 
das letzte Item über die homines advocaticii Philipps Privileg für 
Strassbm-g [Schöpflin Als. dipl. I p. 311] anführt. Keineswegs 
wurden dadurch die ansserstadtischen Besitzungen der Strassbur- 
§ier für vollkommen abgabenfrei erklart, sondern nur auf di^ 
Hof- und Ileersteuer, auf die servitia in exercitum et curiani, auf 
die Reichsteuer [s, oben p. 365] beziehen sich die Worlc: „ut 
nemini licitum sit, de bis proprietatibus — vel eorum hominibus 
servicium accipere — vel etiam cujus(piam precarie vel exactionis 
onus eis imponere". Eben wed die Burger dem Könige so reich- 
liche servicia in der Stadt geleistet, sollten ihre Guter draussen 
frei davon sein. Und ebenso ist auch unser Item zu fassen. 
Der Vogteimami soll weder von seinem aüSAvärügea Herren an Vogt- 
geld und Zins überlastet, noch in >ler Stadt durch exactiones in- 
debitae fd)erburdet werden, wie sie Phihpp einst [s. oben p. 359] 
den Cölnern untersagt hatle, pflichtig war er hier und dort zu 
beiden. 

Das Item über den Umfang der stadtischen Gerichtsbarkeit 
fasst Frioinch so: „civitates nostre Jurisdictionen! snani — nou 
^xtendant, nisi ad nos pertineat jurisdictio specialis" Löher be- 
zieht diesen Zusatz mit Recht auf die in einigen .Städten in der 
Hand des Kaisers verbliebenen Land- und Hofgerichte [s. oben 
p. 378], aber der Gegensatz dazu ist offenbar nicht die beschränkte 
Jurisdiction des städtischen Schidthcisscn , sondern die Jurisdiction 
jener Städte, die nicht Mittelpunkte eines grossen königlichen Be- 
richts- und Verwaltungsbezirks, sondern eben nur einfache städ- 
tische Marktgemeftiden waren. Es ist der Gegensatz • von Frank- 
furt gegen Friedberg , von Nürnberg gegen Pfullendorf oder Mols- 
heira. ^ 

Man sieht aber aus Löhers Commentar und aus diesen Ent- 
i;egnungen , dass eben jene Bestimmungen umsonst eine rasch über 
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alle Dämme brechende Gewalt iiotli einmal zurückzustaucn suchte. 
Diess hat Löher zum Theil seihst anerkannt, wenn er ,;i[lie Tak- 
tik" der Städte loht „mit der sie Schritt vor Schritt der Terrilo- 
rialherrschaft das Land, auf welches sie sicli hingehi«paTt hat, ab- 
zuringen suchen'* [a. 0, p. 62] und bemerkt „wie die Städte 
bereits an Stärke und Zuversicht gefährlich geworden** [ebd. p. 8ü]. 
Der grosse- Unterschied zv^lschen unserer und seiner Ansicht ist nur 
der, dass wir diess Alles nur auf die königlichen Städte zunächst 
beziehen und dass wir diese alle für entschieden hofrechtliche Ge- 
meinden halten. 

Friedrich und sein Sohn opferten daher nicht durch cHm 
Verordnungen eine freie Bevölkerung, die sich erhob, den An- 
sprüchen der Fürsten, sondern sie suchten nur an ihrem Theil 
eint; Kraft zurückzuhalten imd zu regeln , die in des Kaisers sich- 
rer Hand so iiberraschend schnell sich entwickelte und hn weitem 
Kreise die verschiedensten Kräfte hi sich zu verschmelzen drohte. 

Inmitten dieser grossen Bewegung, die von den köniüjlichen 
llofstädten aus und zu ihnen hin Alles erschütterte macht uns nun 
die Verordnui% geg<m dife' städtischen „comnfitmiones, constitnlio- 
nes, colligationes , confederationes vel conjurationes**' [Pertz a. 0. 
p. 279] darauf aufmerksam, dass auch in den. übrigen Städten die 
kaiserliche Politik ihre Wirkungen äusserte. Jene Einungen, Freund- 
schaften, Gilden haben wir oben zu schildern gesucht [Gap. 7, h.]. 
Halten wir mit dein angeführten Ausdrucke den des snateren Ge- 
setzes vom Jan. 1232 zusammen, so- werden oiTenlm^^owol die 
communia und consilia civitatumwie die cujuslibet artificii conterf(S|i^ 
nitates seu societates [Pertz a. 0. p. 28(3] darunter zu verstehen sein. 
Unleugbar waren in Folge der allgemeinen Bewegung in den fürst- 
Hchen Städten solche genossenschaftliche Bewegungen bemerklich 
geworden. Aber mit Nichten w ird man nun sofort der(»n Entwicke- 
hiiig als durchaus im Interesse der königlichen Politik zu denken 
haben. 

Wir haben gesehen , dass Friedrich selbst dergleichen in Gos- 
lar verbot und gestattete [oben p. 386]. Dass die fürstliche und 
nartitpntlich die bischöfliche Verwaltung, auch im Interesse des Kö- 
nigs, jede zu grosse städtische Unabhängigkeit verhindern musste, 
stellte sich an einfclnen Beispielen [oben p. 379 f.] deutlich heraus. 
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Dem onlspricht es nuii auch voüsUlndig, duss zunächst die Ein- 
richtung^ sohrher Geuossciischafieri aiisdruckHch von der Zusümmung 
des Köiii^'s und der doniini civilatum ahhnngig gemacht wird, so 
zwar, (lass weder der König, noch der Stadtherr allein derglei- 
chen in einer fürstlichen Stadt gestatten darf: ,,qaod nos sine 
doinini sni assensn civitatibns — auctoritateni faciendi communio- 
nes non polerainns — inii>er(iri et qnod doniinis civ. ^ine noslre 
niajeslatis assensn siiniHa in «^uis civitatibns facere non licebat [a. 
0. p. 279]. Man sieht also, wahrend hier dem König und den 
Forsten die. freie Verfügung benommen wird , behält sie der König 
io den Städten wo er selbst dominus ist. 

Ich bemerke hierzu, dass, unserer Darstellung nach, in den 
meisten Dischofstddten der König und der Bischof mehr oder we- 
niger nicht allein ein Interesse, sondern auch ein Recht hatten, 
in dieser Weise einzugi'cifen, weil eben die städtische Verfassung 
imd Verwaltung aus ihren beiderseitigen officUs und officiales ge- 
mischt war, und weil die conjurationes wesentlich eben eine 
Neubildung aus solchen hofrechtlichen Elementen waren. Die er- 
wfibnle Verfügung War also ein Act eiafacher Gerechtigkeit, sie 
war aber weiter ein Zug tiefer Politik: sie liess dem Könige voll- 
konnntMi freie Hand, die Kraft seiner eigenen Städte, die so miss- 
Irauiscli beobachtet winde, in dieser Richtung weiter zu entwickeln, 
und liess anderer Seits ihm die volle ControUe über die Verfassung 
der Rischofstädte. 

l)i(^ Stellung der königlichen Gewalt war, was die Städte be- 
traf, olVenbar eine merkwürdig gespannte in dieser Zeit. Aller- 
dings hatten die Könige durch grosse und entschiedene (^nces- 
sionen die unzweifelhaften Uebergriffe ihrer eigenen Städte zu 
zügeln gesiu'.ht, ja sie hatten z. R. in der Aufhebung der Bann- 
meih», in dem Verzichte auf neue Stadteanlagen ausserordenthche 
(^oncessionen in dieser Richhmg gemacht, aber anderer Seits be- 
hiellen sie sich doch das unbesdn änkle Recht der Raths-, Zunfl- 
und GildebiUhnig, und dieser Eine Umstand eröffnete zweifelsohne 
der Revölkenmg ihrer Städte ganz andere Aussichten, als sich der 
der fürsilichen Slädle holen. Wir müssen hier wenigstens hei- 
läufig daran erinnern dass damals Friedrich, Lübeck neu privile- 
girl halte, dem der beständige Strom der Auswanderung aus bi- 
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schöflichcn und füistliclien Stadien neue Bürger zufuliric, und 
dass damals gerade Ilerrmann v. Saiza, der intimste Verlraute 
seiner Politik, seine neuen Städte in Preussen gründete. 

Der Gegensatz, den wir in den Verhältnissen seiner ersten 
Jahre narliwiesen , musste immer schlagender und schärfer hervor- 
treten. War es möglich, dass der König für seine Städte seine 
Politik heihehielt, und dass daneben gedeckt und gestützt durch 
seine olTenen Zugeständnisse, die Bischöfe den Eintluss jener jen- 
seitigen Entwickelung von ihren Städten fernhielten? Friedrich 
that einen letzten und entscheidenden Schritt in dieser Richtung 
durch die bekannten Edicte des Jahres 1232. Er hob alle selb- 
ständigen Stadträthe, magistri civium mid rectores und alle ZünRe 
und Tiilden mit Einem Schlage in den Bischof stfidten auf [Pertz . 
a. 0. p. 286 f.]. Dadurch verzichtete er hier auf seine Einwir- 
kung auf die städtische Verfassung, die Heiinuchs Gesetz iinn 
offen gelassen. Erzbischöfe und Bischöfe wurden unuinschränkte 
IIerr(Mi ihrer Städte, indem fortan ihre officiales nur nach ihrer 
ausdrucklichen Einsetzung verwalten durften [s. oben p. 336]. 
hie consiha und oificia wurden dadurch zum Theil in ihre alte 
Steihmg zurückgedrängt, die Bischöfe wieder mit ihnen in die 
frühere unmittelbare Verbindung gebracht. 

Dagegen blieben offenbar die weltlichen Fürsten in der neu- 
geordneten Abhängigkeit vom Könige, so weit es ihre Städte an- 
ging. Es gab also jetzt folgende drei Classen von SLäjlliMi: (he 
des Königs, in welchen er unb(>hindert jede neue Bildung selb- 
ständiger consilia oder conjin-ationes gestatten konnte, die der 
weltlichen Fürsten, in ihn\ei\ sokbe nur mit Zustimmung (h»s Kö- 
nigs und des domhius civitatis gestattet waren, und endhch die 
Biscliofstädle, in denen sie definitiv aufgehoben waren. 

Es ist bekannt, dass Friedrich sich bald von der llnausfuhr- 
barkeit dieser Maassregel überzeugte. Wir brechen hier unsere 
Darstellung zimächst ab. Jedenfalls glauben wir bewiesen zu ha- 
ben, dass er auch schon in dieser ersten Hälfte seiner Regierung 
die Bedeutung städtischer Entwickelung nicht allein theoretisch, 
sondern nach dem Maasse der Verhältnisse auch practisch aner- 
kannt hatte. 
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Indem wir hier unsere Untersuchung abscliliessen, trdlen 
wir nur eine 'Bemerkung noch biniBfügen. Die gewonoene An- «^ 
sieht, dass die Grundlagen aoserer Stadtverfassungen wesentlich -Sjt 
hofrechtUclier Natur sden, mag den Gefühlen wie den wisse* 
schafllichen Ueberzengungen Mancher \viderrtreiten._ Wir aner- 
kennen die ersteren wie die letzteren. In dieser schrwierigen und 
oft unklarc^n Frage wird sich, nnsrer Meinung nach, ein mathe- 
matisch sicheres Resultat kaum gewinnen lassen. Uns scheinen nur 
die Spuren und Trümmer der älteren Verhältnisse so entschieden 
^u unserer Annahme hinniführeu , dass man bei einer längeren Be- 
^iraehtimg diese Hypothese jeder anderen vorziehen muss. 

Allerdings Iheilt nun bei dieser • Ansicht iljer Bürgerstand un- 
serer älteren Städte, da»''iPatriciat mit dem niederen Adel den, 
wenn man es so nennen will, Makel einer- unfreien Herkunft. 
Das mag denen trostlos erscheüien, die fortwährend die BegrilTe 
und Vorstellungen unsrer Zeit ui das Mittelster hineintragen. Un» 
schent diese Art der Betrachtung ebenso anba*echtigt, wie jene 
umgekehrte, die iu der neueren Zeit tke Vorstellungen und Eräfle 
des Mittelalters sndlt. Die Kluft ist ii^di l^d^ Seiten hin fast 
unühersteigUch, nur wer alles Jenseitige jenseits lässt, mag hier 
diesseits unbeirrt und geradeaus die Dinge betrachten. 

Eine Genugthiumg wenigstens muss für jeden in dieser An- 
sicht liegen: sie findet auf allen Seiten, auf. der des Kaiserthums 
wie der der Fürsten und namentlich der geistlicheui Fürsten wcni» 
ger Ge\mttliat und unberechtigte Tyrannei. Der. Jhespriindet^ 
^Lechle zeigen sich mehr und der yielgetadelten Anibassnngen we- 
niger. Dass die Bürgerschaften^nj^ durch die Verhältnisse luijl 
die natürhche Entwickelung des Verkehr» in eine Stellung gehoben - 
werden, die den äusseren Formen ihi^ Re^ta nkfai, mehr entr 
spricht, das ist der Gang menscidicher Dinge und dass sie dann 
diese Slellung mit allen Kräften zu behaupten suchen, das ist der 
innere Trieb jeder wahren MeuscheunatHr. 
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Berichtitniigi|% 

Unler den manchJS Druck - und SchrcibHjj|JB», die Itei der Revision den 
Augen des Verfasserscnlgiingen, sind folgende von Mang: 
]). aaz. 20 fAr eJRtaial lies nicht allein 

- 179 . 21 r Laiiiberl I. Unino 

- - - . Ä f.* ad. a.^()74 I. de hello Sa\. c. 32 
. - 305 - 5 f. liei^ L liessen 

- 325 - 20 f. AlhsiviDn Slrasshurg I. Mallhias von Neuhnig 
* 357 - 19 f. I1.<iifr. • : ^^ '_ 
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